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DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 

Ein »Integriertes Schutzgebietssystem« zur Sicherung von Natur und Landschaft 
- entwickelt am Beispiel des Landes Niedersachsen -

Einleitung und Begründung 

Bis heute haben Naturschutz und Landespflege ihre Aktivi­
tät überwiegend auf die Bereiche beschränken müssen, die 
bei der Nutzung der Landschaft »übrig blieben«, weil sie je­
weils nicht nutzbar waren oder eine Nutzung nicht lohnte. 
Daher verdanken viele unserer heutigen schutzwürdigen 
»Biotope« ihre Existenz einem fehlenden oder nur schwa­
chen Nutzungsinteresse, d. h. sie sind in negativer Auslese 
entstanden. Man erkennt sie gewöhnlich auch an ihrem na­
turnahen oder nverwildertencc Charakter, und allein dadurch 
gewinnen sie in einer immer stärker denaturierten, naturfer­
nen Landschaft ihren Wert. 

Naturschutzgebiete und Naturdenkmale wurden oft mehr 
aufgrund zufälliger und spontaner örtlicher Initiativen als 
aufgrund eines wissenschaftlich begründeten Gesamtkon­
zepts eingerichtet. Dabei wurde vielfach von der stillschwei­
genden Voraussetzung ausgegangen, daß mit diesen ge­
schützten Flächen die wertvollsten Bestände oder Anteile 
naturnaher Lebensgemeinschaften gesichert würden; zwi­
schen diesen Schutzflächen würden noch genug Existenz­
möglichkeiten für die übrigen Bestände bleiben, so daß der 
Zusammenhang der Populationen in ihren geographischen 
Verbreitungsgebieten gewahrt bliebe. Diese Voraussetzung 
konnte einerseits durch die ökologische Forschung nicht 
bestätigt werden und entfiel in vielen Gebieten andererseits 
durch die Intensivierung der Landnutzung. 

Auf einer solchen Grundlage - um es deutlich auszu· 
drücken; als ein »Abfallprodukt« der Landnutzung - kann 
ein moderner Naturschutz, der zudem gesetzl icher Auftrag 
ist, nicht mehr betrieben werden. Die Verwirklichung des Na· 
turschutzes erfordert ein integriertes Schutzgebietssystem, 
wie es in analoger Weise im Verkehrsbereich als integriertes 
Verkehrssystem, in der Raumordnung als das System der 
zentralen Orte und Entwicklungsachsen vorliegt und akzep­
tiert wird. Naturschutz in der Industriegesellschaft ist nicht 
mehr denkbar als ein bloßes Grundgerüst geschützter Pflan­
zen- und Tierarten oder als eine Ansammlung von durch· 
schnittlich sehr kleinen, zusammenhanglosen Schutzgebie· 
ten, die nicht einmal in der Wirtschaftsflächen-Statistik er­
scheinen. Naturschutz geht jedoch über den Arten- und Bio­
topschutz hinaus, die beide keinen Selbstzweck darstellen; 
sie s ind Instrumente zur Sicherung der gesamten Lebens­
grundlagen. Naturschutz wird nicht nur in schutzwürdigen 
Biotopen, sondern auch auf jedem Acker, in jedem Forst und 
in jeder Großstadt betrieben, wenn auch mit ganz anderen 
1 nstrumenten. 

Um über die vorgenannten Fragen und über den möglichen 
Aufbau integrierter Schutzgebietssysteme mehr Klarheit zu 
erhalten, veranstaltete der Deutsche Rat für Landespflege 
am 3. und 4. März 1981 in Hannover ein wissenschaftliches 
Kolloquium mit dem Oberthema »Vorschläge für ein inte· 
griertes Schutzgebietssystemu, das mit Hilfe von For· 
schungsmitteln des Landes Niedersachsen unterstützt wur­
de; außerdem hat der Bundesminister für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten das Gutachten durch einen Zuschuß 
gefördert. Nach folgend aufgeführte Referate wurden von 
Sachverständigen verschiedenster Bereiche vorgetragen 
und anschießend ausführlich diskutiert bzw. als Berichte zur 
Verfügung gestellt: 

Peter BECK, Heinz-Christian FRÜND: Habitatsstrukturmes­
sungen zur Gewinnung von Indikatoren für Tiergemein­
schaften: Prinzipien der Anwendung 

Knut HAARMANN: Der aktuelle Zustand der Naturschutzge· 
biete in der Bundesrepublik Deutschland - eine vorläufi· 
ge Übersicht 

Wolfgang HABER: Die Biotopkartierung in Bayern 
Bernd! HEYDEMANN : Vorschlag fü r ein Bioschutzzonen· 

konzept am Beispiel Schleswig-Holsteins - Ausweisung 
von schutzwürdigen Ökosystemen. und Fragen ihrer Ver­
netzung 

Giselher KAU LE: Das Arten- und Biotopschutzprogramm 
Saarland und Ergebnisse der Modelluntersuchung Ingol­
stadt 

Dietrich LÜDERWALDT: Vorarbeiten des Landes Nieder­
sachsen für ein Schutzgebietssystem 

Hans-Joachim MADER: Größe von Schutzgebieten unter Be­
rücksichtigung des lsolationseffektes 

UJ"rich MEHL: Gedanken zur Biotopkartierung in Schleswig­
Holstein 

Peter MIOTK: Erste Auswertungsergebnisse der bisherigen 
Kartierungen der für den Naturschutz wertvol len Bereiche 
in Niedersachsen 

Ernst PREISING: Stand und Auswertung der Roten Li ste der 
Pflanzengesellschaften in Niedersachsen 

Holger WESEMÜLLER: Das Wattenmeer als System - lnte· 
grierter Schutz als Notwendigkei t 

Otti WILMANNS, A. KRATOCHWIL: Gedanken zur Biotop­
kartierung in Baden-Württemberg 

Herbert SUKOPP: Erfahrungen in der Biotopkartierung in 
Berlin im Hinblick auf ein Schutzgebietssystem 

Modellbeispielff 

Hans-Jörg DAHL, Wi lhelm GRÖVER, Peter MIOTK: Drei Mo· 
delle fü r Schutzgebietssysteme: Naturraum Haren-Hese­
per-Moor, Naturraum Wietingsmoor, Naturraum Hochharz 

DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE: Das Naturschutz· 
gebiet »Taubergießenu am südlichen Oberrhein ; ein Bei­
spiel integrierten Gebietsschutzes 

Holger WESEMÜLLER: Das Wattenmeer als System. 

Wie das Kolloquium zeigte, ist die Erarbeitung eines inte­
grierten Schutzgebietssystems eine umfassende wissen­
schaftliche und praktische, theoretische und instrumentelle 
Aufgabe. 

Ein Arbeitsausschuß des Rates, dem die Herren 

Professor Dr. Konrad Buchwald 
Professor Dr. Wolfgang Haber 
Professor Dr. Gerhard Olschowy und 
Professor Wolfram Pflug, 

von seiten des Niedersächsischen Landesverwaltungsam­
tes - Naturschutz, Landschaftspflege, Vogelschutz -

Ltd. Baudirektor Dietrich Lüderwaldt 
Biologierat Dr. Peter Miotk, 
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von seilen der Bundesforschungsanstalt fü r Naturschutz 
und Landschaftsökologie 

Dr. Hans-Joachim Mader 

sowie die wissenschaftliche Mitarbeiterin des Rates 

Dipl.-Ing. Angelika Wurzel 

angehörten, hat in Auswertung des Kolloquiums die vorlie­
gende Stellungnahme verfaßt , die vom Plenum des Deut­
schen Rates für Landespflege am 27. September 1982 verab­
schiedet wurde. 

Sie ist folgendermaßen gegliedert: 

Defini t ion und Begründung eines »Integrierten Schutzge­
bietssystemsu 

Bestandsau fnahme 

- Wissenschaftliche und praktische Grundlagen 
- Leitbilder für ein Schutzgebietssystem 

- Empfeh lungen 

Anhang: Modellräume als Beispiele f ür integrierten Ge­
bietsschutz. 

2 Definition und Begründung eines »Integrierten Schutzge­
bietssystems« 

Naturschutz und Landschaftspflege sind gemäß § 1 Bun­
desnaturschutzgesetz und § 1 Niedersächsisches Natur­
sc hutzgesetz Aufgaben, d ie auf der gesamten Landesfläche 
durchzu führen sind. 

Die notwendigen Maßnahmen, ihre Methoden und Intens ität 
ri ch ten sich jeweils nach der Beanspruchung und der Be­
schaffenheit der Flächen, die fast überall durch jahrhunder­
telange Nutzung geprägt sind, müssen aber (vgl. § 1 Abs. 2 
beider Gesetze) einem ausgewogenen Gesamtkonzept fol­
gen. Dies war bisher nicht selbstverständl ich; denn Schutz, 
Pflege und Entwicklung vo n Natur und Landschaft sind teil­
weise isoliert voneinander betrieben worden, und die Siche­
rung der »Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltesu, der 
»Nutzungsfähigkeit der Naturgüteru, der „pflanzen- und Tier­
wel t« sowie der »Vielfal t, Eigenart und Schönheit von Natur 
und Landschaftu wurde z. T. von unterschiedlichen Institu­
tionen mit verschiedenartigen Motiven und Schwerpunkten 
zu erreichen versucht. 

Im Mittelpunkt der Naturschutzarbeit stehen diejenigen Ge­
biete eines Landes, in denen Schutz oder Erhaltung natürl i­
cher Erscheinungsformen und Abläufe ständig oder zeitwei­
lig Vorrang vor der Nutzung haben. Solche durch einen 
Schutzvorrang ausgezeichneten Gebiete können nach neu­
zeitlichen ökologischen Erkenntnissen nicht in bel iebigen 
Flächengrößen zufäl lig vertei lt im lande liegen, sondern 
müssen so einander zugeordnet und zweckmäßig im Raum 
verteilt sein, daß sie in einem ökologischen Zusammenhang 
stehen. Zugleich müssen sie auch auf die jeweil igen Nutzun­
gen des Raumes abgestimmt sein, die ihrerseits Rücksicht 
auf die Schutzbelange zu nehmen haben. Sch utzgebiete, die 
diesen Anforderungen genügen, sind nicht in allen Landes­
teilen in ausreichender Zahl, Größe und Qual ität vorhanden 
und müssen daher teilweise neu entwickelt werden. 

Für ein planmäßig ausgewiesenes System von Schutzgebie­
ten sprechen vor allem folgende Gründe: 
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Erhaltung von naturnahen Biotopen in jedem Naturraum, 
d ie für d iesen typisc h sind und die dem Artenschutz so­
wie der wissenschaftlichen Forschung auf naturräum li­
cher Grundlage dienen 

Erhaltung des gesamten Genbestandes von Pflanzen 
und Tieren in ausreichend großen, miteinander in Verbin­
dung stehenden Schutzgebieten zwecks Erhaltung der 
Artenvielfalt sowie zu Forschungszwecken 

Erhaltung und Schaffung von Biotopen, die von mensch­
lichen Einwirkungen wie Lärm, Tritt, Chemikalien, Dün­
gung, Stäuben und Gasen verschont bleiben, damit sich 
dort die Lebensgemeinschaften nach den ihnen eigenen 
Gesetzen entwickeln und widerstandsfähige Bestände 
bilden können. 

Erhaltung von empfindlich auf Umweltveränderungen re­
agierenden, freilebenen Pflanzen- und Tierarten als Bio­
indikatoren zur Überwachung und Erfassung vom Um­
weltbelastungen 

Förderung der ökologisch günstigen Auswirkungen von 
naturnahen Landschaftsteilen au f benachbarte, genutz­
te Landschaftsräume (z. B. von Hecken und F lurgehölzen 
auf benachbarte Felder oder Weiden). Die Wirkung be­
steht vor allem in der Stärkung der Widerstandskraft der 
genutzten Ökosysteme gegen Belastungen, u. a. in der 
biologischen Schädlingsbekämpfung 

Erhaltung von schutzwürdigen Landschaftsbi ldern, vor 
allem wenn sie naturnahe Bestände aufweisen, deren Zu­
sammenhang für Gestalt und Haushalt der Landschaft 
nicht gestört werden darf 

Schaffu ng und Erhaltun g von Nahrung sbio topen für Tier­
arten, die in der Ku lturlandschaft gezwungen sind, mehr 
oder weniger weite Strecken zur Nahrungsaufnahme zu­
rückzulegen (z. B. Störche, Tag- und Nachtgreifvögel so­
wie zahl rei che Groß- und Kleinsäuger) 

Schaffung und Erhaltung von in angemessenem Abstand 
voneinander liegenden Nahrungs- und Rastplätzen fü r 
den Vogelzug 

Erhaltung oder Schaffung ungestörter Zug- oder Wander­
wege für solche Tierarten, die in ihrem Lebenszyklus 
mehr oder weniger große Wanderungen oder Biotop­
wechsel unternehmen (z.B. Rot- und Schwarzwild, Mar­
der, Spitzmäuse, Frösche und Kröten) 

Erhaltung und Schaffung von naturnahe belassenen 
F lugwegen für Insekten (u. a. Käfer, Sc hmetterlinge, 
Hautflügler und Zweif lügler), von denen vie le für die Be­
stäubung der Blütenpflanzen unentbehrlich sind 

Erhaltung und Schaffung von naturnahen stehenden Ge­
wässern und naturnahen Strecken (in angemessenen Ab­
ständen) an allen Fließgewässern als Laich- und Nah­
rungsbiotope für reviergebundene und wandernde Fisch­
arten sowie für Amphibien und Wasserinsekten (Libellen) 

Erhaltung der restlichen und Schaffung neuer Auewälder 
als Ausg leichsräume für Hochwässer, für Wasserinf iltra­
tion und -Speicherung 

Erhaltung und Wiederherstellung grundwassernaher 
Standorte (Feuchtbiotope) und deren typischer Pflanzen­
und Tierwelt. 

Als Def inition für ein integriertes Schutzgebietssystem soll 
gelten: 

»Ei n integr iertes Schutzgebietssystem ist ein zu ent­
wickelndes Netz von Schutzgebieten, das aus allen na­
turraumspezif ischen Biotopen in ausreichender Größe 
und in ökologisch funktionaler Verteil ung im Raum be­
steht, unterschiedliche Schutzgebietskategorien umfaßt 
und in dem die Schutzgebiete über spezif isc he naturna­
he Landschaftsstrukturen miteinander verbunden sind.u 

Die Integrat io n wird verstanden 

1. räuml ich 
(d. h. den ganzen ·Raum abdeckend, im Mittelpunkt 
Schutzgebiete (s. o.) und Naturraum-spezifische Land­
schaftsstrukt uren, die zu erhalten bzw. zu entwickeln 
s ind); 



2. rechtlich 

2.1 naturschutzrechtlich (Natursc.hutzgebiete, Natur· 
denkmale, Landschaftsschutzgebiete, geschützte 
Landschaftsbes tandte ile); 

2.2 andere Rechtsmaterien (Naturwaldreservate, Wild· 
schutzgebiete, Wasserschutzgebiete, Schutz· oder 
Bannwälder); 

3. planerisch 

3.1 eigene Fachplanung (Landschaftsrahmenplan, Land· 
schaftsplan, Fachplan); 

3.2 Gesamtplanung (Raumordnung, Landesplanung, 
Bauleitplanung); 

3.3 andere Fachplanungen (Agrarplanung, Straßenpla· 
nung, Wasserwirtschaft). 

Ein moderner, wissenschaftlich gesicherter und praktisch 
erfolgversprechender Naturschutz ist ohne das Grundgerüst 
eines nintergrierten Schutzgebietssystemscc nicht mehr 
denkbar. 

Der Arten- und Biotopschutz muß von einem neuen Gesamt­
konzept ausgehen. Er folgt damit lediglich Gesamtkonzep­
ten, wie sie in anderen Handlungsbereichen völlig selbstver­
ständlich sind, obwohl auch sie dies nicht von Anfang an 
waren. 

Als Beispiel sei§ 37 des Flurbereinigungsgesetzes von 1953 
(in der Fassung von 1976) zitiert: »Die Feldmark ist neu ein· 
zuteilen und zersplitterter oder unwirtschaftl ich geformter 
Grundbesitz nach neuzeitlichen betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zusammenzulegen und nach Lage, Form 
und Größe zweckmäßig zu gestaltencc. 

Grundsätzlich nichts anderes soll mit einem Biotopverbund· 
system erreicht werden, nämlich Biotope nach neuzeitli­
chen wissenschaftlichen Gesichtspunkten und nach Lage, 
Form und Größe zweckmäßig zu gestalten. In den Natur· 
schutzgesetzen Hessens und des Saarlandes sind Best im­
mungen formuliert worden, die bere.its auf ein integriertes 
Schutzgebietssystem hinweisen oder sogar einen Ansatz 
dafür bieten. 

§ 1 (1) Nr. 1 HeNatG bestimmt als Grundsatz, den "Bestand 
bedrohter Pflanzen· und Tiergesellschaften auf einem aus­
reichenden Teil der Landesfläche durch die Ausweisung von 
Schutzgebieten nachhaltig zu sichern; die natürlichen Wan· 
derwege der unter besonderem Schutz stehenden Tierarten 
sind bei allen öffentlichen Maßnahmen zu erhaltencc. 

§ 2 Nr. 14 Saarl. NatG fordert: nln Gebieten intensiver Bo· 
dennutzung ist zur Stützung des Naturhaushaltes eine Min· 
derung der Belastung durch Aufbau eines ökologischen 
Ausgleichsflächensystems anzustrebencc. 

3 Bestandsaufnahme 

3. 1 Gesetzliche Grundlagen 

Die Schaffung eines integ rierten Schutzgebietssystems er­
fordert die Überprüfung der gesetzlichen Vorschriften, die 
als Grundlage dafür in Frage kommen. 

Zu den im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) von 1976 
genannten Zielen des Naturschutzes (§ 1) gehören Schutz, 
Pflege und Entwicklung u. a. der Pflanzen· und Tierwelt ; als 
einen der Grundsätze des Naturschutzes nennt es Schutz 
und Pf lege wildwachsender Pflanzen und wi ld lebender Tiere 
als Teile des Naturhaushaltes (§ 2 Abs. 1 Nr. 10). § 20 
BNatSchG, der den 5. Abschnitt »Schutz und Pflege wild­
wachsender Pflanzen und wildlebender Tierecc einleitet, be· 
zieht diesen auf Schutz und Pflege der wildwachsenden 
Pflanzen und wildlebenden Tiere, ihre Entwicklungsformen, 

Lebensstätten, Lebensräume und Lebensgemeinschaften 
als Teil des Naturhaushaltes. 

Derartige Vorschriften können jedoch den ökologischen Er­
wartungen nicht genügen, weil eine Art ja ein Abstraktum 
und als solches nicht greifbar ist. Artenschutz muß daher 
Populations„ Biozönosen· und Biotopschutz sein, wenn er 
wirksam sein soll. 

Die neuen Naturschutzgesetze fordern, wenn auch in unter­
schiedlichem Ausmaß, sämtlich einen allgemeinen Biotop­
schutz, wie z.B. in dem bereits erwähnten§ 20 BNatSchG. 
Einige Landesnaturschutzgesetze enthalten entsprechende 
Bestimmungen in ihren Zielen und Grundsätzen, so z. B. Ba· 
den·Württemberg, Bayern, Ber lin, Bremen, Hamburg, Hes· 
sen, Niedersachsen, Saarland und Schleswig·Holstein. 

Für Naturschutzgebiete kann man davon ausgehen, daß sie, 
selbst wenn dies nicht ausdrücklich erwähnt wird, dem Bio­
topschutz dienen oder praktizierten Biotopschutz darstel· 
len. Das niedersächsische Naturschutzgesetz (§ 24 Abs. 1) 
sieht sogar vor, daß auch solche Gebiete unter Naturschutz 
gestellt werden können, von denen zu erwarten ist, daß sie 
sich erst in Zukunft zu wertvo llen Biotopen entwickeln wer· 
den. Für Naturdenkmale als Schutzkategorie ist der Biotop· 
schutz dagegen nicht selbstvers.tändlich. Nur die Natur· 
schutzgesetze von Bayern (Art. 9), Baden·Württemberg (§ 24) 
und Berlin (§ 21) nennen ausdrücklich einen Schutz von Bio­
topen oder Lebensstätten als Zweck einer Naturdenkmal­
Ausweisung. Die Gesetze von Baden·Württemberg (§ 24), 
Bremen (§ 21) und Schleswig-Holstein (§ 18) zählen sogar 
spezielle Biotope als Anlässe für eine Naturdenkmal-Aus­
weisung auf. Die Flächengrößen von Naturdenkmalen sind 
z. T: beschränkt: für Baden-Württemberg, Bayern und Berlin 
auf 5 ha, für Bremen und Schleswig-Holstein auf 1 Hektar. 

Landschaftsschutzgebiete dienen in eingeschränkter Weise 
ebenfalls dem Biotopschutz. Eingeschränkt ist dieser 
Schutz deshalb, weil Nutzungsverbote nicht so streng ge­
handhabt werden und weil vom Gesetzgeber i hre besondere 
Bedeutung für die Erholung hervorgehoben wird. 

Da sich Naturparke und Nationalparke in ihrem Schutzsta­
tus von den vorgenannten Schutzkategorien n icht unter­
scheiden - sie bestehen nach den Gesetzen im wesentl i­
chen aus Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzge­
bieten -, brauchen sie nicht näher behandelt zu werden. 

Gerade auf den Biotopschutz zugeschnitten wäre die 
Schutzkategorie der »Geschützten Landschaftsbestandtei­
le« , die bereits im Reichsnaturschutzgesetz (RNG, § 5 »Son­
stige Landschaftsteilecc) von 1935 enthalten war und dort 
schon einen Biotopschutz für Tiere andeutet; sie könnte 
z.B. das Instrument zum Schutz der Naturraum-spezifi· 
sehen Landschaftsstrukturen (Vernetzungen etc.) sein. 

§ 18 BNatSchG ermöglicht den Schutz solc her Landschafts· 
bestandteile zur »Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes«; nach § 20 ist der Artenschutz nTei l des 
Naturhaushaltescc. Auch kann der Gesamtbestand an Bäu­
men, Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen in be· 
stimmten Gebieten geschützt werden. Alle Landesnatur· 
schutzgesetze enthalten eine dem§ 18 BNatSchG entspre· 
chende Schutzvorschrift, teilweise mit Aufzählung von Bei· 
spielen wie Röhricht, Ufervegetation, Einzelbäume, Baum­
reihen und Baumgruppen, Hecken usw. 

Zahlreiche Beobachtungen und Untersuchungen haben ge· 
zeigt, daß in den.letzten 50 Jahren die menschlichen Eingrif­
fe in das Gefüge von Natur und Landschaft an Ausmaß und 
Intensität ständig zugenommen habe·n und Hauptursache 
dafür sind, daß naturnahe Lebensgemeinschaften bzw. Bio· 
tope immer mehr auf nlnselnu zurückgedrängt werden. Die· 
ser nachteiligen En twicklung versucht das neue Natur· 
schutzrecht entgegenzuwirken, indem es derartige »Eingrif­
fe« einer Regelung oder einem Ausgleich unterzieht. Als soi-
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ehe Eingriffe definiert§ 8 BNatSchG Veränderungen der Ge­
stalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfä­
higkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild er­
heblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. Mit der Re­
gelung dieser Eingriffe, die bis zur Untersagung gehen kann, 
wi rd zugleich das Verursacherprinzip in das Naturschutz­
recht eingeführt. 

Im vorliegenden Zusammenhang ist von Interesse, wieweit 
der Arten- und Biotopschutz hierbei angesprochen werden. 
Nach § 2 (1) Nr. 10 und § 20 (1) BNatSchG wird der Arten­
schutz »als Teil des Naturhaushaltesu angesehen ; die Be­
einträchtigung der Leis tungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
durch einen Eingriff muß s ich also auch auf den Artenschutz 
beziehen. Die Naturschutzgesetze von Baden-Württemberg, 
Berlin, Bremen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland­
Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein zählen jeweils be­
stimmte Eingriffsarten auf, die auch Biotope betreffen, wie 
z. B. die Beseitigung von Hecken, Entwässerung von Moo­
ren, Verrohren von oberi rdischen Gewässern; in Rheinland­
Pfalz wird sogar die Erstaufforstung von Talsohlen einbezo­
gen.Baden-Württemberg und das Saarland er·klären in eige­
nen Paragraphen Eingri ffe in Feuchtgebiete als unzuläss ig. 
Andererseits ist in Hessen der häufig kritisierte Wirtschafts­
wegebau ein genehmigungsfreier Eingriff. Insgesamt er­
möglichen aber die Eingriffsvorschr iften durchaus eine Ver­
besserung des Arten- und Biotopschutzes, doch liegen bis­
her nur wenige Erfahrungen darüber vor. Wesentlich ist, wie 
die für Naturschutz un d Landschaftspflege zuständige Be­
hörde im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen »Eingrif­
feu erkennt und behandelt. Jeder Eingriff muß dabei objekt­
und raumbezogen beurteilt werden. Freilich ist die zuständi­
ge Behörde nach§ 8 (5) BNatSchG und nac h § 13 (3), 14 un d 
15 NdsNatSchG bezüg lich der Eingriffsregelungen nur zu 
hören, kann diese also nicht mitentscheiden. 

So begrüßenswert die Eingriffsregelung aus ökologischer 
Sicht is t, so problematisch ist sie in der praktischen Anwen­
dung. Ökosysteme sind vernetzte, komponentenreiche Ge­
bilde. Dort, wo ein Eingriff vorgenommen und gegebenen­
falls eine Auswirkung sichtbar wird, ist diese in der Regel 
nicht die einzige, sondern setzt sich über die Vernetzung 
fort, so daß weitere Folge-, Spät- und Rückwirkungen entste­
hen. Diese sind z. T. nicht immer voraussehba r, weil die Or­
ganismen eines Ökosystems auf Eingriffe in besonderer 
Weise antworten können, wie etwa die Entwick lung resi­
stenter Rassen bei der Anwendung von Bekämpfungsmit­

. teln erkennen läßt. 

Die Naturschutzbehörden, die für die Beurteilung der Ein­
griffe zuständig sind und die bei der Regelung ge hört wer­
den oder mitentscheiden müssen, stehen hier vor einer öko­
logisch sehr schwierigen Aufgabe. Ihrer Bewältigung steht 

. entgegen, daß - wie ein Mitarbeiter einer Oberst~n Natur­
schutzbehörde kürzlich· er läuterte - in einer solchen Behör­
de das biologisch-ökologische hinter dem juristischen, ver­
wal tungs- und verfahrensmäßigen Denken und Handeln 
stets zu kurz kommt und oft nicht einmal .gepflegt werden 
kann. Zwar stehen heute den Naturschutzbehörden fachli­
che Institutionen a ls Landesämter, -anstalten für Natur­
schutz o. ä. zur Verfügung, die aber personell oft unzurei­
chend ausgestattet sind und häufig auch mehr administra­
tiv als fachlich eingesetzt werden. 

Die Eingriffsregelungen sind ferner mit zahl reichen Ausnah­
mevorschriften ausgestattet, die einen u. U. fo lgenschweren 
Mißbrauch ausschließen sollen. Ih r aus ökologischer Sicht 
schwerwiegends ter Mangel liegt in der »Landwirtschafts­
klauselu. 

Im Bundesnaturschutzgesetz heißt es bereits unter den 
»Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege« (§ 1 
Abs. 3), d. h. an bevorzugter Stelle: 
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»Der ordnungsgemäßen Land- und Fo'rstwirtschaf t 
kommt für die Erhaltung der Kultur- und Erholungsland­
schaft eine zentrale Bedeutung zu; sie dient in der Regel 
den Zielen· d ieses Gesetzes.u 

Die eigentliche Landwirtschaftsklausel mit ihren für den Na­
turschutz besonders negativen Auswirkungen findet sich in 
§ 8 BNatSchG (»Eingr iffe in Natur und Landschaft«), dessen 
Abs. 7 lautet: 

»Die im Si nne dieses Gesetzes ordnungsgemäße land-, 
forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung ist 
nicht als Eingriff in Natur und Landschaft anzusehen." 

Diese Bestimmungen kehren in allen Landes.natu rschutzge­
setzen in gleicher oder ähnlicher Formulierung wieder. 

Darüber hinaus wird in allen Naturschutzgesetzen vorge­
schrieben, daß bei der Errichtung von Landschaftsschutzge­
bieten die Landwirtschaftsklausel besonders zu beac hten 
ist· Rhei nland-Pfalz und Saarland schreiben dies außerdem 
fü( die rechtsverbindl iche Festsetzung von Naturdenkmalen 
und geschützten Landschaf tsbestandteilen vor. Ferner ist 
die ordnungsgemäße land-, forst- oder fischereiwirtschaftli­
che Bodennutzung von den spezie llen Bestimmungen zum 
Schutz der besonders geschützten Pflanzen und Tiere - au­
ßer in Baden-Württemberg und Berli n - ausdrücklich aus­
genommen. 

Bemerkenswert ist , daß in den Naturschutzgesetzen Baden­
Württembergs und Schleswig-Holsteins d ie Land- und Forst­
wirtschaft von der Landwi rtschaftsklausel noch stärker be· 
günstig! wi rd als im BNatSchG und den übrigen Landesge­
setzen. 

Nach Ansich t vieler Naturschutzfachleute hat sich durch die 
Landwirtschaftsklausel die Rechtsunsicherheit für den Ar­
tenschutz verstärkt statt vermi ndert. Das lieg t vor allem an 
dem stritti gen Inhalt des Begriffes »ordn ungsgemäß«, der 
sich allenfalls mit landschaftspflegerischen Gesichtspun k­
ten, kaum aber mit solchen des Arten- und Biotopschutzes 
in Einklang bringen läßt. Bezeichnend dafü r is t, daß die ord­
nungsgemäße Bodennutzung auch von den spezie llen Vor­
schriften zum Schutz besonders geschützter Pflanzen und 
Tiere ausgenommen wird(§ 22 Abs. 3 BNatSchG). Hier sollte 
geprüft werden, ob die L,andwirtschaftsklausel aufgehoben 
oder doch so eingeschränkt werden kann, daß in Natur­
schutzgebieten der Naturschutz Vorrang hat. In ei ner Nega­
tivli ste könnten die landwirtschaft l ichen und forstwirt­
schaftl ichen lntensivmaßnahmen aufge listet werden, d ie 
als »Eingrif f in Natur und Landschaf t« zu werten sind. 

Es stellt sich die Frage, inwieweit die Verwendung chemi­
scher Substa nzen naturschutzrechtlich geregelt ist. Wäh­
rend das BNatSchG darauf nicht ausdrücklich eingeht, ha· 
ben es die Naturschutzgesetzgeber von Baden-Württem­
berg, Rheinland-Pfalz und Saarland für richti g gehalte.n, die­
sen Themen jeweils einen eigenen Paragraphen zu widmen. 

In allen diesen naturschu tzrechtl ichen Vorschriften wird je­
doch die land- und forstwi rtschaftliche, z. T. auch die gä rt­
nerische Bodennutzung sowie die. Fischere i von Verboten 
der Chemikalienanwendung ausgenommen. Hier greift die 
Landwirtschaftsklause l also ebenfalls ein. 

Niedersachsen(§ 36, 2) bestimmt, daß chemische Pflanzen­
behandlungsmittel nur auf landwirtschaftli ch, gärtnerisch 
oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen, Teichen für die 
Erwerbsfischerei und auf Hof· und Gebäudeflächen verwen­
defwerden dürfen. Die niedersächsischen Vorschriften über 
den besonderen Schutz von Pflanzen und Tieren (§ 38) wer­
den relat iviert durch§ 40 (2), wo es heißt: 

»Die Verbote des§ 38 gelten . .. nicht, soweit . .. bei der 
vorschriftsmäßigen Schädlingsbekämpfung . . . eine 
Beeinträchtigung besonders geschützt er Pfl anzen und 
Tiere nicht vermieden werden kann.« 



§ 41 (1) NdsNatG relativiert dieses wiederum: 

»Um zu verhüten, daß gefährdete Bestände einzelner be· 
sonders geschützter Pf lanzen· und Tierarten vermindert 
werden, kann die oberste Naturschutzbehörde durch Ver· 
ordnung, auch fü r Fälle des § 40, vorschreiben, daß be­
stimmte Handlungen oder die Verwendung bestimmter 
Geräte oder Mittel nicht oder nur unter bes timmten 

Schutzvorkehrungen zulässig sind. Anordnungen nach 
Satz 1 kann im Einzelfal l auch die obere Naturschutzbe· 
hörde treffen.« 

Alle diese Bestimmungen bedeuten, daß in der Praxis nur 
wenige Flächen wirklich von der Einwirkung der Chemika· 
lien freigehalten werden können, die in der modernen land· 
und forstwirtschaftl ichen Bodennutzung üblich und erlaubt 

Gl iederung der Naturschutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland nach Größenklassen 

(Stand: Dezember 19B 1) 

~ Bund 
bi50,9 1 ·4,9 5 ·9,9 10 · 19,9 20·49,9 

Baden-Württemberg 14 65 51 49 65 

Bayern 1 19 25 38 49 

Berlin 1 3 4 4 1 

Bremen 3 

Hamburg 2 1 

Hessen 16 27 34 34 

Niedersachsen 1 42 43 41 60 

Nordrhein-Westfalen 6 74 50 38 34 

Rheinland-Pfalz 3 14 13 23 31 

Saarland 3 7 1 3 3 

Schleswig·Holstein 7 8 16 21 

Bundesrepublik Deutschland 29 250 222 248 299 

Prozent-Anteil Dezember 81 1,97 16,98 15,08 16,85 16,87 

Prozent·Antell 1.10.76 2,6 19,0 15, 1 16,8 19,2 

Zahl und Fläche der Nalurschulzgebiele im Bereich der Bundesrepublik Deulschland 
1936 - 1981 • 
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32 . 15 8 7 3 309 

23 20 8 5 8 1 2 199 

1 14 

3 

5 3 2 2 15 

24 14 4 2 1 156 

29 32 20 8 7 1 3 287 

22 17 7 3 251 

20 8 5 1 1 119 

17 

18 10 13 4 2 1 2 102 

174 119 67 29 25 3 7 1472 

12.02 8,08 4,55 1,97 1,70 0,20 0,48 

10,6 7,0 4,3 2,3 1,8 027 0,63 

Anzahl und Flächengröße der N1turschutzgebi1t1ll In d&r Bundesrepublik Deutschland 

(Stand d•r Meldungen~ Bundnlindtr an die BFANL: Oer.tmbtf 19811 

AN:ahl dtt Fllcht der Ant•il t'll G~tflidw 
8undHllt\d N1tunchutrvebic:t• NJtUfKhuti;cblett "'dtrGnamt· dn BundHlandn 

(ha)21 ftiche (ha)31 

Baden·Wiirtttmberg 309 22 748,58 0,64 3 575 400 
a..,.,., 1119 87 996,90 1,26 7055100 
B•rlin 14 218.65 0,48 48000 
ll<emen em 0,02 40400 

H'"'"""' 15 2 "'43.00 3,24 75600 
Hc„en 156 10 197,32 0.48 2111300 
Nicdttuc:hwn 287 64 287.58 1,15 4 739 000 
Nordthein-Westf•ltn 251 16 226.23 OAB 3408 600 
Rheinland·Pfab: 119 8 481,98 0,43 1 984800 
Sawland 17 170,27 0,07 257 300 
Schln;w~Holsteln 102 12 891.78 0.8'2 1 570900 

Bundesrepublik Otuudlland un 215Be8,36 0.87 24 86C 300 

11 e, wtrdcn nur NSG mit abgeschlossenem Unters.chUU$tt llllngtVCtf1hrcn btrOcktlchtlgt. 

21 Ohnt N•turschutlgebi1tsfliche in der Nordsee (W1ttcnmeer und Sff91blt t um Hrigol1ndl und OstMt (Gelting•r Blrk 
unc:IW•lln•u/Fthm1rnl 

3) Cu•ll1: Stitisfüch9' Jatirbt.ieh 1980, S. 140 

Anhing: 

Naturschutzgebiete, die ganz oder Dbeiwiegend Im deutsc;hen Wattenmeer liegen 

An?.ahl der WJttllicht dtf Anteil"'! Gmmtc 
8undHllt\d N.atunc:huttQtblltt NaturtchuUgitbielt an der gcwntm W1ttflich1 

'"'' Weltßk:ht ""' 
Hamburg 1 200 CL 10000 
N;acs.rs.achsen 11 57 740 31,Q4 188000 
Sehl•wif-Hohi.in41 2 11!1) 188 n.1e 222000 

Bundesrtpublik 0.Utschl1nd 14 218 128 ~2. 18 418000 

41 Zu Schl1swig·Holstein rihtm noch dn NSG "MeJgolinder Feluoeket" mit •in« Gr&l1 \'On 5 138 h• KMi1 dicWauer· 
tlich•n.11nt1i l• "-' NSG "G~tingn Bifk• und "W.al lnau/ Flthmarn'" mit 430 t\a In dtt OstMt. SchlKwig-H~urin vrrfügt 
somit iit>.r ca. 155 756 ha Natunchutz111bl1tdllch1 im Streich dtf dtvttehen Nord· und am .... 

Bundesfonchungsanualt tu r N11ursdlut1 und l1nclschatts6hlogie 
ln1titut fUr N1 tuuchut1 und Tltröko1og1-

Konstantinstr. 110, 5300 Bonn 2 
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sind. Allerdings muß darauf hingewiesen werden, daß der 
Einsatz chemischer Mittel im Wald ganz wesentlich geringer 
is t als auf landwirtschaft lich genutzten Flächen. 

3.2 Stand des Gebietsschutzes 

Über den Stand der Naturschutzgebiete in der Bundesrepu­
blik Deutschland geben die Übersichten auf Seite 9 Aus­
kunft (Natur und Landschaft, 57 (1982), Heft 5). 

In der Bundesrepublik Deutschland stehen etwa 0,87 % der 
Landesfläche unter Naturschutz. Die erste Übersicht zeigt 
deutlich die flächenmäßig unterschiedliche Größe und Ver­
teilung der Naturschutzgebiete in den Ländern. Besonders 
großflächige Naturschutzgebiete finden sich vor allem in 
Niedersachsen (Lüneburger Heide, Oberharz, Wattenmeer 
Knechtsand/Eversand, Vogelschutzgebiet Jadebusen), in 
Schleswig-Holstein (Vogelfreistätte östlich Sylt), Nordrhein· 
Westfalen (Siebengebirge), Baden-Württemberg (Versteine­
rungsgebiet Ho lzmaden) und Bayern (Ammergauer Berge, 
Karwendel und Karwendelvorgebirge, Tei le der Chiemgauer 
Alpen, Königsee). 

Rund 50 % der Naturschutzgebiete sind nur bis zu 20 ha 
groß. Hier feh lt es an Pufferzonen, die den Einfluß der an­
grenzenden Flächen mi t ihren Nutzungen abhalten könnt~n. 
So können sich auch Entwässerung, Düngung, Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln und andere Maßnahmen unmittelbar 
auf die Naturschutzgebiete auswirken. 

Durch den Erholungsverkehr sind sie häufig auch besonders 
belastet. Die Forderungen, Naturschutzgebiete ni cht zu nut­
zen, bedeuten jedoch nicht, daß sie in jedem Fal l s ich selbst 
überlassen bleiben. In bestimmten Fä llen dürferi Pflegemaß· 
nahmen nicht ausgesch lossen sein, um den Charakter eines 
Naturschutzgebietes zu erhalten. Dies gilt z. B. für die Frei­
haltung von Heideflächen oder Feuchtgebieten von aufkom­
mendem Wald. 

Ein tatsächl icher Voll schutz ist in Naturschutzgebieten nur 
möglich, wenn die Flächen aufgekauft und die Betreuung 
durch d ie öffentliche Hand oder in deren Auftrag durch ei­
nen Verband übernommen wird. 

Aufgrund landesgesetzlicher Regelungen ist es zwar mög­
lich, Naturschutzgebiete zu enteignen und zu entschädigen, 
jedoch wird davon nur in den seltensten Fällen Gebrauch ge· 
macht. 

Die in einigen Bundesländern gegründeten Naturschutzsti l· 
tungen und Natursc hutzfonds lassen hoffen, daß in Zukunft 
wenigstens die wertvol lsten Gebiete auf diese Weise gesi­
chert werden können (Bu nd Naturschutz in Bayern, Sti ftung 
Naturschutz Schleswig-Holstein). 

Stand der Naturschutzgebiete in Niedersachsen 
Dezember 1981 

Anzahl Fläche in ha % der 
Landesfläche 

Naturschutzgebiete 
auf der Landesfläche 276 54 287,58 1, 15 
Naturschutzgebiete 
im Watten meer 11 54 740,00 
Naturschutzgebiete 
insgesamt 287 112 027,58 
Nat urdenkmale ca. 4 300 

In den letzten Jahren ist der Flächenanteil der Schutzka te· 
gorie Landschaftsschutzgebiet auf rd . 25 % der Fläche des 
Bundesgebietes angestiegen ; es wurden etwa 5000 dieser 
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Gebiete ausgewiesen. Dieser hohe Ante il läßt erwarten, daß 
hier Nutzungsbeschränkungen noch weitaus schwieriger 
durchzusetzen sind als in Naturschutzgebieten. 

Es gibt keine Landschaftsschutzgebiete; in denen Nut· 
zungsbeschränkungen der Land-, Forst- und Fischereiwirt· 
schalt sowie der Jagd vorgenommen werden; d ies ist auch 
aufgrund der nMusterlandschaf tsschutzverord nung« der 
Länder nicht zu erwarten. Darüber hinaus sind auch Geneh· 
migungen für d ie Einrichtung von Bauwerken, Verkehrsein· 
richtungen und Abgrabungen nicht die Ausnahme, sondern 
die Regel. Die Nutzung durch Erho lungs- und Freizeitverkehr 
und damit der Ausbau mit entsprechenden Einrichtungen ist 
bereits im Bundesnaturschutzgesetz vorgesehen, denn im 
§ 15 heißt es, daß hier der Schutz von Natur und Landschaft 
»wegen ihrer besonderen Bedeutung für d ie Erholung« erfor­
derlich ist. 

Im übrigen ist der Wortlaut der gesetzli chen Regelung gar 
nicht so negativ, denn es heißt hier - ähnlich wie in§ 13 für 
Naturschutzgebiete - , daß ein »besonderer Schutz von Na­
tur und Landschaft« erforderlich ist und dann weiter, daß al­
le Handlungen verboten sind, »die den Charakter des Gebie­
tes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwider­
laufen«. 

Die Praxis zeigt jedoch, daß die Möglichkeiten des Gesetzes 
nicht ausreichend ausgeschöpft werden, wes halb Land· 
schaftsschutzgebiete zumeist aufgrund ihrer Verordnungen 
einen nur geringen Schutzstatus aufweisen. Erforderl ich ist 
hier ein Umdenken in der Aus legung und im Vol lzug der ge­
setzlichen Grund lagen oder eine Änderung des Bundesna­
turschutzgesetzes. Ei ne Änderung der Landwirtscha ftsklau­
sel könnte sich auch für Landschaftsschutzgebiete günstig 
auswirken. 

Die Ausweisung der bisherigen Nat urschu tzgebiete hat 
nicht verhindert, daß zahlreiche Tier- und Pflanzenarten vom 
Aussterben bedroht sind; Auskunft hierüber geben die Ro­
ten Listen, die mittlerweile auch ins ö ffentliche Bewußtsein 
gerückt sind. Rote Listen gibt es für Tier- und Pflanzenarten, 
aber in Niedersachsen auch bereits für Pflanzengesellschaf­
ten. Sie dokumentieren den Gefährdungsgrad der jeweil igen 
Tier- und Pflanze nart. 

Zur Zeit werden in allen Bundesländern Biotopkartierungen 
und Artenerfassungsprogramme durchgeführt, die mehr 
oder weniger weit fortgeschr itten sind. Die methodische 
Vorgehensweise der Länder dabei ist unterschied lich, w ie 
auch die Qualität der Kartierungen. A ls Beispiele für die Er· 
gebnisse der Biotopkartierungen und der Tier- und Pflanzen­
artenerfassungsprogramme mögen folgende aus Nieder· 
sachsen genügen: 

Die Populationen einer gerade für das nordwestdeutsche 
Flachland so typischen und sogar noch heute breiten Bevöl· 
kerungskreisen bekan nten Vogelar t, wie sie der Weißstorch 
darstellt, haben katastrophale Einbrüche erlebt. 

Um die Jahrhundertwende gab es im Gebiet des heutigen 
Niedersachsen noch etwa 5000 Horstpaare, derzeit findet 
man nicht einmal mehr 1000 Horstpaare, die sich auf den 
letzten noch verbliebenen Gebieten mit oberflächennahem 
Grundwasser zusammendrängen. 

Noch eindrucksvoller ist der Rückgang bestimmter Ökosy­
stemtypen. So war die Urlandschaft Nordwestdeutschlands 
von ausgedehnten Hochmooren geprägt. Noch um die Jahr· 
hundertwende gab es im Gebiet des heutigen Niedersach­
sen 3000-4000 km2 Hochmoore. Mittlerwei le sind mehr als 
90 % d ieses natürlichen Ökosystemtyps verlorengegangen. 
Dieser Rückg ang w iegt vor allem deshalb so schwer, weil im 
größten Teil der Bundesrepublik - bereits von Natur aus -
kaum Hochmoorlandschaften vorhanden sind. 

1 m Gebiet des heutigen Landkreises Osnabrück kann man 
den Artenbestand der dort heimischen Farn· und Blüten-



pflanzen aufgrund von schriftlichen Unterlagen Ober gut 100 
Jahre verfolgen. Von den seinerzeit fast 1 000 Arten sind 
mittlerweile 16 % verschollen und weit mehr als ein Viertel 
der noch verbliebenen Arten sind zum Teil erheblich gefähr­
det (WEBER 1979). 

Im Rahmen der Kar tierung der Flora Mitteleuropas s ind 
ebenfalls erschreckende Ergebnisse vorgelegt worden. So 
sind von den 20 Orchideenarten, die im Bereich der Regio­
nals telle Bremen einst bekannt waren, nur noch 10 nachge· 
wiesen worden, und bei den noch verbliebenen Arten ist die 
Zahl der Fundorte um 70-80 % zurückgegangen (CORDES 
1977). 

Umfassende Biotopkartierungen haben ihre Bedeutung zu­
nächst darin, daß der Zustand der Landschaft mit den darin 
enthaltenen wertvollen und schutzwürdigen Biotopen sorg­
sam erfaßt wird. Auf die Bewertung der Biotopkartierungen 
hinsichtlich der Schaffung eines integrierten Schutzgebiets­
systems wird später eingegangen. 

4 Wissenschaftliche und praktische Grundlagen 

Für das Land Niedersachsen werden aufgrund von wissen­
schaftlichen Vorarbeiten für den Aufbau eines Integrierten 
Schutzgebietssystems folgende Vorschläge unterbreitet: 

1. Zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege muß ein möglichst hoher Anteil an 
natürlichen und naturnahen Ökosystemen gesichert wer­
den als Grundlage für ein Schutzgebietssystem, 

das alle natürlichen und naturnahen Ökosystemty­
pen naturraumbezogen und in zweckmäßiger Verte i­
lung enthalten muß 

in einem Verbund Ober vorhandene bzw. neu zu ent­
wickelnde naturnahe Landschaftsfaktoren vernetzt 
sein muß und 

das aus noch vorhandenen und neu zu entwickelnden 
Schutzbereichen (Neuschaffung von naturnahen Bio­
topen) dort besteht, wo ein Fehlbedarf in der Fläche 
festzustellen ist. 

Nach den ersten überschlägigen Hochrechnungen sind 
hierzu etwa 8- 10 % der Landesfläche Niedersachsens 
erfo rderlich (hiervon ca. 6 % Kernflächen als Natur· 
schutzgebiete und flächenhafte Naturdenkmale, der 
Rest Pufferzonen, Vernetzungen u.ä.). 

2. Wichtigste Grundlage für die Entwicklung eines solchen 
Schutzgebietssystems ist die Verfügbarkeit Ober aktuel­
le und flächenbezogene Arten- und Biotopdaten, die 
nach einheitlichen Kriterien zu erheben sind. Das Nieder· 
sächsische Landesverwal tungsamt - Naturschutz, 
Landschaftspflege, Vogelschutz - führt als Vorarbeiten 
hierzu mi t Hilfe von über 1 000 ehrenamtlichen Meldern 
landesweite Erfassungsprogramme durch, und zwar: 

- für Pflanzenarten und Pflanzengesellschaften, 

- für Tierarten 

und mit den hierin integrierten Artendaten als wichtig­
stes Programm 

- Erfassung der für den Naturschutz wertvollen Berei-
che in Niedersachsen (Biotopkartierung). 

Die Erfassungsprogramme für Pflanzenarten und Tierar­
ten sollen Informationen über die historische und aktuel­
le Verbreitung sowie über Bestandsentwicklung von ein­
zelnen Arten geben; allgemein als Grundlagen für 

die Erstellung von »Roten Listen« 

gesetzliche Artenschutzbestimmungen (z.B. Arten· 
schutzverordnung) 
landesweite Artenschutzprogramme 

und flächenbezogen als Grundlage für die 
Bewertung von Flächen im Rahmen des Programms 
»Erfassung der für den Naturschutz wertvollen Berei­
che in Niedersachsen«. 

Erst die Kombination der Artenerfassungsprogramme 
mit der Biotoperfassung ermöglicht die Auswertung aller 
Daten als Grundlage für ein Schutzgebietssystem . . 

3. Für die Umsetzung in die Praxis ist zwingende Voraus­
setzung, daß die Daten flächenbezogen, aktuell und 
ständig ausgabebereit sind. Nach Auswertung der Kar­
tierungen werden in einem Biotopkataster Angaben über 
Art , Anzahl, Lage und Größe der für den Naturschutz 
wertvollen Bereiche landesweit zur Verfügung stehen, 
aus denen ein Konzept für ein Schutzgebietssystem ent­
wickelt werden kann. 

Hieraus ergeben sich die Flächen, die notwend ig sind, um 
den Flächenanteil der Naturschutzgebiets fläche von derzeit 
1,2 % der Landesfläche ohne Wattenmeer auf einen ange­
messenen Anteil zu erweitern (langfristig etwa 5 % - ohne 
Pufferzonen und Vernetzungen - , zusätzlich etwa 1 % flä­
chenhafte Naturdenkmale). Die notwendigen Pufferzonen 
und Vernetzungen sind durch ergänzende Erhebungen im 
Rahmen der Aufstellung der Landschafts-Rahmenpläne 
durch die unteren Natursc hutzbehörden zu schaffen. 

Daneben finden diese Daten unmittelbare Verwendung 

als ökologische Grundlage für die räumliche Gesamtent­
wicklung, z. B. Übernahme als »Vorranggebiete für Erhal­
tung von Natur und Landschaft« in das Landesraumord­
nungsprogramm und als „fü r den Naturschutz besonders 
wertvolle Bereiche« in die Regionalen Raumordnungs-
programme und für die Bau leitplanung, · 
für die Beurteilung von Eingriffen anderer Fachplanun­
gen in Natur und Landschaft im Rahmen der Eingriffsre­
gelung nach dem NdsNatG, 

für die sonstigen eigenen Fachaufgaben des Natur­
schutzes wie z. B. Schutzgebietsausweisunge n, Land­
schaftsrahmenpläne und Landschaftspläne, Hilfs- und 
Sonderprogramme für den Arten- und ·Biotopschutz. 

5 Leitbild für ein Schutzgebietssystem 

Schutzgebietssysteme können zum gegenwärtigen Zei t­
punkt bestenfalls Modellcharakter haben. Der Grund hierfür 
ist nicht allein das überall augenfällig werdende Vollzugsde­
fizit der Naturschutzbehö rden, sondern zum großen Tei l das 
fehlende Detailwissen. Dennoch lassen sich ein ige allge­
meine Gesichtspunkte nennen, die als Rahmenbedingungen 
für ein Schutzgebietssystem Be rücksichtigung finden müs­
sen. Sie seien hier den im Anhang konkret dargestellten Mo­
dellen von Schutzgebietssystemen einiger niedersächsi­
scher Naturräume vorangestellt. 

Neben einigen geowissenschaf tlich bedeutsamen Objekten 
ist der hauptsächliche Schutzgegenstand die gefährdete 
Pflanzen- und Tierwelt. Da sich die Pflanzen- und Tierarten 
in unterschiedlicher Weise sowohl auf den geographischen 
Raum wie auch auf die verschiedenen Ökosystemtypen ver· 
teilen, bestimmten vor allem biologische bzw. ökolog ische 
Gesichtspunkte das weitere Vorgehen. Unter diesem Aspekt 
sind deshalb die folgenden fünf Arbeitssch ritte grundsätz­
lich zu diskutieren: 

1. Arbeitsschritt : 

Erarbeitung (bzw. Übernahme) einer zutreffenden natur­
räumlichen Gliederung Niedersachsens, modifiz iert 
nach der geograph ischen Verbreitung von Pflanzen- und 
Tierarten. 

11 



2. Arbeitsschritt : 

Festlegung zutreffender Ökosystemtypen unter Zugrun­
delegung der bei der »Erfassung der für den Naturschutz 
wertvo llen Bereiche in Niedersachsenu verwendeten Ein­
heiten. 

3. Arbeitsschritt: 

Bestimmung des jeweiligen typenspezifischen Minimal­
areals. 

4. Arbeitsschritt : 

Klärung der Frage nach der typengerechten Vernetzung. 

5. Arbeitsschritt: 
Klärung der Frage nach dem Mindestgehalt an bestimm­
ten Typen pro Bezugseinheit. 

6. Arbeitsschritt : 

Vergleich des Ist-Zustandes mit dem Soll-Zustand, um 
das Vollzugsdefizit in bezug auf die entsprechenden Pro­
gramme und Planungen festzustellen und zu beseitigen. 

Diese gewissermaßen als Arbeitshypothesen formulierten 
Le itbilder bzw. in einigen ausgewählten Räumen modellhaft 
dargestellten Konzepte für ein Schutzgebietssystem sind 
derzeitiger Kenntnisstand. Sie bedürfen ohne Zweifel noch 
umfangreicher Detailarbeit, so daß für das gegenwärtig vor­
liegende Konzept gewiß noch Korrekturen zu erwarten sind. 

Die Ausweisung von Schutzgebieten, ihre Größe und Schutz­
intensität, muß auch mit übergeordneten Planungen -
Raumordnung und Regionalplanung, Bauleitplanung und 
Fachplanungen - und Nutzungen abgestimmt bzw. in diese 
integriert werden, wobei im Zweifelsfall grundsätzlich der 
Vorsorge für die natürlichen Lebensgrundlagen ein Vorrang 
einzuräumen ist. 

Schutzgebiete sind nach Größe, Lage, räumlicher Verteilung 
und Vernetzung so zu planen, daß der gesamträumliche An­
spruch von Naturschutz und Landschaftspflege deut lich 
wird. 

Das heißt konkret: 

1. Gesamtzahl und Fläche von Naturschutzgebieten und 
solchen Gebieten, die von einer intensiven Nutzung aus­
genommen werden, müssen wesentlich vergrößert wer­
den. 

2. Schwerpunktmäßig müssen in intensiv genutzten Agrar­
bereichen Biotope geschaffen werden mit dem Zie l spä­
terer Unterschutzstellung ggf. in der Zusammenarbeit 
mit Flurbereinigungsbehörden. 

3. Bestehende und neu ausgewiesene Schutzgebiete sind 
mit Pufferzonen vor Fremdnutzung bzw. Belastung zu 
schützen. In Pufferzonen kann (je nach Lage) extensive 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Erholung vorgesehen 
werden. 

Pufferzonen sollen einen Gürtel von mindestens 100 m 
Breite um die Schutzgebiete bilden (abiotischlm ikrokli­
mat ischer Richtwert). Bei besonders empfind lichen Le­
bensgemeinschaften können Pufferzonenbreiten von 
300-500 m erforder lich sein (Störung srichtwert). 

4. Neu anzulegende oder auszuweisende Schutzgebiete 
sollten im Hinblick auf die Flächenform möglichst keine 
langgestreckten, schmalen Gebiete sein, weil d iese un­
günstige Verhältnisse von Kernzonen zu Randzonen auf­
weisen. Ausnahmen bilden Schutzgebiete, d ie auf linien­
artigen geomorphologischen Grundstruk turen aufbauen 
wie Täler, Verwerfungen, Uferlinien u.ä. Auch hier sollte 
jedoch wegen der Vielzahl von Tierarten mit wechseln­
den Jahreslebensräumen auf ausreichende Pufferzonen 
geachtet werden. 
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5. Die Auswahl künftiger Schutzgebiete sollte sich an der 
Verteilung und den Größenverhältnissen der früheren na­
türlichen, naturnahen und halbnatürlichen Ökosysteme 
orientieren. Aus funktionaler Sicht ist grundsätzlich Re­
präsentativität der Vorrang vor Seltenheit einzuräumen, 
was nicht ausschließen darf, in besonderen Fällen dem 
Kriterium »Gefährdungsgradu den Vorrang zu geben. Na­
turnahe strukturreiche Wälder müssen in Zukunft stärker 
repräsentiert sein. 

6. Auszuweisende Naturschutzgebiete sollen gegenüber 
anderen Nutzungsansprüchen einen Vollschutz haben. 

Schutzgebiete müssen miteinander vernetzt werden, um 

- die Aussterberate zu verringern 

- die Immigration zu ermöglichen 

- Kontakt und biotische Wechselbeziehungen zum Umfeld 
zu gewährleisten. 

Die folgenden Richtwerte zu r flächigen Dimensionierung 
und Vernetzung beruhen bisher auf Schätzungen, die punk­
tuell durch Einzeluntersuchungen abgestützt sind: 

1. Mindestflächen (Katalog nicht vollständig) 

zusammen­
hängender 
Flächenbedarf 

groß 

mittel 

kleinfläch ig 

Biotoptyp 

Wattenmeer 
Küsten 
oligotrophe Seen 
Wälder 
Moore 
Heiden 
Oberläufe von 
FI ieBgewässern 

Trocken rasen 
Magerrasen 
Feuchtwiesen 
Salzwiesen des 
Binnenlandes 
Binnendünen 
Auwälder 
Hochstaudenfluren 

Teiche, Tümpel 
Quelltöpfe 
Hohlwege 
Hangaufschlüsse 

Mindestflächen, 
nur in Ausnah-
men zu unter-
schreiten 

*) 
*) 
100 ha 
100 ha 
100 ha 
50 ha 

50 ha 

10 ha 
10 ha 
10 ha 

10 ha **) 
5 ha 
5 ha 
5 ha 

je 1 ha 

') alle verfügbaren Restflächen 
> 1000-20000 ha (Heydemann, 1981) 

• ') nach Heydemann (1981): wesentlich mehr 

2. Vernetzung 

Abstand punktueller Vernetzungselemente (Trittsteine) zur 
Verbindung von 

Wäldern : < 500 m 
Heiden: <2 000 m 
Mooren : < 1 000 m 
Feuchtgebieten: < 2 000 m. 

Zur Netzdichte linienartiger Verbindungsstrukturen (Hecken, 
Baumreihen, Uferpflanzungen) sind Richtwerte nicht be­
kannt. 



6 Empfehlungen 

Die bisherige Praxis hat gezeigt, daß Schutzgebiete, so Na­
turschu tzgebiete, vor allem aber Landschaftsschutzgebiete, 
nur sehr unzureichend ~esichert sind, zumal dort durch Aus­
nahmegenehmigungen und auch aufgrund der Landwi rt­
schaftskl ausel verschiedenartige Nutzungen möglich und 
üblich sind. Daher sind im Sinne eines effektiven Schutzge· 
bietssystems die folgenden Empfehlungen zu beachten: 

Die Ausweisung von Schutzgebieten, ihre Größe und 
Schutzintensität, muß mit übergeordneten Planungen -
Raumordnung und Regionalplanung, Bauleitplanung 
und Fachplanungen - und Nutzungen abgestimmt wer­
den, wobei im Zweifelsfa ll grundsätzl ich der Vorsorge für 
die natürlichen Lebensgrundlagen ein Vorrang einzuräu­
men ist. 

Die im Naturschutzrecht verankerten Schutzvorschriften 
für Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete sollen in 
den Verordnungen strenger konkretisiert, das Schutzziel 
in den Vordergrund gestellt und Genehmigungen für Nut­
zungen auf wenige Ausnahmen eingeschränkt werden. 
Das gilt vor allem für Landschaftsschutzgebiete. 

Es sollte geprüft werden, ob die Landwirtschaftsklausel 
aufgehoben oder doch so eingeschränkt werden kann, 
daß in Naturschutzgebieten der Naturschutz Vorrang 
hat. In einer Negativliste könnten die landwirtschaftl i­
chen lntensivmaßnahmen aufgelistet werden, die als 
»Eingriff in Natur und Landschaft« zu werten sind. 

Von staat licher Seite sollten mehr Mittel zum Ankauf 
schutzwürdiger Flächen zur Verfügung gestell t werden, 
wie dies z.B. in den Niederlanden (im Jahr 1980 al lein 54 
Mio. Gulden für Ankäufe) bereits der Fall ist. Die Flächen 
soll ten auch mit Hilfe von Naturschutzstiftungen und 
Fonds angekauft werden, wie d ies in einigen Bundeslän­
dern bereits gehandhabt wird. Au f diese Weise könnten 
Naturschutzgebiete den angestrebten Charakter von 
»Vol lschutzgebieten« erhalten. 

Die Haushalte des Bundes und der Länder sind dah inge­
hend zu überprüfen, wieweit aus Fachverwaltungen, de­
ren Aufgaben rückläuf ig sind, freiwerdende Mittel zur 
Verstärkung der hauptamtlichen Naturschutzfachkräfte 
sowie zum Ankauf und zur Pflege von Flächen eingesetzt 
werden können. 

Finanzielle Mittel sollten auch für die Erhaltung und Pfle­
ge naturnaher Kleinstrukturen wie Hohlwege, Feldraine, 
Hecken, Baumreihen und Schutzpf lanzungen in landwirt­
schaftlichen Gebieten bereitgestell t werden. 

Der derzeitige Personalbestand der Fachbehörden der 
Länder is t weder für die Fortsc hreibung bzw. Auswer­
tung der Biotopkartierungen noch für die Durchführung 
der notwendigen Schutzverfahren für Naturschutzgebie­
te (Obere Naturschutzbehörden) und der Pflege und Kon­
trolle der Schutzgebiete (Untere Naturschutzbehörden) 
ausreichend. Auch hier sollten Stellen aus rückläufigen 
Bereichen ei ngesetzt werden. 

Unterschutzstellungsanträge müssen schneller bearbei­
tet werden, um das große Vollzugsdefizit abzubauen und 
den fortdauernden Verlust wertvoller Gebiete auszu­
schließen. Selbst die in den Naturschutzgesetzen festge­
legte „einstweilige Sicherstellung« reicht in der Regel 
wegen der zeitl ichen Begrenzung nicht aus. Hierzu sind 
ebenfalls Mittel und Personal in ausreichendem Umfang 
die Voraussetzung. 

Die Gesamtzahl und Fläche von Naturschutzgebieten 
und Naturdenkmalen des Bundesgebietes muß wesent­
lich vergrößert werden, um einen wirksamen Schutz zu 
gewährleisten (mindestens 4 % der Landesfläche; fü r 
Niedersachsen vgl. S. 15). 

Insgesamt sollten für das Bundesgebiet wertvolle natür­
liche und naturnahe Bio tope und Ökosysteme mit einem 
Flächenanteil von etwa 8-12 % ausgewiesen werden; 
dies müssen nicht unbedingt Naturschutzgebiete sein. 

Es sollten mehr Wald-Naturschutzgebiete als bisher aus­
gewiesen werden, da sie häufig unterrepräsentie rt sind. 

Neben Naturschutzgebieten und Naturdenkmalen müs­
sen auch andere gesetzlich vorgesehene Schutzmöglich­
ke iten (wie z. B. Landschaftsschutzgebiete, geschützte 
Landschaftsbestandteile, Waldschutzgebi ete, Natur­
waldreservate, Schutzwälder).ausgenutzt werden. 

Es müssen neben der Sicherung bestehender Biotope 
und Ökosysteme ergänzend alle Möglichkeiten zur Neu­
schaffung von entsprechenden Ökosystemtypen als Er­
satz für verlorengegangene Lebensräume genutzt wer­
den, d. h. daß auch alle potentiellen Schutzbereiche in 
das System mit einbezogen werden müssen, da sonst die 
erforderlichen Flächenantei le nicht mehr zu erreichen 
sind. 

Nach der gesetzlichen Eingriffsregelung müssen neue 
Gebiete als Ersatz für verlorengegangene Schutzgebiete 
aufgebaut werden. 

Es müssen grundsätzlich al le natürlichen und naturna­
hen Ökosystemtypen naturraumbezogen und in zweck­
mäßiger Verteilung erhalten werden, da vernichtete Ty­
pen unersetzbar sind. 

- Alle Ökosystemtypen müssen mindestens in den für sie 
erforderlichen Minimalgrößen (siehe Abschnitt 5) gesi­
chert werden, auch unter Berücksichtigun g von Teille­
bensräumen wandernder Arten, von lsolationsproblemen 
u. a. 

Die Möglichkeiten abgestufter Schutzkategorien (zeit­
weiliger Schutz bestimmter Tierarten und ze itweil ige Ein­
schränkung von bestimmten Nutzungen und Eingriffen} 
sollte geprüft und verbessert werden. 

- Die Ökosyst emtypen müssen in einem Verbundsystem 
so vernetzt sein, daß Störungen aus eigener Kraft aus­
geglichen werden können und eine Ausstrahlung au f in­
te nsiv genutzte Bereiche erreicht wi rd. 

In intensiv genutzten Agrarbereichen sollen Biotope mit 
dem Zie l späterer Unterschutzstellung ggf. im Zuge von 
Flurbereinigungsverfahren geschaffen werden. 

Bestehende und neu ausgewiesene Naturschutzgebiete 
sollen durch Pufferzonen vor Fremdnutzung bzw. Bela­
stung gesichert werden. In den Pufferzonen kann je nach 
Lage extensive Landwirtschaft , Fors twirtschaf t und Er­
holung vorgesehen werden, allerdings mit der Einschrän­
kung der Verwendung von chemischen Mitteln und ande­
ren belastenden Faktoren. 

Pufferzonen sollen einen Gürtel von mindestens 100 m 
Breite um die Naturschutzgebiete bilden (abiot isch/mi­
kroklimatischer Richtwert}. Bei besonders empfind­
l ichen Lebensgemeinschaften können Puf ferzonen von 
300- 500 m Breite erforderlich sein (»Störungsrichtwert„ 
im Sinne von MADER). 

Neu anzulegende oder auszuweisende Naturschutzge­
biete sollen im Hinblick auf die Flächenform möglichst 
keine langgestreckten, schmalen Gebiete sein, weil sie 
ungünstige Verhältni:;se von Kernzone zu Randzone auf­
weisen. Ausnahmen bilden Schutzgebiete, die auf lin ien­
artigen geomorphologischen Grundstrukturen aufbauen, 
wie Täler, Verwerfungen, Terrassenabsätze, Bachläufe, 
Uferlinien u. a. Auch hier soll jedoch wegen der Vielzahl 
von Tierarten mit wechselnden Jahres lebensräumen auf 
ausreichende Pufferzonen geachtet werden. Nahrungs­
habitate und Bruthabitate müssen ebenfal ls geschützt 
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sein. Lineare Schutzgebiete haben ihre Bedeutung vor al­
lem als Vernetzungselemente. 

Die Auswahl künftiger Naturschutzgebiete sollte sich an 
den Standortansprüchen und Mindestflächen der zu 
schützenden Ökosysteme orientieren. Aus funktionaler 
Sicht ist Repräsentativität der Vorrang vor Seltenheit ein­
zuräumen. Nach dem Kriterium nGefährdungsg radcc ist in 
dieser Hinsicht zu relativieren. 

Schutzgebiete sollen miteinander vernetzt werden, um 
eine Wanderung zu ermöglichen , Kontakte und biotische 
Wechselbeziet1ungen zum Umfeld zu gewährleisten und 
damit die Gefahr des Aussterbens zu verringern'. 

Als Vernetzungselemente bieten sich an: 

a) Lineare Elemente: Feldhecken, Wegraine, Wegrän­
der, Straßenpflanzungen, naturnahe Waldränder, 
Böschungen, Terrassenabsätze, Schutzpflanzungen, 
Wall hecken, kleine Fließgewässer, Uferbereiche, Gra­
benränder, unbefestigte Feldwege, Feldraine, Deiche, 
Dämme. Sie sollen erhalten und gepflegt werden. 

b) Punktförmige Elemente (»Trittsteinecc): Restgehölze, 
Teile von Hecken, Einzelbäume, Baumgruppen, Tüm­
pel, Teiche, Feuchtbiotope. 

Schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten können auf die 
Dauer nur wirksam mit i hren Biozönosen (Lebensgemein­
schaften) und Biotopen geschützt werden. 

Der Tierwelt muß bei der Biotopkartierung der gleiche 
Stellenwert zukommen wie der Pflanzenwelt. 

Die Wissenschaft muß alle erforderlichen Daten und Be­
schreibungen von Beobachtungen und Erkenntnissen 
frühzeitig bereitstellen. 

Alle Daten über Sch utzgebiete müssen flächenbezogen, 
aktuell , elektronisch gespeichert, ständig ausgabeberei t 
und damit für die Praxis unmittelbar verwendbar sein. 

Karten der erhaltungswürdigen Biotope und Ökosysteme 
müssen als Planungsinstrumente verwendet und beach­
tet werden. 

Die gleichberechtigte Zusammenarbei t von Biologen, 
Naturschutzsachverständigen und Planern untereinan­
der muß verstärkt werden. · 

Die Biotopkartierung muß umfassen: 

• den floristisch-vegetationskundlichen Bereich 
• den faunistisch-ökologischen Bereich 

• geomorphologische und ander abio tische Besonder-
heiten 

• eine Bewertung der Biotope 
• Vorschläge zur ihrer Sicherung. 

Rote Listen der Tier- und Pflanzenarten sowie für die 
Pflanzengesellschaften sollen Entscheidungshilfe für 
Naturschutzbehörden und andere Fachstellen für die 
Planung und Auswertung von Schutzgebieten, für die 
Aufstellung von Schutzprogrammen und zur Abwendung 
von Schäden in bestehenden und potentiellen Schutzge­
bieten sein. 

»Rote Listencc sollen auch al le.n sonstigen Behörden, 
Fachstellen, Instituten und auch privaten Verbänden als 
Grundlage bei d er Planung und Durchführung für die Ein­
griffsregelung dienen. 

Die »Roten Listencc sol len als Grundlage für die Aufstel­
lung und Durchführung von biosoziologischen und öko­
logischen Forschungsprogrammen zur Erweiterung und 
Vertiefung der Kenntnisse für Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege dienen. 

Die »Roten Listencc sollen als ständige Aufforderung an 
alle Fachleute angesehen werden, vor allem die gefähr­
deten Arten und Bestände zu erhalten und zu erforschen, 
sich für deren Schutz einzusetzen und den Veränderun­
gen in der Tier- und Pflanzenwelt unseres Landes erhöh­
te Aufmerksamkeit zu widmen. 

Die vorstehende Stellungnahme des Deutschen Rates für 
Landespflege, die sich mit der Entwicklung eines integrier­
ten Schutzgebietssystems - dargestellt am Beispiel des 
Landes Niedersachsen - befaßt, wird dem Land Nieder­
sachsen als Auftraggeber, dem Herrn Bundespräsidenten 
als Schirmherr des Rates, dem Bundesminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten, dem Bundesminister des 
Innern sowie den für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Ministern der Länder mi t der Bitte übersandt, 
von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen und bei der künftigen 
Ausweisung von Schutzgebieten und -objekten die in der 
Stel lungnahme enthaltenen Hinweise und Empfehlungen 
bei der Entscheidung zu berücksich tigen. Auch wenn die 
Stellungnahme an dem Beispiel des Landes Niedersachsen 
orientiert ist, so ist sie doch so ausgerich tet, daß ihr Inhalt 
auch auf die übrigen Bundesländer übertragbar ist. 

Bonn, den 28. September 1982 

Der Sprecher des Rates 



Anhang: Modellbeispiele 

Modellraum Wietingsmoor, Modellraum Haren-Heseper Moore und Wesuwer Geest 

Hans-Jörg Dahl, Wilhelm Gröver, Peter Miotk 

Einleitung 

Der rapide Rückgang von Tier· und Pflanzenarten und ihrer 
Lebensräume erfordert eine systematische Sicherung und 
Wiederentwicklung der Lebensstätten in »integrierten 
Schutzgebietssystemen« (SUKOPP & SCHNEIDER 1978; LÜ· 
DERWALDT 1980). Die bisher praktizierte Unterschutzstel· 
lung oft kleinflächiger Naturschutzgebiete reicht nicht aus, 
um langfristig die gesamte biotische Substanz der Tier­
und Pflanzenarten als Systemelemente natürlicher Ökosy­
steme und Kulturökosysteme zu sichern. Deshalb ist es not­
wendig, Naturschutz (mit der Zielsetzung des Artenschut­
zes) als konkurrierenden Raumanspruch gegenüber anderen 
Raumnutzern wie z. B. der Land- und Forstwirtschaft zu ver­
stehen und in die Raumnutzung mit unterschiedlichen lnten­
sitätsstufen zu integrieren (ERZ 1980). 

Die Konzeption und räumliche Umsetzung integrierter 
Schutzgebietssysteme, d. h. die Ausweisung zutreffend 
abgegrenzter Räume mit unterschiedlichen Schutzintensitä­
ten und das Erreichen einer - nach ökologischen und bio­
geographischen Kriterien - optimalen Verteilungsstruktur 
vor allem natürlicher und naturnaher Ökosysteme zueinan­
der und im Gesamtraum, steht zur Zeit noch am Anfang und· 
soll hier modellhaft in zwei Räumen Niedersachsens ent­
wickelt und räumlich umgesetzt werden. 

Auswahl und Beschreibung der Modellräume 

Als Modellräume wurden Naturräume ausgewählt, in denen 
für Niedersachsen repräsentative Ökosystemtypen, v. a. 
o l igotrophe Hochmoore vorkommen, bzw. vorgekom­
men sind. Neben den Küstenökosystemen und den Ökosy­
stemen auf Sand hat die Sicherung oligotropher Hochmoore 
hohe Priorität , denn Niedersachsen verfügt über ca. 60 % 
der Hochmoorfläche der Bundesrepublik Deutschland. 

a) Model/raum Wietingsmoor 

Das Wieting smoor (ca. 10600 ha) im nördlichen Zipfel der 
Diepholzer Moorniederung ist ein Wasserscheidenhoch­
moor, das von zwei Talsand- und Flug sandinseln in einen 
nördlichen und mittleren Teil (Nördliches und Mittleres Wie­
tingsmoor) und einen südlichen Tei l (Neustädter Moor) ge­
gliedert wird. 

Auf einigen nassen Hochmoorflächen ist noch typische 
Hochmoorvegetation vorhanden. Ansonsten überwiegen De­
generationsstadien mit Moorheide, Bentgras und verbusch­
ten Flächen. Weite Teile der ehemaligen Hochmoore werden 
für den Torfabbau genutzt, v. a. im Nördlichen und Mittleren 
Wietingsmoor. 

Auf den sandigen Partien stehen überwiegend Kiefernfor­
ste, und die randlichen Flachmoorpartien, die zum größten 
Teil in Grünland umgewandel t wurden, werden heute zuneh­
mend ackerbaulich genutzt. Ca. 580 ha des Neustädter Moo­
res sind als Naturschutzgebiet ausgewiesen. Innerhalb der 
Diepholzer Moorniederung hat dieser Modellraum herausra­
gende Bedeutung für den Artenschutz. 

b) Model/raum Haren-Heseper Moore und Wesuwer Geest 

Der Naturraum Haren -Heseper Moore (ca. 26000 ha) bil­
det den südlichen Teil des Bourtanger Moores, das sich zwi­
schen Nordhorn im Süden und Dollar! im Norden westlich 
der Ems erstreckt. Der Naturraum ist durchschnitten von Ka­
nälen, die um die Jahrhundertwende im Rahmen der »Fehn­
kultur" nach holländischem Muster geschaffen wurden. 

Um 1950 setzten eine stark landschaftsverändernde Kulti­
vierung und der Abbau der Moore ein; so bestimmen heute 
großflächig betriebener Torfabbau, Ackerbau und Erdölge­
winnung das Landschaftsbi ld. Von den Mooren sind heute 
nur noch wenige Moordegenerationsstadien in Restflächen 
vorhanden, die als isolierte nlnseln« den ehemaligen Charak­
ter der Moorlandschaft erahnen lassen. 

Tei lweise grenzt das Moor unmittelbar an Talsand- und 
Geestgebiete (Wesuwer Geest), wo heute neben Ackerflä­
chen zusammenhängende Kiefernforste vorhanden sind, die 
die ehemals verbreiteten Stieleichen-Birkenwälder und 
Zwergstrauchheiden verdrängt haben. 

Zielsetzung 

Als langfristiges Zie l wird auf Landesebene die Errichtung 
eines repräsentativen Schutzgebie t ssystems gefor­
dert (LÜDERWALDT & MIOTK 1981), in dem alle Ökosystem· 
typen in dem gesamten geographischen Bereich ihres Vor­
kommens in ausreichender Größe und Vernet z un g gesi­
chert werden können (HEYDEMANN 1980). 

In Schutzgebietssystemen auf der Ebene von Naturraumein­
heiten müssen insbesondere die natürlichen und naturna­
hen Ökosystemtypen des Naturraumes gesichert sein, da 
gerade in ihnen die Mehrzahl der Pflanzen und bei ausrei­
chender Größe und typischer Habitatvielfalt auch der größte 
Tei l der Tierwelt geschützt werden können. 

In Schutzgebieten müssen auch die Teillebensräume für 
Arten mit großem Aktionsradius (z.B. Birkwild„ Fischotter) 
und speziellen Standort- und Habitatansprüchen (z. B. Wild· 
kräuter sandiger Ackerböden und Heiden) gesichert sein 
(WESTHOFF 1976; SUKOPP, TRAUTMANN & KORNECK 
1978; DRANGMEISTER, GRÖVER, MAATEN 1981). In ausge­
räumten Naturräumen, in denen natürliche Ökosystemtypen 
nicht mehr oder nu r noch in kleinen Restflächen vorkom­
men , soll ten der Erhalt und die Wiederentwicklung von na­
turnahen Strukturen und Landschaftselementen im Vorder­
grund stehen. 

Anteile der für den Naturschutz wertvollen Bereiche in den 
Modellräumen 

Durch Auswertung der Ergebnisse der nErfassung der für 
den Naturschutz wertvollen Bereiche in Niedersachsen« las­
sen s ich das Typenspektrum der Erfassungseinheiten, ihre 
Flächenanteile, ihre jeweil ige Größe und ihr gegenwärtiger 
Schutzstatus sowie Häufigkeit und Seltenheit der natürli­
chen und naturnahen Ökosystemtypen im betreffenden Na­
turraum u. a. feststellen. 
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Lage der Modellräume in Niedersachsen 
(1) Naturraum >1Haren-Hesper-Moore« und nWesuwer Geest« 
(2) Naturraum nWietingsmooru 
(3) Naturraum nHochharzu 

Diese 11Repräsentanzanalyseu erg ibt für die hier zur Diskus­
sion stehenden Naturräume u. a. folgendes Bi ld: Während 
der Anteil der für den Naturschutz wertvollen Bereiche im 
Naturraum Wietingsmoor mit 14,7 % der Gesamtfläche im 
Vergleich zum Landesdurchschnitt hoch ist, liegt die diesbe­
züg liche Ausstattung des Naturraumes Haren-Heseper 
Moore mit 1,2 % der Gesamtnaturraumfläche sehr niedrig. 
Der flächenmäßige Anteil der ehemals weit verbreiteten 
Hochmoore (über 80 % der Gesamtfläche) ist stark rückläu­
fig und wird in den Haren-Heseper Mooren nur noch in iso­
lierten Moorrestflächen repräsentiert. Die natürlichen und 
naturnahen Ökosys temtypen auf Niedermoortorf (z.B. Bir­
kenbruchwald, Großseggenrieder, Feuchtgrünland) sind 
heute praktisch nicht mehr vorhanden, ebenso Stillgewäs­
ser (nur ein Gebiet) und Bachläufe. Die Kanäle - heute weit­
gehend ohne Nutzung - nehmen deshalb als Sekundärbio­
tope für Wasserflora und -fauna eine bedeutende Stellung 
ein. Die natürlichen und naturnahen Ökosystemtypen der 
11Stieleichen-Birkenwald-Landscha ft« fehlen auf den Mine­
ral inseln fast ganz, insbeso ndere in der Wes uwer °Geest , die 
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ehemals von Stieleic hen-Birkenwäldern, Buchenwäldern, 
Binnendünen , bodensauren Magerrasen und Ca lluna-H ei­
den bedeckt waren. 

Minimalareal und typenspezifische Vernetzung 

Während die Gebietsgröße der oligo- und mesohemeroben 
Ökosystemtypen in Niedersachsen sich zunehmend verrin­
gert, nimmt gleichzeitig der Grad der Isolat ion durch die Le­
bensfeindlichkeit der Umwelt zu. So bilden die wenigen 
noch verbliebenen Restflächen kleinräumige lnselhabita­
te des Festlandes. 

Als Folge davon müssen die Gefahr genetischer Drift (REM­
MERT 1980), geringe Umweltstabilität, Inzucht und unzurei­
chende Zuwanderungs- und Kolonisationsraten (MADER 
1981) gesehen werden. 

Die Größe des Minima 1area1 s ri chtet sich nach den zu si­
chernden Lebens formgruppen der Fauna; so sollt en unter 



Berücksichtigung der Megafauna flächenhafte, baumarme 
Ökosystemtypen 500-1200 ha groß sein (HEYDEMANN 
1981). 

Da die Mehrzahl der zu sichernden Populat ionen v. a. wirbel­
lose Arten umfaßt, ist es angebracht, Flächengrößen von 
mindestens 100 ha für einen Großteil der Ökosystemtypen 
zu fordern. Denn in dieser Größenordnung ist es möglich, 
die Mikro- und Makrofauna einschließlich der kleinen Wir­
beltierarten zu sichern. 

Um die Folgen der Isolation kleinflächiger, isolierter Ökosy­
stemtypen zu unterbinden, ist eine ausreichende typen · 
spezifische Vernetzung zu erhalten bzw. anzustreben. 
Die Entfernung zum nächsten Ökosystembestand, die Le­
bensfeindlichkeit der Umwelt und das Vorhandensein von 
»Stepping Stones« (Trittsteine) bestimmen den Grad der Ver­
netzung. So ist bei einer Entfernung von 5 km zwischen Moo­
ren (MOORE 1962) und 0,8 km zwischen Waldgebieten (HOO­
PER 1970) keine Rekolonisation zu erwarten. 

In den hier zur Diskussion stehenden Naturräumen muß be­
sondere Aufmerksamkeit den Charakterarten der Hoch­
moorflora un d -fauna gewidmet werden, deren Überlebens­
chance außerhalb »ihres« Ökosystemtyps sehr gering ist. 
Deshalb müssen alle Restbestände als Ausbereitungszen­
tren gesichert werden und außerdem müssen Möglichkeiten 
zur Besiedlung dieser nur langfristig regenerierbaren Ökosy­
stemtypen gegeben sein. 

Bedeutung der Modellräume für den speziellen Artenschutz 

Der Modellraum Wietingsmoor hat aus internationaler, 
nationaler und landesweiter Sicht insbesondere für die Avi­
fauna herausragende Bedeutung. Die beiden hier vorhande­
nen Feuchtgebiete mit internationaler bzw. nationaler Be­
deutung bieten Lebensraum für zwanzig gefährdete, stark 
gefährdete und vom Aussterben bedrohte Vogelarten 
(NLVwA 1979) wie z. B. Goldregenpfeifer, Birkhuhn und Gro­
ßer Brachvogel. Mit der Sicherung der Lebensräume dieser 
Arten ist abzusehen, daß ein Großteil weiterer gefährdeter 
Tier- und Pflanzenarten den ihnen gebührenden Schutz er­
hält. Die Bestandsaufnahme der Schmetterlinge ergab bis­
her nahezu 300 Arten, von denen 31 Arten in der Roten Liste 
(BRD) der gefährdeten und vom Aussterben bedrohten Tier­
und Pf lanzenarten verzeichnet sind, so z. B. Hipparchia se­
mele und Pelosia muscerda. Ferner wurden im Gebiet 28 
Amphibiennachweise getätigt, davon enthielten fünf gefähr· 
dete Arten wie Knoblauchkröte (Pe/obates fuscus), Kreuz­
kröte (Bufo calamita) und Moorfrosch (Rana arvalis). An Rep­
tilien sind darüber hinaus z.B. die gefährdeten Arten 
Schlingnatter (Coronel/a austriaca) und Kreuzotter (Vipera 
berus) nachgewiesen worden. 

Der Modellraum Haren-Heseper Moore und Wesuwer 
Geest hat für den speziellen Artenschutz nur noch regiona­
le und lokale Bedeutung, denn ehemals häufige Arten wie 
Goldregenpfeifer und Birkhuhn sind völlig verschwunden 
und bei den Amphibien konnten z. B. nur wenige Nachweise 
mit Erdkröte (Bufo bufo) und Grasfrosch (Rana temporaria) 
getät igt werden. 

Integrierte Schutzgebietssysteme in den Modellräumen 

a) Auswahl der Gebiete: 

Vordringliche Aufgabe im Hinblick auf die Schaffung eines 
Schutzgebietssystems ist die Auswahl der aktuell vorhande­
nen Kerngebiete für den Naturschutz. Darüber hinaus müs­
sen aber - bei unzureichender Anzahl bzw. Größe solcher 
Kerngebiete - quantitative Angaben der neu herzurichten­
den Kerngebiete gemacht werden. 

In beiden · Fällen sind evtl. nötig werdende »Pufferzonen" 
ebenfalls anzugeben. Wichtig sind ferner Angaben zu Gebie­
ten, die eine »Korridorfunktion« zu übernehmen haben. 

b) Graphische Darstellung: 

Auf den Karten der Gebiete sind u. a. folgende Gebietsstruk­
turen und -funktionen zu unterscheiden: 

Kerngebiete für den Naturschutz 

- Kerngebiete (vorhanden) 
Dies sind vor allem Gebiete, die sich bei der »Erfassung 
der für den Naturschutz wertvollen Bereiche in Nieder­
sachsen« als schutzwürdig erwiesen haben. 

Kerngebiete (erforderlich) 

Dies sind Räume, in denen Kerngebiete für den Natur­
schutz zu schaffen sind. 

Es werden flächenhafte, punkt- und linienförmige Kernge­
biete untersch ieden. 

Übergangsgebiete 

- Übergangsgebiete mit allgemeiner Puffer- und Vernet­
zungsfunktion 
Diese Räume stellen Zonen zwischen intensiv genutzten 
Flächen und Kerngebieten des Naturschutzes dar. Sie 
sind bisher nicht differenzierter darstell bar. 

Pufferzonen (weitgehend definiert) 

Pufferzonen haben die Funktion, Schadeinwirkungen 
aus der Umgebung auf ein Kerngebiet abzuhalten. Sie 
sind qualitativ wie quantitativ abhängig vom Typ des 
Kerngebietes sowie von der vorgegebenen Umfeldnut­
zung. 

Vernetzungslinien (weitgehend definiert) 
Über diese Strecken kann der Austausch und die Rekolo­
nisation von Arten gleicher Ökosystemtypen erfolgen. 

Gebiete intensiver Flächennutzung 

- Gebiete mit intensiver Nutzung 

Hier liegen Siedlungsbereiche bzw. Erholungsräume 
(z. B. Skigebiete), forst- und landwirtschaftliche Intensiv­
flächen. 

c) Model/raum Wietingsmoor 

In diesem Modellraum haben die beiden Moorgebiete »Neu­
städter Moor« und »Nördliches Wietingsmoor« unverzicht­
bare Funktionen für ein Schutzgebietssystem. 

Dem Mittleren Wietingsmoor kommt als Vernetzungsele­
ment zwischen den Moorgebieten und für den speziellen Ar­
tenschutz besondere Bedeutung zu. Bei den Hochmoorkern­
gebieten handelt es sich überwiegend um Degenerations­
stadlen, die entsprechend dem Schutzzweck in eine »Echte 
Hochmoorregeneration« mit Maßnahmen der Wiedervernäs­
sung überführt werden sollen, soweit dieses unter den gege­
benen Voraussetzungen noch möglich ist (EIGNER & 
SCHMATZLER 1980). 

In Kerngebieten kann auch der Erhalt einer extensiven Nut­
zung wie z. B. die Mähwiesennutzung im Nördlichen Wie­
tingsmoor erforderlich sein. 

Die Pufferzonen beziehen vor allem feuchte Grünländereien 
mit offenen Übergängen und Moorrandwälder mit ein, die 
als Abstandsflächen gleichzeitig unverzichtbare Funktionen 
für die Sicherung der Avifauna besitzen. In den potentiellen 
Kerngebieten ist die Regeneration industriell abgetorfter 
Moorflächen und die Entwicklung von Naß- und Feuchtwie­
sen, Sandheldeflächen, extensiven Sandäckern, Moorrand­
wäldern und St ieleichen-Birkenwäldern vorgesehen. 
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Für die Vernetzung zwischen den Moorgebieten ist der Er­
halt offener Grünländereien und hochmoorähnl icher Bedin­
gungen (Renzeler Tief/Mittleres Wietingsmoor) besonders 
wichtig. 

Die Fläche der geplanten Naturschutzgebiete, die ca. 
43,5 % des Naturraumes einnimmt, schließt die Kerngebiete 
der Moore, angrenzende Gründlandflächen, aber auch noch 
zu schaffende Kerngebiete mit ein, in denen nach § 29 
NNatSchG vor allem Entwicklungsmaßnahmen durchge­
führt werden sollen. 

d) Model/raum Haren-Heseper-Moore und Wesuwer Geest 

Im Naturraum Haren-Heseper-Moore geht es vornehmlich 
um den Erhalt aller Hochmoorrestflächen, die als mögliche 
Wiederausbreitungszentren und Vernetzungselemente un­
verzichtbare Funktionen für ein Schutzgebietssystem ein­
nehmen. 

Wichtige Funktionen haben der Nord-Süd-Kanal und der Pic­
cardie-Coevoerden-Kanal als »Ersatzlebensräume« für Flora 
und Fauna stehender und langsam fließender Gewässer. 

In den Kerngebieten der Hochmoorrestflächen (Moorheide, 
Bentgrasstad ium) ist umgehend durch geeignete Maßnah­
men eine Wiedervernässung einzuleiten, wenn man die letz­
ten Reste hochmoortypischer Flora und Fauna erhalten will. 

In den Pufferzonen der Moorkerngebiete dürfen weder Torf­
abbau noch intensive Landbewirtschaftung durchgeführt 
werden. 

Kleinflächige Pufferzonen sind auch für Amphibienlaichge­
wässer notwendig; ebenso ist der Gehölzbestand entlang 
der Kanäle durchgehend zu erhalten. 

In den zu schaffenden Kerngebieten ist die Regeneration 
teilabgetorfter Moorflächen und die Entwicklung von 
Feuchtgrünland und Birkenbruch in den Randbereichen vor­
gesehen. Die Wiedervernässung tei labgetorfter regenera­
tionsfählger Moorgebiete ist hier ein langfristiges Ziel, auf 
das alle Maßnahmen ausgerichtet sind. 

1 n der Wesuwer Geest müßte im Bereich »Großer San du eine 
Stieleichen-Birkenwald-Landschaft (Stieleichen-Birkenwald, 
Sandheide, Sandmagerrasen) geschaffen werden. 

Die Gebiete mit intensiver Nutzung und die »Übergangsge­
biete« nehmen einen Großteil der Fläche des Modellraumes 
ein. Hier sollte darauf geachtet werden, daß die Bewirt­
schaftungsmaßnahmen möglichst im Sinne des Naturschut­
zes und der Landschaftspf lege betrieben werden. 

Die Hochmoorkerngebiete einschließlich angrenzender 
Feuchtgrünländereien so llen als Naturschutzgebiete gesi­
chert werden; das sind 2,4 % und langfristig mit den für die 
Wiedervernässung vorgesehenen teilabgetorften Moorflä­
chen 11,2 % der Gesamtfläche. 
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Modellraum »Hochharz« 

Peter Miotk 

Einleitung 

Die höchsten Lagen Niedersachsens sind auch für den nie­
dersächsischen Naturschutz von herausragender Bedeu­
tung. Die in den obersten Regionen des Harzes realisierten 
Ökosystemtypen treten so im ganzen Land nicht wieder auf; 
sie sind für Niedersachsen einmalig und deshalb in höch­
stem Maße erhaltenswert. 

Oberhalb einer Höhe von rund 700 m ändern sich insbeson­
dere die klimatischen Verhältnisse und damit einhergehend 
das Erscheinungsbild von Flora und Fauna derart, daß diese 

.Region als selbständige naturräumliche Einheit zu werten 
ist. Sie wird in den gängigen Verzeichnissen unter dem Na­
men »Hochharz« geführt. 

Die naturräumlichen Gegebenheiten 

a) Die abiotische Situation 

Die auf bundesdeutscher Seite gelegenen Anteile der natur­
räumlichen Einhait »Hochharz« entfallen im wesentlichen 
auf das hauptsächlich granitische »Torfhäuser Hügelland« 
und den niederschlagsreichen, steilhängigen Quarzitrücken 
des »Acker-Bruchgerg-Zuges«, der im 928 m hohen Bruch­
berg kulminiert. Wichtigste Erhebung im welligen und wenig 
zertalten »Torfhäuser Hügelland« ist mit 926 m die Achter­
mannshöhe. 

Nährstoffarme Podsole, Podsol-Ranker, podsolierte Braun­
erden herrschen vor. Diese Armut an Nährstoffen sowie das 
humide Klima (1300-1500 mm Niederschlag im Jahr) haben 
die Entstehung von ausgedehnten Hoch- und Niedermooren 
begünstigt. Diese Moore vermochten sich nicht nur in Sen­
ken, sondern auch auf Abhängen, Kämmen und Kuppen zu 
entwickeln. Hier und da überragen weitgehend vegetations­
lose Klippen z. Z. mit Geröllfeldern die Hochflächen. Der 
Wasserreichtum führte zu einer Reihe von Bergbächen. 

b) Die biotische Situation 

Das Landschaftsbild des nHochharzes« wird beherrscht von 
noch heute z. T. sehr naturnahen Fichtenwäldern und Hoch­
mooren. Darüber hinaus sind die gelegentlich anzutreffen­
den Geröllfelder und Felsklippen sowie die Gewässer die 
wichtigsten Lebensstätten der hier heimischen Pflanzen­
und Tierwelt. Zwar sind Flora und Fauna des Gebietes noch 
längst nicht vollständig bekannt, es liegen aber dennoch 
schon Verzeichnisse von über 600 Pflanzen- und mehr als 
1000 Tierarten aus der Hochharz-Region vor. 

Verglichen mit tieferen Bereichen Niedersachsens fällt be­
züglich der Pflanzenwelt der Kryptogamenreichtum auf -
Verhältnisse, wie sie beispielsweise für Nordnorwegen cha­
rakteristisch sind und eine einmalige Situation für das Bun­
desland Niedersachsen darstellen. Während z. B. das gut 
untersuchte, im südwestlichen Harzvorland gelegene Natur-

. schutzgebiet »Hainholz« ein Verhältnis von Samenpflanzen 
zu Moosen von 3: 1 aufzuweisen hat, ist das entsprechende 
Verhältnis im Hochharz 1 : 1, ja, wenn die ruderalen Blüten­
pflanzen der Straßenränder und Ortschaften, cjie ja nicht zur 
ursprünglichen Flora dieses Gebietes gehören, nicht be­
rücksichtigt werden, überwiegen sogar die Moose beträcht­
lich. 

Auch in der Tierwelt des Hochharzes findet sich das boreo­
montane Element; also von Arten, die entweder im Hohen 
Norden bzw. in den Alpen oder in den Mittelgebirgen behei­
matet sind. Dabei kommt dem Harz im Gebiet der Bundesre­
publik eine gewisse nVorpostenstellung« zu. So findet z. B. 
der Weberknecht Platybunus bucephalus hier die Nordgren­
ze seines Verbreitungsgebietes in Mitteleuropa. Dies gilt 
auch für eine Reihe von Spinnen, Insekten und auch Vögeln. 

Die schutzwürdigen Bereiche 

a) Wälder 

Die Hochharzer Koniferenwälder gehören den Wollreitgras­
Fichten-Wäldern oder den .sumpfigen Torfmoos-Fichten­
Wäldern an. Außerdem finden sich auf den Blockhalden 
kleinflächige Karpatenbirken-Fichten-Wälder. Während all 
diese Fichtenwaldformen für Niedersachsen großentei ls 
Einmaligkeiten darstellen, sind die an der unteren Grenze 
der naturräumlichen Einheit nHochharz« gelegenen fichten­
reichen Hainsimsen-Buchen-Wälder im niedersächsischen 
Bergland noch häufiger anzutreffen. 

Zwar sind Flora und Fauna der Waldbestände im Hochharz 
vergleichsweise artenarm, aber es treten darunter sehr spe­
zialisierte Arten auf, die dem übrigen Bundesland, weitge­
hend fehlen. Das gi lt für das Wollreitgras (Calamagrostis vi/­
/osa) und für einige Vogelarten wie etwa den Tannenhäher. 
Auch sind die unterwuchsreichen Fichtenbestände des 
Acker-Höhenzuges zur Neuansiedlung des einst hier heimi­
schen Auerhuhns vorgesehen worden. 

b) Moore 

Die Fläche der Hochharzer Moore wird mit '400 ha angege­
ben. Sie stellen artenarme, aber sehr naturnahe Vegeta­
tionsbestände mit eine vergleichsweise hohen Anteil soge­
nannter »Rote Liste«-Pf lanzenarten dar. Dabei ist als große 
Besonderheit die als Glazialrelikt zu deutende Zwergbirke 
(Betula nana) zu nennen. Ferner finden sich in ganz Nieder­
sachsen nur hier bestimmte Schmetterlings- und Libellen ar­
ten ein. 

c) Gewässer 

Von Natur aus kommen im Harz keine größeren Stillgewäs­
ser vor. Vielmehr bestimmen z.B. im Hochharz zahlreiche 
Bergbäche das Gewässerangebot. Durch den Anstau der 
oberen Oder ist jedoch in dieser Region mit dem Oderteich 
künstlich ein stehendes Gewässer entstanden - Deutsch­
lands älteste Talsperre. Dadurch, daß die Hochharzer Fließ­
gewässer fast immer Hochmooren entstammen, ist ihr Was­
ser recht sauer und schließt damit die Existenz einer ganzen 
Reihe sonst typischer Bergbachtiere aus. So fehlen bei­
spielsweise zahlreiche Eintagsfliegen und Köcherfliegen, le­
diglich bestimmte Stein fliegenlarven sind auf der Unterseite 
des Bachgerölls häufiger anzutreffen. Bedeutung haben al­
lerdings die zumeist unverschmutzten Bergbäche für eine 
Reihe von speziellen Algen, Flechten und Wassermoosen. 

d) Felsformationen 

Neben geowissenschaftlicher Bedeutung stellen die im Ge­
biet eingesprengten Blockhalden und Geröllfelder im ge-
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Legende zu der nebenstehenden Karte: 
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samten Bundesland Niedersachsen einzigartige Lebens­
stätten für bestimmte Moos- und vor allem Flechtengesell­
schaften dar. Die Tierwelt dieser Biotope ist noch weitge­
hend unbekannt. Es ist aber zu mutmaßen, daß auch die hier 
vorhandene Fauna einiges Interessante zu bieten hat. 

servate ausgewiesen worden. Al l dies beweist, daß die 
Schaffung von Schutzgebietssystemen, die ganze natur­
räum liche Einheiten umfassen, selbst in der dichtbesiedel­
ten Bundesrepublik möglich ist. 

Der gegenwärtige und künftig vorauszusehende 
Schutzstatus 

Für das bundesdeutsche Gebiet der naturräumlichen Ein­
heit »Hochharz« liegt die einmalige Situation vor, daß nahe­
zu ihr gesamter Bereich zum Naturschutzgebiet erklärt wor­
den ist - dem einzigen NSG im gesamten niedersächsi­
schen Harzgebirge. Darüber hinaus sind die besonders ur­
tümlichen Fichtenwaldbestände zumeist al s Naturwaldre-

Dennoch bestehen auch In diesem großflächigen Schutzge­
biet z. T. erhebliche Beeinträchtigungen der Natur. So hat 
der starke Besucherdruck vielerorts negative Folgen gezei­
tigt, insbesondere dadurch, daß z. B. wertvollste Flechten­
gesellschaften der Felsklippen zertreten und vernichtet wor­
den sind. Ferner treten im Zusammenhang mit dem Touris­
mus Eutrophierungserscheinungen in den zumeist nähr­
stoffarmen Biotopen dieser Landschaft auf sowie Störun­
gen bestimmter Tierarten. Möglicherweise wirkt sich ein zu 
dichtes Wanderwegenetz auf die Tiere, etwa das Auerwild, 
ebenfalls negativ aus. Ob der Rotwildbesatz für die Wald-
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ökosysteme des Hochharzes nicht zu hoch ist, verdient ein­
gehend untersucht zu werden. Ferner wäre es wanschens­
wert, wenn die bestehenden Naturwaldreservate erheblich 
vergrößert werden würden. 

Nahezu alle diese Punkte sind über eine teilweise Neufas­
sung des Verordnungstextes zum Naturschutzgebiet regu­
lierbar, sofern zusätzlich eine entsprechende Kontrolle vor­
gesehen wird. Schäden, die beispielsweise durch eingedrif­
teten »sauren Regen" verursacht werden, kann sicherlich 
aber auch nicht das beste Konzept eines »Schutzgebietssy­
stems Hochharz« verhindern. 
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Das Naturschutzgebiet »Taubergießen« am südlichen Oberrhein 
- ein Beispiel integrierten Gebietsschutzes? 

Deutscher Rat für Landespflege 

Einleitung 

Auf halber Strecke zwischen Basel und Karlsruhe am südli­
chen Oberrhein gelegen, bildet das Naturschutzgebiet nTau­
bergießencc mit rund 1600 ha das zweitgrößte Naturschutz­
gebiet Baden-Württembergs. 

Das Gebiet zählt zu den wärmsten Gegenden der Bundesre­
publik Deutschland mit einer Jahresmittel-Temperatur von 
9- 10° C. Vergleichsweise geringe Jahres-Niederschläge 
(700 mm) werden nur teilweise kompensiert durch relativ ho­
he Luftfeuchte. Im Spätwinter und Frühsommer führt der 
Rhein meist Hochwasser zu Tal. Nach dem Rheinausbau 
werden jedoch nur noch kleine Flächen periodisch und kurz­
fristig überflutet. Skelettreiche Auen-Rohböden mit hohem 
Kalkgehalt kennzeichnen die Standorte der Rheinaue. In die 
eiszeitliche Schotterfüllung des Rheingrabens ist der 
Schwemmfächer der Elz vorgeschoben. Deren Geschiebe ist 
überwiegend kalkfrei und erweitert so das Standortgefüge 
um weitere Abstufungen nach Bodenreaktion und Struktur. 

Verwaltungspolitisch gehört das Gebiet zu den Landkreisen 
Emmendingen und Ortenau im Regierungsbezirk Südbaden. 
Es umfaßt Grundbesitz dreier deutscher und einer elsässi­
schen Gemeinde. 

Von den ersten aktenkundigen Bemühungen um Natur­
schutz im Bereich der Taubergießen-Rheinaue bis zur Aus­
weisung als NSG vergingen über vier Jahrzehnte. Trotz Aus­
weisung als Naturschutzgebiet blieben zahlreiche Probleme 
ungelöst und diese stellen die Erreichbarkeit des ursprüng­
lich angestrebten Schutzziels zunehmend in Frage. 

Die wissenschaftliche Bedeutung des Naturschutzgebietes 
Taubergießen 

Der wissenschaftliche Wert eines Auen-Reservats wird in er­
ster Linie bestimmt 

a. vom Inventar an Pflanzen und Tieren und der von ihnen 
gebildeten Lebensgemeinschaften; und, grundsätzli· 
cher, 

b. vom Wasserhaushalt. 

Zu a.: 
Umfangreiche Kenntnisse über das Arteninventar an Pflan­
zen und Tieren des Taubergießengebietes sind mehreren 
zwischen 1963 und 1970 durchgeführten Untersuchungen zu 
verdanken, die in der Monographie »Das Taubergießenge­
biet - eine Rheinauenlandschaft« (1974) veröffentl icht s ind. 
Demnach zeichnet sich das Naturschutzgebiet Taubergie­
ßen u. a. aus durch 

- eine besondere Vielfalt an Pflanzenarten und Pflanzen­
gesellschaften intakter und reliktischer Rheinaue. In be­
sonders reicher Ausprägung finden sich Pflanzengesell­
schaften der Kalkflachmoore und oligotrophen Gewäs­
ser, der Halbtrockenrasen, der eutrophen Gewässer, der 
Pfeifengras-(Feucht-)Wiesen, der trocken- und wärmel ie­
benden Gehölzvegetation und der Auenwälder. 

Die genannten Biotoptypen zählen nach SUKOPP, 
TRAUTMANN und KORNECK (1978) zu den gefährdet­
sten Pflanzenformationen der Bundesrepublik Deutsch-

land; sie enthalten auch im Taubergießengebiet die 
höchsten Anteile an gefährdeten Pflanzenarten. 

- eine besonders artenreiche Vogelwelt mit über 220 nach­
gewiesenen Arten, von denen mehr als 120 überwiegend 
regelmäßig brüten. Die Bestände rastender und überwin­
ternder Wasservögel am Innenrhein begründen darüber 
hinaus die internationale Bedeutung des Gebiets für 
Wintergäste und Durchzügler. 

eine mit nahezu 1 000 Arten dokumentierte Käferfauna. 

Zu b.: 
Der Wasserhaushalt des Taubergießengebietes ist gekenn· 
zeichnet durch das Wechselspiel des oberflächennah im 
Schotterkörper und in Gerinnen abfließenden Rhei nwassers 
mit dem vom Mittelgebirge heranströmenden Grundwasser. 
Der periodische Wechsel von Hoch- und Niedrigwassern hat 
die Lebensgemeinschaften und ihre Standorte primär ge­
prägt. Ihm verdankt man 

- die Vielfalt an Gewässern unterschiedlicher Fließge­
schwindigkeit und Struktur; 

- die k leinräumige Standortabfolge. Diese bedingt eine 
enge Verzahnung der verschiedenen Ausbildungen des 
Auenwaldes, der Röhrichte und heute auch der verschie­
densten Ersatzgesellschaften an nassen bis trockenen 
Standorten. 

Der Rheinausbau (um 1965) brachte diesen ursprünglichen 
Zustand in kurzer Zeit fast zum Erl iegen. Daß damit freilich 
die Schutzwürdigkei t des Gebietes nicht verlorenging, be­
gründet KRAUSE (1974): 

»Diese alte zykl ische Bewegung ist neuerdings stillge­
legt. Trotz deprimierender Aussichten hieße es aber Wer­
te verschwenden, wenn die Gelegenheit verschmäht wür­
de, in einem zu schaffenden Naturschutzgebiet e ine Ent­
wicklung weiter zu verfolgen, deren Anfang und erstes 
Fortschreiten durch eine Vielzahl historischer Dokumen­
te durchleuchtet wird . . . «. 

Landschaftsschutzgebiet und Naturschutzgebiet Tauber­
gießen - Schritte zu einem Schutzgebietssystem am Ober­
rhein 

Als naturkundlich bedeutendes Kerngebiet der Rheinaue 
wird schon in der Literatur um 1900 das Altrheingebiet bei 
RUST erwähnt. Seit 1933 wurde angestrebt, dieses Gebiet 
zum geschützten Landschaftsteil zu erklären; diese Bemü­
hungen fanden ihren vorläufigen Abschluß mit der Auswei­
sung eines Landschaftsschutzgebietes Taubergießen am 
18. 7. 1955. 

Auswahl und Schutz dieses ca. 1600 ha großen Geländes 
wurden mi t der »typischen Auenwaldlandschaft«, die »noch 
in z iemlich naturhaftem Zustand ist«, begründet. 

Weitergehende Schutzbemühungen erfolgten sei t 1962 vor 
dem Hintergrund einer intensivierten land- und forstwirt­
schaftlichen Nutzung, die auch die geschützten Bestände 
im Landschaftsschutzgebiet zunehmend bedrohten. Durch 
diese Entwicklung wurde die Sonderstellung der Tauber­
gießen-Rheinaue noch betont: 
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»In der ganzen Rheinaue nördlich des Kaiserstuhls ist kein 
annähernd gleichgroßes, ähnlich unberührtes Gelände er­
halten geblieben« (KRAUSE 1963). 

Extensiv genutzte Allmendwiesen und nach überlieferter Art 
bewirtschaftete Wälder blieben fast ausschließlich im Tau­
bergießengebiet erhalten - letztlich wegen der schlechten 
Erreichbarkeit durch die jenseits des Rheins wohnenden 
Grundbesitzer. 

Nur wenige Naturschutzgebiete Baden-Württembergs erfuh­
ren im Zusammenhang mit den Schutzbemühungen eine 
derart intensive biologisch-ökologische Bestandsaufnahme 
wie das Taubergießengebiet. Dennoch dauerte es trotz be­
ster wissenschaftlicher Belege noch 24 Jahre bis zur Aus­
weisung als Naturschutzgebiet. 

Die schließlich auch in die Kernbereiche des Taubergießen­
gebietes hineindrängende Nutzungs-Intensivierung behin­
derte von vornherein das Gespräch um eine Neufassung der 
Schutzgebietsgrenzen im Rahmen des Naturschutzverfah­
rens. Neuere Erkenntnisse der Verbreitung und Rauman­
sprüche bedrohter Arten, exemplar isch für die Avifauna von 
WESTERMANN und SAUMER (1970) ausgearbeitet, konnten 
unter diesen Umständen nicht berücksichtigt werden. Sie 
hätten u. a. die Ausdehnung des Taubergießengebietes über 
den Leopoldskanal hinaus bis Sasbach gerechtfertigt. 

So weicht die Grenzziehung bei der Ausweisung als Natur­
schutzgebiet im Jahre 19791 nicht wesentlich von der aus 
dem Jahre 1939 ab. Es stellt sich die Frage, inwieweit sich 
nun das Naturschutzgebiet Taubergießen in ein Schutzge­
bietssystem am Oberrhein einfügen kann. Bezüglich der Le­
bensgemeinschaften des extensiven Grünlandes bildet das 
Naturschutzgebiet Taubergießen das letzte flächenhafte 
Vorkommen. Gemessen an der Flora und Fauna der Wälder, 
hier vor allem belegt für die Vegetation und die Avifauna, 
muß es zunächst als ein Baustein in einem noch zu vervoll­
ständigenden Schutzgebietssystem angesehen werden. 

Problematik von Rheinauen-Schutzgebieten am Beispiel des 
Naturschutzgebietes Taubergießen 

Die für das Naturschutzgebiet Taubergießen erlassene 
Schutzverordnung konnte bislang die angestrebte Siche­
rung der schützenswerten Naturvorkommen nicht gewähr­
leisten . Es ist absehbar (vgl. WWF 1982), daß 

infolge des Kiesabbaus im Innenrhein eines der am 
Oberrhein bedeutendsten Rast- und Überwinterungsge­
biete für Wasservögel verloren sein wird; 

bei anhaltender Intensivierung der Forstwirtschaft im 
bisherigen Umfang die Artenvielfalt und die Vielgestal­
tigkeit der Reliktauenwälder bis auf kleine Reste ver­
schwinden werden; 

bei anhaltend fortschreitender Intensivierung der Grün­
landnutzung im Allmendwiesen-Gebiet das gesamte 
Spektrum des Trockenwiesen-Ried-Gebüsch-Gewässer­
Komplexes ausgelöscht und durch Fettwiesen ersetzt 
wird. 

Diese Negativbilanz steht greifbar im Raum ; soll sie zum Po· 
s itiven gewendet werden, bedarf es der Mithi lfe und des Op· 
fers aller Beteiligten - besonders der Unterstützung durch 
die elsässische Gemeinde Rheinau, in deren Hand das 
Schicksal der Extensivwiesen wie auch des noch bedeuten· 
den Anteils naturnaher Waldungen des Naturschutzgebie· 
tes Taubergießen liegt. 

Welche Bedingungen zur Erhaltung des Wiesengeländes er­
füllt werden müssen, formuliert GÖRS (1974): »Düngung und 

1 Der Verordnungstext ist nachzulesen bei WWF Deutsch· 
land (1982) 
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Mehrschnitt-Nutzung sind mit den Zielen des Naturschutzes 
nicht vereinbar; eine nur einmalige Mahd im Sommer, ve r­
bunden mit der übrigen, althergebrachten Nutzung durch 
d ie elsässischen Landwirte, würde aber mithelfen, den bio­
logischen Reichtum der Trockenwiesen zu erhalten.« 

Die deutsche Forstwirtschaft zeichnet verantwortl ich für 
den großflächigen Umbau der Reliktauenwälder in ökolo­
gisch weniger wertvolle Pappel- und Ahornforsten. 

wertvolle vorläufige Vorschläge zur Waldwirtschaft im Tau· 
bergießengebiet unterbreitete LEIBUNDGUT (1982). Hierzu 
sollten bald detaillierte Ausarbeitungen im Sinne von Wald· 
pflegeplänen für die Auenschutzgebiete folgen, um das ein· 
getretene Flächendef izit bedrohter Lebensräume des Wal· 
des auszugleichen. 

Ausblick 

»Der umfassendste Gesichtspunkt, unter dem ein Schutz 
des Taubergießengebietes diskutiert werden kann, ist das 
Bemühen um die Erhaltung eines einzigartigen ökologi­
schen Experimentierfeldes, wo die Kräfte der Technik und 
der Natur zusammenstoßen und in ihrem Zusammenwirken 
zum Wohl der Landschaftspflege studiert werden können« 
(KRAUSE 1963). 

Ob das Naturschutzgebiet Taubergießen im Netz der not­
wendigen Schutzgebiete in der Oberrheinebene dieser um­
fassenden Aufgabe für Biotop- und Artenschutz, Wissen­
schaft und Gesellschaft gerecht werden kann, muß zu­
nächst dahingestel lt bleiben. Grundsätzliche Entscheidun­
gen stehen an und sie werden richtungsweisend für die Na­
turschutzpolitik der kommenden Jahre (nicht nur) in der 
Oberrheinebene sein. 

Nachtrag: Aufgrund des Gutachtens einer Waldkommission, der die 
Sachvers tändigen Prof. Dr. LEIBUNDGUT, Zürich, Directeur SAILLET, 
Straßburg, Forstpräsident LAUTERWASSER, Freiburg, und Haupt­
konservator FUCHS, Freiburg, angehörten, konnten die Schwierigkei­
ten, die sich mit den elsässischen Gemeinden wegen der Auswei· 
sung des Gebietes als Naturschutzgebiet ergeben hatten, weitge­
hend behoben werden. Dies gab der Minister für Ernährung, Landwirt· 
schalt, Umwelt und Forsten Baden-Württemberg, G. WEISER, anläß· 
l ieh einer Pressekonferenz im Oktober 1982 bekannt. 
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Modellbeispiel Wattenmeer 

Holger Wesemüller, Angelika Wurzel 

Einführung 

Das nordwesteuropäische Wattenmeer läßt sich als flache, 
gezeitenbeeinflußte Schwemmlandküste beschreiben. Es 
erstreckt sich an der südlichen Nordseeküste über eine Luft· 
linie von etwa 450 km von Den Helder (Niederlande) im Süd­
westen bis nach Esbjerg (Dänemark) im Norden. Seeseitig 
wird das Wattenmeer durch die Ketten der Inselgruppen von 
Westfriesland, Ostfriesland und Nordfriesland und den dä­
nischen Nordseeinseln begrenzt. Nur beiderseits der Elb· 
mündung herrscht ein sog. offenes Watt vor, das direkt der 
Brandung ausgesetzt ist. Die durchschnittliche Breite des 
Wattenmeeres beträgt im Mittelteil etwa 5-7 km (maximal 
10-15 km), im schleswig-holsteinischen Bereich etwa 
10-20 km. Insgesamt umfaßt es heute noch rd. 7500 km'. 
Davon entfallen fast 60 % auf den Bereich der Bundesrepu­
blik Deutschland. 

Die Bedeutung des Wattenmeeres 

Das Wattenmeer gehört zu den wenigen großen naturnahen 
Landschaftsräumen Europas und hat ökologisch gesehen 
eine einmalige Bedeutung . Bisherige Untersuchungen von 
Meeresströmungen, Verdriftung von Schadstoffen, Sedi­
mentations- und Erosionsprozessen sowie der ökologischen 
zusammenhänge zeigen, daß das Watt-Insel-System als Ein­
heit gesehen werden muß. Eingriffe in Teile bedingen Verän­
derungen im ganzen System. 

Das Wattenmeer wird entscheidend durch d ie rhythmisch 
auftretenden Gezeiten geprägt, wodurch dieser Raum durch 
eine besondere Dynamik gekennzeichnet ist. Es lassen sich 
im wesentlichen drei große Ökosystemkomplexe unter­
scheiden: 

der ständig mit Wasser bedeckte Bereich, das Subl itoral, 
das etwa % der Fläche des Gesamtbereichs einnimmt, 

das eigentliche Watt, das Eulitoral, das etwas weniger 
als 2/3 der F läche des Wattenmeeres einnimmt und zu 
dem alle Bereiche gehören, die bei Ebbe und Flut perio­
disch freifallen bzw. mit Wasser bedeckt sind, 

das sog. Supralitoral, das etwa 5 % der Fläche des Ge­
samtbereichs einnimmt und das nur noch aperiodisch 
überflutet w ird, vor allem Salzwiesen, aber auch Sand­
strände und Strandwälle. 

Dünenbereich und ausgesüßte Marschen (Epilitoral) verdan­
ken zwar zum großen Teil ihre Entstehung dem Gezeiten­
raum, sind als terrestrische Lebensräume von ihm aber 
nicht mehr so direkt abhängig, wie die vorstehend genann­
ten Ökosystemkomplexe. 

In diesen drei Ökosystemkomplexen leben mehr als 2000 
auf die besonderen Verhältnisse dieses Lebensraumes spe­
zialisierte Arten der Tier- und Pflanzenwelt, die sich durch 
Spitzenwerte in der Bioproduktion besonders auszeichnen 
(HEYDEMANN 1980 a). Der Eintrag von Nährstoffen und 
Plankton über die Flüsse von der Nordsee her ist dafür ein 
wichtiger Faktor. Darüber hinaus sammelt sich im Watten­
meer organischer Detritus, wird festgelegt und mineralisiert, 
so daß es ei ne wesentliche Funktion für die natürliche Reini­
gung des Nordseewassers ausübt (WESEMÜLLER 1982 b). 

Für eine Reihe von Fischarten der Nordsee ist das Watten­
meer lebensnotwendig; sie nutzen es vor allem als Auf-

wuchsgebiet. Eine Seehundpopulation hat hier ihre Wurf­
und Ruheplätze. Es ist Brutgebiet zahlreicher, z. T. stark ge­
fährdeter Küstenvogelarten und gleichzeitig als Rast- und 
Nahrungsplatz für durchziehende Vogelarten der Paläarktis 
unentbehrlich. Die hochspezialisierten und nur im Watten­
meer vorkommenden Arten, Rassen und Ökotope belegen 
die Einzigartigkeit dieses Naturraumes. Seine spezifischen 
Funktionen können von keiner anderen Landschaft in Euro­
pa voll übernommen werden. Für zerstörte Wattenmeerbe­
reiche gibt es daher keinen Ausgleich bzw. Ersatz. 

Die Gefährdung des Wattenmeeres 

Die Wattenmeer-Ökosysteme sind in ihrem natürlichen öko­
logischen Gleichgewicht nach wie vor empfindlich bedroht: 
Eindeichungsprojekte, Industrieansiedlungen, Hafenbau­
pläne, Vergiftung der Nordsee durch Einleitung von Abwäs­
sern und Verklappung industrieller Abfallstoffe, Schiffahrts­
verkehr in den Flußmündungen und auf der Nordsee - ein­
schließlich der Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen der 
Verkehrswege, Erdöl· und Erdgasförderung, Jagd, bestimm­
te Formen von Fischerei sowie Erholung und Fremdenver­
kehr haben Teilbereiche des Wattenmeeres (z. B. die Ästua­
rien) bereits erheblich beeinträchtigt und lassen bei Fort­
gang dieser Entwicklung irreparable Schäden des Gesamt· 
systems befürchten. Das Wattenmeer ist daher nach über· 
einstimmenden Erkenntnissen (u. a. DER RAT VON SACH­
VERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1980, HEYDE· 
MANN 1980 b, WESEMÜLLER 1982 b) in seiner Gesamtheit 
schutzbedürftig. 

Integriertes Schutzsystem Wattenmeer 

Es hat sich gezeigt, daß die bisher ausgewiesenen Schutz­
gebiete und auch die internationalen Schutzabkommen ge­
genüber den zahlreichen Ansprüchen un d Nutzungen nicht 
ausreichen, um das Wattenmeer langfrisitig funktionsfähig 
zu erhalten und nachhaltig zu sichern. 

Die Bundesländer Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 
Hamburg haben bereits einige Teile des Wattenmeeres als 
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, internatio­
nal bedeutsame Feuchtgebiete und Wildschutzgebiete aus­
gewiesen. Seehundschutzgebiete liegen in geringem Um­
fang nur im niedersächsischen Bereich vor. Bedingt durch 
die häufig zu geringe Flächengröße sowie eine geringe 
Schutzeffektivität infolge mangelnder Nutzungsregelung 
und -kontrolle haben sich diese Schutzkategorien kaum be­
währt. 

Ein wirksamer Schutz des Wattenmeeres wird zur Zei t nicht 
gewährleistet, zumal noch immer die Zusammenarbeit beim 
Planen, Verwalten - selbst auf nationaler Ebene - und vor 
allem bei der Aufstellung eines internationalen Konzeptes 
und realer Planvorstellungen nicht ausreichend ist. 

Marin geprägte Ökosysteme erfordern im Vergleich zu terre­
strischen Ökosystemen einen umfassenderen Schutz als 
das deutsche Naturschutzrecht leistet. 

Entsprechend umfassende grenzüberschreitende Schutz· 
konzepte mit einer ökologisch orientierten Nutzungsrege­
lung und entsprechenden Schutzmaßnahmen sind daher er­
forderlich . 
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Es stellt sich im Wattenmeer besonders die Frage nach ei­
ner geeigneten übergreifenden Naturschutzplanung, die 
durch gezielte Anwendung verschiedener Schutzkategorien 
einen abgestuften großzügigen Flächenschutz und eine 
ökologisch differenzierte Nutzung ermöglicht. Dabei muß 
für bestimmte Bereiche auch ein Totalschutz möglich sein, 
der jegliche wirtschaftliche Nutzung unterbindet. 

Für das Wattenmeer ist eine Gesamtkonzept erforderlich, 
das auf der Vorrangfunkt ion für »Natur und Landschaft« 
(entsprechend NIEDERSÄCHSISCHER MINISTER DES IN­
NERN 1982) fußt. 

Hierfür ist ein abgestuftes Zonierungsmodell zweckmäßig, 
das sowohl den räumlichen als auch den zeitlichen Rahmen 
gibt und das schrittweise realisiert werden kann. Dessen 
Umsetzung im internationalen Bereich ist z. Z. nicht sicher­
gestellt (vgl. IUCN/WWF 1982), auch wenn sich nun eine Zu­
sammenarbeit abzeichnet.• 

Entsprechende Konzepte sind bereits für den niedersächsi­
schen und auch den schleswig-holsteinischen Bereich des 
Wattenmeeres entwickelt und vorgeschlagen worden. Fol­
gende Abstufungen unterschiedlicher Schutzintensität er­
scheinen in diesem Rahmen zweckmäßig und notwendig : 

Zone 1: Vollständiger Naturschutz 

In diesem Bereich sollen anthropogene Nutzungen 
auf Dauer ausgeschlossen sein. Auch Pflege- und 
Weiterentwicklungsmaßnahmen im Sinne des Na­
turschutzes bedürfen ebenso wie Forschungsvorha­
ben der ausdrücklichen Genehmigung der Kontroll­
instanz (s. u.). 

Zone 2: Vorrangiger Naturschutz 
Beschränkte Nutzungsmöglichkeiten sind gegeben, 
soweit sie den Schutzzielen nicht widersprechen 
(z. B. im Bereich der Fischerei und Erholung sowie 
von Forschung und Umwelterziehung). 

Neben Kontrollmöglichkeiten sind hierfür fachkun­
diges Personal und geeignete Auskunftsstellen er­
forderlich. 

Zone 3: Eingeschränkter Naturschutz oder 
Landschaftsschutz 
Nutzungen wie Fischerei (auch Muschelzucht), 
Landwirtschaft und Erholung können unter ökologi­
scher Orientierung (Verträglichkeit) zugelassen 
sein. Auch eine begrenzte gewerblich-industrielle 
Nutzung kann nach Vorlage einer umfassenden Um­
weltverträglichkeitsprüfung und dem vorherigen 
Nachweis der Unbedenklichkeit als Ausnahme 
möglich sein. 

Für die Zonen 1- 3 gilt, daß militärische Übungen und ande­
re Tiefflüge nur im Notfall zugelassen sind. 

Zone 4: Niedrige Schutzintensität 
In diesem Bereich ist ein absoluter Flächenschutz 
nicht dringend notwendig, jedoch ist eine sofortige 
Verringerung bestimmter Belastungen in der heuti­
gen Intensität anzustreben. Alle Nutzungen und Ak­
tivitäten müssen im Hinblick auf die Erhaltung des 
Wattenmeeres nach ökologischen Grundprinzipien 
überprüft und ausgerichtet werden. 

Emissionen/Immissionen sind auch im nationalen 
und europäischen Kontext drastisch zu reduzieren. 

Für die Umsetzung des skizzierten differenzierten Schutz­
und Nutzungskonzeptes liegen bereits eine Reihe weiterer 
Detailvorsch läge vor, die z. T. noch ergänzt und weiterent­
wickelt werden sollten. 

Siehe Ergebnisse der internationalen Wattenmeerkonferenz der 
drei Staaten in Kopenhagen im Dezember 1982. 
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Eine wichtige Voraussetzung zur Verwirklichung eines 
Schutzkonzepts dieser Art ist die Schaffung einer eigen­
ständigen Verwaltung, deren wichtigste Aufgabe die Kon­
trolle von Aktivitäten und Maßnahmen ist. Hier ist die be­
reits angelaufene Diskussion um die Schaffung von Natio­
nalparken nach international gültigen Kriterien im Watten­
meer von großer Bedeutung. Dieses Schutzinstrument hat 
den Vorteil, daß die raumbezogenen Planungen und Ent­
scheidungen einen anderen Stellenwert im Bezug auf das 
Schutzinteresse haben und daß der finanzie lle Rahmen für 
einen (nachhaltigen) wirksamen Schutz sich verbessern 
kann. 

Die gegebenen Strukturen der Verwaltung, ihre jeweiligen 
begrenzten räumlichen und sachlichen Zuständigkeiten so­
wie die politischen Grenzen, welche das Wattenmeer zum 
Objekt internationaler Aktivitäten machen, erfordern gerade 
bei der Verwirklichung des Nationalparkgedankens ein Ko­
operationsmodell, welches den jeweils national zuständi­
gen Verwaltungen ihre (vo lle) Souveränität beläßt und trotz­
dem eine Synchronisation dieser Schutzbemühungen er­
möglicht. Es sollte daher bei der Bildung der Nationalparke, 
die zunächst in Schleswig-Holstein, Niedersachsen / Ham­
burg und auch in den Niederlanden beabsichtigt sind, von 
vornherein darauf geachtet werden, möglichst analoge Fi­
nanzierungs-, Verwaltungs- und Betreuungstrukturen zu 
schaffen, um so schließlich der naturräumlichen Einheit des 
Wattenmeeres durch eine entsprechende Kooperation ge­
recht zu werden. 

Diese Kooperation, die sogar auch vertraglich abgesichert 
werden könnte, ließe sich als »Inter-Nationalpark« bezeich­
nen. Fragen von gemeinsamem Interesse sowie Angelegen­
heiten der Arbeitstei lung untereinander ließen sich in einem 
aus Vertretern der jeweiligen nationalen Nationalparkver­
waltungen bestehenden Gremium pragmatisch lösen. 
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Knut Haarmann 

Der aktuelle Zustand der Naturschutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland 
- eine vorläufige Übersicht 

Projekt zur Verbesserung des Flächenschutzes 

Das Institut für Naturschutz und Tierökolog ie der Bundes­
forschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökolo­
gie beschäftigt sich mit Probleme11 zur Verbesserung der 
Flächenschutzplanung. Dazu gehört auch eine Zustands­
analyse und -bewertung von Naturschutzgebieten (NSG). 
Für dieses Vorhaben ist die schon seit Ober 15 Jahren beste­
hende NSG-Datei des Instituts eine wesentliche Grundlage. 
In ihr werden Informationen (Veröffentlichungen, Gutach­
ten, Kartenunterlagen, Schutzverordnungen etc.) gesam­
melt (ANT, 1967). Die für das o. g. Projekt wichtigen Zu­
standsdaten werden unmittelbar im Gelände nacherhoben. 

Begutachtung aller Naturschutzgebiete 

Seit 1978 besuchen Mitarbeiter des Instituts die NSG in der 
Bundesrepublik. Bei Kurzaufenthalten verschaffen sie sich 
so einen Überblick und halten die Befunde Ober den Zustand 
in einem eigens dafür entwickelten Diagnosebogen fest 
(HAARMANN & PRETSCHER, 1977). Auf eine Bestandsauf· 
nahme des Inventars und das Erfassen nicht unmittelbar au­
genfälliger Beeinträchtigungen wird verzichtet; denn ober­
stes Ziel ist die Begutachtung aller NSG innerhalb einer 
möglichst kurzen Zeitperiode, d. h. unter etwa gleichen Be­
dingungen. Schon von dieser kursorischen Betrachtung wer­
den genügend Hinweise zur Verbesserung der NSG-Arbeit 
erwartet. 

Bisher sind auf diese Weise seit 1978 jewei ls in rund 10 Wo­
chen des Sommerhalbjah res etwa 800 NSG begutachtet 
worden. Obschon dies nur etwas mehr als die Hälfte der ge­
genwärtig vorhandenen NSG ist (s. u.), obwohl außerdem die 
NSG im Norden der Bundesrepublik bisher viel weniger er· 
faßt wurden und wenn auch der Untersuchungsstand die Er­
arbeitung genauer Ergebnisse noch nicht zuläßt, sollen hier 
doch mit allem Vorbehalt auf knappem Raum erste Ein­
schätzungen mitgeteilt werden, damit in diesem Heft ange­
stellte Überlegungen Ober eine Verbesserung des Flächen­
schutzes einen verläßlichen Bezugspunkt erhalten und in ih· 
ren Verwirklichungsmöglichkeiten besser abgeschätzt wer­
den können. 

Zunahme der Naturschutzgebiete 

Obgleich (oder gerade weil?) überall der Niedergang und die 
Verarmung der Natur zu beobachten sind (»Rote Listen«, 
ständiger Landverbrauch, intensive Landbewirtschaftung), 
werden ständig neue NSG ausgewiesen. Waren am 
20. 10. 1976 in der NSG-Datei des Instituts erst 1115 Gebiete 
enthalten (HAARMAN N & KORN ECK, 1978), so erhöhte sich 
ihre Zahl bis Dezember 1981auf1472. Das ist eine Zunahme 
um etwa 30 % in nur 5 Jahren. Sie resultiert aus verstärkten 
Unterschutzstellungsbemühungen der Behörden und aus 
Initiativen vieler Verbände und Einzelpersonen. Diese Aus­
weisungen können nicht hoch genug eingeschätzt werden. 
Doch sollte die Frage nach deren tatsächlicher Wirksamkeit 
für die gefährdete Natur Ober die rein rechtliche Sicherstel­
lung hinaus erhoben werden. 

Naturschutzgebiete = Kompromißgebiete 

Gleichgültig, ob die NSG aus natürlich oder vom Menschen 
geprägten Lebensräumen bestehen, wirken überall anthro­
pogene Einflüsse in sie hinein. Die bei der Err ichtung der 
NSG erlassenen Schutzverordnungen stellen fast immer ei­
nen Kompromiß zwischen den Interessen der Grundeigentü­
mer und Nutzer sowie der Naturschutzbehörden dar. Am 
leichtesten lassen sich die Naturschutzziele in Extremgebie­
ten (felsig-trocken, sumpfig-naß), am wenigsten in ebenem, 
ertragreichem, leicht erschließbarem Gelände verwirkli­
chen. NSG sind darum oft auch wei terhin wirtschaftlich ge­
nutzte Gebiete, wobei in der Verordnung (und manchmal an­
sch ließend im Pflegeplan) versucht wird, die bisherige Nut­
zung auf die Naturschutzziele besser aozustimmen. Dies ge­
lingt oft nur unvollkommen durch Kompromisse und ist d ie 
eigentliche Ursache für den aus fachlicher Sicht unbefriedi­
genden Zustand der NSG. 

Besonders die NSG leiden unter dem grundsätzlichen Ziel­
konflikt zwischen dem Naturschutz und den verschiedenen 
Nutzungsformen der natürlichen Ressourcen (vgl. ERZ, 
1980). ihr Zustand spiegel t deutlich die damit verbundenen 
zahlreichen ungelösten Probleme wider (vgl. Tab. 1 und 2). 

Tabelle 1: Veränderungen in 11 zufällig ausgewählten NSG 
durch Vergleich des aktuel len Zustandes mit älteren Be­
schreibungen (ERZ, 1978) 

Nährstoffarmer Heideweiher Badesee, Kiosk, Liege­
wiese, Ufererosion 

2 Bachtal mit Quellhängen 
und Erlenbruch 

3 Gehölzfreies Hochmoor 

4 Quellsumpf 

5 Weiher mit reicher 
Pflanzenwelt 

Angelteich, Verschmut­
zung des Erlenbestandes 

ausgetrockneter Birken­
busch 

Quellsumpf 

Hochstauden, Weiden­
gebüsch (nitrophile 
Vegetation) 

6 Binnendüne, Wacholder- Kiefernkultur, Weideland, 
heide, Moorreste, Erlenbruch Binsenfläche 

7 Moorsee 

8 Heideweiher 

9 Hochmoor 

verlandet, Verschwinden 
typischer Pf lanzen 

ausgetrocknet 

aufgeforstet, 
ausgetrocknet 

10 Nährstoffarmer Heideweiher Südteil entwässert , 
Erlenpflanzung, Badende, 
Militärübung 

11 Flugsanddünengebiet in 
einer Talaue 

Weideland, Parkplatz, 
Reste der Dünen­
vegetation 
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Tabelle 2: Beeinträchtigungen in 100 NSG in einem zentral 
in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Bereich 

Art der Beeinträchtigung 

Erreichbar auf Wegen oder Straßen 

Erschlossen mit Pfaden und befahrbaren 
Wegen 

landwirtschaftliche Nutzung 

Holznutzung 

Erholungseinrichtungen 

MOii, Abfall 

Bauten 

Bodenentnahme (auch ehemal ige 
Abgrabungen) 

Auffallende Wasserverschmutzung 

Wasserbauliche Maßnahmen 

Vegetationsschäden durch Besucher 

Ausbreitung unerwünschter Pflanzen 

Anpflanzung fremder Gehölze 

Abtrieb von Gehölzen 

Gefährdung des Schutzziels 

Pflegemaßnahmen erforderlich 
Technische Schutzmaßnahmen nötig 

Zahl der NSG 

97 

74 

25 

27 
43 
40 

33 

26 

6 

9 

33 
41 

62 

17 

32 
42 
34 

Diese Tabelle summiert lediglich die Zahl der negativen Vor­
kommnisse; sie trifft keine Aussagen Ober deren Intensität 
und Wirkung. 

Quelle: Jahresbericht 1979 der BFANL ( = Teil M des Jahres­
berichts 1979 »Forschung im Geschäftsbereich des Bundes­
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten«, S. 
M 13-M 15 

In den NSG der Bundesrepublik Deutschland auf nicht ein­
mal 0,9 % ihrer Landesfläche sollte prinzipiell ein alle Natur­
erscheinungen umfassender Schutz angestrebt werden. 
NSG, die nur eng umgrenzte, einseitige Schutzziele haben 
und in denen verschiedene Nutzungen ungehindert weiter­
laufen, sollten eigentlich nicht als solche bezeichnet wer­
den, sondern beispielsweise als Landschaftsschutzgebiet, 
Schonbereich oder geologisches Schutzgebiet gelten. Ein 
Beispiel: Zur Erhaltung einer bewaldeten Vulkankuppe mit­
samt ihrer Umgebung wurde vor allem ein Verbot des Ge­
steinsabbaus ausgesprochen. Andere Nutzungen (beson­
ders die Forstwirtschaft) unterliegen dagegen keinen oder 
nur unwesentlichen Beschränkungen, mit der Folge, daß in 
großen Teilen des NSG anstelle natürlicher Pflanzenforma­
tionen monotone, standortfremde Fichtenforsten anzutref­
fen sind. Dieses 100 ha große NSG sollte als Landschafts­
schutzgebiet gefü hrt werden. 

Einflüsse der Landwirtschaft 

Mit der Landwirtschaft verbundene Einflüsse werden immer 
wieder in NSG offenbar. Der Anteil der in den NSG liegen­
den, Intensiv bewi rtschafteten Flächen (Ackerland, Fettwie­
sen, Obstkulturen etc.) kann im Einzelfall bis zu einem Drit­
tel der Gesamtfläche ausmachen. Die für das Pflanzen- und 
Tierleben so nachteiligen Wirkungen der Schlaggrößen, 

gen auf Magerrasen und Heiden, Bewirtschaftung einschüri­
ger Mähwiesen, von Streuwiesen und Streuobstflächen) für 
die Erhaltung schützenswerten Inventars fortgesetzt wer­
den müssen, unterbleiben sie oder müssen bisher meist un­
vollkommen von den Naturschutzbehörden und -verbänden 
weitergeführt werden. Hierfür sind erhebliche Mittel erfor­
derlich. 

Forstwirtschaft 

Vor allem auf Extremstandorten verhält sich die Forst­
wirtschaft im allgemeinen naturschutzkonfo rm: Trocken-, 
Block- oder Moorwälder können sich oft ungestö rt ent­
wickeln, aber in ertragreichen Wäldern unterbleibt nur sehr 
selten jegliche Nutzung. Einzelhieb und die nnormale« Be­
wirtschaftung von Teilflächen des NSG (auch mit standort­
fremden Nadelholzkulturen) werden oft beobachtet. Ein Bei­
spiel: Ein »Urwald« aus Eichen, Hain- und Rotbuchen be­
deckt weniger als die Hälfte des zu seiner Erhaltung ausge­
wiesenen NSG. Es dominieren eine monotone Eichenscho­
nung, Eichenstangenholz und Baumholz aus Fichte und Lär­
che. Es müssen also allgemein nicht nur Agrar-, sondern 
auch Forstbereiche von den NSG-Flächen abgezogen wer­
den. 

Jagd 

In fast allen NSG ist die Jagd erlaubt. Es fehlt generel l eine 
Unterordnung der Jagd unter das Schutzziel im jeweiligen 
NSG. Eine evtl. notwendige Regulierung der Tierbestände 

Düngemittel oder Biozide schaden dem Naturhaushalt. Bild 1: Ansitz für die Jagd am Rande des NSG Streuwiese im 
Dort, wo traditionelle, extensive Nutzungen (Schafhaltun- GauchhauserTal (Mai 1981). Foto: K. Haarmann (BFANL). 
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durch die Jagd ausdrücklich nach Gesichtspunkten des Na­
turschutzes ist bisher nicht vorgesehen worden. Nur gele­
gentlich werden geringfügige Einschränkungen hinsichtlich 
der Einrichtungen (Jagdhütten, Hochsitze (Aufnahme 1), 
Futterplätze, Wildäcker) und der Ausübung (Verbot der Was­
servogeljagd) vorgenommen. Es ist hierbei zu beachten, daß 
nicht nur der Abschuß von Wild, sondern bereits die Jagd­
ausübung oder bestimmte Formen der Hege beeinträchti· 
gend auf Natur und Landschaft - gerade eines geschützten 
Gebietes - wirken können. 

Fischerei 

Gleiches gilt für die Fischerei. Viele Gewässer in NSG wer­
den ganz »normal« bewirtschaftet. Man setzt Fische ein 
oder entnimmt sie ausschließlich nach Gesichtspunkten der 
Fischereiwirtschaft ohne besondere Rücksicht auf die Er­
haltung der autochthonen Fauna. Intensive Teichwirtschaf­
ten und Angelwettbewerbe kommen in NSG vor. Die Auswei­
sung gesonderter Angelzonen kann zwar Ordnung schaffen, 
mindert aber den Wert des NSG (vgl. REICHHOLF, 1975). 
Zerstörungen der Ufervegetation durch Trampelpfade oder 
die Anlage von Angelstegen sind oft zu sehen. 

Verkehr und Transport 

Je größer ein NSG ist, desto mehr wird es von Trassen ver­
schiedener Art durchschnitten: Auf Straßen dringt Unruhe 
ein, Besucher erscheinen µnd Tierlebensräume werden zer­
teilt (vgl. MADER und PAURITSCH, 1981). Das gilt auch für 
das Netz der land- und forstwirtschaftlichen Wege, auf de­
ren Anlage besonders in größeren NSG nicht verzichtet wird. 
Ähnl iche Wirkungen gehen von den Trassen der ober- und 
unteri rdischen Transportleitungen aus. Insgesamt ist eine 
weitere Verringerung der den jeweiligen Schutzzielen voll 
gerecht werdenden Fläche die Folge. 

Weitere Schadfaktoren 

Gleiche Anmerkungen ließen sich auch Ober die Auswirkun­
gen von Wasserwirtschaft (incl. Küstenschutz), Siedlung, 
Militär, Bodenabbau sowie Abfall und Abwasser machen. 
Erstere tritt vor allem mit der Absenkung des Grundwassers 
durch Entwässerung oder Trinkwassergewinnung und mit 
der Zerstörung natürlicher Strukturen beim Gewässeraus­
bau in vielen NSG sehr nachteilig in Erscheinung. Die übri­
gen Schadfaktoren bemerkt man in den NSG nicht so häu­
fig, doch wirken sie sich in Einzelfällen ebenfalls sehr ab­
träg lieh aus. 

Freizeit und Erholung 

Da NSG hervorragende, attraktive Landschaftspunkte sein 
können und schon allein durch ihre Existenz Anziehungs­
punkt für Ausflügler und Naturfreunde darstellen, und ob- · 
wohl das BNatSchG ausdrücklich vermerkt, daß NSG nur 
»soweit es der Schutzzweck erlaubt, der Allgemeinheit zu­
gänglich gemacht« werden können, haben sich manche 
NSG zu Bereichen entwickelt, in denen die verschiedensten 
Freizeitaktivitäten fast immer unkontrolliert ausgeübt wer­
den (Baden, Bootsport, Wandern, Klettern, Fotografieren, 
Grillen, Naturbeobachtung etc.). Zwar gi lt nahezu stets ein 
Gebot, Wege nicht zu verlassen, aber nur in seltenen Aus­
nahmen sorgen ehren- und hauptamtliche überwacher für 
die Einhaltung dieser Vorschrift. 

NSG sind heutzutage leicht erreichbar, fast immer auf Fuß­
wegen, oft auch direkt mit dem Auto (Parkplätze auf Kosten 
der NSG-Fläche, Aufnahme 2). Die starke Mobilität der Be­
völkerung, das hohe Maß an Freizeit und die meistens feh-

Bild 2: Parkplatz und Belchen haus im NSG Belchengipfe l (Juli 1978) 
Foto: K. Haarmann (BFANL). 

Bild 3: Das von Touristen zertretene Ufer eines Moorsees muß mit 
Pfählen gesichert werden (NSG Lengener Meer, September 1980). 

Foto: K. Haarmann (BFANL). 

lende, immer aber mangelhafte Aufsicht durch Forstbedien­
stete, Landschaftswacht oder Naturschutzwarte führen da­
zu, daß vor allem im Umkreis der Ballungsgebiete große 
Schäden in NSG angerichtet werden (Schädigung der Tiere 
und Pflanzen durch lan ge Aufenthalte, Lärm, Trampelpfade 
(Aufnahme 3), Fotografieren, Lagern, Grillen, Baden etc.). 
Die Ausstattun@ mancher Naturschutzgebiete mit der dafür 
nötigen Infrastruktur ist oftmals erstaunlich (Bänke, Schutz­
hütten, Feuerstellen, Aussichtspunkte, Wege, Restaurants, 
Badeanstalten etc.). Die Aufwendungen dafür stehen in kei­
nem Verhältnis zu den Investitionen für die am Schutzziel 
orientierte Pflege des NSG. Nur in abgelegenen, unzugängli­
chen Landstrichen herrscht noch relative Ruhe, doch Orchi­
deenliebhaber, Vogelfotografen oder Schmetterlingssamm­
ler kommen auch dorthin . 
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Ungenügende Lenkungsmaßnahmen 

Zieht man aus allem ein Fazit, so werden die NSG durch Nut­
zungen entwertet und geschädigt, deren Reglement ierung 
In den Schutzverordnungen zwar versucht wird, die sich aus 
bundesweiter Sicht aber trotzdem vielerorts ziemlich unge­
hindert entfalten können. Die Gegenmaßnahmen der Behör­
den manifestieren sich sichtbar meist nur in Form von Ver­
botstafeln mit Verhaltensvorschriften (Aufnahme 4), Zäu­
nen, Leitplanken etc., die jedoch kaum wirksam sind. Im Ge­
genteil: gerade bei Verbotstafeln führen die von Neugierigen 
getretenen Trampelpfade ins Gelände, wenn nicht gleichzei­
tig ein massiver, intakter Zaun den Zutritt verwehrt. Viele 
Lenkungsmaßnahmen sind überdies nicht speziell für die Er­
fordernisse des Naturschutzes, sondern von Nutzern im ei­
genen Interesse geschaffen worden (Durchfahrtverbote, 
Schranken an Wirtschaftswegen, Kulturzäune usw.). Ande­
rerseits gibt es aber auch positive Ansätze zur Lenkung der 
Besucher: In einzelnen NSG wurden vor allem von Natur­
schutzverbänden Informationszentren geschaffen. Hin und 
wieder geben auch auf Eigentümlichkeiten des NSG abge­
stimmte Lehrpfade dem Ausflüglerverkehr einen festen Rah­
men (vgl. HERRMANN, 1979). Führungen durch ehrenamtli­
che Gebietsbetreuer dienen vor allem In den Seevogel­
schutzgebieten der Propagierung des Naturschutzes. Rela­
tiv verbreitet sind einzelne größere Erläuterungstafeln Ober 
Charakteristika des jeweiligen NSG. Ganz allgemein muß 
man aber trotzdem sagen: Der Naturschutz hat nicht einmal 
auf 0,9 % der Landesfläche der Bundesrepublik die Möglich­
keit, seine Ziele vorrangig zu verwirklichen. 
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Bild 4: Gut gemeinte Hinweise - aber werden sie bei dieser Länge 
und Umständlichkeit auch gelesen und befolgt? (NSG Vogelfreistätte 
Ammersee-SOdufer, September 1981). Foto: K. Haarmann (BFANL). 

30 

Mangelhafte Pflege und Gestaltung 

Man hört viel von Pf lege- und Gestaltungsmaßnahmen, und 
es werden Pflegepläne konzipiert (vgl. WENTZEL und BÖHR, 
1977), doch in der Mehrzahl der NSG merkt man davon 
nichts oder nur wenig. Namentlich in traditionell extensiv 
genutzten NSG ist das zuwachsen m it Strauchwerk man­
gels Mahd und Beweidung immer wieder zu sehen (Aufnah­
me 5). Die Naturschutzbehörden sind offensicht li ch nicht in 
der Lage, überall die nötigen Maßnahmen zu ergrei fen. 
Wenn Oberhaupt, werden Pflegearbeiten (Entbuschen kle i­
ner Flächen durch freiwill ige Helfer, Mahd durch Forstbe­
dienstete) oft nur punktuell durchgeführt. Hilfsmaßnahmen 
zugunsten der Pflanzen und Tiere erschöpfen sich oft nur im 
Aufhängen von Nistkästen durch die Forstbehörden und die 
Unterbindung des Zugangs zu den Vorkommensbereichen 
besonders gefährdeter Pf lanzen und Tiere durch Barrieren. 
Gestaltungsversuche werden seit einigen Jahren vor allem 
in Kiesgruben und abgetorften Mooren unternommen. Sie 
sind sehr ung leich über die einzelnen Bundesländer verteilt; 
abgesehen von erfolgreich begonnenen Einzelfällen dauert 
ihre Realisierung mitunter lange Jahre. Die schon seit Jahr­
zehnten bewährte ständige Überwachung und Pflegeeinzel­
ner NSG an der Küste durch Vogelwärter sollte unbedingt 
auf wichtige NSG des Binnenlandes ausgedehnt werden. 

Ungünstige Grenzziehung 

Viele NSG kranken an zu geringer Größe, allein 51 % sind 
nur bis 20 ha groß. Mangels Pufferzonen wirken schädliche 
Einflüsse aus der Umgebung (z. B. Schadstoffe, Entwässe­
rung) in das NSG hinein. Die Grenzziehung Ist nicht in erster 
Linie ökologisch bestimmt, sondern juristisch-adminis trati­
ve Bedingungen (Flur- und Grundstücksg renzen) sind für 
mitunter äußerst ungünstige Relationen zwischen Randlän­
ge und Flächengröße verantwortlich. Aus großflächigen 
Ökosystemen werden nicht selten Teile willkürlich als NSG 
herausgeschnitten. Der Lebensraum gefährdeter Pflanzen 
und Tiere bleibt davon nicht unbeeinflußt. 

Schluß 

Abschließend bleibt nur die vorläufige und noch nicht in al­
len Einzelheiten abgesicherte Feststellung: Der gegenwärti­
ge Zustand der NSG ist unbefriedigend. Konsequentes und 
umfassendes naturschutzorientiertes Handeln g ibt es in 
den deutschen NSG nur in Einzelfällen. Es fehlen langfristig 
und großräumig angelegte praktische Maßnahmen. Einzel­
aktivitäten gibt es zwar ansatzweise an einigen Orten (z. B. 
die Erarbeitung von Pflegeplänen durch Hessische Forstäm­
ter, Betreuung der NSG einzelner Regierungsbezi rke du rch 
besondere Pf legetrupps), überall fehlen aber die notwendi­
gen Mindestmittel für wi rklich umfassende Vorhaben. Statt 
die Zahl der NSG weiter zu steigern (entweder um politisch 
motivierte Eckwerte wie die 1 %-Marke zu erreichen oder um 
wissenschaftlich theoretische Vorstellungen Ober Systeme 
In die Tat umzusetzen), sollte zunächst einmal der jetzige 
Bestand wirkungsvoller verwaltet, gepflegt und gestaltet 
werden. Dabei ist eine sinnvolle Erweiterung bestehender 
NSG sehr wünschenswert, um die negativen Erscheinungen 
der Inselöko logie möglichst zu vermeiden. Doch wird dies 
nur selten durchführbar sein. 

Was nützen immer mehr NSG, wenn infolge der Mißachtung 
ökologischer Grundsätze und der nur mangelhaften Durch­
setzung der Schutzziele die Zahl der in ihnen lebenden Arten 
laufend abnimmt. So verschwanden z. B. aus dem 7,8 ha gro­
ßen NSG Kipshagener Teiche in 50 Jahren 34,6 % der Pflan­
zenarten insgesamt und 67,5 % der heute gefährdeten 
Pflanzenarten (HÜPPE, 1981). Im lichte dieses besonders 
drastischen Beispiels kann man eigentlich nicht beklagen,. 



daß rund die Hälfte der in Rheinland-Pfalz gefährdeten 
Pflanzenarten nur außerhalb von NSG (KORN ECK, LANG & 
REICHERT, o. J.) vorkommen. Ehe man versucht, auch diese 
Plätze als NSG zu sichern, sollte erst einmal der Bestand der 
vorhandenen NSG konsolid iert werden. 
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Wolfgang Haber 

Die Biotopkartierung in Bayern 

Die Kartierung schutzwürdiger Biotope in Bayern stellte die 
erste planmäßige, in sich abgeschlossene Erfassung natur­
betonter Lebensstätten in einem deutschen Bundesland dar 
und hat deswegen vielseitige Beachtung gefunden. Neben 
den floristischen und faunistischen Kartierungen sowie der 
Aufstellung der Roten Listen seltener oder gefährdeter 
Pflanzen- und Tierarten liefert die Biotopkartierung einen 
wesentlichen Beitrag zu einer systematischen Naturschutz­
arbeit in wissenschaftlicher und praktischer Hinsicht und 
ist dadurch in kurzer Zeit unentbehrlich geworden. 

1 Voraussetzungen 

Eine landesweite Erfassung von Biotopen mit gleichzeitiger 
Beurteilung ihrer Schutzwürdigkeit (die eine Bewertung vor­
aussetzt) war methodisch und praktisch ohne Beispiel und 
konnte nur dank einiger günstiger Voraussetzungen begon­
nen und durchgeführt werden, die eine Erwähnung verdie­
nen. 

Ende 1970 war in Bayern ein eigenes Ministerium für »Lan­
desentwicklung und Umweltfragen« gegründet worden, dem 
auch die Zuständigkeit für Naturschutz und Landschafts­
pflege übertragen wurde; als nachgeordnete Behörde ent­
stand das Bayerische Landesamt für Umweltschutz. Das 
neue Ministerium, an dessen Spitze mit Max STREIBL ein 
ehrgeiziger junger Politiker berufen wurde, der von der Wich­
tigkeit seiner neuen Aufgabe überzeugt war, stand gegen­
über den naltenu Ressorts und der Öffentlichkeit unter einer 
Art von Bewährungs- und Erfolgsantrieb, der sich für seine 
Arbeitsgebiete positiv auswirkte. Auch der Naturschutz, der 
bisher eher ein Schattendasein geführt hatte, erfuhr eine 
starke Förderung und Ausweitung seiner Tätigkeit. Dies 
stieß in der Öffentlichkeit, deren Aufmerksamkeit für die Na­
tur durch das Europäische Naturschutzjahr 1970 geweckt 
worden war, auf lebhafte Zustimmung. Eine erste Frucht die­
ser neuen Naturschutzaktivitäten war das Bayerische Natur­
schutzgesetz, das bereits am 27. 7. 1973 in Kraft trat und da­
mals als eines der fortschrittlichsten in Europa galt. Seine 
Anwendung veranlaßte auch eine verstärkte wissenschaftli­
che Naturschutzarbeit und eine Anzahl von Forschungsvor­
haben, darunter eine Bestandsaufnahme der »wertvollen 
Naturschutz-Substanz« des Landes, die in manchen Gebie­
ten in starkem Schwinden begriffen war und rasches Han­
deln forderte. 

Ein Hauptproblem zeigte sich im sogenannten Artenschutz, 
seit jeher eine Kernaufgabe des Naturschutzes und auch in 
Abschnitt IV des Bayerischen Naturschutzgesetzes (in Ver­
bindung mit dem weiterhin gültigen »Naturschutz-Ergän­
zungsgesetz« vom 29. 6. 62) enthalten. Schutzwürdige Pflan­
zen- und Tierarten können auf die Dauer wirksam nur in bzw. 
mit ihren Biozönosen (Lebensgemeinschaften) und Bioto­
pen geschützt werden. Artenschutz heißt daher zwangsläu­
fig Flächen- und Gebietsschutz. Schon das Reichsnatur­
schutzgesetz von 1935 hatte Schutzgebiete vorgesehen, die 
auch dem Artenschutz dienten; doch die - dafür allein in 
Frage kommenden - Naturschutzgebiete und (flächenhaf­
ten) Naturdenkmale können wegen zu geringer Zahl, Flä­
chen und ungleichmäßiger Verteilung im Raum den Ansprü­
chen eines umfassenden Artenschutzes nicht genügen. Die­
ser muß auch über ein weiteres, wenn auch allgemeineres 
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Ziel des Naturschutzes, nämlich die Sicherung der Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft, mit er­
re icht werden. Dem dient Art. 12 (1) BayNatSchG, wo es 
heißt: »Durch Rechtsverordnung können Landschaftsbe­
standteile geschützt werden, die ... zur Belebung des Land­
schaftsbildes beitragen oder im Interesse des Naturhaus­
haltes, insbesondere der Tier- und Pflanzenwelt, Erhaltung 
verdienen. Dazu gehören insbesondere Bäume, Baum- und 
Gebüschgruppen, Raine, Alleen, Hecken, Feldgehölze, 
Schutzpflanzungen, Schilf- und Rohrbestände, Moore, 
Streuwiesen, Parke und kleinere Wasserflächen.« 

Mit diesen »Landschaftsbestandteilen« sind zweifellos na­
turbetonte, d. h. durch menschliche Einwirkung kaum, we­
nig oder unregelmäßig betroffene Lebensstätten von Biozö­
nosen, d. h. Biotope gemeint, die auch als »ökologische Zel­
len« (der Landschaft) bezeichnet wurden. Um sie aber schüt­
zen zu können, muß man sie kennen und ihre Schutzwürdig­
keit feststellen. Dies wurde vom dafür zuständigen Bayeri­
schen Landesamt für Umweltschutz aus zwei Gründen als 
dringlich angesehen: zum Vollzug des Gesetzes und außer­
dem zur Einbeziehung schutzwürdiger Biotope in die regio­
nale Landschaftsrahmenplanung fü r Bayern, die - eben­
falls gemäß dem neuen Naturschutzgesetz (Art. 3, 1 b) - be­
reits Mitte der ?Der Jahre in Angriff genommen werden soll­
te. Nicht zu vergessen sei, daß damals für derartige Vorha­
ben auch reichliche Geldmittel zur Verfügung waren. 

Der Auftrag zur planmäßigen Erfassung schutzwürdiger Bio­
tope in Bayern wurde an den Lehrstuhl für Landschaftsöko­
logie der TU München in Weihenstephan vergeben, dessen 
Mitarbeiter sich schon seit einiger Zeit mit wissenschaftli­
chen Naturschutzkonzepten befaßt hatten. U. a. war seit 
1970 durch G. KAULE eine systematische vegetationskund­
lich-ökologische Erfassung der süddeutschen Hoch- und 
Übergangsmoore durchgeführt worden, die mit einer Wer­
tung der Bestände, mit Schutz- und Pflegevorschlägen und 
mit einer Beurteilung im landschaftlichen Zusammenhang 
verbunden wurde (KAULE 1974). Dabei erwiesen sich die na­
turräumlichen Einheiten der geographischen Landesaufnah· 
me als geeignete Bezugsgrundlage. 

Gleichzeitig hatte HABER (1971, 1972) in Anlehnung an E. P. 
ODUM (1969) ein Konzept der »differenzierten Bodennut­
zungu formuliert, das u. a. eine möglichst große Nutzungs­
vielfalt und für alle stärker genutzten Gebiete eine Durchmi­
schung mit naturnahen Flächen oder Beständen vorsah, die 
nicht oder nur beschränkt genutzt würden. Auch dies lief auf 
ein Netzwerk von »Biotopen« hinaus, die aus dieser Sicht vor 
allem eine ökologisch ausgewogenere Situation der Kultur­
landschaft bewirken sollten - zugleich aber auch dem Ar­
tenschutz dienen können. 

2 Methode und Ausführung 

Auf Grund der geschilderten Voraussetzungen - die heute 
(1981) in dieser günstigen Konstellation nicht mehr beste­
hen (!) - entwickelte KAULE ein Konzept für die Erfassung 
schutzwürdiger Biotope auf top. Karten 1 : 50000 (KAULE 
1975), die nach methodischen Vorarbeiten im Herbst 1973 
und nach der Auftragserteilung durch das Landesamt für 
Umweltschutz im Frühjahr 1974 begonnen und im Frühjahr 



1976 abgeschlossen wurde; die allgemeine Auswertung der 
Geländearbeiten wurde im Herbst 1977 vorgelegt und 1979 
veröffentlicht (KAULE, SCHALLER u. SCHOBER 1979). 
Selbstverständlich handelte es sich bei dieser Biotopkartie­
rung im Maßstab 1 : 50000 nur um eine erste, grobe Erfas­
sung als »Momentaufnahme«, die sowohl weiterer Verfeine­
rung und Ergänzung als auch laufender Fortschreibung be­
darf. 

Für die Erfassung schutzwürdiger Biotope gibt es zwei me­
thodische Wege: 

Flächendeckende Kartierung, entweder in Rastern (vgl. 
REICHEL 1978 für Oberfranken, BEGUIN et al. 1975 für 
die Schweiz) oder mittels Ökotopen oder Ökotopenkom­
plexen (van der MAAREL & STUMPEL 1975 für die Nieder­
lande); 

Beschränkung auf »biologisch-ökologisch wertvolle Ge­
biete«. Diese werden definiert durch d ie Möglichkeit 
mehr oder weniger spontaner Ansiedlung und Existenz 
freilebender Pflanzen- und Tierarten und entsprechen 
weitgehend den Lebensstätten von naturnahen oder 
halbnatürl ichen Lebensgemeinschaften bzw. Ökosyste­
men im Sinne von WESTHOFF (1968, 1969). 

Da in Bayern eine möglichst rasche Grob-Erfassung notwen­
dig war, schied der erste Weg als zu zeitaufwendig aus. Bei 
der Beschränkung auf biologisch-ökologisch wertvolle Ge­
biete bieten sich wiederum zwei Arbeitsmöglichkeiten an: 

- landesweite Erfassung und Inanspruchnahme aller loka-
len und regionalen Naturfachleute oder Spezialisten ein­
schließlich der vielen Liebhaberforscher und -sammler. 
Diese erfassen und kartieren die Gebiete bzw. Pflanzen­
und Tiergruppen, die sie kennen. Wissenschaftliche In­
stitutionen lenken, koordinieren und erweitern diese Er­
fassungsarbeit, u. a. durch regelmäßige Schulungs- und 
Fortbildungskurse, und ergänzen die Erfassung in den 
thematisch und örtlich »vakanten« Bereichen. Diese Ar­
beitsweise hat Verf. als Geschäftsführer der Arbeitsge­
meinschaft für die Avifauna von Westfalen (PEITZMEIER 
1969) mit allen Vor- und Nachteilen kennengelernt. 

Einsatz einer eigenen, für die Erfassung besonders ge­
schulten Arbeitsgruppe, die die Biotope nach einheitli­
chen, relativ einfachen Beurteilungskriterien erfaßt, um 
zunächst ein »Grundgerüst« zu erarbeiten. Dieses wird 
dann, vor al lern unter Heranziehung der lokalen Speziali­
sten, sukzessiv ergänzt und verfeinert. 

Wir entschieden uns aus denselben Gründen möglichst ra­
schen Arbeitsfortschrittes auch hier für den zweiten Weg. 
Es waren aber noch weitere Vereinfachungen erforderlich. 
So wurden zunächst alle größeren geschlossenen Waldge­
biete, die städtisch-industriellen Ballungsräume sowie die 
Bayer ischen Alpen aus der Biotopkartierung ausgeklam­
mert und besonderen Erfassungsvorhaben vorbehalten, die 
als Wald-, Stadt- und Alpenbiotopkartierung später begon­
nen wurden. Dennoch blieb eine riesige Aufgabe zu bewälti­
gen: auf Bayern (ohne Alpen) entfallen 140 Kartenblätter 1 : 
50000 mit je rd. 55000 ha Fläche; in der veranschlagten Zeit 
standen für jedes Kartenblatt nur 15-20 Kartierungstage 
zur Verfügung. 

Die Erfassungskriterien für biologisch-ökologisch wertvolle 
Bereiche wurden nach den naturräumlichen Einhei ten der 
geographischen Landesaufnahme, zuweilen auch nach »na­
türlichen Vegetationsgebieten« (potentielle natürliche Vege­
tation , SEIBERT 1968) festgelegt. Jeder Naturraum ist durch 
eine bestimmte Landnutzungsstruktur, oft durch vorherr­
schende Nutzungen (z. B. Ackerbau, bestimmte Ackerfrüch­
te, Grünland usw.) gekennzeichnet, zu denen die nicht mehr 
oder extensiv (gelegentlich, oberflächlich) genutzten Berei­
che oder Flächen in einem schon vom Erscheinungsbild her 

erfaßbaren Kontrast stehen. Diesem »physiognomischen 
Gradienten« entspricht daher ein uNutzungsgradient« bzw. 
ein Gradient zunehmender Naturnähe - wobei der Gradient 
steil oder sanft sein, d. h. durch eine Grenzlinie oder einen ± 
breiten Grenzsaum verkörpert sein kann. Jedem Naturraum 
kommen bestimmte Biotoptypen zu - oder nicht zu; so sind 
z. B. in der Fränkischen Alb keine Hoch-und Übergangsmoo­
re zu erwarten. Zugleich wurde aus dem Naturraum eine »Un­
tere Erfassungsschwel le« abgeleitet: in intensiv land- oder 
forstwirtschaftlich genutzten Naturräumen mit einer gerin­
gen Biotopausstattung liegt diese Erfassungsschwelle nied­
riger als in biotopreichen Naturräumen. 

Um die Arbeit im Gelände soweit wie möglich zu rationalisie­
ren, wurde sie durch Auswertung von Luftbildern und Karten 
sorgfältig vorbereitet. Auf Grund von Probekartierungen war 
ein einfacher »Kartierungsschlüssel« anhand des ELLEN­
BERG-Ökogramms (1978, Abb. 53 und 438) für die Erfassung 
naturnaher (meist Baumbestände und Moore) und halbna­
türlicher Biotope entwickelt worden. Mit ihm wurden im Ge· 
lände Biotop-»Bestände« erfaßt, die nach praktischen Erwä­
gungen in 7 »Bestandsgruppen« zusammengefaßt wurden: 

- Wälder und Gebüsche 
- extensiv genutztes Grünland 
- Moore 
- Verlandungsgesellschaften 
- Stillgewässer 
- Fließgewässer 
- Sonderstandorte 

(z. B. Dünen, Felsen, Dolinen, trockene Anbauflächen). 

Hinzu kamen noch zwei weitere Kategorien, nämlich 

- zoologisch bedeutsame Flächen 
- ökologisch wertvolle Extensivnutzungsbereiche 

(z. B. großflächige Heckengebiete, aufgelassene Wein­
berge). 

Die Erfassung erfolgte durch Umgrenzung der Bestandsflä­
che auf der top. Karte 1 : 50000, Kennzeichnung mit einer 
Nummer sowie mit Rechts- und Hochwert ; zu jedem Be­
stand wurden alle wichtigen Daten in ein Formblatt DIN A 4 
eingetragen und nach Möglichkeit durch ein Foto ergänzt. 
Neben Orts-, Standorts-, geologischen, geomorphologi-. 
sehen und Boden-Angaben wurde die Vegetation als Forma­
tion oder, soweit möglich, durch provisorische Zuordnung 
zu einem Verband der florist isch-soziologischen Klassifika­
tion notiert ; in jedem Falle wurden die dominierenden Arten 
und, soweit erfaßbar, auch seltene Arten verzeichnet; auf ei­
ne repräsentative oder gar vollständige Artenerfassung wur­
de verzichtet. Die Kartierer waren ferner gehalten, den Zu­
stand des Biotops kurz zu beschreiben, notwendige Pflege­
maßnahmen zu empfehlen und Vorschläge für eine ln­
schutznahme zu machen. Alle Daten wurden verbal und im 
notwendigen Umfang auch als Zahlen- und Buchstabensym­
bole für die elektronische Datenverarbeitung angegeben. 
Diese Erfassungsmethode erlaubt auch die Kartierung von 
Biotopkomplexen mit bis zu vier verschiedenen Beständen; 
größere Komplexe wurden unter den Kategorien »Zoolo­
gisch bedeutsame Flächen« oder »Wertvolle Extensivnut­
zungsbereiche« berücksichtigt. 

Nach Rückkehr aus dem Gelände wurde eine Reinschrift der 
Formblätter angefertigt und durch weitere Angaben (z. B. 
Grenzen bestehender Schutzgebiete, Nutzungsbeschrän­
kungen) ergänzt, die Gauß-Krüger-Koordinaten bestimmt 
und die Karten auf lichtpausfähige Kartenfolien übertragen. 
Dieses Material dient einerseits als Grundlage für die Verfei­
nerung, periodische Überprüfung und Fortschreibung, ande­
rerseits ist es allen Naturschutzbehörden und Dienststellen, 
die raumbedeutsame Planungen durchführen, als erstes, 
grundlegendes »Biotopkataster« zur Verfügung gestellt wor­
den. Über Einzelheiten der Kart ierung unterrichtet SCHAL· 
LER (1978, 1979). 
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3 Ergebnisse und Auswertung 

In der beschriebenen Arbeitsweise wurden 1974-1976 in 
Bayern (ohne Alpen) rund 16000 Biotope mit 282770 ha Flä­
che kartiert, was etwa 4,3 % der Landesfläche entspricht. 
(Zum Vergleich: Siedlungs- und Verkehrsflächen nehmen 
7,6 % der Landesf läche ein!) Damit wurden zahl reiche na­
turnahe und halbnatürliche Flächen erfaßt, die in der Kultur­
landschaft folgende wichtige ökologische Funktionen erfül­
len: 

Sicherung eines Mindestmaßes an biologischer Vielfalt, 
Reichtum natürlicher Erscheinungsformen und charakte­
ristischer Eigenart der Landschaft, die durch nivellieren­
de Nutzungsverstärkungen immer einheitl icher zu wer­
den droht; 

- Verhinderung oder Verringerung von Bodenerosion, 
Steuerung von Kalt- oder Warmluft-Strömungen, günsti­
ge Beeinf lussung des Wasserhaushaltes und andere 
ökologisch stabilisierende Wirkungen in der Landschaft ; 

- Erhaltung bzw. Schaffung von Refugien für zahlreiche 
Pflanzen- und Tierarten, die durch Intensivierung und 
Vereinheitlichung der Landnutzung aus der Fläche der 
Kulturlandschaft verdrängt werden; 

Erhaltung von Arten- oder Gen-Reservoiren als Aus­
gangsbasis für die Wiederbesiedlung gestörter oder zu 
regenerierender Biotope; 

Bildung von nPufferzonen« für besonders empfindliche 
und gefährdete Schutzgebiete. 

Aus diesen Funktionen ergeben sich für die Auswertung der 
Kartierung zwei allgemeine Kategorien von Biotopen, und 
zwar 

1. Biotope, die die ökologische Ausgewogenheit (»Stabili­
tät«) des Landschaftshaushaltes und die Vielfalt des 
Landschaftsbildes fördern, aber nicht unbedingt durch 
großen Artenreichtum oder Vorkommen seltener Arten 
geprägt sein müssen; 

2. Biotope mit großer Artenvielfalt oder seltenen bzw. ge­
fährdeten Pflanzen- und Tierarten. Diese können zu­
gleich auch Funktionen der Kategorie 1 erfüllen. 

Biotope der Kategorie sind insbesondere in intensiv genutz­
ten Kulturlandschaften notwendig, wo sie z. T. als »ökologi­
sche Ausgleichsflächen« dienen; dieser etwas unglückliche 
Begriff wird allerdings oft falsch ausgelegt, indem das Vor­
handensein von »Ausgleichsflächen« dazu verführt, in der 
Nutzung der übrigen Flächen jede ökologische Rücksicht 
aufzugeben. 

Die Biotope der zweiten Kategorie 1 sind eine (doch nicht die 
einzige) wesentliche Grundlage des Artenschutzes und der 
Erhaltung der Artenvielfalt. Da eine repräsentative Artener­
fassung bei der Kartierung nicht erfolgte und die entspre­
chende Biotopbewertung sich zunächst nur auf eine Vermu­
tungs- oder Wahrscheinlichkeitsgrundlage stützte, bedürfen 
diese Biotope noch einer weiteren Untersuchung oder Bear­
beitung, für die vor allem folgende Gesichtspunkte (nach 
RATCLIFFE 1971) herangezogen werden: 

- Diversität oder Komp lexität nach Arten, Strukturmerk­
malen, Vegetationstypen oder -komplexen 

- Grad der Natürlichkeit 

- Stabilität (nach innen und außen) einschließlich Stadium 
der Sukzession 

- Seltenheit 

- Repräsentanz für den Naturraum 

- Größe 
- Wert für Forschung und Lehre 

- Historischer Wert (Landschaftsgeschichte!) 
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Die Auswertung der gesamten Biotopdaten geschah mittels 
elektronischer Datenverarbeitung, die eine vielseitige Ver­
wendung der Informationen gestattet (siehe KAULE et al. 
1979). Die Angaben wurden statistisch und karten mäßig ver­
arbeitet, und zwar auf der Bezugsgrundlage der naturräumli­
chen Haupteinheiten Bayerns. Die Übertragung der Informa­
tionen auf politische oder administrative Raumeinheiten 
(Regionen, Landkreise, Gemeinden) erfolgt nach deren Flä­
chenanteilen an den Naturräumen. 

Die kartierten Biotope (Blotop-»Bestände«) wurden für die 
Auswertung zu etwa 30 »Biotoptypen« zusammengefaßt, die 
als »Untergruppen« zu 7 »Obergruppen« aggregiert wurden, 
und zwar: 

Biotoptyp- Fläche % der Bio- % der Lan-
obergruppen ha• topfläche des fläche 

(ohne Alpen) 

01 Wälder und Hecken 146 199 51,7 2,19 
02 Fließgewässer 31 038 11 ,0 0,47 
03 Stillgewässer 20 397 7,2 0,31 
04 Moore 42 750 15, 1 0,64 
05 Quellgebiete 1 939 0,7 0,03 
06 Wiesentäler 22 317 7,9 0,34 
07 Trockenstandorte 18 130 6,4 0,27 

Summe 282 770 100,0 4,25 

nicht gemessen, sondern (möglichst genau) geschätzt 

Für die 13 »Gruppen naturräumlicher Haupteinheiten« sowie 
für die einzelnen naturräumlichen Haupteinheiten Bayerns 
wurden jeweils das Biotoptypen-Spektrum und der Anteil 
der Biotopf lächen an den Naturraumf lächen berechnet und 
in Kreisdiagrammen dargestellt. Hieraus ergeben sich be­
reits wichtige Informat ionen über die Ausstattung der Na­
turräume mit Biotopen überhaupt (z. B. sehr geringe Aus­
stattung, d. h. unter 2 % im Isar-Inn-Hügelland, sehr hohe 
Ausstattung, d. h. über 10 % im Donaumoos) sowie die je­
weils dominierenden (oder fehlenden) Biotoptypen. Be­
st immte Biotoptypen sind sowohl nach der Anzahl der Be· 
stände als auch nach dem Flächenanteil selten, und zwar 
aus zwei Gründen: 

- fehlen standörtlicher Voraussetzungen, wie z. B. diluvia­
ler Sandgebiete für Dü nen-Biotope; 

- Auswirkung von Landnutzungen , die die Standorte verän­
dert haben (Grundwasserabsenkungen, Eutrophierun­
gen, Abbau von Bodenschätzen, Aufforstungen). 

In der allgemeinen Auswertung (KAULE et al. 1979) sowie in 
speziellen Auswertungen für die Gruppen naturrä umlicher 
Haupteinheiten (unveröff.) werden die Biotoptypen ausführ­
lich beschrieben und in ihrer Problematik hinsichtlich Erhal­
tung, Entwicklung und Pflege erläutert. Außerdem wird ver­
sucht, den landschaftsökologischen Zustand der Naturräu­
me anhand ihrer Biotop-Ausstattung zu beurteilen; in die­
sem Zusammenhang wird auch auf die Mög lichkeit der Neu­
schaffung von Biotopen in verarmten Bereichen ei ngegan­
gen. Zu diesem Zweck Ist die jeweils vorherrschende Land­
nutzung in den Naturräumen nach 8 Nutzungskategorien 
aus Satelliten-Aufnahmen grob abgeleitet und kart iert wor­
den. 

Zugleich wurde für die Naturräume auch ein »Biotop-Ver­
bund« skizziert, für den die Theorie der Inselbiogeographie 
ausgewertet wurde; dabei wurden nfeste« (Naturschutzge­
biete, Naturdenkmale) und »dynamische« Verbund-Bestand­
teile unterschieden. Die letztgenannten haben einzeln ge­
nommen keine dauerhafte Existenz, sollen aber dennoch in 
einem angemessenen Anteil in der Kulturlandschaft vorhan­
den se in (z.B. Gebüsche, Raine, Hecken, Weiher). Hieraus 



ergab sich eine wichtige Ergänzung der Biotopkartierung 
durch die Kartierung der (naturbetonten) »Kleinstrukturen« 
(AUWECK 1978) in der Kulturlandschaft, wie sie heute insbe­
sondere in Flurbereinigungsgebieten regelmäßig erfolgt. 

Schließlich kam es auch zu einer Verknüpfung der Biotop­
kartierung mit der in Bayern vorn Staatsministeriu m für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten veranlaßten Agrarleit­
planung (SCHALLER und SITTARD 1976), um hiermit auch 
die Biotopsicherung (s. u.) zu fördern. 

4 Biotopsicherung 

Die Kurzbezeichnung »Biotopkartierung« bzw. Biotop ver­
führt häufig dazu, das Attribut »schutzwürdig« zu vergessen, 
das die Auswahl der erfaßten Bestände entscheidend be­
stimmt hat. Diese Auswahl wurde zunächst empirisch und 
subjektiv von den Kartierern im Gelände getroffen, die dar­
über belehrt worden waren, die Schutzwürdigkeit nach den 
Mindesterfordernissen von Art. 12 (1) BayNatSchG (siehe S. 
30) zu beurteilen; wo immer vertretbar, sollten auch schon 
Vorschläge für eine lnschutznahrne als Naturschutzgebiet 
oder flächenhaftes Naturdenkmal gemacht werden. Unter 
dem Vorbehalt einer genaueren Überprüfung und fachlichen 
Begründung wurden 545 Naturschutzgebiete mit rd . 36900 
ha und 559 flächige Naturdenkmale mit rd. 1500 ha vorge­
schlagen. 

Von der Schutzwürdigkeit zum tatsächlichen Schutz der Bio­
tope, gar mit einer rechtlichen Sicherung, führt jedoch noch 
ein weiter Weg, für den eine wissenschaftliche Institution al­
lenfalls die Richtung weisen kann; ihn zu beschreiten und 
zurückzulegen ist Aufgabe der politischen Instanzen in Le­
gislative und Exekutive, die hier alsbald auf erhebliche Wi­
derstände stießen. Solche kamen insbesondere aus der 
Landwirtschaft, und ke ineswegs unerwartet, da die Biotop­
kartierung wegen der vorläufigen Aussparung von großen 
Waldungen und Städten hauptsächlich innerhalb der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche stattfand und vie le Bi otope 
auch tatsächlich Nutzflächen darstellen. So mußten die 
Landwirte befürchten, daß eine Biotopsicherung zu von ih­
nen als unzumutbar angesehenen Einschränkungen der 
landwirtschaftlichen Nutzung - vor allem hinsichtlich einer 
zukünftigen Intensivierung und der ökonomisch notwendi­
gen Mobilisierung von Produktionsreserven - führen wür­
de. Hier und da haben Landwirte bereits eine Anzahl kartier­
ter Biotope »Verschw inden lassen« - und d.amit dem von 
Bauernverbänden und Landwirtschaftsverwaltungen so 
sorgsam gepflegten Bild vom Bauern als dem besten Erhal­
ter und Pfleger von Natur und Landschaft bleibenden Makel 
zugefügt. In Wirklichkeit hat gerade die Biotopkartierung be­
wiesen, wie bedeutend die Rolle der Landwirtschaft beim 
Entstehen und (Sich-)Erhalten vieler Biotope gewesen ist 
und auch weiterhin sein könnte! 

Andererseits dürfte klar sein, daß - so wie eine vernünftige 
Verkehrspolitik eine Mindestausstattung mit Verkehrswe­
gen - eine sinnvolle Naturschutzpolitik ein Mindestmaß an 
gesicherten Naturgebieten benötigt. Die ßiotopkartierung 
wird als grundlegender Beitrag zur Feststellung dieses Min­
destmaßes betrachtet. Unsere Auswertung war daher vor al­
lem darauf gerichtet, Prioritäten in der Biotopsicherung zu 
ermitteln. Dazu wurde u. a. für jeden Naturraum bestimmt, 
wieviele und welche schutzwürdigen Biotoptypen bisher 
nicht in Natur- und Landschaftsschutzgebieten oder Natur­
denkmalen vertreten sind und zugleich auch ihr Gefähr­
dungsgrad beurteil t. Außerdem wurde ein Entscheidungsab­
lauf zur Bestimmung von drei »Schutzprioritäten« aufge­
stell t (KAULE et al. 1979, S. 19), in dem der Flächenanteil der 
Biotoptyp-Obergruppen, die Anzahl der Biotoptypen je Na­
turraum und der Flächenanteil der Biotoptypen am Typen­
spektrum des Naturraumes berücksichtigt wurden. Dapei 

wurde auch auf die jeweilige Umgebung der Biotope geach­
tet, die z. B. in eirier »monostruktu rierten« intensiv genutz­
ten Landschaft stärker gefährdet sind als in Gebieten mit 
gemischter, z. T. extensiver Landnutzung. Die drei Pr ioritä­
ten der Biotopsicherung sind folgende: 

1. Schutzwürdige Biotope mit akuter Gefährdung durch 
Nutzungsintensivierung, bei hoher vermuteter Qualität 
(Kriterien nach RATCLIFFE 1971, s. S. 32); vordring liche 
lnschutznahme (zeitliche Priorität) nach Art. 7 oder 9 
BayNatSchG, d. h. als Naturschutzgebiet oder Natur­
denkmal notwendig. 

2. Schutzwürdige Biotope von regionaler Bedeutung ohne 
akute Gefährdung ; vordringl iche lnschutznahme nach 
Art. 7 oder 9 zwar nicht zwingend erforderlich, doch soll­
te diese Biotopkategorie in Schutzgebiets-Programmen 
und -Plänen Vorrang erhalten, da es sich um Biotope ho­
her Qualität handelt. 

3. Häufiger vorkommende oder flächenmäßig hervortreten­
de schutzwürdige Biotope von örtlicher Bedeutung ; Be­
rücksichtigung in Landschafts- oder Grünordnungsplä­
nen bzw. Sicherung nach Art. 12 BayNatSchG (geschütz­
te Landschaftsbestandteile). 

Die Sicherung der schutzwürdigen Biotope muß auch im Zu­
sammenhang mit der Landschaftsplanung als dem Pla­
nungsinstrument des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege gesehen werden und ist eines von deren Teilzielen. 
Allerdings sind die in die Landschaftsplanung gesetzten Er­
wartungen bisher kaum erfüll t worden, teils weil s ie zu hoch­
gesctiraubt waren, teils weil die Voll zugs- oder Realisie­
rungsmöglichkeiten fehlten oder nur Obe r andere Planungs­
bereiche zu· erreichen waren. Daher ist die Biotopsicherung 
auf diesem Wege bisher kaum vorangekommen - vielleicht 
hat man auch nicht deutl ich genug gesehen, daß dabei na­
turschutz-, planungs- und eigentumsrechtiiches Neuland be­
treten wird. 

Daher wi rd Biotopsicherung bisher auf dem Wege der Aus­
weisung von Naturschutzgebieten und Naturdenkmalen be­
trieben, obwohl die Ausweisungsverfahren für die erstge­
nannten oft sehr langwierig sind. f reilich kann nur ein 
Bruchteil der 16000 Biotope auf diese Weise gesichert wer­
den. Die lnschutznahme von Landschaftsbestandteilen 
nach Art. 12 BayNatSchG wurde bisher nicht praktiziert. Er­
freulich ist jedoch, daß nicht wenige kartierte Biotope trotz 
Fehlens rechtlicher Absicherung bei landschaft lichen Ei n­
griffen und Veränderungen (Straßenbau, Flurbereinigung, 
Abgrabungen etc.) sowohl von der Öffentlichkeit als auch 
von Fachverwaltungen respektiert und zumindest schonend 
behandelt werden, sodaß bereits der »bloßen Kartierung« ei­
ne gewisse Schutzwirkung zugeschrieben werden kann. 

5 Diskussion und Kritik 

In politischen Erfolgsbi lanzen der Naturschutzarbeit wurde 
die Biotopkartierung jahrelang besonders hervorgehoben. 
So unbestritten ihre Wichtigkeit auch ist, so deutlich muß 
auch betont werden, daß sie nur einen ersten Schritt zur Si­
cherung der wertvollen Natursubstanz des Landes darstellt. 
Doch auch aus fach licher Sicht sollte die Biotopkartierung 
nicht überschätzt werden. Mit ihrer Hilfe lassen sich nur 
Teilbereiche des Artenschutzes abdecken. Die angewendete 
Kartierungsmethode bed ingt, daß die Biotope überwiegend 
nach abiotischen (z. B. geomorphologischen), floristischen 
und vegetatlonskundlichen Merkmalen erfaßt werden. Doch 
selbst bei dieser Arbeitswei se können die meisten niederen 
Pflanzen (Moose, Flechten, Pilze, Algen) nicht berücksich­
tigt werden, ja nicht einmal alle Gefäßpflanzen. Denn die 
z. T. stark gefährdeten Ackerwildkräuter sowie Rudera l­
pflanzenarten finden s ich kaum je in kart ierten Biotopen. 
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Zu kurz kommt auch die Erfassung der Tierwelt. Gerade über 
den letztgenannten Mangel waren s ich die Bearbeiter der 
Biotopkartierung in Bayern von Anfang an klar, zumal s ich 
HABER schon früher (1963) im Rahmen der Bearbeitung der 
Avifauna in Westfalen (PEITZMEIER 1969) mit Vogel-Bioto­
pen befaßt hatte. Daher wurde von ASSMANN (unveröff.) 
nach dem Abschluß der Kartierungsarbeiten 1977 eine fau­
nistische Ergänzung verfaßt, die auf einer Befragung von 
Fachleuten, Naturschutzbehörden und -verbänden beruhte 
und z. T. eine gezielte Nachkartierung durch Mitarbeiter des 
Lehrstuhls veranlaßte. Dadurch wurden 1274 weitere 
schutzwürdige Biotope erfaßt (davon 523 durch Nachkartie­
rung), d. i. rd . 10 % der b is dahin kartierten Biotopfläche. Für 
215 Biotope wurden Ergänzungen der Artenlisten bzw. Be· 
standsbeschreibungen erzielt. Die meisten Ergänzungen be· 
trafen Vögel, Amphib ien und Reptilien. Außerdem erfuhr die 
Liste der Biotoptypen eine Erweiterung um 7 Kategorien (Un· 
tergruppen). ASSMANN zeigte auch auf, in welcher Aich· 
tung d ie Biotopkartierung ausgedehnt und verfeinert wer· 
den muß, um auch die Tierwelt soweit möglich mit zu erfas· 
sen. Freilich ist dazu eine große Anzahl von Spezialisten not· 
wendig, die leider nicht in genügender Zahl verfügbar sind. 
Nicht alle Tiergruppen erfreuen sich so großen Interesses 
und solcher breiten fachl ichen Aufmerksamkeit wie Vögel 
und Schmetterlinge! 

Trotz aller Bemühungen kann mit Hilfe der Biotopkartierung 
der Tierartenschutz - im Vergleich zum pflanzlichen Arten­
schutz - nur unvollkommen gefördert werden. Dafür sind 
u. a. die Biotopbindung der Tierarten, ihre Vagilität sowie 
die Flächengröße und die Nutzungsintensität der erfaßten 
(und erfaßbaren) Biotope von Bedeutung. infolgedessen 
müssen 6 Tierartengruppen unterschieden und mit der Bio­
topkartierung in Verbindung gebracht we_rden: 

1. Arten mit starker Biotopbindung (z. B. auf Hochmoore 
spezialisierte Libellenarten) werden mit der Biotopkartie· 
rung erfaßt und durch Biotopschutz gesichert. 

2. Arten mit geringer Bindung an bestimmte Biotope (z.B. 
viele Kleinsäuger) werden nur mit einem Teil ihrer Popu­
lat ion erfaßt und gesichert. 

3. Arten mit regelmäßigem Ortswechsel (wandernde Arten), 
die ganz bestimmte Brut·, Nahrungs-, Rast- und Überwin­
terungsbiotope aufsuchen und beanspruchen (viele Vo· 
gel·, die meisten Amphibienarten), sind zumindest inso­
weit erfaßt und gesichert, als derartige Biotope kartiert 
werden. 

4. Arten, die dauernd oder vorübergehend (z. B. in der Fort· 
pflanzungszeit) Bewohner von »Mikrostrukturen« sind, 
können mit der Biotopkartierung nicht oder nur indirekt 
erfaßt werden (z. B. Gelbbauchunke - Bombina variega­
ta). 

5. Arten, die dauernd oder vorübergehend in intensiv ge­
nutzten Landschaftsbereichen wie Städten, Äckern, in 
Abbau befindlichen Lehm·, Sand- oder Kiesgruben vor­
kommen, können nicht oder kaum in der Biotopkartie­
rung berücksichtigt werden (z. B. Mauersegler - Apus 
apus; Feldlerche - Alauda arvensis ; Kreuzkröte - Bufo 
calamita). 

6. Arten mit großflächigen Biotopen oder Aktionsräumen 
profi tieren höchstens indirekt von der Biotopkartierung. 
Ihr Lebensraum, der stets auch viele Nutzflächen um­
faßt, wurde, soweit möglich, durch eine Schraffur ge· 
kennzeichnet. Brutstätten (z.B. Horste von Greifvögeln) 
können dagegen in kartierten Biotopen enthalten sein. 

Bisher kann auch nur in wenigen Fällen angegeben werden, 
welcher Anteil der Gesamtpopulation einer Tierart mit der 
Biotopkartierung erfaßt und gesichert werden. kann. Doch 
weiß man, daß der Populationsanteil einzelner gefährdeter 
Arten In den kartierten schutzwürdigen Biotopen weit klei· 
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ner ist als außerhalb davon (z. B. Gelbbauchunke - Bambi· 
na variegata; Kreuzkröte - Bufo calamita). 

Diese Betracht!Jngen Ober die Möglichkeiten des Tierarten· 
schutzes machen deutlich, daß »schutzwürdige Biotope« ei­
gentlich nur · kleine Ausschnitte aus dem Gefüge aller Le· 
bensstätten von Pflanzen und Tieren darstellen, die in der 
gesamten Landschaft ohne jede Unterbrechung aneinander­
schließen und ineinandergreifen müßten (ERZ 1981). Im Na­
turschutz geht es um mehr als nur um die Sicherung be· 
stimmter, notgedrungen und willkürlich als schutzwürdig 
angesehener Flächen! 

Wenn diese Gesichtspunkte gewürdigt werden, bleibt die 
Kartierung schutzwürdiger Biotope vor einer Überschätzung 
bewahrt und kann dennoch als Markstein in der modernen 
Naturschutzarbeit gelten. 
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Durch Entwässerungsmaßnahmen noch nicht gestörtes Feuchtgebiet in einer Agrarlandschaft mit ausgedehnten Horstseggenbeständen und 
gliedernden Weidenpolykormonen; Lebensraum einer zunehmend bedrohten Pflanzen- und Tierwelt. Foto: Pretscher 
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Giselher Kaule 

Das Arten- und Biotopschutzprogramm Saarland und Ergebnisse der 
Modelluntersuchung Ingolstadt 

1 Einführung 

Ich hoffe, zumindest ein kleiner Teil der Referenten ist mit 
den gleichen gemischten Gefühlen nach Hannover gekom­
men wie ich. Nicht weil die Tagung am Faschingsdienstag 
und Aschermittwoch stattfindet - Wissenschaftler haben 
an solchen Tagen am ehesten Zeit - sondern weil sich die 
Gruppe in fast gleicher oder ähnlicher Kombination inner­
halb von weniger als 9 Monaten jetzt zum 8. oder 10. Mal 
trifft, um über das fast gleiche Thema zu referieren und zu 
diskutieren. 

Man kann das positiv sehen: Das Thema ist von so hohem 
politischem Stellenwert, daß es allerorten behandelt wird. 

Es hat aber auch einen anderen Aspekt: Methoden und die 
theoretische Aufbereitung des Konzepts sind geklärt. Die 
Mannschaft von der wissenschaftlichen Seite, die das Pro­
gramm betreuen könnte, ist vorhanden. Was fehlt, ist in 
manchen Bundesländern der Wille, gezielte Erhebungen 
durchzuführen und in allen Ländern diese dann auch kon­
kret umzusetzen. 

Fehlender politischer Wille zur Umsetzung und damit 
Blockieren der im Normenvollzug tätigen Verwaltung wird 
besonders in Bayern deutlich, da dort unsere Kartierung be­
rei ts 1976 abgeschlossen wurde. Bis jetzt wi rd vorwiegend 
über notwendige Genauigkeit, Nachkartierung etc. disku­
tiert. Von über 16000 aufgenommenen Flächen, ca. einem 
halben Tausend NSG-Vorschlägen werden 1-2 konkrete 
Unterschutzstellu ngsverfahren behandelt und dies auf 
Druck von außen, offensichtlich, weil die zuständige Verwal­
tung nicht weiß, was s ie machen soll oder darf und versucht, 
den Schwarzen Peter hin und her zu schieben. 

Das Modell Ingolstadt ist als Teil einer größer angelegten 
Natu r- und Umweltschutzstrategie zu sehen, die mit der Bio­
topkartierung Bayern begann und mit der Biotopkartierung 
Hessen und dem Artenschutzprogramm des Saarlandes, 
das wir im Rahmen des Landschaftsprogramms erarbeiten, 
fortgeführt wird. Im Modell Ingol stadt soll ein Teilbereich 
der dort getroffenen Aussagen quantifiziert bzw. deren 
Quantifizierbarkeit untersucht werden : Die Biotopstruktu­
ren in der Agrarlandschaft. Das Modell Ingolstadt kann also 
nicht ohne den Gesamtkontext gesehen werden, in dem es 
steckt. 

Am systematischsten ist das Gesamtkonzept bislang im 
Saarland strukturiert, dort fehlt jedoch noch die flächen­
scharfe Bestandsaufnahme (1 : 25000), die vielleicht im 
Sommer beginnen soll. Eine Bestandsaufnahme, die sich 
sehr systematisch aufbereiten läßt, wurde in Hessen durch­
geführt. 

Der entscheidende methodische Schritt, so einfach er auch 
erscheinen mag für die qualitative und quantitative Erarbei­
tung eines Konzeptes, ist die saubere Erarbeitung eines 
räumlichen Bezugssystems. 

Für NSG, Schutz seltener und repräsentativer natürlicher 
und naturnaher Ökosysteme, benötigen wir eine biogeogra­
phische oder naturräumliche Gliederung. Für die Biotope in 
den landwirtschaftlichen Nutzflächen, im Forst, im besiedel­
ten Bereich sind die Haupt-Nutzungssysteme der räumliche 
Bezug. Dazu eine knappe Erläuteru ng: 
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Nicht nur das Wattenmeer und die Alpen unterscheiden 
sich, sind als einmalige Naturschöpfungen von besonders 
hohem Schutzwert, sondern auch der Jura und eine daneben 
liegende Keuperlandschaft haben unterschiedliche Wälder, 
Bäche, Magerrasen, die in NSG gesichert werden müssen. 

Die Hauptnutzungen Acker, Grünland, Wälder, Städte, Dör­
fer, Industriegebiete, Abbaugebiete benötigen eine unter­
schiedliche Biotopausstattung mit verschiedenen Flächen­
anteilen und Verteilungsstrukturen. 

2 Qualitative Biotopausstattung 

Die Standard-Biotopausstattung, die unseren Erfahrungen 
nach zu berücksichtigen ist, soll im folgenden kurz aufgeli­
stet werden. Sie kann beliebig pflanzensoziologisch diffe­
renziert werden. 

2.1 Repräsentative und seltene Ökosysteme 

Wenn wir das Ziel ernst nehmen, möglichst alle Arten und 
Lebensgemeinschaften unseres Landes in einem Schutzge­
bietssystem zu sichern, müssen natürliche bzw. naturnahe 
und extensiv genutzte Kulturökosysteme unterschieden 
werden. Sie sollen, als NSG geschützt, das Grundgerüst ei­
nes Arten- und Biotopschutzprogramms bilden. 

2.1.1 Natürliche bzw. naturnahe Ökosysteme 

• Die Waldtypen eines Naturraumes entsprechend seiner 
natü rlichen bzw. potentiell natürlichen Vegetation. 

• Die geologisch-geomorphologischen Sonderstandorte 
wie Felsen, Schluchten. 

• Die Fließgewässer-Ökosysteme: Quellen, Bäche, Flüsse. 

• Die natürlichen Stillgewässer (Seen , Kleingewässer). 

• Die Moore: Niedermoore, Hochmoore, Übergangsmoore, 
in manchen Naturräumen dominant, in anderen nu1 
Kleinstandorte, Vermoorungen. 

2.1.2 Extensiv genutzte Kulturökosysteme 

• Magerrasen trocken • Halbtrockenrasen 
• Borstgrasrasen 
• Sandrasen 

• Magerwiesen naß • Kalkflachmoore 
• Braunseggenmoore 
• Hochstaudenfluren z. T. 

• Hochstaudenfluren und Naßwiesen 
• sekundäre Riede und Röhrichte 
• Streuobstbau mit extensiven Wiesen 
• Ackerunkrautgemeinschaften (in seltenen Fällen erhal 

ten und meist nur über Spezialisten ermittelbar) 
• Kalkäcker 
• Sandäcker 

• Niederwälder und andere alte Waldformen wie flächi­
ger Kopfweidenanbau, Lohwälder etc. 



Über die notwendige Mindestgröße von Naturschutzgebie­
ten zu diskutieren , hat mittelfristig nur wissenschaftlichen 
Wert. Für praktische Erfordern isse ist weitaus genug be­
kannt: Sonderstandorte wie Seen, Moore, Schluchten sind 
morphologisch abgegrenzt und benötigen eine Pufferzone. 
Sie können nicht »geteilt« werden. Wälder, Auenlandschaf­
ten etc. mit mehr oder weniger »normalen« Bedingungen 
sind, soweit noch nat urnah erhalten, für viele Schutzziele in 
jedem Fall zu klein. Die für den Naturschutz greifbaren Flä­
chen liegen immer unter der Mindestgröße. Extrem deutlich 
wird das am Nationalpark Bayerischer Wald und der Diskus­
sion um Luchs, Wolf etc. 

2.2 Ausgleichsflächen in Nutzökosystemen 

Der Schutz seltener Arten und typischer Lebensräume in -
soweit erforderlich von äußeren Einflüssen abgeschirmten 
- Schutzgebieten bildet das »Gerüst« des Arten- und Bio­
topschutzes. Bei v ielen Lebensgemeinschaften ist jedoch 
offensichtlich, daß ihre Erhaltung in wenigen Naturschutz­
gebieten für ihre Funktion im Landschaftshaushalt nicht 
ausreicht. 

• Bruchwald· und Auwaldbiotope: Gehölz- und Stauden· 
säume werden an allen Gewässerrändern benötigt (Ufer­
sicherung, Überflutungsbereich, Erhöhung der biologi­
schen Selbstreinigung der Gewässer). 

• Trocken- und Magerrasenarten und Arten der Gebüsch­
formationen sollen - ausgehend von Verbreitungs­
schwerpunkten in Schutzgebieten - Feldraine, Bö­
schungen etc. überall in der Kulturlandschaft besiedeln 
(Erosionsschutz, Geländeklimaverbesserung, Boden­
schutz). 

• Viele Arten innerhalb der Kulturlandschaft sind Glieder 
in der Nahrungskette für Arten der biologischen Schäd­
lingsbekämpfung ; deshalb müssen ihre Tei llebensräume 
in ausreichender Dichte vorhanden sein. 

2.2. 1 Wälder 

Im Bereich des Waldes sind besonders schützenswerte 
Landschaftsbestandtei le: 

• Altholzbestände langlebiger Laub- und Nadelholzarten, 

• Laubholzbestände an Bächen, in Schluchten und an 
Stei !hängen, 

• Waldränder. 

2.2.2 Agrarökosysteme 

Die wichtigsten Ausgleichsflächen im Bereich der Ackernut­
zung sind : 

• Hecken (Strauch- und Baumformation) 
• Streuobst 
• Feldraine (Grasraine, Gebüsche) 
• Feldgehölze, Wäldchen 
• Bäche und Gräben mit begleitender Vegetation 
• Sukzessionsflächen auf sog. Öd- oder Unland (meist auf 

Restflächen) wie 
Auwälder und auwaldähnliche Bestände, 
Gehölzsäume (Baum- oder Strauchformationen), 
Hochstaudenfluren (incl. nitrophiler Säume), 
Röhrichte und Seggenriede, 
begleitende Grünlandstreifen mit Naßwiesen. 

• Weinbergsmauern 
• Klingen (Schluchten in Weinbergen). 

Im Bereich Grünlandnutzung kommen überwiegend folgen­
de Ausgleichsflächen vor: 
• Streuobstwiesen 

• Bäche und Gräben mit begleitender Vegetation wie Au­
wälder und auwaldähnliche Bestände 

• Gehölzsäume (Baum- oder Strauchformationen), 
• Hochstaudenfluren (incl. nitrophiler Säume) und Röh-

richte 
• Hecken 
• Naßwiesen, Streuwiesen 
• Trockenböschungen 

2.2.3 Siedlungsbereiche 

Die wichtigsten Ausgleichsflächen im Bereich Siedlung 
sind: 

Dörfer: • Obstwiesen 
• Hecken 
• Einzelbäume 
• Ruderalflächen 

Städte: • eingewachsene Gärten 
• parkartige Grünflächen 
• Brachf lächen in Baulücken, Trümmergrund­

stücke 
• Alleen und Einzelbäume 
• Randstreifen und Zwickel an Verkehrsstra­

ßen, Böschungen. 

2.2.4 Anthropogene Sonderstandorte 

Vom Menschen geschaffene Sonderstandorte sind: 

• Kiesweiher 
• Sand- und Lehmgruben 
• Steinbrüche 
• Halden 
• aufgelassene Grubengelände 
• aufgelassene Schlammweiher 
• Fischweiher 
• Stauseen 
• Trassen von Energie- und Produktenleitungen 

Unter bestimmten Voraussetzungen können hier schützens­
werte Lebensräume entstehen. 

2.3 Grenzen des Artenschutzes durch Biotopschutz 

·Bereits bei der Aufl istung wird unter Punkt Ackerunkrautge· 
meinschaften deutlich, daß viele und in hohem Maße gefähr­
dete Arten nicht in herkömmlichen Schutzgebieten gesi­
chert werden können. 

Von vielen Arten sind flächig nur Teillebensräume in Schutz­
gebieten zu sichern, so die Laichbiotope von Amphibien, d ie 
im Laufe des Jahres einen großen Aktionsradius haben, 
oder die Rastplätze von Zugvögeln. 

3 Theoretisches Konzept für das Arten- und Biotopschutz-
programm des Saarlandes 

Das theoretische Konzept für das Saarland kann am Bei­
sp iel des Arten- und Biotopschutzprogramms gezeigt wer­
den (KAULE, SCHMIDT-SPEER, SPEER und SAUER 1981). 

In einer Matrix (Tab. 1, S. 38) werden die natürlichen und na­
turnahen sowie die den Nutzungssystemen zugeordneten 
Biotoptypen (senkrechte Spalte) mit Verteilungs- und Bewer­
tungskriterien (waagerecht) ausgewertet. 

Die theoretisch mögliche Biotopausstattung wird mit Krite­
rien für die Schutzwürdigkeit (botanischer und zoologischer 
Artenschutz, Repräsentanz, Wirkung in den Nutzökosyste­
men, Aussagen über den aktuellen Bestand) und derzeiti­
gem Schutzstatus ausgewertet. Das ergibt (letzte Spalte) 
Aussagen für Planung und Maßnahmen. Zum Verständnis 
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Tabelle 1: 
Übersicht Arten- und Bio­
topschutz im Naturraum 
Merziger Muschelkalkplat­
te und Saar-Nied-Gau 
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wird eine Kurzbeschreibung des Naturraumes mit den wich­
tigsten Lebensgemeinschaften vorangestellt. Die wichtig­
sten Ergebnisse der Matrix werden dann als Ziele zusam­
mengefaßt (aus KAULE et al 1981). 

Merziger Muschelkalkplatte und Saar-Nied-Gau 
(siehe Tabelle 1, S. 40/41) 

Diese Muschelkalkflächen werden durch das Saartal in zwei 
Teilbereiche aufgespalten, die sich aber weitgehend glei­
chen. Sie sind geprägt durch die relativ ebenen Muschel­
kalk· und Keuper-Hochflächen und die steil abfallenden 
Hänge aus Unterem Muschelkalk und Buntsandstein. 

Die mergeligen Standorte der Hochflächen trugen ehemals 
Perlgras-Buchen-Wälder; die lehmigen Verwitterungen tru­
gen Eichen-Hainbuchen-Wälder und die Steilstufen aus Kalk 
Orchideen-Buchen-Wälder. Reste der natürli chen Standorte 
s ind in unregelmäßiger Verteilung erhalten. Das Buntsand­
steingebiet westlich von Schwemmlingen und die unteren 
Hangpartien des Steilabfalls sind überwiegend mit Perlgras­
Buchenwald bestockt. 

Die ebenen Hochflächen eignen sich hervorragend für die 
[andwirtschaftliche Produkt ion und sind zum großen Teil in­
tensiv ackerbaul ich genutzt. Besonders die Merziger Mu· 
sche/ka/kplatte ist stellenweise sehr stark ausgeräumt. We­
gen der Austrocknungsgefahr und der hohen Erosionsanfäl­
ligkeit der Böden ist hier ein höherer Anteil an gliedernden 
und erosionsmindernden Strukturen (Ausgleichsflächen) er­
forderlich. 

Die etwas stärker geneigten Bereiche sind differenzierter 
genutzt (Grünland/Acker, sehr viel Streuobst). Auf die Erhal­
tung dieser Kulturlandschaft muß besonderes Augenmerk 
gelegt werden. 

Als sowohl floristisch-faunistische als auch geomorphologi­
sche Besonderheit ist der z. T. 100 m hohe Abfall der 
Schichtstufe zu betrachten. Dieser Streifen ist überwiegend 
mit Steilhangwäldern (Buchenwälder, Robinienwälder), die 
eine Schutzfunktion ausüben, bestanden (Berus, Felsberg 
bis Fremersdorf), z. T. wird er auch von sehr artenreichen 
Halbtrockenrasen und wärmeliebendem Gebüsch (Eichen­
Elsbeeren-Wald) eingenommen (Felsberg, Nledtal, Eimers­
dorf und sehr markant von Hilbringen bis Tonsdorf). 

Der Naturraum ist relativ arm an Feuchtgebieten. Die Nied 
mit ihrer relati v breiten Aue und Altwässern und der lhner 
Bach sowie die Nebenzuläufe sind sehr gering belastet, ob­
wohl sie durch landwirtschaft lich genutzte Gebiete fließen. 
Sie stellen daher zusammen mit kleinen Bächen im Saar­
Blies-Gau eine herausragende Ausnahme dar. 

Für die Biotope im Siedlungsbereich gilt ähnliches wie im 
Zweibrücker Westrlch (180). Bäuerlich geprägte Ortsbilder 
und -strukturen sind noch reichlich vorhanden und bedürfen 
spezieller städtebaulicher Erhaltungsmaßnahmen. 

Ziele des Arten- und Biotopschutzes 

Der Naturraum hat ein großes Potential an verschiedenarti­
gen Lebensräumen. Es muß daher ein überdurchschnittlich 
hoher Flächenanteil geschützt werden. 

Als NSG (ND) sind auszuweisen: 

- wärmeliebende Gebüsche 
- Eichen-Elsbeeren-Wald 
- Kalkhalbtrockenrasen mit Pflegeprogramm 
- Reste von Bacheschenwäldern an Seitenbächen der Nied 
- Perlgras-Buchen-Wälder 
- Eichen-Hainbuchen-Wälder 
- Orchideen-Buchen-Wälder 
- Kalksteinbrüche mit lnitialvegetation 
- Abschnitte von naturnahen Bachläufen 
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Als LSG sind zu schützen : 

- Pufferzone um NSG 
- Auen 
- Trockenstandorte im Bereich des Steilabfalls der 

Schichtstufe. 

Es ist zu überprüfen, ob diese Ökosysteme bereits in den be­
stehenden LSG enthalten s ind. In diesem Fall sind d ie Ver­
ordnungen zu präzisieren, ansonsten sind neue LSG auszu­
weisen. 

In den Verordnungen der bestehenden LSG sowie als Land­
schaft sbestandtei le ist ein mitt lerer bis z. T. sehr hoher An­
teil an Ausgleichsflächen zu sichern: 

- Hecken und Feldgehölze 
- Halbtrockenrasen 
- Bachsäume an lhner Bach, Nied. 

Ergänzung des Ausgle ichsflächennetzes ist nötig im Be­
reich: 

- nördlich des Bietzener Waldes 
- nordöstlich Rissenthal 
- entlang der französischen Grenze bzw. Biringen und 

Büschdorf. 

Pflegeprogramme sind aufzustellen und durchzuführen für: 

- Kalkhalbtrockenrasen 
- Waldsäume 
- Bachsäume. 

In besonderen Programmen ist für die Erhaltung der 

- Wildkrautflora der Kalkäcker 
- Streuobstwiesen 
- an den menschlichen Lebensraum angepaßten Kulturfo l-

gearten 

Sorge zu tragen. 

4 Quantitative Biotopausstattung 

4. 1 Theoretische Ableitung 

Im Arten- und Biotopschutzprogramm Saarland wie auch in 
den anderen Planungen stützen sich unsere quantitat iven 
~ngaben auf eine relative Einstufung, die aus theoretischen 
Uberlegungen, räumlichem Vergleich und statistischen Un­
tersuchungen abgeleitet wurden. Für Gebiete mit Vorrang­
nutzung Ackerbau geben bereits die physikalischen Para­
meter - Erosionsanfälligkeit der Böden, Reliefenergie, Ge­
wässernetzdichte, Starkregen - die Möglichkeit einer rela­
tiven Einstufung. 

Zahlreiche Quantifzierungsansätze liegen berei ts ca. 20 Jah­
re zurück, vorwiegend unter dem Gesichtspunkt des Wind­
schutzes. Alle Untersuchungen sind sich ziemlich einig, daß 
bei einem 300 x 600 m Netz ein Heckenantei l von 1- 2 % 
ausreichend ist (JOACHIM, KRUMM ERSDORF, GÖRITZ, 
1961 ; KUHLEWIND, BRINGMANN, KAISER, 1955; VAN EI· 
MERN, 1960). Nun beziehen sich unsere heutigen quali tati­
ven Vorstellungen nicht mehr ausschl ießlich auf dreireihige 
Hecken; 2 % dürften also das absolute Minimum sein. 
Hecken und Bachsäume stellen jedoch die wesentlichsten 
Flächenan teile. Die notwendigen Flächenantei le sind von 
physikalischen un.~ biologischen Einflußgrößen abhängig; 
eine vereinfachte Ubersicht über die mechan ischen Einfluß­
größen zeigt die Tab. 2. 

Die erste Näherung muß durch evtl. vorkommende extensive 
Nutzungssysteme wie Streuobstbau, die Fruchtfolgesyste­
me, Waldflächen und ih re Verteilungsstruktu r modi fiziert 
bzw. im Detail durch Erosionsberechnungen (SCHWERT-



Eros1 cns- Rel;ef- Gewässer- Stark- Erforder- Beispiel 
anfälligkeit ere rg ;e netzd ichte regen- licher 
des Bodens (Neigung) (bzw. Ante il häuf ig- Anteil an 

Auenfl äche) ke it Ausgleichs-
fläche n 

mittel gering ger ing gering normal Saarl ouiser 
Be cke n 

hoch m1ttel ger ing gering mittel flachere Bere1che 
des Saar- Blies-
Gaus 

hoch mitte l mittel mi tte l hoch Pr ims-Blies-
Hüge 11 and 

hoch sehr hoch mitte 1 mitte l se hr hoch Nordpfäl zer 
Bergland 

Tabelle 2: Erforderlicher Anteil an Ausgleichsflächen in Agrarland· 
schatten in Abhängigkeit von den natürlichen Voraussetzungen. 

MANN, 1980) präzisiert werden. Kriterien des Artenschutzes 
und der biologischen Wechselwirkungen sind noch nicht be· 
rücksichtigt. 

Man kann nun die Agrarbereiche einzelner Naturräume die­
ser Matrix zuordnen und den vorhandenen Bestand in noch 
nicht flurbereinigten Gebieten ermitteln, um so eine Vorstel­
lung Ober die zu erwartenden Größenordnungen zu gewin­
nen. Dies wurde in der letzten Spalte von Tab. 2 getan. Es 
zeigt sich, daß die meisten agrarischen Räume zwischen 4 
und 8 % naturnahe Strukturen haben sollten ; einen Extrem­
wert bilden die zentralen Bereiche des Kaiserstuhls, bei de­
nen bis 35 % Böschungen erforderlich sind. Durch Flurbe· 
reinigungsverfahren wird der Anteil dort eher größer, das 
»Netz« jedoch wesentlich erweitert. 

Die k lein räumlich untersc.hiedliche Verteilung wird bei einer 
solchen Übersicht verschliffen; selbst in Gemarkungen, die 
insgesamt noch eine sehr hohe Ausstattung an schützens­
werten Lebensräumen haben, gibt es verarmte Bereiche. 
Das bedeutet, daß z. B. bei jedem Flurbereinigungsverfah­
ren eine exakte Bestandsaufnahme erforderlich ist. Selbst 
bei einer Flächengröße von ca. 700 ha und im Mittel 8,9 % 
Biotopfläche wie im Beispiel von Tab. 3 muß in einzelne Tei l­
räume (Bilanzräume) differenziert werden. Als Bilanzraum 
wurden morphologisch abgegrenzte Teilräume ausgewie­
sen, die eine relativ homogene Biotopausstattung haben. 
Die Tabelle (B. KAULE, 1980) zeigt, daß es auch hier Teilräu· 
me gibt, in denen eine Neuanlage von Biotopen erforderlich 
sein kann, und solche, in denen im Zuge der Flurbereinigung 
Biotopstrukturen entfernt werden können. 
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Tabelle 3: Biotopfläche aufgeschlüsselt nach Biotoptypen In % zur 
landwirtschaftlichen Nutzfläche der einzelnen Bilanzräume der Ge­
markung Hettingen/Schwäbische Alb. Gesamtfläche im Flurbereini­
gungsverfahren (ca. 700 ha im Mittel 8,9 % Biotopfläche (nach B. 
KAULE, 1980). 

4.2 Modelluntersuchung Ingolstadt 

Um hier mit harten Daten aufwarten zu können, wurde die 
Modelluntersuchung Ingolstadt konzipiert. Bereits die Vor· 
ergebnisse liefern sowohl Argumentationshilfen als auch 
konkrete Daten, d ie sich in Richtwerte umsetzen lassen. 
Vorergebnisse mit dem Schwerpunkt Erosionsgeschehen 
und Zoologie finden sich bei KAULE und BEUTLER (1981). 
Der Endbericht wird Mitte 1981 vorliegen. In diesem Zusam­
menhang ist besonders wicht ig (die folgende Zusammenfas­
sung wurde bereits bei KAULE, 1981, veröffentlicht): 

Beispiel 1: Bodenerosion und Flurbereinigung 

Der Fachbereich Geologie und Bodenkunde wird vom Inst i­
tut für Bodenkunde der TUM Weihenstephan und vom Baye­
rischen Geologischen Landesamt bearbeitet, vgl. dazu 
SCHWERTMANN, 1980. 

Die Erosionsgefahr ist berechenbar; die Gleichung, die vom 
amerikanischen Soil Conservation Service verwendet wird, 
lautet: 

A = R X K X LS X c X p 

A = Jährlicher Abtrag in tlha 
R Regen- und Oberf lächenabflußfaktor ( = Erosivität) 
K Bodenerodierbarkeitsfaktor 
LS = Topographiefaktor (Hanglänge, -neigung) 
C = Bedeckungs- und Bearbeitungsfaktor 
P Erosionsschutzfaktor 

Es ist das derzeitige Bestreben, dieses in Amerika ent­
wickelte Verfahren fü r unser Gebiet zu adaptieren . Dabei 
kommt es insbesondere darauf an, die Gebietsspezifität obi­
ger Faktoren zu ermitteln. 

Die Niederschläge (R-Faktor) haben sich in den letzten Jah­
ren im Mittel nicht geändert, die Böden bestehen (K-Faktor) ; 
geändert haben sich Schlaggröße und Bedeckung über ver­
änderte Fruchtfolgen und Arten und Sorten. Die Flächenero­
s ion ist erheblich gestiegen, wie an allen Vorflutern, aber 
auch an Bodenprofilen nachweisbar ist. In diesen Faktoren 
liegen also die Ursachen. Wir haben die LS-Werte für den 
gleichen Kartenausschnitt, der auch im folgenden Beispiel 

Vor Flurbereini gung 
Flächenanteile 

LS-Wert Absolut ha Rel ativ 0 20 40 60 80 100% 

0,1-2, 0 25,6 53,4 

2,1-4,0 16,2 33 , 7 

4, 1-8,0 4,2 8, 7 

> 8,1 2,0 4,2 

Summe 48,0 100,0 

Na ch Flurbereinigung 
Flächenanteile 

LS-Wert Ab sol ut ha Relati v 0 20 40 60 80 100% 

0, 1-2,0 4 ,4 9,2 

2, 1-4,0 21 ,6 45,0 

4, 1-8,0 19,2 40,0 

>8 ,1 2,8 5,8 

Surmie 48,0 100,0 

Tabel le 4: Vergleich der LS-Werte vor und nach der Flurbereinigung 
im Flurbereinigungsgebiet Freinhausen. Vergleichsfläche: Karten­
ausschnitt ca. 48 ha in der Testgemeinde Freinhausen bei Ingolstadt. 
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zugrunde gelegt wird, berechnet, und zwar fü r den Ist-Zu­
stand und die neue Flureinteilung des Flurbereinigungsver­
fahrens (Tab. 4)-

Die gefährdetsten Lagen werden durch das Verfahren kaum 
betroffen (LS-Werte 8, 1), die bis jetzt am stärksten vertrete­
nen Werte 0, 1-2,0 werden auf ca. 1/s reduziert. 

Es erfolgt eine Verschiebung vom unteren Drittel in das obe­
re Drittel. Das zeigt deutlich, die Herausnahme der Extrem­
fälle aus einem Verfahren reicht nicht aus. Auch durch mo­
derne, allgemein als vorsichtiger deklarierte Flurbereini­
gung wird die Erosionsgefahr erheblich gesteigert, selbst 
wenn in dem Beispiel noch nicht die zu erwartende Steige­
rung des Maisanteils berücksichtigt wurde. 

Beispiel 2: Bestandsverschiebung bei Heuschrecken 

Von den untersuchten Tiergruppen Kleinsäuger, Vögel, Rep­
tilien, Amphibien, Käfer (ausgewählte Gruppen), Heu­
schrecken und größere Landschnecken sollen in diesem 
Beispiel die Heuschrecken (Saltatoria) etwas detaillierter 
betrachtet werden. Die Abb. 1 zeigt die mittleren Arten- und 
lndividuenzahlen dieser Artengruppe in den einzelnen Nutz­
flächen und Biotopstrukturen der Testgemeinde Freinhau­
sen. Die Flächenfänge sind repräsentativ, die Werte können 
also auf das ganze Gebiet übertragen werden. Wir haben be­
rechnet, daß pro Hektar im untersuchten Ausschnitt zwi­
schen 0 und ca. 3200 Individuen auftreten und daß maximal 
etwa 18 Arten pro Hektar zu finden sind. Auch hier zeigt die 
Auswertung des Flurbereinigungsplanes ein ähnliches Bild 
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Abb. 1: Arten und lndividuenzahl von Heuschrecken (Salatoria) in 
Nutzungsflächen, Kleinstrukturen und schutzwürdigen Biotopen. 
Methode: Mittelwerte aus 10 Flächenfängen Je 25 m'. 
Bearbeitung: E. Frör. 
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wie beim Erosionsgeschehen: Die arten- und individuenrei­
chen Flächen (also die Spitzenbiotope) werden beim Flurbe­
reinigungsverfahren kaum betroffen. In weniger reichen Ge­
bieten, in der »Mitte« und im »unteren Drittel« werden dage­
gen erhebliche Verschiebungen verursacht (vgl. Tab. 5). Im 
Mittel wird die Artenzahl pro Hektar um 1/3, die Individuen­
zahl sogar um über die Hälfte reduziert. 

Mittlere Artenzahl Individuenzahl Heuschrecken/ha 

6,4 1 _295 s ta tus quo 

4,0 637 nach dem 
Verfahren 

Tabelle 5: Arten- und lndividuenzahl von Heuschrecken im Flurberei­
nigungsgebiet Frelnhausen. Die Zahlen sind Mittelwerte von 71 Flä­
chen a 1 ha. 

Beispiel 3: Das Problem der Verinselung von Tierpopulatio­
nen am Beispiel der Kreuzkröte (Bufo calamita 
Laur.), vgl. dazu auch KAIJLE und BEUTLER 
(1981) 

Die Larven der Kreuzkröte sind konkurrenzschwach gegen­
über Fischen und anderen Amphibienlarven. Sie benötigen 
daher zum Laichen junge unbesiedelte Wasserlöcher, in de­
nen diese noch nicht vorkommen. Durch ihre Mobilität und 
Standortvariabilität kann sie ephemere Kleingewässer so­
fort annehmen, im Gegensatz z.B. zur Erdkröte, die eine 
ausgeprägte Laichplatztreue hat. Sie benötigt als »Stand­
quartier« in der Agrarlandschaft relativ ungestörte Raine 
und Hecken, von denen ausgehend sie auch Felder zur Nah­
rungssuche aufsucht. 

Sie hat bei der Laichplatzsuche einen Aktionsradius von et­
wa 1000 bis maximal 4000 m, innerhalb dieser Entfernungen 
kann also eine Wiederbesiedlung und ein Genaustausch 
stattfinden. Kreuzkröten fressen von 16 untersuchten 
Schadinsekten 14 gerne, nur 2 mögen sie nicht besonders 
(SCHWABE, 1977). 

Zwei Strategien der Kreuzkröte lassen dieses Tier für die 
biologische Schädlingsbekämpfung interessant erschei­
nen : von Interesse ist die hohe Vermehrungsrate und die Ei­
genschaft, problemlos einige Wochen hungern zu können. 
Tritt dann eine als Nahrung geeignete Art oder Artengruppe 
zahlreich auf, so können die Kröten sofort einsteigen und er­
hebliche Mengen vertilgen. Dies ist für uns vie l interessanter 
als Vögel, die nur Stunden bis Tage hungern können, ihre 
Populationsdichte also an diese Minima anpassen müssen. 

Leider ist die Situation der Kreuzkröte im Untersuchungsge­
biet ebenfalls nicht erfreulich. Die Kartierung zeigt Inselpo­
pulationen, die ihrerseits nur noch eingeschränkt einen in­
ternen Genaustausch haben, also die weiter in Auflösung 
begriffen sind. Neue, künstlich leicht anlegbare Laichplätze 
könnten auf über einem Drittel der Fläche gar nicht mehr er­
reicht werden. Dies ist bereits bei einem Tier der Fall, das 
durch seine geringe Standorttreue, das Ablaichen in ephe­
meren Gewässen, den vergleichsweise hohen Aktionsradius 
gute Voraussetzungen hat, in unserer Kulturlandschaft 
durchzukommen. Für die meisten der 60000 Tierarten 
Deutschlands ist die Situation eher sch lechter. 

Das Problem der »Verinselung« ist leider ke in modisches 
Schlagwort: es ist bittere Realität. Der Arten- und Biotopver­
lust geht bei uns weit schneller vor sich, als die wen igen, 
neu angebotenen Standorte, die oft zudem noch falsch re­
kultiviert werden, neu angenommen werden können. 

Verallgemeinerbare Ergebnisse aus der Untersuchung der 9 
Tiergruppen sind : für fast a lle untersuchten Tiergruppen 



sind Raine unter 2-2,5 m Breite für eine dauerhafte Be· 
standssicherung, also die Reproduktion, von geringer Be· 
deutung, es sind jedoch Wanderungswege (Ausbreitungsli· 
nien). Mähwiesen sind arten· und individuenreicher als 
Äcker, Naßwiesen und Trockenrasen noch reicher als breite 
Feldraine, die ja im Prinzip langgestreckte, schmale Mager· 
rasen darstellen. 

Das bedeutet: in den auch bei einem groben Erfassungs· 
schema kartierbaren Biotopen sind die für vie le Tiergruppen 
wichtigen Lebensräume bereits enthalten. Die maximalen 
Abstände, die sich Ober Gewässernetzdichte, Topographie, 
Erosionsminderung ergeben, dürften auch für zahlreiche 
Tiergruppen die maximalen Entfernungen von Biotopen dar· 
stellen, wenn die Biidung von Inselpopulationen vermieden 
werden soll. 

5 Zusammenfassung 

SchOtzenswerte Lebensräume, die im Sinne der§§ 13-18 
des Bundesnaturschutzgesetzes gesichert werden müssen 
oder bei Planungen (Flurbereinigung, Bauleitplanung, Stra· 
ßenplanungen etc., § 6 BNatSchG) berücksichtigt werden 
sollten, sind sowohl Gebiete, die vorrangig dem Schutz von 
Arten und Lebensgemeinschaften dienen sollen als auch 
Ausgleichsflächen in Nutzökosystemen. Die Flächen, die 
vorrangig dem Schutz von Arten und typischen oder selte· 
nen Lebensgemeinschaften dienen, sind ein Kernanliegen 
des Naturschutzes. Nicht minder wichtig sind jedoch Bioto· 
pe mit Ausgleichsfunktionen in den Nutzökosystemen, die 
also für die Erosionsminderung, die biologische Selbstreini· 
gung der Gewässer, den Klimaausgleich, den integrierten 
Pflanzenschutz Bedeutung haben. Ein mögliches Auswer· 
tungskonzept wird am Beispiel des Arten- und Biotopschutz· 
programms des Saarlandes vorgestellt. 

Für die erste Gruppe lassen sich innerhalb von Naturräumen 
(Wuchsgebieten) mit Hilfe von Standorttypen die notwendi· 
gen Biozönosen ermitteln. Für die zweite Gruppe können in· 
nerhalb der Hauptnutzungssysteme Forstwirtschaft, Land· 
wirtschaft, Siedlung und Industrie mit relativ einfachen Kri· 
terien die notwendigen Flächentypen ermittelt und oft auch 
physiognomisch abgegrenzt werden. Für die intensiver be­
trachteten Agrar-Ökosysteme sind folgende Ergebnisse der 
Modelluntersuchung Ingolstadt von Bedeutung (vgl. KAULE 
und BEUTLER, 1981): . 

1. Mechanische Funktionen von Strukturen und Nutzungen 
im Landschaftshaushalt, die die Parameter Wind· und 
Wassererosion, Wasserrückhaltung entsprechend den 
natürlichen Landschaftsfaktoren beeinflussen, können 
mit hinreichender Sicherheit quantifiziert werden. Das 
heißt, es ist möglich, die von uns bisher in einer Relativ· 
skala angegebenen Werte zu eichen. 

2. In den dafür erforderlichen Flächen ist die botanische 
und zoologische „Grundausstattung« bereits zu einem 
guten Teil enthalten. 

3. Ein erheblicher Teil unserer Arten benötigt jedoch junge 
(ephemere) Standorte, die nicht als Dauereinrichtung, 
sondern immer neu in der Landschaft angeboten werden 
müssen. 

4. Von 2267 höheren Pflanzenarten kommen in Äckern und 
Ruderalbiotopen 331 Arten vor, von denen 93, also 
24 4 % verschollen oder gefährdet sind. Archaisch be· 
wi~tschaftete Äcker hatten hohe Artenzahlen. Äcker sind 
für Tiere - entgegen der landläufigen Meinung - so­
wohl was Artenzahlen als auch was lndividuenzahlen be· 
trifft - sehr lebensfeindlich. Dies läßt die Umbruch-Ten· 
denz In einem noch negativeren Licht erscheinen. 

5. Wir müssen die Schädlichkeit/Schadensschwellen von 
Tierarten genauer untersuchen. Wir haben Anhaltspunk· 

te bei Mäusen und manchen Insekten, die vermuten las· 
sen, daß eine Lobby von Chemieverkäufern hier erheb· 
lieh übertreibt. 

6. Die „verinselungcc von Populationen durch mangelnde 
Biotopvernetzung gefährdet Arten lokal und erschwert 
die Wiederbesiedelung (Renaturierung). Es sind nur von 
wenigen Arten und ·gruppen die Arealkurven bekannt. 
Bereits diese stimmen bedenklich. 

7. Das von HABER (1972) als Theorie entwickelte Konzept, 
das inzwischen von ihm weiter ausgeformt wurde (HA· 
BEA, 1978) und das wir bei der Auswertung landesweiter 
Biotopkartierungen in Bayern, in Hessen und im Saar· 
land unterlegt haben, wird bestätigt und als Planungs· 
grundsatz konkretisiert: 

• Begrenzung einer einheitlichen Nutzung in der Flä· 
ehe. 

• Differenzierte Nutzung auch in der Zeit. 
• Erhaltung und Aufbau von Nutzungsgradienten ver· 

schiedener Abstufung im Raum und in der Zeit: 

• Nationalparke bis Industriegebiete, 
• schützenswerte Biotope unterschiedlicher Größe 

und Nutzungsintensität als Netz mit maximal 
400-600 m Maschenweite, 

• Erhaltung eines Zeit-Gradienten, einer zeitl ichen 
Differenzierung durch laufende Belassung oder 
Anlage von Sukzessionsbiotopen. 

6 Quellennachweis 

6. 1 Forschungsvorhaben und Planungen, die in diesem 
Beitrag zusammengefaßt werden 

Biotopkartierung Bayern 

Auftraggeber: Bayerisches Landesamt für Umweltschutz, 
bearbeitet am Institut für Landschaftsökologie der TUM, 
Abschlußbericht veröffentlicht von KAULE, SCHALLER und 
SCHOBER, 1979. 

L:andschaftsprogramm Saarland 
Auftraggeber: Minister für Umwelt, Raumordnung und Bau­
wesen des Saarlandes 
Teil D, Arten- und Biotopschutzprogramm, bearbeitet von G. 
KAULE, Universität Stuttgart, E. SCHMIDT-SPEER und F. 
SPEER, Büro Pattey Saarbrücken, E. SAUER, Universität des 
Saarlandes 
Abschlußbericht März 1981, unveröffentlicht. 

Modellvorhaben Biotopverbundsystem Hettingen 
Auftraggeber: Minister für Ernährung, Landwirtschaft, Um· 
weit und Forsten Baden-Württemberg, bearbeitet von B. 
KAULE, 
Abschlußbericht 1980, unveröffentlicht. 

Modelluntersuchung Ingolstadt 

Auftraggeber: Bayerisches Landesamt für Umweltschutz 
und Umweltbundesamt Berlin 
Bearbeitung : Institut für Landschaftsökologie der TUM·Wei· 
henstephan und weitere Institute in Weihenstephan, Mün­
chen, Hohenheim und Stuttgart 
Abschlußbericht bis Ende 1981, Berichte der einzelnen 
Fachbereiche liegen unveröffentlicht vor. 
Teilveröffentlichungen siehe KAULE und BEUTLER, 1981. 
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Ulrich Mehl 

Gedanken zur Biotopkartierung in Schleswig-Holstein 

Im Jahre 1978 begannen in Schleswig-Holstein erste Gelän­
dearbeiten zur landesweiten Inventur biologisch-ökologisch 
wertvoller Lebensräume, der sog. Biotopkartierung. Direkter 
Anlaß hierzu ergab sich aus der Notwendigkeit, landschafts­
ökologische Grundlagen zur Landschaftsrahmenplanung zu 
ermitteln. Bearbeitet wurde erstmals in dieser Weise der 
Planungsraum IV, der die Kreise Dithmarschen und Stein­
burg umfaßt. Inzwischen sind weitere Gebiete kartiert und in 
Bearbeitung, so die Kreise Plön und Rendsburg-Eckernför­
de. In Vorbereitung sind die Kreise Herzogtum Lauenburg, 
Stormarn, Pinneberg und Teile von Schleswig-Flensburg. 

Die Bedeutung dieser Aufgabe wird durch die Aussagen des 
Herrn Ministerpräsidenten In seiner Regierungserklärung im 
Mai 1979 vor dem Schleswig-Holsteinischen Landtag und 
durch die Aufnahme der Biotopkartierung In das Arbeitspro­
gramm der Landesregierung unterstrichen. 

Im Mai 1979 wurde im Landesamt für Naturschutz und Land­
schaftspflege in Kiel ein Dezernat für Landschaftsökologie 
und Landschaftsinformation eingerichtet, ein Dezernat, wel­
ches sich hauptsächlich der Biotopkartierung und zugleich 
dem Aufbau eines Landschaftsinformationssystems wid­
met. Seit Juli 1980 sind hier 3 fest angestellte Kräfte und 4 
befristete Mitarbeiter beschäftigt. 

Für die Praxis des Naturschutzes Im lande besteht ein gro­
ßer Mangel an landschaftsökologischen Daten. Um hier 
schnell wirksam zu werden, war es notwendig, eine Kartie· 
rungsmethode zu wählen, die im wesentlichen drei Grund­
sätzen folgt: praxisnahe Verwendbarkeit, Abwicklung des 
ersten Durchganges in überschaubarer Zeit und Fort­
schreibbarkeit. 

1974 wurde die in diesem Sinne geeignete Methode am Lehr­
stuhl für Landschaftsökologie der TU-München (Direktor 
Prof. Dr. W. Haber) in Freising-Welhenstephan unter der Lei­
tung von Prof. Dr. G. Kaule üetzt Universität Stuttgart-Ho­
henheim) entwickelt. 

Die Methode wurde den Gegebenheiten des Landes Schles­
wig-Holstein angepaßt und mit dem Land Niedersachsen, 
welches den gleichen Weg verfolgt, weitgehend koord iniert. 
Das Niedersächsische Landesverwaltungsamt kann sich im 
wesentlichen darauf konzentrieren, mit Fachkräften Anga­
ben und Hinweise örtlicher Fachleute und Sachkenner zu 
überprüfen; Angaben und Hinweise, die von der TU Hanno­
ver systematisch gesammelt worden waren. 

Die Ausgangslage in Schleswig-Holstein war anders. Hier 
müssen örtliche Kenner zunächst ermittelt und zur Mitarbeit 
geworben werden. Dies geschieht in der Regel parallel zur 

~ 
Anzahl Durchschn. % der NSG-

t Größe i. hR. Kreisfläche Vorschlag 

s 

Dithmarschen 324 8 . 9 2.09 12 

Steinburg 263 4 . 6 1.16 10 

Plön 1078 4.5 4.45 72 

~ 
Anzahl Durchschn. 56 der % der Bio-

Größe i.ha. Kreisfläche topanzahl 

DithmHrschen 138 12.8 1. 27 42.59 

Steinburg 108 4.4 0.45 41.06 

Plön 462 3.0 1. 28 42.86 

Abb. 1: Vergleich der erfaßten Biotopflächen und der Flächen, geschützt nach§ 12 LpflegG (Moore, Sümpfe, Brüche) In drei Landkreisen. 
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• §12 LPfl egG eOTümpel/ Kuhle ..... Doppelknick 

Abb. 2: Ausschnitt aus dem Biotopkataster. Beispiele eines Flächensystems aus Mooren, Sümpfen, Brüchen geschützt nach§ 12 LpflegG. 

Kartierung oder nach Abschluß der Geländearbeit außer­
halb der Vegetationszeit. 

Die aufzunehmenden Flächen werden durch systematische 
Geländebegehung nach einheitlichen Kriterien (Kartierungs­
anleitung) von Mitarbeitern des Landesamtes erfaßt. Im Be­
reich der Moore, Sümpfe und Brüche liegen die unteren 
Grenzen der Aufnahmewürdigkeit sehr niedrig, denn diese 
Flächen sind nach§ 12 LPflegG grundsätzlich geschützt. 

Zur Zeit werden 73 unterschiedliche Erfassungseinheiten 
(Biotoptypen) aufgenommen; zusätzliche können dazukom­
men. Die Einheiten entstammen folgenden Obergruppen: 
naturnahe Wälder und Gehölze; Gewässer; Küsten; Hoch­
und Übergangsmoore; Niedermoore, Sümpfe, Feuchtgrün­
land; mineralische Magerstandorte; Sonderstandorte; zoo­
logisch wertvolle Standorte; Standorte geologischer und 
sonstiger Bedeutung (z. B. vor- und frühgeschichtliche Anla­
gen) und wertvolle großflächige Extensivnutzungsbereiche 
(nicht flächenscharf abgegrenzt). Weiterhin wird eine Anzahl 
von Signaturen verwendet, z. B. für Alleen, Tümpel, Doppel­
knicks usw. 

Die aufgenommenen Flächen werden nach bestimmten 
Merkmalen auf einem Erhebungsbogen beschrieben ; so 
werden z. B. Lage und Struktur, die Nutzung im Gebiet 
selbst und seiner Umgebung, evtl. Nutzungskonflikte, Ge­
fährdungen und Lösungsvorschläge hierfür festgehalten. 
Das Pflanzenkleid wird in dem Maße aufgenommen, wie es 
den jeweiligen Biotoptyp charakterisiert, durch seltene Ar-
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ten seine Qualität unterstreicht und auch durch entspre­
chende Zeigerarten Hinweise auf Umwelteinflüsse und Ver­
änderungen ermöglicht. 

Da eine Biotopfläche beim ersten Durchgang vom Kartierer 
in der Regel nur einmal aufgesucht werden kann, ist die Er­
fassung von Tieren sowie seltenen Pflanzen von der jeweili­
gen Jahreszeit und dem Kenntnisstand des Kartierers ab­
hängig. Die Aufnahme gerade dieser Arten verleiht einer kar­
tierten Fläche das richtige Gewicht. Hier bekommt die Mitar­
beit von örtlichen Fachleuten große Bedeutung, die sich in 
zunehmendem Maße zu einer Mitarbeit in der Biotopkartie­
rung bereit erklären. 

Rege Zusammenarbeit mit örtli chen Naturschutzgruppie­
rungen besteht bei der Amphibienerfassung, die das Lan­
desamt daneben seit einiger Zeit durchführt und deren Er­
gebnisse in das Biotopkataster einfließen. Erste Ansätze be­
stehen bei der Orchideenerfassung. 

Weit über 2000 Einzelflächen wurden in der beschriebenen 
Weise erfaßt und auf Topographischen Karten im Maßstab 
1: 25000 festgehalten. 

Da die Ergebnisse schnell in die Planungspraxis und den 
Planungsvollzug eingehen können, leisten sie wichtige Hilfe 
beim Abwägen beteiligter Interesse n. 

Die Unterlagen werden gleich nach Fertigstellung den Unte­
ren Landschaftspflegebehörden bei den Kreisen und kreis-



freien Städten und den für die Flurbereinigung zuständigen 
Ämtern für Land· und Wasserwirtschaft übermittelt. 

Nach Beendigung des ersten Durchganges, voraussichtlich 
1983, wird eine umfassende Auswertung und Bewertung un­
ter Zuhilfenahme der EDV vorgenommen werden. Ziel ist es, 
ein wirksames Flächenkonzept für das ganze Land zu ent­
wickeln. 

Erste Überblicke sind bei einem Kreisvergleich möglich (s. 
Abb. 1). Bei den drei Kreisen der Tabelle handelt es sich -
von oben nach unten - um repräsentative Bereiche inner­
halb der naturräumlichen Haupteinheiten : Marschen, Geest 
und Hügelland. Deutl ich ragt die Anzahl von 1 078 erfaßten 
Biotopen im Schleswig-Holsteinischen Hügelland heraus 
und liegt auch mit einem Anteil von Ober 4 % der Kreisfläche 
deutlich Ober den beiden anderen Ergebnissen. Die Durch­
schnittsgröße erfaßter Flächen beträgt nur wenig Ober 4 ha, 
nu r im Kreis Dithmarschen ist sie doppelt so groß, da hier 
besonders ausgedehnte Moorflächen gelegen sind, mit ei­
ner Durchschnittsgröße von Ober 12 ha. 40 % der Biotopan­
zahl unterliegen in allen drei Kreisen dem Schutz von Moo­
ren, Sümpfen und Brüchen nach§ 12 LPflegG. 

zo 21 22 
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NorcJsee 
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Niedersachsen 

23 D . <5 % 

D < 1 % . < 7% 
2, 

D <2% • >7 % - - . 0 I IO 15 lOlla 

25 D <3% Stand: Feb. 81 

Abb. 2 zeigt eindrucksvoll ein vorhandenes Biotopmuster. 
Teile dieses Musters erfahren bereits den Schutz nach dem 
LPflegG wie z. B. Moore, Knicks usw. In diesem Zusammen­
hang stellt sich auch die wichtige Frage nach der Durchset­
zung gesetzlicher Bestimmungen , denn in so gut wie allen 
Biotopen des Kartenausschnittes konnten Gefährdungen 
oder Ansätze hierzu ermittelt werden. landwirtschaft liche 
Nutzung geht heute meist hart bis an die Grenze der kartier­
ten Biotope heran, so daß kaum ökologisch wertvol le Über­
gangsbereiche zur Nutzfläche anzutreffen sind. Ein wesent­
licher Teil der noch vorhandenen Natursubstanz scheint sei­
ne Existenz nur der Unzugänglichkeit für Maschinen und Ge­
räte zu verdanken. 

Es läßt sich bereits heute überschläg lich absehen, daß es 
erforderl ich sein wird, mindestens die ermittelten Anteile 
von 4- 8 % biologisch-ökologisch wertvoller Flächen (s. 
Abb. 3) zu erhalten, wenn die Ziele des Schleswig-Holsteini­
schen Landschaftspflegegesetzes verwirklicht werden sol· 
len. Zu den ermittelten Flächen kommen die Im ersten 
Durchgang noch nicht flächenscharf abgegrenzten Exten­
sivnutzungsbereiche sowie notwendigerweise Übergangs­
und Pufferzonen hinzu. 
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Abb. 3: Bisher erfaßte Biotope in Prozentanteilen je topogr. Karte (TK 25), bezogen auf die naturräumliche Haupteinheit: Marschen (68), Geest 
(69), Hügelland (70). 
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Peter Miotk 

Erste Auswertungsergebnisse der bisherigen Kartierungen der für den 
Naturschutz wertvollen Bereiche 

Mit rund 47 'h tausend qkm ist Niedersachsen nach Bayern 
zweitgrößter Flächenstaat der Bundesrepublik Deutsch­
land. Niedersachsen ist damit größer als Belgien oder die 
Niederlande, als Dänemark und die Schweiz. 

Nach einigen »Probedurchgängen« im Jahre 1977 ist im 
Sommer 1978 mit der planmäßigen und konsequenten »Er­
fassung der für den Naturschutz wertvollen Bereiche« die­
ses Bundeslandes begonnen worden. Konkret heißt das, 
daß mit Hilfe von vier bis fünf hierzu vorgebildeten Kartie­
rern während fünf Monaten eines Jahres rund 2000 Gebiete 
angelaufen und nach den Richtlinien der hierfür vorgesehe­
nen Kartieranleitung begutachtet worden sind. 

Obwohl erst mit Ablauf der diesjährigen Kartierungsperiode 
die Feldarbeiten für das gesamte Bundesland voraussicht­
lich abgeschlossen werden können und sich dann erst die 
Auswertungsarbeiten anschließen werden, sind dennoch 
bereits jetzt schon einige vorläufige Ergebnisse bzw. Trend­
meldungen mitteilenswert. 

So wird nach Abschluß der Kartierung der Prozentsatz der 
schutzwürdigen Kernbereiche auf keinen Fall unter 4 % der 
Landesfläche liegen und sehr wahrscheinlich auch nicht 
8 % der Landesfläche überschreiten. Es dürfte realistisch 
sein, wenn wir letztendlich mit einer schutzwürdigen Kern­
bereichsfläche von 6 % der Landesfläche zu rechnen haben. 
Diese 2,5 bis 3tausend Quadratkilometer werden sich vor­
aussichtlich auf 6000 Gebiete verteilen. Selbstverständlich 
variiert die Zahl schutzwürdiger Gebiete von Naturraum zu 
Naturraum z. T. erheblich_ Insbesondere zeigt sich, daß der 
Süden und der Osten Niedersachsens deutlich mehr schutz­
würdige Bereiche pro Kartenblatt aufweisen als etwa der 
nordwestliche Landesteil. Da sich diese naturraumspezifi­
sche Differenzierung so deutlich abzuzeichnen beginnt, ist 
auch vorgesehen, nach Abschluß der Kartierung die Auswer­
tungsarbeiten hauptsächlich naturraumbezogen vorzuneh­
men. Erste »Probearbeiten« in dieser Hinsicht sind bereits 
für den Naturraum 4. Ordnung »Lüchower Niederung" sowie 
für die niedersächsischen Teile des Naturraums 1. Ordnung 
»Unteres Weserbergland« (Testraum Osnabrück) angelau­
fen. So waren z. B. im ersten Arbeitsschritt der Untersu­
chung »Unteres Weserbergland« die für die Auswertung be­
deutsamen Daten des Gesamtraumes und der einzelnen dar­
in enthaltenen bzw. einragenden Naturräume niederer Ord­
nung zusammenzustellen, auf deren Grundlage eine Reihe 
von Einzelaussagen in Form von Tabellen und Diagrammen 
erarbeitet wurden: z. B. 

- Angabe der relativen Flächenanteile der kartierten 
schutzwürdigen Bereiche nach_ Obergruppen, Haupt- und 
Nebenkodes; 

- Angabe der Größenverteilung der schutzwürdigen Berei­
che; 

- Angabe des gegenwärtigen Schutzstatus der schutzwür­
digen Bereiche; 

- Vergleich der vorliegenden Angaben mit der Karte der 
»Potentiell natürlichen Vegetation« dieses Raumes, um 
die heutige Ausstattung mit natürlichen bzw. naturnahen 
Ökosystemen zu testen. 

Einige dieser bereits vorliegenden Informationen sind bei­
spielsweise den folgenden Diagrammen zu entnehmen (vgl. 
Fig. 1). 
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Grundsätzlich sind alle im Verlaufe des Kart ierungspro­
grammes ermittelten Gebiete schutzwürdig und bedürfen -
sofern dies noch nicht geschehen ist - der Sicherung in 
Form von Naturschutzgebieten bzw. flächenhaften Natur­
denkmalen. Der Unterschutzstellungsvollzug liegt i. d . R. je­
weils bei der entsprechenden Bezirksregierung. Gegenwär­
tig ist jährlich mit vier Unterschutzstellungen pro Bezirksre­
gierung zu rechnen. Mit den demnächst vorliegenden etwa 
1000 bis 1500 schutzwürdigen Gebieten für den Bereich ei­
ner einzigen Bezirksregierung werden die Vollzugsbehörden 
derart überlastet, daß eine sinnvolle Naturschutzstrategie 
wohl in weite Ferne rückt. Hier muß das Naturschutzdezer­
nat des Niedersächsischen Landesverwaltungsamtes unbe­
dingt steuernd eingreifen, indem es unter Zugrundelegung 
einer Prioritätenliste die gut begründeten Unterschutzstel­
lungsanträge selbst formuliert und in entsprechend geringer 
Zahl der jeweiligen Bezirksregierung zukommen läßt. Dabei 
wird von dem Grundsatz, daß alle Vorgabeflächen schutz­
würdig sind, nicht abgewichen, ledig lich der zeitliche Ablauf 
des Vollzugs wird gesteuert. 

Entscheidend für die sich an das Kartierungsprogramm an­
schließende Folgearbeit wird die Erarbeitung einer Prioritä­
tenliste der für den Naturschutz wertvollen Bereiche sein. 
Erste Überlegungen in dieser Hinsicht sind ebenfalls bereits 
getätigt worden, wobei Insbesondere die Seltenheit und Ge­
fährdung eines bestimmten Ökosystemtyps sowie der »Ge­
halt an gefährdeter Substanz« pro Ökosystemtyp maßgebli­
che Kriterien darstellen. Dazu einige Beispiele: 

Die Erdgeschichte Nordwestdeutschlands bedingt den 
Reichtum Niedersachsens an Sandgebieten (s. Fig. 2) sowie 
an großflächigen Hochmooren, d ie Meeresnähe ein typisch 
ozeanisches Klima. Die Folge davon ist, daß sich hier von 
Natur aus Ökosystemtypen ausgebildet haben, die in nahe­
zu der gesamten Bundesrepublik nicht wieder erscheinen (s. 
Fig. 3). Man spricht von der nordwestdeutschen »Stlelei­
chen-Birkenwald-Landschaftu, die in unseren Breiten einma­
lig und dazu noch sehr gefährdet ist. Es liegt also auf der 
Hand, daß sämtliche Ökosystemtypen dieser nordwestdeut­
schen »Stieleichen-Birkenwald-Landschaft« sowie die noch 
verbliebenen Hochmoore der nordwestdeutschen Tiefebene 
und schließlich alle Ökosystemtypen der Küstenzone von al­
lergrößter Bedeutung für den niedersächsischen Natur­
schutz sein müssen. 

Sehr interessant für den amtlichen Naturschutz in Nieder­
sachsen müssen auch all jene Ökosystemtypen sein, die be­
sonders viele gefährdete Pflanzen- und Tierarten enthalten. 
Deshalb sollte man beispielsweise sämtliche 164 als schutz­
würdig erkannten Kalktrockenrasen und Steppenrasen un­
ter strengen Schutz stellen. Diese Gebiete ergeben zusam­
mengenommen zwar nur 0,02 % der Landesf läche, es wer­
den mit diesem Ökosystemtypus aber bereits 16 % der in 
Niedersachsen gefährdeten (und mit Hilfe des Gebiets­
schutzes absicherbaren) Gefäßpflanzenarten sowie V. der 
gefährdeten Landschneckenarten, V. der gefährdeten Tag­
falterarten und etwa die Hälfte der gefährdeten Heu­
schrecken- und Grillenarten abgedeckt. 

Werte! man also das nach Abschluß der Biotopkartierung 
vorliegende Grunddatenmaterial (Anzahl, Lage, Größe der 
jeweiligen Erfassungseinheiten) unter Berücksichtigung 
möglichst vieler - und das ist entscheidend - Organis-
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Figur 2: Vorkommen von Sandgebieten (schwarze Bereiche) in der 
Bundesrepublik Deutschland (in Anlehnung an E. SCHLICHTING aus 
SCHEFFER-SCHACHTSCHABEL 1970). 

mengruppen zumindest mutmaßlich aus, so ergeben sich 
daraus überaus wertvolle Anhaltspunkte zur Aufstellung der 
besagten Prioritätenliste der vorrangig unter Schutz zu stel­
lenden Gebiete sowie gewichtige Argumente für die Unter­
schutzste llungspraxis. Daß es so entscheidend wichtig ist 
und daß man stets danach trachten sollte, bei der Einschät­
zung von Ökosystemen möglichst viele Organlsmengruppen 
zu berücksichtigen, mögen die folgenden Diagramme ver­
deutlichen (vgl. Fig. 4 und Fig_ 5). 

Wenn man in den Behördendienst eines Verwaltungsamtes 
Integriert ist, verliert man, auch als Biologe, leicht die Tatsa­
che aus den Augen, daß man es bei jeglicher Naturschutzar­
beit stets mit Lebewesen zu tun hat und daß hier vorrangig 
eigentlich die Gesetze der Biologie und erst dann die Geset­
ze der Jurisprudenz zum Zuge kommen müßten. Leider Ist 
aus unterschiedlichsten Gründen der inst itutionalisierte Na­
turschutz von heute vielfach nicht in der Lage, echte Grund­
lagenforschung für die Naturschutzpraxis zu leisten. Hier 
sind wir auf die Mitarbeit einschlägiger Institutionen sowie 
die Kenntnisse von Spezialisten angewiesen, was ja letzt­
endlich auch der Anlaß für dieses Arbeitsgespräch war. Den­
noch soll zum Schluß noch von einer nebenher laufenden 
Ausarbeitung berichtet werden, die sehr wohl zum Thema 
paßt. 
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Figur 3: Vorkommen von Kostenvegetation •, Hoch- und Nieder­
moorvegetation§ und bodensauren Eichenwäldern lIITl in der Ur­
landschaf1 der Bundesrepublik Deutschland (in Anlehnung an 
TRAUTMANN, KORN ECK, SUKOPP 1978). 
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Figur 4: Antei lmäßlge Vertei lung der Pflanzen- und Tierarten im Mit­
teleuropa (punktierte Felder = Bereich, der in etwa von der 11Roten Li­
ste• der in der BRD gefährdeten Pflanzen- und Tierarten abgedeckt 
wird). Die vergleichsweise noch recht dürftige Berücksichtigung von 
Tieren unterschiedlicher systematischer Gruppen In den bisherigen 
11Roten Listen« und eine nur hierauf sich beziehende Argumentation 
dürfte gerade für den praktizierenden Naturschutz wohl recht proble­
matisch sein. Die Betrachtung nur weniger systematischer Einheiten 
kann den tatsächlicen Sachverhalt stark verzerren (vgl. Fig. 5). 



Figur 5: Verteilung der gefährdeten Farn- und Blütenpflanzen sowie der gefährdeten Brutvögel der Bundesrepublik Deutschland auf einzelne 
Biotoptypen. 
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Farn- und Blütenpflanzen (N=822 spp.) Brutvögel (N= 118 spp.) 
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Daten zur Farn- und Blütenpflanzenverteilung aus KORN ECK, D., TRAUTMANN, W. (1978) »Auswertung der Roten Liste gefährdeter Farn­
und Blütenpflanzen in der BRD für den Arten- und Biotopschutz.« in: Schriftenreihe für Veget.kde. H. 12; Bonn-Bad Godesberg. 

Bei der Ausweisung von Schutzgebieten steht man stets vor 
der Frage nach dem Minimalareal des jeweiligen Ökosy­
stemtyps. Anläßlich der Erstellung eines Gutachtens für ei­
nen Naturschutzprozeß ist Material angefallen, das geeig­
net ist, auch unter diesem Aspekt ausgewertet zu werden. 

Da nach bisher vorliegenden Daten (vgl. z. B. MIOTK 1980) 
angenommen werden kann, daß eine minuziöse pflanzenso­
ziologische Gliederung einer Landschaft von der Tierwelt 
kaum eingehalten werden kann, sind im südwestlichen 
Harzvorland Perlgras-Buchen-Wälder auf Gips und im Göt­
tinger Wald Bestände derselben pfl anzensoziologischen 
Einheit auf Kalkstein u. a. auf ihre Assel- und Schneckenfau­
na hin untersucht worden. Dabei wurde davon ausgegangen, 
daß mögliche Unterschiede in der jeweiligen Faunenzusam­
mensetzung lediglich durch die unterschiedl iche Größe des 
jeweils untersuchten Waldbestandes hervorgerufen werden. 
Während die Untersuchungsfläche im Göttinger Wald, we­
gen ihrer großen Ausdehnung, gewissermaßen das uFest­
landcc darstellte, waren der knapp 20 ha große Bestand im 
NSG nBeierstein« und der rund 50 ha große Wald im NSG 
nHainholz« nur verschieden große Inseln desselben Ökosy­
stemtyps. Zur quantitativen Darstellung der Ähnlichkeit 
bzw. Verschiedenheit der Assel- bzw. Landschneckenarten­
gemeinschaften wurde der Überlappungsindex nach 
SCHOENER benutzt: 1 

Cik = 1 - 2 E IPij - Pikl 

In dieser Formel bedeutet Pij bzw. Pik den Anteil der Art i an 
der Gesamtindividuenzahl der Artengemeinschaft j bzw. k. 
Die Werte schwanken zwischen 0 ( = total versch iedene Ar­
tengemeinschaften) und 1 ( = identische Artengemeinschaf­
ten). 

Unter der Annahme, daß die Artengemeinschaften des Göt­
tinger Waldes die naturnächsten Verhältnisse repräsentie­
ren, wurden dazu die Werte des NSG »Beierstein« und des 
NSG nHainholz« in Beziehung gesetzt. Es zeigte sich, daß 
die Verhältnisse im NSG nHainholz« mit einem Index von 
0,636 (Schnecken) bzw. 0,615 (Asseln) sich den Gegebenhei­
ten im Göttinger Wald deutlich annäherten, während die be· 
trachtete Fauna des NSG nBeierstein« mit einem Index von 
0,346 (Schnecken) bzw. 0, 172 (Asseln) sich von der im Göttin­
ger Wald sehr unterschied. Demnach ist zu mutmaßen, daß 
Laubwaldökosysteme vermutlich mindestens 100 ha groß 
sein müßten, um ihre typische Bodenfauna nachhaltig erhal­
ten zu können. 

Die Auswertungs- und Vorbereitungsarbeiten für ein landes­
wei tes »Schutzgebietssystem« sind in Niedersachsen erst 
angelaufen, wir geben uns dabei große Mühe, wir hoffen vor 
allem aber auch auf die Unterstützung all jener, die in der La­
ge sind, noch umfassendere Grundlagen für die Natur­
schutzpraxis erarbeiten zu können. 
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Otti Wilmanns, Anselm Kratochwil 

Gedanken zur Biotop-Kartierung in Baden-Württemberg 
Verfahren - Erreichtes - Geplantes 

1 Einführung 

Wer aktiv im Naturschutz tätig ist, wird bald einige Tatsa­
chen feststellen, die ein Unternehmen wie die Biotop-Kartie­
rung in Baden-Württemberg als notwendig und als nicht 
aussichtslos erscheinen lassen: 

Der Schützer der Natur kommt in der Regel erst dann zum 
Zuge, wenn der Nützer der Natur seine unverhüllten Forde­
rungen stellt; dann ist jener der ewige Neinsager, der günsti­
genfalls das Schlimmste verhüten kann; das Schlimme wird 
als »Kompromiß« gelobt. Manches wertvolle Stock Natur 
geht auch ungewußt, aber deshalb nicht ohne Schuld verlo­
ren. Die Zahl derer, oft junger Menschen, die resign ieren, 
wei l sie die Entwicklung als wirtschaftlichen, politischen, 
kurz: historischen Zwang ansehen, ist sicher groß. Es gibt 
aber auch viele Mitbürger, deren Zahl vermutlich - da sie 
schweigen - unterschätzt wird, die nicht nur aus langjähri­
ger Geländeerfahrung etwas beitragen können zur Erhal­
tung ihres heimatlichen Lebensraumes, sondern es auch 
wollen, wenn sich nur eine Möglichkeit mit Hoffnung auf Er­
folg bietet. 

Diese Erfahrung liegt dem baden-württembergischen Vorge­
hen bei der Biotop-Kartierung zugrunde, wodurch es sich 
schon im Ansatz von denen anderer Länder unterscheidet. 

Aufgrund eines Sachverständigen-Gespräches im Ministeri­
um für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt im Februar 
1976, also unmittelbar nach Inkrafttreten des baden-würt­
tembergischen Naturschutzgesetzes (1. 1. 1976), erhielten 
wir den Auftrag, in einer Pilotstudie ein Verfahren zu ent­
wickeln, das Gebiete von biologischer und damit auch öko­
logischer Bedeutung kartenmäßig zu erfassen erlaubte. Es 
war uns von vornherein klar, daß es s ich um Gebiete von 
ganz besonderem Wert handeln muß, um Gebiete, die inner­
halb ihres Naturraumes spezielle Aufmerksamkeit verdie­
nen, denn - gemessen an anderen Ländern mit weniger rei­
cher natürlicher Ausstattung - könnte man bei uns ausge­
dehnteste Flächen (z. B. den weitaus größten Teil des 
Schwarzwaldes oder den gesamten Albtrauf) als zweifellos 
biologisch-ökologisch wertvoll einstufen und eine Schutz­
forderung anmelden. Eine solche großflächig-undifferenzier­
te Gebietsausweisung mit dem Zie l, die Lebensgemein­
schaften vor zerstörenden Eingriffen (durch Siedlung, Stra­
ßenbau, wasserwirtschaftliche Maßnahmen, Nutzungsin­
tensivierung und Gesteinsabbau) zu bewahren, wäre jedoch 
gewiß als unrealistisch abgelehnt worden und wirkungsarm 
geblieben. Wir müssen vielmehr mit solchen Eingriffen rech­
nen, können aber versuchen, s ie zu lenken, die wertvollsten 
Objekte in ihrer Bedeutung herauszustellen und wenigstens 
sie zu retten. 

Aus drei vorgelegten Modellen wurde dasjenige, welches am 
raschesten gebietsdeckende Ergebnisse versprach, ausge­
wählt und im ganzen Lande initiiert. Schon jetzt sei ergänzt: 
der Genauigkeitsgrad wurde gegenüber diesem ersten Mo­
del I einer »Feuerwehr-Kart ierungcc in den folgenden Jahren 
erheblich gesteigert. Wir standen in engem Kontakt zum Re­
ferat Biologisch-Ökologischer Umweltschutz in Stuttgart 
(MR Dr. 0. RATHFELDER) und - nach einer Zeit des Anlau­
fens - auch mit der Bezirksstelle für Naturschutz und Land­
schaftspflege in Freiburg (Leiter HK G. FUCHS), unerläßli­
che Voraussetzungen für eine wirksame Tätigkeit. 

Diese Stufe unserer Biotop-Kartierung ist 1980 im wesentli­
chen abgeschlossen worden. So ist ein kritischer Rückblick 
und ein Ausblick auf zukünftige Arbeit am Platze, den wir be­
sonders gern in diesem Kreise von Sachverständigen geben. 
Wir beschränken uns dabei auf Südbaden (Regierungsbezirk 
Freiburg i. Br.), wei l wir hier selbst tätig waren , weil die Er­
gebnisse aller Einzelgruppen und-personen dieses Gebietes 
bei uns im Institut gesammelt wurden und weil dieser Ge­
samtgruppe auch nach der Pi lotstudie eine gewisse 
Vorreiter-Rolle zukam. 

2 Das Erhebungsverfahren 

ist von uns anläßlich zweier Symposien (»Artenschutz« und 
»Landschaft als Lebensraum«) bereits dargestellt worden 
(WILMANNS, KRATOCHWIL & KÄMMER 1978, KRATOCH­
WIL 1980). Wir wollen uns daher hier auf grundsätzliche 
Überlegungen zur Strategie beschränken. 

2.1 Die baden-württembergische Biotop-Kartierung wird von 
ehrenamtlichen Mitarbeitern getragen; laut Broschüre des 
MELUF (1980) waren es im ganzen Lande über 200, allein in 
Südbaden waren es 96 Personen. Wenn Angaben einer gro­
ßen Zah l von Informanten, diese wiederum verschieden 
nach Fachgebiet und Kenntnisstand, vergleichbar sein sol­
len, muß Grundlage der Datenerfassung ein normierter Erhe­
bungsbogen sein, der gezielt physiographische, verwal­
tungstechnisch wichtige, pflanzensoziologische, floristi­
sche, faunistische Daten, Daten zur Gefährdung, Sicherung, 
Pflege und zur vorläufigen Bewertung des betreffenden Ge­
bietes abfragt (Abb. 1, S. 56157). Keinem einzelnen, nicht 
dem Fachbiologen, noch viel weniger dem spezialisierten 
Laien, ist es möglich, alle Aspekte gleichmäßig zu erfassen 
und zu beurteilen. Daher weist der Erhebungsbogen eine 
Gliederung in allgemein bekannte Ober- und speziel le Unter­
begriffe auf. Wir haben ihm ferner Rote Listen beigefügt. 

Folgende Gesichtspunkte sind bei einem Vergleich mit an­
deren Regionen und anderen Verfahren zu erörtern (vgl. hier­
zu auch die Erwägungen in CLAPHAM (1980): 

Unser Arbeitsgebiet Südbaden ist geographisch außeror­
dentlich mannigfaltig, von der Südlichen Oberrheinebene 
und dem Kaiserstuhl mit submediterranen Klimazügen geht 
es in rund 30 km Luftlinie hinauf zum subalpin getönten 
Feldberg; Hofgütergebiete des mittleren Schwarzwaldes im 
Gneis gehören ebenso dazu wie die Realteilungsgebiete in 
den Kalkgebieten der Gäue, der Baar und der Hohen Sc hwa­
benalb, auf Ausdehnung bedachte Oberzentren wie Villin­
gen-Schwenningen und das dem Tourismus verschriebene 
westliche Bodenseebecken. Entsprechend vielseitig sind 
die Biotope und vor allem - das ist ja bei der Kartierung 
trotz ihres nicht ganz glücklichen, nunmehr aber politisch 
verankerten Namens das Entscheidende - die Biozönosen; 
entsprechend vie lseitig sind auch die Probleme des prakti­
schen Naturschutzes. Dies erfordert unbedingt sehr ort s­
kundige Mitarbeiter. Es ist unmöglich, daß in derart reichen 
Gebieten eine kleine Truppe Gebietsfremder alles Wichtige 
findet, geschweige denn zureichend bewertet. 

Die Abbildung 2 (S. 58) gibt die Verteilung der Wohnorte der 
Mitarbeiter in Südbaden wieder. Sie zeigt einerseits, daß 
kein Landestei l unvertreten geblieben ist, andererseits wer-
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Abb. 2: Räumliche Verteilung der Mitarbeiter der Arbeitsgruppe Biotop-Kartierung im Regierungsbezirk Freiburg. Die Zahlen in den Kreisen 
geben die Anzahl der dort wohnenden Mitarbeiter an. Gesamtzahl von 1976- 1980: 96 Mitarbeiter (einschließlich 3 Mitarbeiter aus Ludwigs­
burg, 3 Mitarbeiter aus Karlsruhe, 1 Mitarbeiter aus Stuttgart). 

den Häufungen um die Universitätsstadt Freiburg und die 
Vogelwarte Radolfzell deutlich. Wir haben uns, nachdem ge­
mäß einer Zwischenbilanz nach den ersten Jahren die ab· 
seits gelegenen Landschaften weniger gründlich durchmu· 
stert worden waren, diesen selbstverständlich gezielt zuge­
wandt, so daß wir überzeugt sein können, daß keine groben 
Lücken mehr bestehen. Doch rechnen wir auch fernerhin mit 
Neuem. Eine völlige Gleichmäßigkeit der Verteilung und 
Dichte ist in den verschiedenen Landschaften »natürlich« 
nicht zu erwarten; selbst wenn man die Anforderungen an 
die Qualität der Biotope herabsetzt, bleiben Landschaften 
wie die Oberen Gäue ärmer als der Hotzenwald. Größte Man· 
nigfaltigkeit findet sich eben naturgemäß nur in reliefrei· 
chen Gegenden. 

58 

2.2 Grundsätzlich ist zu vermuten, daß Landschaften in der 
Nähe des Wohnsitzes, vor allem von Spezialisten, leicht (in 
doppeltem Sinne) überrepräsentiert seien. Wir halten dies 
nicht für nachteilig. Unser Ziel ist ja nicht eine Statistik des 
Vorkommens bestimmter Arten oder Biozön.osen, sondern 
der Nachweis von Gebieten, die des Schutzes bedürfen. Im 
Gegenteil: Wir st reben sogar an, für sicher wertvolle, zur Un­
terschutzstellung vorgesehene Gebiete möglichst vielseiti· 
ge Argumentationshilfen zusammenzutragen. 

2.3 Einen räumlich weitgespannten Mitarbeiterkreis halten 
wir auch deshalb für wichtig, damit neben den rein naturwis­
senschaftlichen objekt iven Daten auch der Gedanke des 
Heimatschutzes, der gemütsmäßigen Bindung an vertraute 



VERTE ILUNG DER MITARBEITER NACH FACHZUGEHÖRIGKEIT 

Anzah l der ~a tarbeiter : 96 

Botaniker : 58 : 60 % 

Zoologen : 38 : 40 ' 
davon 19 Orni thol09cn : 50 ' •••• 

12 1;erpcto l ogen : 3 1 % •••••• 
6 En toir.olo9en : 16 ' 

........ 
1 ~:alakolo9e : J ' ................ 

Abb. 3: Verteilung der Mitarbeiter nach Fachzugehörigkeit. 

Lebensräume stärker zum Tragen kommt und in die Doku· 
mentation eingehen kann. 

»Heimatschutz« hieB ERNST RUDORFFs 1897 erschienene, 
für den Naturschutz grundlegende Schrift; »Gedanken zur 
Aktualität des Heimatbegriffes« trug BUCHWALD 1973 
(1974) vor ; in der jüngsten deutschen Literatur erzählen 
HEINRICH BÖLL, LUISE RINSER, MARTIN WALSER und an­
dere Autoren mit Gespür für geistige Strömungen und für 
Notwendiges »Heimatgeschichten«. Wie ein Erholungsu­
chender oder gar ein nur durchreisender Tourist eine Land­
schaft empfindet, mag allenfalls von Bedeutung sein für den 
Fremdenverkehr und die davon abhängigen Gewerbe; dem 
Naturschutz sollte vie lmehr die Erfahrung zu denken geben, 
daB ältere Menschen sich heute zuweilen scheuen, an die 
Stätte Ihrer Jugend zurückzukehren, weil sie._ zu Recht! -
Bitternis über deren Zerstörung fü rchten. Ein Waldstück mit 
seiner Burgruine, ein Gebüsch mit Baumgruppe und einem 
verwitterten Feldkreuz mögen naturwissenschaftlich und 
landschaftsökologisch nichts »Besonderes« sein, für den 
mit seiner Heimat verbundenen Menschen und damit für die 
Instituti on Naturschutz können sie dennoch »wertvoll« sein. 

2.4 Wir haben Mitarbeiter aus möglichst vielen Sparten der 
Naturwissenschaften heranzuziehen versucht. Denn längst 
hat es sich gezeigt, daB zwar eine botanische, genauer, 
pflanzensoziologische Grundlegung unerläßlich ist, daß 
aber in vielen Fällen zusätzliche zoologische Daten erst die 
wirkliche Bedeutung abzuschätzen erlauben. Dazu aber sind 
Spezialisten gefragt. 

In unserer Gruppe war die In Abbildung 3 wiedergegebene 
Zuteil ung (nach Schwerpunkten) möglich. Der mit 40 % 
recht hohe Anteil von Zoologen ist erfreulich. Dabei handelt 
es sich erwartungsgemäß am häufigsten um ornithologi­
sche Angaben (Tab. 1). Fast ein Viertel der Mitarbeiter waren 

Botanische Daten von 61 Mitarbeitern 

Pflanzensoziologische Angaben 22 Mitarbeiter 
Angaben über Moose 3 " 
Angaben über Fl echten 3 " 

Zoologische Daten von 38 Mit arbeitern 

Ornithologische Angaben 27 Mitarbeiter 
Herpetologische Angaben 18 " 
Entomologische Angaben l D " 

davon Le pidopteren 8 . 
Odonaten 4 
Coleopteren 3 
Neur opteren 2 
Hymenopteren 2 
Heteropteren 1 
Dipt eren 1 

Angaben über Säuget i ere 4 
davon Fledermäuse 2 

Angaben über Schnecken 3 

Tabelle 1: Verteilung der fachbezogenen Daten auf die Mitarbeiter 
(Gesamtzahl der Mitarbeiter: 96). 

Nicht-Fachbiologen; rund ein Drittel war wissenschaftlich 
tätig (Tab. 2). Gemessen an der Zahl eingereichter Erhe­
bungsbogen machte diese Gruppe allerdings fast drei Vier· 
tel aus. 

2.5 Wir konnten und wollten aus verschiedenen Gründen 
nicht von vornherein eine strenge Kartieranleitung geben. 
Erstens gibt es in Baden-Württemberg noch keine »Rote Li· 
ste der Pflanzengesellschaften« wie z. B. in Niedersachsen ; 
zweitens hätte es bedeutet, daß man Bewertungsmaßstäbe, 
etwa in bezug auf Flächengrößen, vorgegeben hätte; für die 
einzelnen Landschaften hätten sogar verschiedene Krite­
rien der Auswahl vorweg festgelegt werden müssen : Es sind 
z. B. Buchenwälder, die potent ielle natürliche Vegetation 
auf der Hohen Schwabenalb, dort deutlich gefährdet und 
werden Fichtenforsten den Platz räumen, wenn keine Ge­
genbewegung einsetzt ; im Traufgebiet dagegen sind sie 
noch großflächig reale natorliche Vegetation. Drittens hätte 
ein notgedrungen komplizierter Kanon von Vorschriften ver­
mutlich so manchen Mitarbeiter abgeschreckt. Sachkundi­
ge Laien können jedoch wichtige Information beisteuern; 
man sollte nicht ohne Not auf sie verzichten. Und schließ­
lich ist zu bedenken, daß man ja oft nicht Bestände einzel­
ner Gesellschaften kart iert, sondern ganze Gebiete, deren 
Wert oft gerade durch die Mannigfalt igkeit der Muster-bil· 
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denden Gesellschaften bestimmt wird (hierzu s. auch unsere 
Erörterungen Ober Bewertung in 3.3). Diese Komplexe, sig­
masoziologisch typisierbar, sind noch nicht so gut bekannt, 
daß man ein Kartierungsschema für das ganze Gebiet dar­
auf gründen könnte. 

2.6 Die Abgrenzung der Gebiete stellt ein allgemeines und 
gru'ndsätzliches Problem dar. Sie kann aus Mangel an wis­
senschaftlicher Kenntnis derzeit kaum verbindlich geregelt 
werden. Wo endet z. B. der Monotop eines Wanderfalken? In 
welcher Breite soll man Pufferzonen ausweisen? Die Streu­
breite der Vorschläge wird mit der Zahl und Heterogenität 
der Mitarbeiter steigen. Man sollte Präzision hierbei aller­
dings nicht überschätzen, denn gerade im Falle von Ver­
handlungen Ober die formelle Unterschutzstellung sollte der 
Spielraum des amtlichen Naturschutzes nicht durch Vorent­
scheidungen beeinträchtigt sein. 

2.7 Kaum einheitlich zu entscheiden ist auch die Frage nach 
unteren Qualitätsgrenzen, der »unteren Erfassungsschwel­
le« (s. HABER in diesem Heft), und nach der Aufnahme noch 
häufiger Biozönosen. Sie verliert jedoch an Bedeutung ange­
sichts der Tatsache, daß längst nicht alle Gebiete einen 
Schutzstatus bekommen können und sollen ; es kommt viel­
mehr darauf an, dem Planer, dem Straßenbauer, dem Natur­
schutzbeauftragten zu zeigen, wo Rücksicht genommen 
werden sollte. Die Beschreibung und die vorläufige Bewer­
tung durch den Erheber geben hier Hinweise. Wir haben 
zahlreichen Gebieten lediglich den Status eines »Erhal­
tungsgebietes ohne formellen Schutz« beigemessen. Auch 
bei sehr kleinen Elementen, wie etwa Hecken, die zweifellos 
biologisch und ökologisch wertvoll sind (vgl. z. B. ROTIER & 
KNEITZ 1977), ist der Status eines offiziellen Schutzgebietes 
nicht angemessen oder doch nicht sehr wirksam, wie Bei­
spiele lehren. Hierzu s. unter 3.4 und 4. 

3 Verarbeitung und Ausbau 

Bisher sind im Land Baden-Württemberg (35750 km2) Ober 
7000 zu erhaltende Flächen erhoben worden (MELUF 1980). 
In Südbaden (9300 km2) sind rund 3200 Erhebungsbogen 
eingegangen (s. Abb. 4, welche die zeitliche Entwicklung 
wiedergibt). Dabei beziehen sich manche auf die gleiche Flä-
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ehe; diese Zahl darf man nicht pressen, denn oft könnten 
auch mehrere - etwa unter botanischen Aspekten abge­
grenzte - Einzelflächen zu einer einzigen zusammengefaßt 
werden, wenn man z. B. ornithologische Gründe ins Feld 
führt. 

Jedenfalls ist eine enorme Fülle von Information zusammen­
getragen worden. Vier Fragen stellen sich für die weitere Ar­
beit und die Nutzung: 

1. Wie können die Daten übersichtl ich aufbereitet werden? 
2. Wie können sie wirksam werden, also zur Sicherung der 

Lebensräume führen? 
3. Wie können sie noch besser w issenschaftlich untermau­

ert werden? 
4. Was kann man außerhalb der Erhebungsgebiete zur Si-

cherung und Förderung der Artenvielfalt tun? 

3.1 Die Daten liegen in Form der (für die Naturschutzverwal· 
tung kopierten) DIN A 4-Erhebungsbogen und zugehöriger 
Eintragungen in Meßtischblättern vor. Die Flächen tragen 
Signaturen, die aus einem Buchstabencode für den Erheber 
und einer Bogen-Nummer des betreffenden Erhebers beste­
hen (Abb. 5). So ist ein rascher Zugriff gesichert. EDV-Verar­
beitung ist möglich, wenn man Wert darauf legt. Wir haben 
jedoch kürzlich eine Randlochkartei entwickelt, die es er­
möglichen soll, unsere Bogen nach verschiedenen Aspek­
ten, z. B. nach Landkreisen, Naturräumen, Biozönosen, 
Wertklasse u. a., abzurufen. Wir möchten dies mitteilen, da 
wir persönlich einer perfektionierten Computer-Verarbei· 
tung in diesem Falle mißtrauen - von den Kosten einmal 
abgesehen, denn: 1. sollte nicht jedes Datum jedermann zu­
gänglich sein (z.B. Wanderfalken-Brutfelsen); 2. sind ge­
speicherte Daten erfahrungsgemäß zäh verankert; bei der 
raschen Zerstörung unserer f reien Natur besteht folglich 
nach kurzer Frist die Gefahr der Falsch-Information; und 3. 
ist es nötig, daß der einzelne, z. B. der Beamte auf dem 

Abb. 5, S. 61 bis 64: Beispiel für Biotopkartierung im Reg.-Bez. Frei­
burg i. Br. (Stand: März 1981). dargestellt auf Top. Karte 1 : 50 000, L 
7912 Freiburg Nord. Die von den Erhebern namhaft gemachten Einzel­
flächen sind für diese Übersicht zu biologisch verschiedenen Typen 
(Nr. 1- 15) zusammengefaßt und nach den Angaben auf dem Erhe­
bungsbogen auszugsweise charakterisiert worden. 
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Abb. 4: Anzahl der jährlich eingegangenen Erhebungsbogen und Anzahl der jährlichen Mitarbeiter 1976- 1980. 
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Landratsamt, seine Datei als Arbeitsgerät jederzeit, rasch 
und unmittelbar greifbar hat. 

Wir haben Lochkarten des Typs DIN A 5/188/ND verwendet. 
In den Schlüssel sind von uns bisher aufgenommen (31 (!) 
Lochpaare noch frei): Kreis I naturräumliche Einheit/ Name 
des Erhebers (als Nummer) I Oberbegriffe der Biozönosen, 
getrennt nach Biozönosen, die den wertbestimmenden 
Schwerpunkt des Gebietes bilden, und Neben-Biozönosen I 
für Wälder und Gewässer sind Reservelochpaare vorhanden 
für weitere Spezifizierungen bei individueller Bearbeitung / 
naturräumliche Einheit I Größenklasse I Vorkommen von Ro­
te-Listen-Arten (Pflanzen, Warmblüter, Herpetofauna, Son­
stiges) I Gefährdungsfaktoren I Notwendigkeit von Pflege­
maßnahmen (Spezifizierung möglich) I einige weitere Rubri­
ken I wertbestimmende Gesichtspunkte (5 Gruppen)/ vorläu­
fige Wertklasse. 

Es wird sich erweisen, ob sich dies Verfahren der Aufschlie­
ßung der Daten bewährt. Jedenfalls kann man, nachdem ei­
ne eingearbeitete Kraft die Erstkerbung vorgenommen hat, 
schon durch ungelernte Arbeitskräfte Kopien herstel len las­
sen. 

3.2 Wenn die Daten wirksam werden sollen, müssen sie in 
die politischen Entscheidungsprozesse eingehen. Hierauf 
drängen auch die freiwilligen Mitarbeiter zu recht sehr stark. 
Einerseits sind von uns selbst sog. Kurzinformationen für 
die Reg ionalverbände ausgearbeitet worden; sie beinhalten 
neben Bezeichnung und Karteneintrag: Kartennummern, 
Landkreis und Gemeinde, naturräumliche Einheit, Größe 
des Gebietes, Charakteristik der wichtigen Biotope und Bio­
zönosen, besondere Schutzgründe, Erheber, Bewertung, 
derzeitigen und vorgeschlagenen Schutzstatus und Gefähr­
dungsfaktoren. Andererseits werden von den Bezirksstellen 
Kurzinformationen für die jeweils zuständigen Landratsäm­
ter aufbereitet. Ferner sind von der Landesregierung Mittel 
für ein Schutzprogramm, ein Grunderwerbsprogramm und 
ein Pflegeprogramm bereitgestellt worden, welche s ich auf 
die Biotop-Kartierung stützen; hierzu s. RATHFELDER 
(1980). Eine Abstimmung mit der Waldfunktionen-Kartierung 
(MELU 1976) schwebt uns vor. 

3.3 Ein entscheidend wichtiger Schritt bei der baden-würt­
tembergischen Biotop-Kartierung war ein seit 1977 parallel 
laufendes, auch weiterhin fortgeführtes Wissenschaftliches 
Begleitprogramm, ermöglicht durch die finanzielle Förde­
rung des MELUF. Dadurch kann botanisch-pflanzensoziolo­
gische, zoologische und biozönologische Grundlagenfor· 
schung für den Naturschutz betrieben werden. In unserem 
Zusammenhang wichtig sind die im Rahmen von Disserta· 
tionen durchgeführten vertieften Untersuchungen bestimm· 
ter Biotop-Typen über größere Gebiete hin, die zu spezifi­
schen, gut begründeten Bewertungsmodellen und damit zu 
Prioritätenlisten für Schutzverfahren führten. Kriterien des 
Naturschutzwertes und ihre Operational isierung allgemein 
und in bezug auf Moore wurden von WILMANNS & DIERS­
SEN (1979) diskutiert. Von M. WITSCHEL wurden Xerotherm­
vegetation und dealpine Vegetationskomplexe in 7 natur­
räumlichen Einheiten Südbadens erfaßt; auf seine gedan­
kenreiche Darstellung sei verwiesen (1979, 1980). Von ANGE­
LIKA SCHWABE-BRAUN wurde das Mosaik der Weidfeld-Ve­
getation des Schwarzwaldes untersucht und ein auf die Sig­
masoziologie gegründetes Bewertungsmodell entwickelt 
(1979, 1980); diese Soziologie der Gesellschaftskomplexe 
scheint uns für den Naturschutz, bei dem es sich ja in aller 
Regel um Gebiete mit Gesellschaftsmustern handelt, zu­
kunftsweisend zu sein. Allerdings ist d ie Methode nicht 
leicht zu handhaben , da man zu dieser »Sprache« nicht nur 
die »Buchstaben«, d. h. die Arten, sondern auch die »Voka· 
beln«, d. h. die Gesellschaften, kennen muß. In entsprechen­
der Weise fahren wir fort; zur Zeit ist die Feuchtvegetatlon 
der Schwarzwaldtäler in Bearbeitung ; ferner sind es wärme-

liebende Eichenwälder, feuchte Eichen-Hainbuchen-Wälder 
und ihr Mosaik sowie Gesellschaftskomplexe von Kiesgru­
ben. Eine weitere Gruppe von Arbeiten ist biozönologisch 
ausgerichtet und wird zur besseren Beurteilung von Schutz­
gebiets-Abgrenzungen und zu Pflegeprogrammen beitragen. 

3.4 Eine förmliche Unterschutzstellung ist nur für einen rela· 
ti v geringen Teil der Landesfläche durchsetzbar. In Baden­
Württemberg nehmen die Naturschutzgebiete zur Zeit 
(Stand 15. 11. 1979) 0,58 % der Landesfläche ein, im Regie­
rungsbezirk Freiburg sind es 1,25 %. Daß dies bei weitem 
nicht ausreicht, zeigen die Artenverluste überzeugend; auf 
diesem Wege kommen sicherlich nie genügend Schutzge­
biete zustande. Viele Organismen sind jedoch an Klein­
standorte, an Kleinstrukturen gebunden, deren Erhaltung 
auch außerhalb von Schutzgebieten möglich sein müßte, 
wenn man sich ihrer Bedeutung bewußt würde und sie sy­
stematisch, praktisch wie rechtlich, förderte. Einen ersten 
Ansatz bietet z. B. der Erlaß des MELU in Baden-Württem­
berg über Flurbereinigung und Naturschutz vom 23. Okt. 
1978. 

Aus den schon jetzt als schutzwürdig ausgewiesenen Flä· 
chen einerseits, aus der zoologisch-biozönologischen Lite­
ratur andererseits (s. besonders H. 10 der Schriftenreihe für 
Vegetationskunde 1976, Bd. 49/50 der Veröffentlichungen 
für Naturschutz und Landschaftspflege Baden-Württem­
berg und H. 55 von Natur und Landschaft 1980) ergibt sich, 
daß es gewisse Typen von Biotopen und von Habitaten (Bio­
top-Teilen, vgl. HEYDEMANN & MÜLLER·KARCH 1980) sind, 
die von Fachleuten übereinstimmend für verschiedene Tier­
und Pflanzengruppen als vor allem schutzwürdig und 
schutzbedürftig genannt werden. Beispiele sind etwa Alt· 
bäume, die für manche seltenen Flechten, für bestimmte Kä­
fer ebenso wie für Höhlenbrüter eine Existenzgrundlage bil­
den, oder blütenreiche Säume und Mäntel von Waldrändern 
als Lebensraum für viele Vogelarten, Kleinsäuger, Sehmet· 
terlinge, Schlupfwespen und andere Insekten. Eher und ra­
scher als im agrarischen Bereich dürften Erfolge in dieser 
Hinsicht im forstlichen zu erzielen sein; daher konzentrieren 
wir uns hier auf diesen und stellen in Abschnitt 4 anhangs­
weise dar, welche derartigen Habitate in Wäldern vorkom­
men und beleuchten durch Beispiele ihre Bedeutung. 

Bel diesen Anregungen handelt es sich größtenteils um die 
Erhaltung und Schaffung von Voraussetzungen für eine 
spontane Ansiedlung bestimmter Arten. Die Zusammenstel­
lung zeigt, daß es sich dabei meist um das »Angebot« von 
Teilbiotopen, von Einzelstrukturen und Gruppen von Pflan­
zenarten, handelt. Auch bei einer Reihe von uns ausgewiese­
ner Biotope liegt ein wertbestimmendes Kriterium darin, daß 
die Struktur und Artenzusammensetzung der aktuellen 
Pflanzengesellschaft(en) nach heutigem Kenntnisstand ge­
eignet sind als Lebensraum für bedrohte Lebewesen, ohne 
daß diese zur Zeit im einzelnen nachgewiesen sind; sie sind 
aber auch nicht mit Sicherheit abwesend; solche Biotope 
(z. B. Wälder mit Altbäumen) wollen wir (versuchsweise) »Li­
zenz-Biotope« nennen. Sie »erlauben« zahlreichen Arten ei­
ne Ansiedlung; unabdingbare Voraussetzung ist jedoch, daß 
sich ein »Nährgebiet«, eine »Impfzelle«, in der Nähe, wo 
nicht sogar in räumlichem Kontakt befindet. Da Pflanzen 
stets, Tiere oft nur begrenzte Ausbreitungs- und Wanderfä­
higkeit haben, wi rd d ie Notwendigkeit eines möglichst dich­
ten Biotop-Insel-Systems unabweisbar, ja, wo die Biotop­
Qualität dies erlaubt, eines Biotop-Netzes, z. B. von Strauch­
mänteln und Staudensäumen. Viele Standorte können aus 
geomorphologischen Gründen nur inselartig auftreten, z. B. 
Felsstandorte außerhalb der Alpen, Torfsubstrate, Schluch­
ten, submediterran getönte Kalkhänge. Die »m ittleren« 
Standorte aber, die ebenfalls vor allem in ihrer Kleintierwelt 
schleichende Verluste erleiden, ließen sich im Bereich des 
Forstes netzartig entwickeln, wenn man das reich verzweig­
te, sich zusehends verlängernde und in mancher Hinsicht 
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mit Skepsis zu betrachtende (!) Wegesystem in dieser Hin· 
sieht nutzte. 

Voraussetzung für alle wirksamen Hilfsmaßnahmen Im Sied· 
lungsbereich und in der freien Landschaft ist allerdings, daß 
die Überzeugung von Pflicht und Notwendigkeit des Natur· 
schutzes ebenso Allgemeingut wird wie der Wille, ihn zu ver· 
wirklichen. 

4 Hinweise auf mögliche Fördermaßnahmen in Wäldern 

4. 1 Erhaltung von Altbäumen 

Altbäume im hier gemeinten Sinne sind solche, die älter 
sind als bei der Entnahme als Stammholz heute üblich ist 
(hierzu s. HESS. GESELLSCHAFT FÜR ORNITHOLOGIE 
1976). Die Umtrlebszeiten beim schlagweisen Hochwald 
bleiben in der Regel unter 130 Jahren und vermeiden damit 
aus wirtschaftlichen Gründen ertragliche und holztechni· 
sehe Nachteile wie tote stehende Stämme, absterbende 
Grobäste, vermorschendes Holz und Mulm, Wunden mit 
Saftfluß und offenem Holz. Verknüpft mit hohem Alter sind 
manche wirtschaftlich belanglose, biozönologisch aber 
ebenfalls wichtige Merkmale wie tiefrissige und morsche 
Borke. Gerade wegen ihrer Größe und Langlebigkeit bieten 
Altbäume ein so reiches Angebot an Nahrungs· und anderen 
Ressourcen, auf welches viele Tierarten, auch Epiphyten, 
angewiesen sind. Fällt eine bestimmte Altersstufe dieser 
Biotop-prägenden »Schlüsselarten« aus, so ist eine Vielzahl 
von abhängigen Arten gefährdet oder gar zum Aussterben 
verurteilt. · 

Beispiele: WIRTH (1976) schreibt Ober den Rückgang von 
Flechten in der Bundesrepublik Deutschland: 11Betroffen 
sind Insbesondere Flechten in urbanen Gebieten und deren 
Umgebung und die hygrophytische Flechtenflora der Wäl· 
der, deren Verarmung fast epidemischen Charakter hat«; er 
gibt eine 70 Arten umfassende Tabelle mit der Überschrift: 
11Durch forstwirtschaftliche Maßnahmen beeinträchtigte hy· 
grophytlsche Flechten alter naturnaher Wälder«. Hierher ge­
hören Arten, die auf alte Borke, aber auch solche, die auf 
dauernd hohe Luftfeuchtigkeit angewiesen sind und Frei· 
stellung nicht überleben; die beiden Faktoren waren in Ur· 
wäldern häufig gekoppelt, entsprechend sind viele Arten auf 
diese Kombination hin evaluiert. Dies muß bei Schutzmaß· 
nahmen berücksichtigt werden, zumal die Flechten sicher 
nur einen Teil der gefährdeten Arten darstellen, aber als gut 
faßbare Indikatoren für Kleintiere mit ähnlichen mikroklima­
t ischen Ansprüchen angesehen werden können. - Beispie· 
le für Käfer, die heutzutage den Charakter seltener »Urwald· 
relikte« besitzen, weil die 11an alte, morsche, Bäume, meist 
Elchen, Buchen oder Linden gebunden sind«, nennt PAULUS 
(1980). Kurze Umtrlebszelten mit nachteiligen Folgen für ei· 
ne Reihe großer Grabwespen-Arten kritisiert auch PREUSS 
(1980). Daß für mehrere höhlenbewohnende Vogelarten (wie 
Schwarzspecht, Mittelspecht, Hohltaube, Rauhfußkauz) Alt· 
bäume unentbehrlich sind, ist allgemein bekannt. Hier ist 
auch zu bedenken, daß mit der Rodung von Streuobstwiesen 
die Nlstmöglichkeiten für Höhlenbrüter des Kulturlandes 
vernichtet worden sind; in Feldgehölzen und an Waldrän· 
dem mit Altbäumen könnten sich möglicherweise einzelne 
von ihnen (z. B. Wendehals, Erdspechte, Wiedehopf, Stein· 
kauz) halten, falls nicht zugleich durch landwirtschaftliche 
Überintensivierung im angrenzenden Freiland Ihre Nah· 
rungsgrundlage vernichtet worden ist. 

Altbäume bedürfen also dringend des Schutzes und der Be· 
günstigung. Altholz-Inseln unter formellen Schutz zu stellen, 
wie es in Hessen geschehen ist, sollte auch in anderen Län· 
dem ins Auge gefaßt werden. Ein Teil der baden-württember· 
glschen Bannwälder erfüllt jetzt schon die Forderung; doch 
sind diese zu wenige. Andererseits ist eine derartige Restrik· 
tion auch nicht für alle genannten Organismen notwendig. 

66 

Schonwaldbewirtschaftung , in anderen Fällen auch Plenter­
wirtschaft oder modifizierter Mittelwald-Betrieb sind weitere 
Möglichkei ten. Dies muß jeweils am konkreten Fall geklärt 
werden. 

4.2 Randbereiche (Ökotone) 

Vorbemerkung: In den letzten Jahrzehnten sind unsere Wäl· 
der im Inneren dunkler geworden, dies infolge geringerer 
Durchforstung und Brennholznutzung, durch das spontane 
Vordringen der Buche in Eichen-Hainbuchen-Wälder und 
durch Nadelholzanbau. Die Tatsache als solche ist nicht zu 
bemängeln; jedoch kommt um so größerer Wert nun denjeni· 
gen kleinflächigen Pflanzengesellschaften zu, die arten· 
reich, blumenbunt und damit ressourcenreich für das Tierle· 
ben sind. 

Natürl iche und naturnahe Waldränder (Außen-Waldränder 
gegen Freiland, Innen-Waldränder als Bestandsränder ge· 
gen Wege und Schläge) sind strukturell in charakteristi· 
scher Weise gegliedert und floristisch und faunistisch be· 
sonders re ich, wobei starke standörtliche Verschiedenheit 
herrscht. Ihre Biozönosen können schon auf kleinstem 
Raum in Lücken zwischen Nutzflächen (Wald und Freiland, 
Baumbestand und Waldweg) entwickelt sein. Die Förderung 
solcher Ökotone ist ohne nennenswerten finanziellen Auf· 
wand möglich und von besonderer naturschützerischer Be· 
deutung, um so mehr, je dunkler die Bestände des Gebietes 
sind. 

Waldränder sind im typischen Falle treppenartig struktu· 
riert: vor dem Baum-Bestand folgt ein aus Sträuchern aufge· 
bauter, gelegentlich doppelter Mantel, zu welchem auch 
Brombeergestrüppe gehören; vor d iesem ein aus Stauden 
aufgebauter Saum. Beide können sich nur entwickeln, wenn 
sie nicht allzu oft durch Mahd, Schlag, Spritzen zerstört wer· 
den; beide sind lichtbedürftig. Diese Struktur-Elemente, aus 
verschiedenen Arten aufgebaut, bieten bekanntermaßen vie· 
len Insekten Blüten-Nahrung; dabei ist wichtig, daß viele 
Mantelarten (z. B. Schlehe, Salweide) sehr früh, viele Saum· 
arten (z. B. Wasserdost, Goldrute, Kronwicke) spät blühen, 
wodurch das Nahrungsangebot für Insekten wirksam erwei· 
tert wird. Dies ist auch für die Imkerei von Bedeutung: WEL· 
LENSTEIN (1977) berichtet, daß Bienenvölker, die an Wald· 
rändern aufgestellt worden waren, durchschnittlich 1,9 kg 
Honig mehr eintrugen als solche im Inneren selbst von 
Ameisen-reichen Wäldern, und sogar 2,8 kg mehr im Ver· 
gleich zu Ameisen-armen. 

Bekanntlich sind unsere landwirtschaftlichen Nutzflächen 
immer kräuterärmer geworden äurch Überintensivierung : 
Herbizid-Einsatz, vorgezogene Mahd zur Silofutter-Gewin· 
nung, auf einen kurzen Zeitraum eingeengte Mahd durch 
Maschinen-Einsatz, häufige Mahd von Straßen-Begleitstrei· 
fen, Entfernung von Ödlandzellen. Je ausgeprägter aber die· 
se Prozesse, desto größer die biologische Bedeutung von 
Waldmänteln und -säumen! Auf diese wird in der Literatur 
mehrfach, wenn auch nicht immer mit d ieser pflanzensozio· 
logischen Terminologie, aufmerksam gemacht; Beispiele: 
für Käfer und zwar gerade Nicht-Schädlinge (PAULUS 1980), 
für Schmetterlinge (SCHÄFER 1979), für Grabwespen 
(SCHMIDT 1979, PREUSS 1980), für Spinnen (SCHAEFER 
1980), für Schlupfwespen (WILMANNS 1980), die als Parasi· 
toide zu den wichtigsten spontanen »biologischen Schäd· 
lingsbekämpfern« gehören. Aufschlußreich auch für die Pra· 
xis scheinen uns einige Detail-Bemerkungen SCHÄFERs 
(1979) Ober Schmetterlinge im Wildgutachtal zu sein, die ge· 
wiß auf andere Tiergruppen übertragbar sind: Reiche Fauna 
findet sich erst da, wo wegen der steilen Matten nur jeweils 
kleine Flächen gemäht werden und sich dieser Zeitraum 
Ober mehrere Wochen hinzieht. Weiter verweist SCHÄFER 
auf die »Ränder und Stellböschungen der in den letzten Jah· 
ran zur besseren Nutzung des Waldbestandes angelegten 
Genossenschaftsforststraßen mit ihrer reichen Schlagflur· 



vegetation«, wo sich »für viele Tagfalterarten ein wichtiger 
neuer Lebensraum gebildet« habe. Es läßt sich auch an an­
deren Walc;Jwegen leicht beobachten, wie schon kleine 
Lücken durch Zurückweichen des dichten Bestandes oder 
wie besserer Lichtzutritt durch eine Schneise sofort einen 
reicheren Randbewuchs zwischen Weg und geschlossenen 
Bestand zur Folge haben. Gerade zwischen düsteren Fich­
ten-Stangenhölzern ist die Lebendigkeit der Säume auffäl­
lig. 

Fragen der notwendigen Arealgrößen und möglicher Biotop­
Verbundsysteme werden zur Zeit in der Tierökologie intensiv 
diskutiert, wie auch die Beiträge von HEYDEMANN und MA­
DER in diesem Heft zeigen. Schon aus unseren bisherigen 
Erkenntnissen läßt sich ableiten, welche praktischen Mög­
lichkeiten das Waldweg-System_ bietet! Voraussetzung ist, 
daß keine Herbizide oder Insektizide eingesetzt werden, wor­
auf mehrfach hingewiesen wird. Es reicht auch nicht, ledig­
lich zu vermeiden, in die Blüte zu spritzen; denn zum einen 
leben viele Waldinsekten - auch »Nützlinge" - auf Blät­
tern und von Tieren, die an Blättern saugen, z. B. von Honig­
tau, wodurch sie jederzeit betroffen werden (vgl. PREUSS 
1980); zum anderen können systemische Biozide, welche in 
vegetative Teile von Pflanzen aufgenommen worden sind, 
später auch in Nektar gelangen und diesen vergiften (s. 
WALLER & BARKER 1979). 

Wichtig ist es auch, daß entweder gar nicht gemäht wird 
oder - wenn dies unumgänglich erscheint - so selten wie 
möglich (Saumarten sind im allgemeinen auf die Dauer nicht 
mahdfest) und dann nur in Abschnitten und über längere 
Zeit verteilt, so daß kein plötzlicher Zusammenbruch der 
Nahrungsquelle auftritt. 

Zwischen Weg und Bestand sollte ein wenige Meter breiter 
Streifen die Entwicklung guter Randstrukturen ermöglichen, 
als Lizenz-Biotop; wie breit er sein muß, hängt von der Höhe 
der angrenzenden Bestände, von der Exposition des Hanges 
und des Weges und von der Lichtbedürfigkeit der standort­
gemäßen Mantel- und Saumarten ab. Bei Bedarf können ge­
naue Zahlenwerte erhoben werden; doch kann man s ich 
auch an Erfahrungswerten in den betreffenden Gebieten 
orientieren. 

Bei Aufforstungen von Wiesen ist zu berücksichtigen, daß 
oft besonders gute Ökotone am bisherigen Waldrand ent­
wickelt sind; diese sind zu erhalten! 

4.3 Lichtungen, Kahlschläge 

Für sie gilt im Grundsatz dasselbe wie für Waldränder gegen 
Freiland und Wege. Junge und noch lockere Nadelholz-Kul­
turen, vor allem, wenn s ie in Abständen von wenigen Jahren 
aneinander angrenzend gebildet werden, können unter den 
oben genannten Voraussetzungen, vor allem ohne Biozid­
Einsatz (!),also biolog isch wertvoll sein. Falls Hochstauden 
(Solidago, Urtica, Eupatorium) eingedämmt werden sollen, 
weil die standortfremden Baumarten sonst nicht hochzu­
bringen wären, ist auf ausschließlich mechanische Beseiti· 
gung zu dringen. 

PAULUS (1980) betont nachdrücklich, daß auf Kahlschlägen 
die Stubben erhalten bleiben müssen und keinesfalls begif­
tet werden dürfen! In Gebieten, wo solche und ähnliche rigo­
rose Maßnahmen durchgeführt worden sind, ist die Käfer­
fauna (vor allem Bockkäfer, Prachtkäfer, Schnellkäfer u. a.) 
erheblich zurückgegangen. Man zielt auf Borkenkäfer und 
andere Schädlinge, vernichtet aber zugleich ein Heer ande­
rer Insekten und schmälert die Nahrungsgrundlage der hel­
fenden Vögel. 

Die Forderung von PAULUS ist auch im Hinblick auf andere 
Tiergruppen zu unterstützen : Mehr oder weniger zerfressene 
alte Baumstümpfe bieten auch für holzbewohnende Grab· 
wespen und Bienen geeignete Nistsubstrate. Sie bauen ihre 

Nester in Fraßgängen, die von Siriciden, Cerambyciden und 
anderen Insektenlarven herrühren, oder stellen sie auch 
selbst her. HAESELER (1972) fand in seiner Schlag-Untersu­
chungsfläche, daß 72 % der hypergäisch nistenden Hyme­
nopterenarten diese Baumstubben als Nistplätze bevorzug­
ten. Auch bestimmten Hummel-Arten, z. B. Bambus hypno­
rum, dienen alte Stümpfe häufig als Überwinterungsplätze. 
Wo umgestürzte und entwurzelte Bäume mit ihrem Wurzel­
werk Erdballen und Erdteller festgehalten haben, bieten die­
se »Mikro-Steilhänge« und damit Nistgelegenheit für ver­
schiedene, sonst Steilwände bewohnende Hymenopteren­
Arten (HAESELER 1972). 

4.4 Sonderstandorte innerhalb des Wald-Areals 

Außer den bereits angesprochenen Lebensgemeinschaften 
können in das Mosaik »Wald« in vielen Gebieten noch Klein­
standorte eingegliedert sein, die an sich eher in das Frei­
land-Mosaik »gehören«, die aber im Wald bewußt betreut 
und gefördert werden können: 

- Waldwege. Sie sollten so selten wie möglich mit 
Schwarzdecken versiegelt werden; denn dann könnten 
auf wenig betretenen, besonnten, sandigen Wegen wohl 
einige jener bodenbrütenden Insekten, z. B. einige Wild­
bienen (PREUSS 1980) und Faltenwespen (HAESELER 
1978) überleben, denen in der Agrarlandschaft durch die 
klassische Flurbereinigung kein Lebensraum mehr 
bleibt. 

Kleine Tümpel für Amphibienlaich, feuchte Stellen als 
Schmetterlingstränken und ähnliche »Unordentlichkei­
tenu sind erstrebenswert! 

Bachläufe, an lichten Stellen mit Uferbewuchs. CLAUS­
NITZER (1980) weist auf die Gunst von Auwaldstreifen an 
nicht verbauten Bächen für Libellen hin; deren Larven 
können im Wurzelwerk Halt und Versteck finden; der an­
grenzende Wald muß lichte Tummelplätze aufweisen. 
Durch die Beschattung wird die Verkrautung einge­
dämmt, weshalb kein Anlaß zu mechan ischer Störung 
oder Vergiftung gegeben ist. Die niedrigen Temperaturen 
des Wassers begünstigen Kaltwasser-Tiere, die ander­
wärts stark zurückgedrängt werden. 

Röhrichtflecken in Auwäldern. Hier ist bisher weder 
Mahd noch Brand üblich, so daß die toten einjährigen 
Halme und die Stoppeln als Brut- und Überwinterungs­
plätze einer Vielzahl von Insekten und Spinnen erhalten 
bleiben (PREUSS 1980, FRÖMEL 1980). Auch kleine 
Phragmites-Bestände können wertvoll sein! Wenn ge­
mäht werden soll, dann nur im Frühjahr, wenn die Über­
winterer geschlüpft sind oder als Vogelnahrung gedient 
haben. 

- Abbrüche an Böschungen , aufgelassene Steinbrüche, 
Lehmgruben, Lößabbrüche und andere Erdaufschlüsse, 
offene Sande, Abrißkanten, »Öd« liegende, nicht bis zum 
letzten Zipfel aufgeforstete Zwickel - all diese wirt· 
schaftlich unbedeutenden Kleinstflächen im Waldraum 
müssen als Ersatzbiotope für die weithin ausgeräumte, 
dicht be- und zersiedelte Landschaft gelten, falls sie 
nicht zu stark beschattet werden. Ob sie mehr sein kön­
nen als eine »Arche Noah«, wird zukünftig kritisch zu prü­
fen sein. Es ist für so manche Art anzunehmen, denn 
auch in der Urlandschaft waren derartige Standorte nur 
kleinräumig entwickelt. Sie sind am ehesten in solchen 
Gebieten entstanden, wo der Wald nicht volle Vitalität er­
reichen konnte, etwa an reißenden Flußläufen oder auf 
nährstoffarmen, trockenen Sanden; die sich hier ansie­
delnden Arten waren also an lichte Standorte angepaßt 
bzw. paßten sich daran an. Viele dürften sogar erst nach 
der Besiedlung durch den Menschen im Neolithikum bei 
uns aus dem Mediterranraum eingewandert sein (vgl. 
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auch die zoogeographlschen Charakteristiken von ge­
fährdeten Grabwespen bei SCHMIDT 1979). - Die mon­
tane Stufe ist bei uns weniger gut daraufhin untersucht; 
es ist denkbar, daß hier umgekehrt solche Arten, die an 
kühle, luftfeuchte, schattige Standorte angepaßt sind, 
unseren gezielten Schutz benötigen. 

In allen diesen Fällen der Erhaltung oder Schaffung von 
Lizenzbiotopen gilt die Regel: Förderung des derzeit 
Nicht-Gewöhnlichen. Es war bisher nur die Rede vom Be­
wahren dessen, was die Natur uns anbietet; hingewiesen 
sei aber wenigstens noch auf Möglichkeiten, künstliche 
Hilfen - Ober Vogelnist-Kästen hinaus - zu bieten; PE­
TERS (o. J.) gibt hier Anregungen . 

Zusammenfassung 

Es wird eine kurze Darstellung des Verfahrens der baden­
worttembergischen Biotop-Kartierung im Regierungsbezirk 
Freiburg i. Br. (Südbaden) gegeben und diese diskutiert. Sie 
stützt sich auf zahlreiche Mitarbeiter aus verschiedenen 
Sparten der Biologie sowie auf Nicht-Fachbiologen; wesent­
licher Bestandteil ist ein wissenschaftliches Begleitpro­
gramm. - Es wird die Bedeutung und Entwicklung von »Li­
zenz-Biotopen" am Beispiel von Wäldern herausgestellt. 
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Herbert Sukopp 

Erfahrungen bei der Biotopkartierung in Berlin 
im Hinblick auf ein Schutzgebietssystem 

1 Schutzgebietssysteme zur Sicherung des biotischen Po­
tentials von Landschaften 

Aufgabe des Naturschutzes ist es, in der Kulturlandschaft 
die gesamte standörtlich und historisch mögliche Vielfalt 
an Lebewesen und Lebensgemeinschaften zu erhalten (SU­
KOPP & SCHNEIDER 1978). 

Kriterien im Hinblick auf die Qualität eines einzelnen 
Schutzgebietes werden seit einigen Jahren verstärkt disku· 
tiert und zur systematischen Ermittlung schutzwürdiger Ge­
biete eingesetzt. Daneben gibt es seit langer Zeit Überlegun­
gen, die sich auf die Schutzgebiete insgesamt beziehen. 
Nicht nur das einzelne Schutzgebiet, sondern auch die Ge· 
samtheit der Schutzgebiete muß bestimmten Kriterien genü­
gen, damit die Ziele des Naturschutzes erreicht werden kön­
nen. In diesem Sinne kann man von der Notwendigkeit der 
Einrichtung von Schutzgebietssystemen sprechen. 

Die Forderungen, die sich aus diesen Überlegungen erge­
ben, lassen sich zu zwei Punkten zusammenfassen: 

a) Die Gesamtheit der Schutzgebiete soll die wildwachsen­
den Pflanzen und wildlebenden Tiere repräsentativ erfas­
sen. 

b) Die räumlichen Verhältnisse, d. h. Größe und Abstand 
der Schutzgebiete sollen so bemessen sein, daß die Er­
haltung lebensfäh iger Populationen auf Dauer gewähr­
leistet sein wird. 

Beide Forderungen finden sich schon in den Anfängen des 
Naturschutzes. Der naturwissenschaftliche Verein in Bre­
men - um eine Stellungnahme1 zur Rede des Abgeordneten 
WETEKAMP im preußischen Abgeordnetenhaus am 30. 
März 1898 gebeten - äußerte als erstes: 

»Dem Grundgedanken, die für unser Vaterland charakterist i­
schen ' Naturdenkmäler' in genügend großen und zweckmä­
ßig begrenzten Proben und Bezirken zu erhal ten und der 
Nachwelt zu überliefern, stimmen wir auf das Wärmste zu.« 

Seit mehr als hundert Jahren gehen naturnahe und halbna­
türliche Gebiete in ihrer Ausdehnung zurück. Dabei werden 
früher zusammenhängende Flächen in kleine und kleinste 
Teilflächen zerlegt, die heute als »Biotope« die Ausgangsba­
sis für die Natursch utzplanung bilden. Der Prozeß der Zer­
stückelung betrifft alle Format ionen auf der ganzen Erde 
und ist auch für Städte vielfach belegt. 

2 Biotopkartierung in Städten 

Auch in der Großstadt kann Natur nur durch aktive Pflege -
auf ökologischen und naturwissenschaftlichen Einsichten 
basierend - bewahrt werden. Schutz von Natur und Land­
schaft erfordert: Systematische Erfassung des Zustandes 
und der Potentiale, Planung, Pflege und Überwachung . Das 
Erhaltungssystem für Natur und Landschaft ist bei Ausfall 
einer dieser Tätigkeiten unvollkommen und damit nicht ef­
fektiv. 

Abgedruckt in: »Über die Herstellung von Naturschutzgebieten in 
Deutschland.« Abh. Naturw. Ver. Bremen 15 (3), 257- 278 (1901). 

Die zunehmenden und untereinander konkurrierenden Nut­
zungsansprüche an die Landschaft machen als ersten 
Schritt eine ökologisch-naturwissenschaftliche Bestands­
aufnahme der unbebauten und bebauten Landschaft erfor­
derlich. Eine Biotopkartierung, die im unbesiedelten Bereich 
in vielen Ländern durchgeführt wird - vgl. die Beiträge in 
diesem Heft - muß dringend auch in der Großstadt für die 
dort schutzwürdigen Bereiche konzipiert und durchgeführt 
werden. 

Auf Bestandsaufnahmen und Biotopkartierung aufbauend, 
können fundierte Bewertungen einzelner Nutzungsansprü· 
che vorgenommen oder Prognosen über die zu erwartenden 
Folgen eines Eingriffes getroffen sowie die Auswahl von 
Schutzgebieten systematisch durchgeführt werden. Der ge­
staltende Naturschutz wird gerade im Stadtbereich auch die 
Neuanlage von Biotopen zu entwickeln haben. 

Der Biotopkartierung in Städten widmet sich eine Arbeits­
gruppe »Biotopkartierung im besiedelten Bereich«, die wäh­
rend der 3. Arbeitstagung der Bundesforschungsanstalt für 
Naturschutz und Landschaftsökologie (BFANL) und der 
Landesanstalten / Landesämter für Naturschutz und Landes­
pflege am 24./25. 10. 1978 gegründet worden ist. Die bisheri­
gen Empfehlungen für eine einheitliche Kartiermethodik ein­
schließlich des Entwurfes einer Standard-Artenliste Gefäß­
pflanzen für Stadtkartierungen und der Diskussion über die 
Erfassung von Tieren sind in fo lgenden Veröffentlichungen 
zusammengefaßt worden: KUNICK 1980, PLACHTER 1980, 
SUKOPP, KUNICK & SCHNEIDER 1979, 1980, SUKOPP & 
SCHNEIDER 1981 . 

Im Hinblick auf das methodische Vorgehen bei Stadtbiotop­
kartierungen s ind vier Punkte besonders hervorzuheben: 

1. Bei allen D~tenerhebungen muß klar zwischen besiedel­
tem Bereich (Innenbezirke, Stadt im engeren Sinne etc.) 
und Außenbereich unterschieden werden. 

2. Die Erhebung floristischer, vegetationskundlicher und -
soweit möglich - auch faunisti scher Daten muß auf de­
finierte Biotoptypen bezogen werden (s. Vorschlag in SU­
KOPP u.a. 1980). 

3. Die Größe der Untersuchungsflächen soll bei flächen­
deckender Kartieru ng etwa 4 ha betragen. Für die selekti· 
ve Kartiermethode, wie sie z.B. in Bayern durchgeführt 
wird, gilt diese Untergrenze nicht. 

4. Florenlisten sollen entweder vollständig sein oder eine 
definierte Auswahl umfassen (KUNICK 1979, 1980). 

Durch die Berücksichtigung dieser Punkte wird es besser 
als bisher möglich sein, die Kartierungsergebnisse aus ver­
schiedenen Städten miteinander zu vergleichen. 

3 Bewertungskriterien für die Eignung von Freiräumen als 
Bestandteile eines Gebietssystems 

Wertvolle Erkenntnisse für die Entwicklung eines Gebietssy­
stems, das den Zielen und Anforderungen des Naturschut­
zes am ehesten gerecht wird, haben Untersuchungen zur 
Biogeographie von Inseln geliefert. MAC ARTH UR & WIL· 

69 



SON (1967) stellten fest, daß die Artenzahl auf Inseln von de­
ren Flächengröße und Entfernung vorn Fest land abhänge. 

Mit bestimmten Einschränkungen können auch die Biotope 
in der Stadt als Inseln angesehen werden, in denen ein dyna­
misches Artengleichgewicht herrscht. Im Gegensatz zu gro­
ßen Biotopen, in denen Zustrom und Verlust an Pflanzen­
und Tierarten ein nahezu stationäres Artengleichgewicht er­
zeugen, ist in sekundär isolierten Inselbiotopen die Einwan­
derungsrate verringert, die Aussterbequote erhöht. Der Ver­
arrnungseffekt ist neben der Flächengröße von dem Grad 
der Isolation, also der Entfernung zum nächsten Ausbrei­
tungszentrum mit ähnlichen Lebensbedingungen und der 
Lebensfeindlichkeit des Umfeldes abhängig (vgl. MADER 
1980 und 1981). Am stärksten von der Verinselung betroffen 
sind biotoptreue Arten, die in ihren Ansprüchen auf be­
stimmte Biotope spezialisiert sind. 

Für die Entwicklung eines Gebietssystems bedeutet dies, 
daß mindestens ein großes Ausbreitungszentrum, das eine 
gegen Randeinwirkungen gut abgepufferte große Kernzone 
besitzt, mit vielen Insel-Biotopen vernetzt sein sollte, die 
ebenfalls Kernzonen aufweisen. 

Für die Prüfung der Eignung als Bestandteil eines Biotopsy­
stems kommt der Größe der Flächen, als entscheidendem 
Kriterium für die reale und potentielle Vielfalt und Lei­
stungsfähigkeit ihrer Biozönosen, der Verknüpfungsfunk­
tion bzw. dem Grad der Isolation die gleiche Bedeutung zu 
wie den Pflanzen- und Tierbeständen. Eine Fläche, die direkt 
an ein Ausbreitungszentrum angrenzt, besitzt ein wesent­
lich größeres Entwicklungspotential als eine gleichgroße 
Fläche, die wegen der großen Entfernung zum nächsten 
Ausbreitungszentrum oder der sie umgebenden Barrieren 
(z.B. hohen Gebäuden) isoliert liegt. 

4 Methode der Bewertung der Eignung eines Freiraumes 
als Bestandteil eines Gebietssystems 

Zur Feststellung der Eignung von Freiräumen als Bestand­
teil eines Gebietssystems werden alle Untersuchungsflä­
chen in Größen- und Lagekategorien unterteilt. Kategorien 
und Beispiele der Abschnitte 4 und 5 stammen aus einer Ar­
beit Ober den zentralen Bereich von Berlin (West) und kön­
nen nicht ohne Überprüfung auf andere Gebiete übertragen 
werden (SUKOPP u. a. 1982). 

Die Gliederung der Flächen in die Größenkategorien 
klein 0,25-1,6 ha 

mittel 2-12 ha 
· groß = 13-210 ha 

leitet sich aus dem vorhandenen Spektrum an Vegetations­
flächen ab. Wissenschaftlich begründete Größenkategorien 
können nicht angegeben werden, da die Flächenansprüche 
für verschiedene Pflanzen- und Tierarten bzw. -gesellschaf­
ten sehr unterschiedlich sind. 

Zur Bestimmung des lsolationsgrades werden alle Flächen 
nach Pflege- und Nutzungsintensität grob typisiert. 

Der »Grünan/agentypu umfaßt Grünanlagen, gemähte Ufer­
böschungen, Friedhöfe, Höfe und Schmuckanlagen an Ge­
bäuden und Straßenbegleitgrün. 

Dem »Ruderaltyp« werden ehemalige bzw. wenig genutzte 
Bahnanlagen und Ruderalflächen zugeordnet. 

Die Beurteilung der Isolation einer Fläche richtet sich nach 
ihrem Abstand zur nächsten größeren, mindestens mittel­
großen Fläche des gleichen Gebietstyps, die als Ausbrei­
tungszentrum angesehen werden kann und der lebens­
freundlich- bzw. der Lebensfeindlichkeit ihrer Umgebung. 

Aus der gemessenen Entfernung und der Einschätzung der 
Umgebung werden drei Kategorien gebildet: 

isoliert: 

1. Entfernung 20-100 rn bei lebensfeindlicher Umgebung1 
und zusätzlicher Abriegelung durch Barrieren (z.B. rings­
herum hohe Gebäude). 

2. Entfernung 150-500 rn bei lebensfeindlicher Umge­
bung1. 

3. Entfernung 500-1000 rn bei nicht versiegelten Böden, 
aber grundlegend anderen Standortbedingungen. 

nicht isoliert: 

1. Entfernung 50-100 rn bei lebensfeindlicher Urngebung1. 

2. Entfernung 150-500 rn bei nicht versiegelten Böden, 
aber grundlegend anderen Standortbedingungen. 

3. Entfernung 500-1000 rn, wenn in dem Zwischenbereich 
kleinräurnig ähnliche Standortbedingungen vorhanden 
sind. 

verbunden: 

1. Ent fernung 0-20 rn bei lebensfeindlicher Umgebung1. 

2. Entfernung 20-100 rn, wenn in dem Zwischenbereich 
kleinräumig ähnliche Standortbedingungen vorkommen. 

Die Aggregation der Teilkriterien zu Wertstufen gibt die Ab­
bildung 1 wieder. 

Der Begriff lebensfeindliche Umgebung umfaßt überwiegend ver­
siegel te Flächen wie Straßen, Gehwege, befestigte Plätze und Hö­
fe, niedrige Gebäude und Wasserflächen. 

Abb. 1: Skalierung des Kriteriums Eignung als Bestandteil eines Gebietssystems. 

Wertstufe: 
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Bei der Zuordnung zu der höchsten Wertstufe wird davon 
ausgegangen, daß große Flächen - unabhäng ig von ihrem 
lsolationsgrad - reale oder potentielle Ausbreitungszen­
tren von Pflanzen- und Tierarten sind und daher dieser Stufe 
angehören. 

Flächen von mittlerer Größe wird dann eine hervorragende 
Bedeutung beigemessen, wenn sich durch die Verbindung 
mit einer Fläche des gleichen Typs eine größere Einheit bil­
det. 

Die Einordnung in die zweite und dritte Wertstufe basiert auf 
der Einschätzung, daß kleine und kleinste Inselbiotope nur 
bedingt als Refugium für anspruchsvolle Arten geeignet 
sind, weil zum einen von allen Seiten Störeinflüsse wirken 
können und zum anderen die Chance gering ist, daß hier Ar­
ten mit spezialisierten Verbreitungsmechanismen einwan­
dern. 

Daher umfaßt die zweite Wertstufe isolierte und nicht iso­
lierte mittelgroße sowie jene kleinen Flächen, die aufgrund 
ihrer günstigen Lage ein relativ großes Einwanderungspo­
tential besitzen. 

5 Darstellung eines Gebietssystems am Beispiel der Grü­
nen Mitte Berlins 

Die Karte (S. 71) zeigt ein Gebietssystem, bei dessen Auf­
stellung sowohl der Wert der Vegetation als auch die Eig­
nung der Flächen als Bestandteil eines Systems berücksich­
tigt worden sind. Die Einstufung erfolgt aufgrund der heuti­
gen Bestände und der Flächensituation. Künftige Verände­
rungen in Teilbereichen werden sich - wenn Barrieren ge­
schaffen oder Lücken in das System gerissen werden - auf 
das gesamte Gebietssystem auswirken. 

Das Gebietssystem umfaßt vier Wertstufen: 

a) Naturschutzgebietswürdige Vegetationsbestände: 
Diese Bereiche in besonders wertvollen Vegetationsbe­
s tänden sind als Naturschutzgebiete auszuweisen. 

b) Freiräume mit besonders wertvoller Vegetation und/oder 
besonderem Wert für ein Gebietssystem: 
Sie sind heute reale oder potentielle Ausbreitungszen­
tren oder Refugien für standorttreue Pflanzen- und Tier­
arten. Sie müssen als wertvollste Bausteine des zusam­
menhängenden Gebietssystems in ihrer bestehenden 
Größe erhalten bleiben. 

c) Freiräume mit wertvoller Vegetation und/oder guter Eig­
nung für ein Gebietssystem. 
Wegen ihrer Lage und Größe und/oder dem Wert ihrer Ve­
getationsbestände stellen sie bedeutende Bindegl ieder 
im Gebietssystem dar, die bei der Entwicklung neuer 
Grünstrukturen zu berücksichtigen sind. 

d) Freiräume mit entwicklungsfähiger Vegetation ohne Be­
deutung für ein Gebietssystem: 
Diese Freiräume besitzen aufgrund ihrer Lage (nicht ver­
bunden) und Größe (klein) derzeit keine wichtigen Funk­
tionen im Gebietssystem. 

Ihre Vegetationsbestände sollten jedoch in die Freiraum­
entwick lung einbezogen werden. 

Einen Überblick über die Freiflächen des Zen tralen Berei­
ches zeigt eine Untergliederung in Ruderalbiotope und ge­
staltete Grünanlagenbiotope. 

Ausbreitungszentrum der Grünanlagenbiotope ist der Große 
Tiergarten, dessen reiches Artenpotential wegen der erheb­
lichen Entfernungen zu anderen Grünanlagen heute kaum 
zu deren Bereicherung beitragen kann. Einziges Verbin­
dungsband des Systems ist der in Ost-West-Richtung ver­
laufende Landwehrkanal. 

72 

Wesentlich besser ist das System der Ruderalbiotope aus­
gebildet. Das Ausbreitungszentrum Gleisdreieck ist im Sü­
den über Bahntrassen mit dem außerhalb des Zentralen Be­
reichs gelegenen Ausbreitungszentrum Südgelände, das 
ebenfalls außerordent lich wertvol le Vegetationsbestände 
aufweist, verknüpft. 

Im Norden schöpfen der ehemalige Anhalter Personenbahn­
hof und weiter östlich die Brachflächen der Südlichen Fried­
richstadt aus dem Artenreichtum des Gleisdreiecks. Mit 
dem Diplomatenviertel ist es über den ehemaligen Potsda­
mer Personenbahnhof, die Ruderalbiotope um den Potsda­
mer Platz und Kemperplatz sowie die Biotope am Kulturfo­
rum verknüpft. 

Nördlich des Tiergartens, dessen Barrierewirkung durch die 
im Ostteil gelegenen Trümmerstandorte gemindert wird, 
schließen Ruderalbiotope auf dem Hamburg-Lehrter Güter­
bahnhof an. 

Die Biotope des Ruderalsystems und seine Verbreitungs­
zentren stellen aus Sicht des Naturschutzes einen unschätz­
baren Wert dar, dessen Verlust unwiederbringlich wäre. Die 
einzelnen Elemente bereichern sich gegenseit ig; dadurch 
werden genetische Einförmigkeiten und Schäden vermieden 
und die Aussterbewahrscheinlichke it ist gering. 

6 Zusammenfassung 

Aufgrund der Erfahrungen bei der Berliner Biotopkartierung 
wird empfohlen, die Natur auch in Städten wahrzunehmen 
und für einen angemessenen Schutz zu sorgen. 
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Erlen, Pappeln und Weiden schützen die Ufer gegen die Angriffe des Wassers an einem Mühlenbach bei Siegburg. Die durchgehende Vegeta­
tion auch an einer Uferseite erfüllt die Forderungen nach einem Verbundsystem der Naturelemente und ist damit ein Beitrag zum integrierten 
Schutzgebietssystem. Foto: Olschowy 
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Zum Stand der Biotopkartierung in einigen Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland 

Bayern 
1. Stand der Biotopkartierung 

Die Arbeiten zur Biotopkartierung in Bayern umfassen die 

a) Kartierung schutzwürdiger Biotope im außeralpinen Bay­
ern 

b) Kartierung schutzwürdiger Biotope in den Bayerischen 
Alpen 

c) Stadtbiotopkartierung 
d) Waldbiotopkartierung (Pilotstudie). 

a) + b) 
Mit der Durchführung der Biotopkartierung Flachland und 
Alpen war der Lehrstuhl für Landschaftsökologie der Tech­
nischen Universität München beauftragt. Die Erstkartierung 
und die Auswertung der Flachlandkartierung ist abge­
schlossen. Die Auswertung der Biotopkartierung Alpen wird 
Ende 1982 vorliegen. 

c) 
Die Stadtbiotopkartierung wird in Eigenverantwortung der 
an einer Kartierung interessierten Städte durchgeführt. Die 
Arbeiten wurden bislang zu 50 % seitens des Staatsministe­
r iums für Landesentwicklung und Umweltfragen bezu­
schußt. Das Landesamt für Umweltschutz (UU) übernimmt 
jeweils die fachliche Betreuung. Mit der Durchführung wer­
den in der Regel freie Landschaftsarchitekten und der o. g. 
Lehrstuhl beauftragt. Stadtbiotopkartierungen liegen vor 
oder werden in folgenden Städten durchgeführt: Augsburg, 
Passau, Schweinfurt, Fürth, Rosenheim, Bamberg, Mün­
chen, Neu-Ulm. 

d) 
Zur Durchführung der Waldbiotopkartierung wird derzeit 
durch den Lehrstuhl für Landschaftstechnik e ine Pilotstudie 
erstellt. Diese Studie der Uni München soll die methodi­
schen Grundlagen für eine flächendeckende Kartierung und 
ökologische Wertanalyse aller Waldbestände festlegen. 

(Anm.: Die Biotopkartierung Flachland hat die Wälder auf 
Normalstandorten nicht erfaßt.) 

2. Fortschreibung 

Die durchgeführte Erstkartierung schutzwürdiger Biotope in 
Bayern bedarf einer laufenden Fortschreibung. Notwendig 
sind: 

a) Lautende Zustandskontrollen der kartierten Biotope zur 
Feststellung von Bestandsänderungen und Flächenver­
lusten, 

b) Vervollständigung der Biotopbeschreibungen, Ergän­
zung der floristischen und faunistischen Angaben durch 
Einbringung von Fachkartierungen, 

c) Erhöhung des Erfassungsgrades durch Nachkartierun-
gen. 

Zu a) 
Mit der laufenden Zustandserfassung wurde nunmehr in 
Bayern begonnen. Die unteren Naturschutzbehörden sind 
beauftragt, den Biotopbestand zu überprüfen. Die Zustands­
erfassung wird entsprechend Formblatt durchgeführt. 

Zu b) 
Es ist vorgesehen, die Biotopkartierung um floristische und 
faunistische Einzelangaben zu ergänzen. Die entsprechen-
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den Fach· und Artenschutzkartierungen (florist ische Kartie· 
rung, Amphibienkartierung, Brutvogelkartierung, fallweise 
entomologische Kartierungen) werden unabhängig von der 
Biotopkartierung durchgeführt. Die Ergebnisse werden dann 
in einem weiteren Arbeitsgang in die Biotopkartierung ein­
gebracht. 

Zu c) 
Der Erfassungsgrad der Biotopkartierung (auBeralpines 
Bayern) beträgt schätzungsweise 70 %. Die notwendige Ver­
vollständigung soll von den höheren Naturschutzbehörden 
unter Leitung und Koord inierung des UU erfolgen. Die 
Durchführung ist zur Zeit wegen beschränkter Personal- und 
Finanzmittel noch nicht gesichert. 

3. Methode 

Das methodische Konzept zur Durchführung und Auswer­
tung der Biotopkartierung ist in Heft 1 der Schriftenreihe 
»Biotopkartierung« des UU ausführlich dargestellt. Zur Kar­
tierung schutzwürdiger Biotope in den Bayerischen Alpen 
wird auf die Veröffentlichung von SCHOBER, 1979, verwie­
sen. Ein wesentlicher Fortschritt gegenüber der Flachland­
kartierung ist hierbei darin zu sehen, daß in den Bereichen 
oberhalb der aktuellen Waldgrenze und vielfach auch in den 
subalpinen und montanen Lagen flächendeckend im Maß­
stab 1 : 25000 kartiert wurde. Außerdem wurden zusätzlich 
zu den erhaltenswerten Biotopen auch Schonflächen und 
Flächen ohne erkennbare Schäden durch die derzeitige Nut­
zung erfaßt. 

Für die künftige Weiterführug der Biotopkartierung wurde 
für die einzelnen Teilbereiche Flachland, alpiner Bereich 
und Stadt ein gemeinsames Erhebungsformblat t entwickelt. 

4. Aufgetretene Probleme 

Mit der Biotopkartierung sollten allen Planungsträgern die 
für den Naturschutz relevanten Flächen aufgezeigt werden 
und den Naturschutzbehörden eine landesweite Fachkartie­
rung als Arbeitsgrundlage für den Vollzug des BayNatSchG 
zur Verfügung gestellt werden. Dieses Ziel ist im wesentli­
chen erreicht worden. Die Biotopkartierung findet bei ande­
ren Fachbehörden und Planungsträgern zunehmend Aner­
kennung und Berücksichtigung. Für die Arbeit im Natur- und 
Artenschutz ist die Kartierung ein unentbehrliches Hilfsmit­
tel geworden. 

Gleichwohl hat die Biotopkartierung - und hierbei insbe­
sondere die Flachlandkartierung - best immte Schwächen 
bzw. traten bei der Durchführung methodische und fachli· 
ehe Probleme auf, auf die im folgenden kurz eingegangen 
wird. 

a) Die Biotopkartierung wurde unter erheblichem Zeitdruck 
(pro Top. Karte 1 : 50000 3 Wochen Kartierzeit) durchge­
führt. Es wurden relativ viele Kartierer (i. d. Regel Studen­
ten) eingesetzt. Hieraus ergaben sich folgende Mängel: 

- Erfassungsgrad nur ca. 70 % 

- Uns.chärfen bei der Abgrenzung 
- Unvollständigkeit der Beschreibungen 

- Uneinheit lichkeit der Erhebungen 

- subjektive Schutzvorschläge. 



Erstrebenswert wäre der Einsatz eines kleinen Kartier­
teams von Biologen mit abgeschlossener Hochschulbil­
dung mit längeren Zeitverträgen. Als Kartierungsmaß­
stab wird der M 1 : 25000 für geeignet angesehen. Für die 
Kartierung eines Meßtischblattes werden 8 Geländewo­
chen angesetzt. 

b) Die Biotopkartierung wurde überwiegend nach vegeta­
tionskundl ichen Kriterien vorgenommen. Floristische 
oder faunistische Merkmale wurden nicht gezielt erfaßt. 
Bei der Übernahme der laufenden Artenschutzkartierun­
gen (Amphibien-, Brutvogelkartierungen) treten techni­
sche Probleme bei der automatischen Überlagerung der 
Flächen und fachliche Probleme bezüglich der Übernah­
mekriterien auf (Beispiel: Punktvorkommen Fledermäu­
se, Gelbbauchunke; Beispiel: Arten mit großem Flächen­
anspruch wie Wiesenbrüter). 

c) Umsetzung 
Die rechtliche Sicherung der Biotope ist noch nicht sehr 
weit gediehen. Der Verwaltungsaufwand bei der Flächen­
sicherung durch Einzelverordnung ist relativ groß. Er­
wünscht wäre eine allgemeine Sicherung der kartierten 
Biotope durch das Naturschutzgesetz, wie es für einen 
Teil im Entwurf der Naturschutzgesetz-Novelle in Art . 6 d 
(Feuchtgebiete) vorgesehen ist. Soweit kartierte Biotope 
für die Ausweisung als Naturschutzgebiet in Frage kom­
men, wird das LfU die entsprechenden Vorlagen für den 
Erlaß der Schutzverordnungen ausarbeiten. Mit einer 
Kurzbeurteilung aller NSG-Vorschiäge wurde bereits be­
gonnen. Etwa die Hälfte der Landesfläche ist bearbeitet. 

d) Die Biotopkartierung wurde in Bayern überwiegend in 
Form von Forschungsvorhaben Ober die Universitäten 
abgewickelt. Diese Vorgehensweise war zweifellos rich­
tig im Hinblick auf methodische Entwicklung und Erar­
beitung der fachlichen Grundlagen. Nach Abschluß der 
Vorhaben tritt jedoch eine finanzielle und personelle 
Lücke bei der notwendigen Fortführung der Biotopkartie­
rung auf, die sich möglicherweise bei stärkerer Beteili­
gung der Naturschutzbehörden an der Kartierung hätte 
vermeiden lassen. Dies führte dazu, daß die erforderliche 
Ergänzung und Fortschreibung der Kartierung nicht sehr 
weit gediehen sind. Dies ist vor allem deshalb problema­
tisch, weil dadurch die Kartierung zu veralten droht. 

Bayerisches Landesamt für Umweltschutz 
Ltd. Forstdirektor Pfeiffer 

Rheinland-Pfalz 

Zielsetzung der Kartierung 

Die Biotopkartierung, die nach intensiven Vorbereitungen 
durch das Landesamt für Umweltschutz im Jahre 1979 ein­
geleitet worden ist, dient dem Ziel, den Fortbestand der be· 
drohten Tier- und Pflanzenwelt vor allem durch Erhaltung 
und Schutz der artspezifischen Lebensräume (Biotope) zu 
gewährleisten. Diese Aufgabe erfordert einen Überblick 
Ober die innerhalb des Landes noch vorhandenen ökolo­
gisch wertvollen Biotope, der durch die systematische, lan­
desweite Kartierung erreicht wird. 

Die Ergebnisse der Biotopkartierung bilden eine Grundlage 
für den Schutz erhaltenswerter Lebensräume und ihrer Le­
bensgemeinschaften, die geeignet sein wird, Entscheidun­
gen der Landespflegebehörden bei der Beurteilung von 
Landschaftsnutzungen zu erleichtern und zu beschleunigen 
und andere Behörden und öffentliche Stellen in die Lage zu 
versetzen, die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege im Rahmen ihrer Entscheidungen besser zu unter­
stützen (Landespflegegesetz, § 3 Abs. 2). 

Ferner werden die Kartierungsergebnisse Grundlage dafür 
sein, ein vernetztes Schutzgebietssystem zur Erhaltung al ler 

vorkommenden, aber auch solcher Arten und Lebensge­
meinschaften zu gewährleisten, die in den letzten Jahrzehn­
ten verlorengegangen sind oder stark zurückged rängt wur­
den oder wieder angesiedelt werden sollen. 

Schließl ich sollen sie Aufschluß darüber geben, welche er­
haltenswerten Objekte weiter zu untersuchen sind und wel­
che Objekte sich zur Wiederherstellung von Lebensräumen 
eignen. Zudem sollen sie die Erstellung einer Dringlich­
keitsskala für notwendige Untersuchungen und Maßnah­
men ermöglichen. 

Aufbau der Kartierung 

Die Biotopkartierung umfaßt drei Kartierungsstufen: die 
Übersichts-Kartierung, die lntensiv-Kartierung und die Spe­
zial.Kartierung. Die Stufen sind im allgemeinen zeitlich ge­
staffelt, da sich die jeweils intensivere Kartierung aus der 
Bewertung der vorangegan.genen ergibt. In Fällen besonde­
rer Dringlichkeit und schon bekannter Eignung oder aktuel­
ler Fragestellung werden Kartierungsstufen auch vorgezo­
gen. 

Die erste Stufe, die Übersichts-Kart ierung, soll in kurzer Zeit 
eine Vielzahl fundierter Aussagen und damit eine möglichst 
präzise Übersicht Ober die Situation der landespfiegerisch 
bedeutsamen Biotope erbringen. 

Im Rahmen der zweiten Stufe, der intensiv-Kartierung, wer­
den dann Biotope, die sich aufgrund der Übersichts-Kartie­
rung als besonders wertvoll erweisen, nach weiteren Krite­
rien näher analysiert. Eine Gruppe von Spezialisten ergänzt 
und erweitert bereits vorhandene Daten. 

Die dritte Stufe, die Spezialkartierung, dient der Untersu­
chung einer bestimmten Art , einer Artengruppe, ei ner Tier­
oder Pflanzengesellschaft innerhalb eines Biotops oder in 
größeren Räumen. Hierbei können auch Artengruppen be­
rücksichtigt werden, die die lntensiv-Kartierung nicht erfaßt. 

Organisation 

Die Biotopkartierung wird vom Landesamt für Umweltschutz 
Rheinland-Pfalz unter Einsatz eigenen Personals, im we­
sentlichen aber von Kartierern und Institutionen (Planungs­
büros, Hochschul institute) durchgeführt, die Ober Werkver­
träge mit dieser Aufgabe betraut worden sind bzw. noch 
werden. Das Landesamt steilt die Arbeitsunterlagen zur Ver­
fügung, leistet organisatorische Hilfestellung, sammelt und 
wertet die Ergebnisse aus. 

Zur Zeit arbeiten 93 Kartierer im Gelände und 4 Fachkräfte 
an der Aufbereitung der Kartierungsergebnisse (26 Meß­
tischblätter). 

Stand der Arbeiten 

Im Rahmen der Übersichts-Kartierung wurde 1980 ein Drittel 
der Landesfläche bearbeitet. Ein weiteres Drittel wird bis 
Jahresende kartiert sein. Die Bearbeitung der restlichen Flä­
che soll im Jahre 1982 abgeschlossen werden. 

Die lntensiv-Kartierung wird sich unmittelbar anschließen. 

1980 wurde ein Pilotprojekt der Speziai-Kartierung durchge­
führt (letzte Vorkommen der Würfelnatter in der Bundesre­
publik). Ein weiteres soll im Jahre 1982 folgen (Vorkommen 
der vom Aussterben bedrohten Smaragdeidechse), so daß 
nach Erprobung der Methodik 1983 auch die Spezial-Kartie­
rung im Rahmen der verfügbaren Mittel in größerem Umfan­
ge fortgeführt werden kann . 

Anwendung der Kartierungsergebnisse 

Die Biotopkartierung ist so konzipiert, daß lokal begrenzte 
Fragen mit Hilfe von Kartei und Meßtischblatt und regionale 
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bis landesweite Fragen mit der EDV beantwortet werden 
können. Über diese kombinierte Methode läßt sich die Bio­
topkartierung optimal ausschöpfen. Dabei birgt insbesonde­
re die EDV noch eine Reihe bisher ungenutzter Möglichkei­
ten wie die der Erstellung von Flächenankauf-Programmen, 
von Artenschutz-Dateien, von Roten Listen, von Prioritätsli­
sten für die Unterschutzstellung und von Grundlagen für ein 
vernetztes Schutzgebietssystem. 

Während mit Hilfe von Erfassungsblatt und Karte schon 
jetzt Ergebnisse in der Praxis verwendet werden, bedarf die 
wünschenswerte Verarbeitung der erhobenen Daten über 
EDV noch weiterer personeller und finanzieller Aufwendun­
gen. 

Alle überprüften und bearbeiteten Erfassungsblätter und 
Karten werden den unteren und oberen Landespflegebehör­
den sowie der obersten Landesplanungsbehörde für die 
Plankartei zur Verfügung gestellt. Sonstige Behörden und 
Planungsträger haben die Möglichkeit, dort die Kartierungs­
ergebn isse anzufordern bzw. einzusehen. Bereits jetzt flie­
ßen bei besonderer Dringl ichkeit auszugsweise bearbeitete 
Kartierungsergebnisse in Planungen ein. 

Ministerium für Soziales, Gesundheit und Umwelt 

Saarland 

Der Gedanke der Biotopkart ierung und Biotopplanung resul­
tiert im Saarland aus der im Europäischen Naturschutzjahr 
1970 in Gang gekommenen Diskussion Ober die Bedeutung 
der Lebensräume und Lebensstätten. Gerade in diesem 
dicht besiedelten lande mit einem anteilmäßig großen Ver­
dichtungsraum, der insbesondere durch die histori sch ge­
wachsene Montan-Industrie geprägt ist, war dieser Grund­
gedanke des Artenschutzes (Biotop-Netzstruktur als Rück­
zugs- und Ausbreitungszentren) schon relativ früh theore­
tisch und methodisch entwickelt. 

Leider fehlten zu dieser Zeit zur kon sequenten Durchfüh· 
rung sowohl die materiellen als auch die personellen Vor­
aussetzungen , so daß es bei einigen wenigen Ansätzen im 
Zeitraum zwischen 1970-1975 blieb. 

Mit der Vergabe der Naturparkplanung entstand 1975/76 in 
einer Teilregion (Ostertal) eine erste Biotopkartierung nach 
dem inzwischen entwickelten »Weihenstephaner Modell« 
(KAULE, HABER). Kartiert wurde nach einer Bewertungsma­
trix von 1-9, worin die Bewertungsfaktoren der Nutzung (in· 
tensiv, extensiv, kaum oder keine) und Bewertungsfaktoren 
der Einflußwirkung (stark negativ, mäßig negativ, kaum ne­
gativ, positiv) Eingang fanden (Zustand = Nutzungsintensi­
tät x Einflußfaktor). 

Dieser erste Kartierungsansatz wurde wegen der in Gang ge­
kommenen Gesetzesarbeit (Saarl. Naturschutzgesetz SNG) 
unterbrochen und bis heute nicht wesentlich weitergeführt. 
Eine Weiterführung erfolgte lediglich punktuell bei Flurbe­
reinigungs- und Flächennutzungsplanverfahren sowie bei 
größeren Straßenbauprojekten (BAB A 8/BAB A 62). 

Nach Inkrafttreten des Saarl. Naturschutzgesetzes (01 . 04. 
1979) erfolgte zur Entwicklung einer konsequenten Natur­
schutzplanung im Sommer 1979 die Vergabe des Auftrages 
zum Entwurf eines Landschafts- und Artenschutzpro­
gramms an Prof. Dr. G. KAULE. Dieser wissenschaftlich fun­
dierte Entwurf liegt seit April 1981 der Fachbehörde zur end­
gültigen Formulierung, Abstimmung und rechtsverbindli· 
chen Bekanntmachung vor. 

Als zweiter Planungsschritt ist nunmehr die Vergabe der lan­
desweiten Biotopkartierung an den gleichen Gutachter -
Prof. Dr. G. KAULE - beabsichtigt. Dieser Kartierung soll 
der Auftrag zum Entwurf eines Landschaftsrahmenplanes 
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unmittelbar folgen (Abschluß 1985). Damit wären sowohl die 
wesentlichen Grundsätze und Rahmenvorschriften des Na­
turschutzes für alle raumbedeutsamen Planungen und Vor­
haben festgelegt, die wichtigen Grundlagen für den Biotop­
und Artenschutz geschaffen, als auch die Ausgangsbasis 
für die fachgerechte Bewertung von Eingriffen und Festset­
zung von Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen hergestellt. 

Da Landschaft nicht vermehrbar ist, wird zunehmend bei 
größeren Eingriffen neben den Ausgleichsmaßnahmen zur 
Integration des Vorhabens in das Landschaftsbild (grünord­
nerischer Ausgleich), die Sicherung eines (oder mehrerer) 
nahe gelegenen Biotope durch Ankauf und grundbuchamtli­
che Eintragung »für Zwecke des Naturschutzes« angestrebt 
(Ausgleich für den Eingriff in den Naturhaushalt). Dieser 
vom Verursacher zu leistende Gesamtausgleich dient in her­
vorragender Weise der Biotopsicherung und damit dem Ar­
tenschutz. 

Landesamt für Umweltschutz 
Dipl.-Geogr. Ebert 

Nordrhein-Westfalen 

Die Erhebungen zum Biotopkataster NW sind ausgerichtet 
auf die bestmögliche Unterstützung der gesetzlichen und 
übertragenen Aufgaben der Landesanstalt. 

Schwerpunktmäßig sind dabei Beiträge, Stellungnahmen, 
Gutachten u. a. zu: 
- Landschaftsplanung 
- Gebietsentwicklungsplanung 

- Landesentwicklungsplanung 

- Flurbereinigungsverfahren 
- Straßenbauvorhaben 

- Aufstellung von Artenschutzprogrammen und 

- der in d iesem Zusammenhang besonders interessieren-
de Aufbau eines Systems von Schutzgebieten 

zu nennen. 

Die fachli chen Vorgaben, die sich aus den geforderten viel­
fältigen Anwendungen der Ergebnisse ableiten lassen, ha­
ben natürlich die zugrundeliegende Methodik, die ange­
strebte Differenzierung, die Festlegung des unteren Niveaus 
(was ist noch »Schutzwürdigcc im Sinne der Kartierung?) und 
die Wahl der EDV-Programme für die Auswertung der erho­
benen Daten vorrangig mitbestimmt. 

Als limitierende Faktoren sind die personellen, finanziellen 
und zeitlichen Vorgaben hervorzuheben, sowie die Tatsa­
che, daß die weltergreifenden Veränderungen (im Sinne von 
Zerstörung) in der Landschaft ein rasches Handeln erforder­
ten. Das heißt, das unter fachlichen Gesichtspunkten ent· 
wickelte (Optimal-)Konzept mußte unter Berücksichtigung 
der gegebenen Randbedingungen und Sachzwänge auf ein 
realisierbares Konzept hin überarbeitet werden. Dieses Kon­
zept durfte aber ein bestimmtes Niveau nicht unterschrei­
ten, wenn es nicht von vornherein ungeeignet sein sollte zur 
Bewältigung der oben aufgelisteten Anforderungsschwer­
punkte. 

Grundsätzlich gilt für eine auf die Belange des Arten- und 
Biotopschutzes ausgerichtete Biotopkartierung, daß ihr 
Oberziel die dauerhafte Erhaltung von lebensfähigen Popu­
lationen aller Arten wildlebender Tiere und wildwachsender 
Pflanzen (im gesamten Verbreitungsgebiet der Arten) sein 
muß. 

Um dieses Ziel (rechtzeitig) erreichen zu können, wäre eine 
flächendeckende (flächendeckend im eigentlichen Sinne 
des Wortes) Kenntnis über die in der Landschaft vorhande­
nen Biotoptypen (also auch Grünland, Äcker u. a.) und deren 



Inhalte erforderlich; nur sie erlaubt, diejenigen funktionalen 
Zusammenhänge zu erkennen, die über den Bestand der Po­
pulation entscheiden*). Der Naturschutz muß daher den Ge­
samtraum beanspruchen (ERZ 1978)* *) - ihn also auch ken­
nen und verstehen lernen. 

Aus den o. a. ze itlichen und finanziellen Gründen kann diese 
flächendeckende Arbeit in Nordrhein-Westfalen z. Z. nicht 
durchgeführt werden. Die Einzelbeschreibungen und zeich­
nerischen Darstellungen (M 1 : 25000 u. M 1 : 5000) erfolgen 
für nschutzwürdige« Biotope, also nach dem Vorrangflä­
chenprinzip. Für die nicht im einzelnen erfaßten Flächen 
wird eine auf den Naturraum bezogenen zusammenfassen­
de Beschreibung - differenziert nach Biotoptypen - gege­
ben. Dabei wird auch das Fehlen bzw. die Häufigkeit der Bio­
toptypen im Naturraum (naturräumliche Haupteinheit) beur­
teilt. Deutlich hervorgehoben werden muß, daß das untere 
Niveau (zur Auswahl der Vorrangflächen) weit unterhalb des 
Naturschutzniveaus (gemessen an den heutigen NSG) ange­
setzt werden mußte und naturraumbezogen differenziert 
wird für die unterschiedlichen Biotoptypen. 

Die systematische Geländeerhebung berücksichtigt aus 
vielfältigen Gründen (zeitlich, personell oder aus grundsäz­
lich methodischen) schwerpunktmäßige vegetationskundli­
che und strukturelle Merkmale. Faunistische Daten fließen 
ein durch intensive Kontakte zu ehrenamtlichen Mitarbei­
tern, Verbänden u. a. 

Die Auswertung der Ergebnisse der Biotopkartierung erfolg­
te bislang rein manuell. Damit verbunden waren u. a. hoher 
personeller Aufwand bei ngroßflächigenu Anfragen und -
an den Inhalten (der einzelnen Erhebungsbögen) und den 
fachlichen Anforderungen gemessenen - absolut unzurei­
chenden Möglichkeiten der Auswertung. 

Aus diesem Grunde werden Methodik und Arbeitsanleitung 
überarbeitet und auf EDV-mäßige Verarbeitung abgestimmt. 
Die Auswertung des Biotopkatasters erfolgt ab 1982 schritt­
weise über ein lnformations-Retrieval-System (Golem), das 
eine weitgehende und vollständige Auswertung der Erhe­
bungsbögen erlaubt. Insbesondere die Möglichkeit gezielter 
Kombinationsfragen ~ z. B. die Frage nach Gebieten des 
Biotoptyps X und den gefährdeten Arten Y und Z im Natur­
raum T u. a. - kommt den je nach Problemstellung unter­
schiedlichen, fachlichen Anforderungen sehr entgegen und 
ist den begrenzten Möglichkeiten bei manueller Auswertung 
um ein Vielfaches überlegen. Erstmals wird es damit mög­
lich, die gesamten im Rahmen der Biotopkartierung ge­
machten Artangaben zu nutzen für gezielte Artenschutz­
maßnahmen bzw. für die Konzept ion von Schutzgebietssy­
stemen. 

Die Inhalte des Biotopkatasters werden permanent fortge­
schrieben - d. h. eingehende Daten werden laufend zur Er­
gänzung und Korrektur des bestehenden Datensatzes in das 
System eingegeben. Die systematische Fortschreibung er­
folgt im sechsjährigen Turnus (angelehnt an die Luftbildbe­
fliegung des LVA). 

Abschließend soll kurz auf die Probleme eingegangen wer­
den, die sich in der Vergangenheit hinsichtlich Qualität und 
Vergleichbarkeit der Erhebungen zum Biotopkataster erga­
ben. Der enge finanzielle Rahmen erlaubte bis Ende 1980 
keine kontinuierliche und systematische Erhebung. Die Kar­
t ierung erfolgte schwerpunktmäßig projektbezogen (Land­
schaftspläne) und mußte jeweils kurzfristig organisiert wer-

*) Die Ergebnisse der Roten Listen führen uns ja anschaulich genug 
vor Augen, daß.die bestehenden Naturschutzgebiete und die bis· 
herigen Bemühungen des Naturschutzes nicht ausreichten, um 
einen wirklichen Schutz von Tieren und Pflanzen zu bewirken. 

„) ERZ, W. (1978): Probleme der Integration des Naturschutzes in 
Landnutzungsprogrammen. - TUB 2, Zeitschrift TU Berlin 10 
(1978), Fachbereichstagung 1978 des FB 14, 11 - 19. 

den. Außer den organisatorischen Problemen, die sich dabei 
ergeben mußten, machte der Einsatz vieler, unterschiedlich 
qualifizierter Mitarbeiter die Vergleichbarkeit unmöglich 
und führte zu nicht immer befriedigenden Ergebnissen. Ab 
Frühjahr 1981 war es aber dank der Bewilligung einer Ver­
pflichtungsermächtigung des Finanzministeriums möglich, 
5 Kartierer über Werkvertrag bis Ende 1984 fest an die Lan­
desanstalt zu binden und damit den Abschluß des ersten 
Durchgangs der Kartierung bis zu diesem Zeitpunkt 
sicherzustellen*). 

Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und 
Forstplanung 
Dr. Brocksieper 

Hamburg 

Bis Ende 1981 waren von etwa 200 Grundkarten (1 : 5000) 70 
kartiert. Im Durchschnitt sind pro Grundkarte 30-40 Objek· 
te kartiert. 

Um auch zooökologische Informationen von Anfang an in 
die Biotopkartierung zu integrieren, ist eine spezielle Unter­
suchung für die innerstädtische Biotopkartierung vergeben 
worden. 

Auf einem Transsekt, das 6 Grundkarten umfaßt und vom 
Hafengebiet bis zum Villengebiet reicht, werden auf ausge­
wählten 15 Probeflächen schwerpunktmäßig zoologische 
Bestandsaufnahmen durchgeführt. 

Die Probeflächen wurden auf einer gemeinsamen bot.-zool. 
Begehung ausgewählt. Die Freilandarbeiten erfolgen auf: 

5 Probeflächen in Ruderalzonen 

5 Probeflächen an Bahn-, Straßen- und Kanalböschungen 
2 Probeflächen in Kleinsiedlungen 

2 Probeflächen in Villenbereichen 

1 Probefläche in öffentlichen Parkanlagen 

Folgende Arbeitsschritte sind vorgesehen: 

a) Bodenfallen (Äthylenglycol, Formalin) 
14tägiger Wechsel, Standzeit ca. 14 Monate, 4 Stck. pro 
Fläche 
Fang von Laufkäfern, Spinnen, Weberknechten u. a. 

b) Sichtfang ~it verschiedenen Netzen und Geräten, 1 x pro 
Fläche und Monat während 7 Monaten. 

c) Akustische Bestandsaufnahme und Sichtfang, 1 x pro 
Fläche und Monat, 5 Monate lang 
Fang von Heuschrecken 

d) Aufstellen von je 100 Fallen pro Fläche zum Fang von 
Kleinsäugern (1500 Fallennächte) 

Neben den Laborarbeiten werden die vorhandenen wissen­
schaftlichen Sammlungen und Publikationen ausgewertet. 
Als weiterer Schwerpunkt wird eine avifaunistische Untersu­
chung durchgeführt. Auf denselben Grundkarten und Probe­
flächen wird schließlich eine intensivere floristische Unter­
suchung vorgenommen außer der üblichen Biotopkartie­
rung. 

Der Endbericht d ieser Gradientenuntersuchung Innenstadt 
- Außenbereich wird Ende 1982 vorliegen. 

Behörde für Bezi rksangelegenheiten, Naturschutz und Um­
weltgestaltung 

*) Z. z. sind etwa 60 % der Landesfläche im ersten Durchgang der 
Biotopkartierung erfaßt. 
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Peter Beck und Heinz-Christian Fründ 

Habitatstrukturmessungen zur Gewinnung von Indikatoren für 
Tiergemeinschaften: Prinzipien der Anwendung 

1 Habitatstrukturen und Tiergemeinschaften 

Die Rote Liste Bayern (1976) nennt 490 gefährdete Tierarten. 
Nur bei 15 Arten aus dieser Aufstellung ist nicht (auch) eine 
Lebensraumveränderung als Ursache der Gefährdung ange­
geben. Diesem Zusammenhang zwischen der Gefährdung 
von Tier- und Pflanzenarten und ihrem Lebensraum wird 
auch im Naturschutz weitgehend Rechnung getragen mit 
der Formel: »Artenschutz ist Bi otopschu tz«. 

Andererseits ist es oft schwierig, genau festzustellen, wann 
ein Biotop für die besiedelnden Tierarten nur unwesentlich 
verändert ist, und von welchem Grad der anthropogenen 
Beeinflussung an man von einem gestörten Lebensraum 
sprechen muß. Über die quantitative Erfassung von Habitat­
Parametern lassen sich (möglicherweise) Indikatoren gewin­
nen, die mit Kenngrößen der Tiergemeinschaften in Bezie­
hung stehen. Eine Übersicht über einige meßbare Ressour­
cen-Parameter sowie einige Kenngrößen der Tiergemein­
schaften (communities) gibt Abb. 1. 

Ein Zusammenhang zwischen der Habitatstruktur und der 
Artenvielfalt bestimmter Tiergemeinschaften ist grundsätz­
lich schon seit der Untersuchung von MAC ARTHUR & MAC 

COMMUNITY 

Artenzahl 

Abundanz 

Diversität 

Evenness 

Do min an zv e rteilung c 

ARTHUR (1961) bekannt und auch für verschiedene Tiergrup­
pen und Habitat-Parameter in der Zwischenzeit bestätigt 
worden, wie die Literaturaufstellung in Tabelle 1 zeigt. Aller­
dings handelte es sich in den meisten Fällen um Vergleiche 
zwischen recht unterschiedlichen Habitat-Typen (z. B. Laub­
wald-Nadelwald oder Wald-Wiese). 

Ein Vergleich zwischen äußerlich sehr ähnlichen Gebieten 
wurde von Mühlenberg und Mitarbeitern an Wald- und Wie­
senflächen des Steigerwaldes vorgenommen. Die Auswer­
tung der Daten ist noch nicht abgeschlossen, die hier darge­
stellten Ergebnisse sind deshalb nur vorläufiger Natur. 

2 Beispiele von Struktur-Meßverfahren 

In 5 Rotbuchen-Waldflächen (Luzulo-Fagetum) des Nordstei­
gerwaldes wurde die Arthropoden-Fauna mit Barberfallen 
gefangen und verschiedene Habitat-Parameter gemessen. 
Einige seien beispielhaft genannt: 

- Laubdeckungsgrad und Laubhöhenverteilung 

Mit Hilfe eines Entfernungsmessers mit geringer Schär­
fentiefe (z. B. langbrennweit iges Teleobjektiv) wird die 
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Nahrungsangebot 
Abb. 1: Meßbare Parameter einer Artengemeinschaft (»communi ty«) und der verschiedenen Ressourcen. Unter uRessourcen« werden alle bio­
tischen und abiotischen Faktoren verstanden, die für den betreffenden Organismus relevant sind und von diesem in irgendeiner Form genutzt 
werden können. In der Mitte ist schematisch eine mögliche Beziehung zwischen einem Ressourcen-Parameter (R) und einem Community-Para­
meter (C) mit einer Regressionsgeraden in der Umgrenzung einer gedachten Punktwolke dargestellt. (Aus Mühlenberg 1980.) 
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Strukturmaß korreliert mit Gebiet Autor 

Lau bhö hend iversität Vogelarten-Diversität versch. Wälder, USA Mac Arthur & Mac Arthur 
1961 

Horizontale Heterogenität Vogelarten-Diversität versch. Wälder, USA Roth 1976 
der Holzgewächsverteilung 

Pflanzenvolumen-Divers ität Eidechsen-Artenzah 1 Trockengebiete, USA Planka 1967 

Mikrohabitat-Strukturdiversität Mi lbenarten-Divers ität innerhalb und zwischen Anderson 1978 
(Cryptostigmata) versch. Wäldern, England 

Habitat-Strukturd iversi tät Webspinnen-Artendiversität versch. Habitattypen, MUhlenberg et al. 1977 
Seychellen 

Streuschicht-Tiefe »Wandering Spidersu versch. Wälder, USA Uetz 1979 
Artendiversität 

Tab. 1: Übersicht Ober einige Untersuchungen zum Verhältnis zwischen Habitatstruktur und Tier-Artengemeinschaft. 

Vegetation vertikal in mehrere Schichten unterteilt. In je­
der Schicht wird in mehreren gleich großen Stichproben 
das Vorhandensein von Laub mit der Alternative Ja/Nein 
protokolliert. Oie Ja-Werte werden aufsummiert. Der Pro­
zent-Anteil der Summe an der maximal möglichen Zahl 
von Ja-Werten ist dann der Deckungsgrad. (Die Methode 
wird ausführlich beschrieben bei ERDELEN 1978.) 

- Baumdichte, Baumumfang, horizontale Heterogenität 
der Holzgewächsverteilung 
Diese Parameter werden mit der »point-centered-quarter 
methodu erfaßt (ausfüh rliche Beschreibung in MUEL­
LER-OOMBOIS & ELLENBERG 1974): Ausgehend von ei­
nem Pu nkt werden jeweils in den vier Quadranten die 
Entfernung zum nächsten Baum sowie dessen Umfang 
gemessen. Aus der Varianz der Baumentfernungen läßt 
sich ein Maß für die horizontale Heterogenität der Holz­
gewächsverteilung berechnen (ROTH 1976). 

- Laubstreuparameter 
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Die Dicke der Streuauflage läßt sich für Vergleichs­
zwecke ausreichend genau durch drehendes Einstechen 

G. c l. 

a b c de 
J. * * it 1 

30 

eines dünnen Metallstabes (Stricknadel) ermitteln. Nach 
unseren Erfahrungen läßt sich das Auftreffen an der Mi­
neralbodenschicht leicht als Knirschen ersparen. Unter­
scheidungen zwischen L-, F- und H-Schicht sind ohne zu­
sätzlichen Aufwand nicht mögl ich. 

Das freie Volumen in der Laubstreu läßt sich durch zu­
sammenpressen mit einem Standardgewicht bestim­
men. 

3 Ergebnisse von Strukturmessungen 

Die Abbildung 2 zeigt die Ergebnisse von Messungen des 
Laubdeckungsgrades auf 5 pflanzensoziologisch einheitli­
chen Flächen des Nordsteigerwaldes und 5 Waldflächen 
des Südsteigerwaldes, die einer anderen pflanzensoziologi­
schen Assoziation angehören. In allen Fällen handelt es 
sich um Wirtschaftswälder. 

Sowohl in bezug auf den Gesamt-Laubdeckungsgrad (in der 
Abb. oben dargestellt) wie auch in bezug auf die horizontale 
Variabilität dieses Parameters von Stichprobe zu Stichprobe 

L. F. 

-- z11K --OS SB 
* ""' * 1 

w 
40 so 

Ofo Laubdeckurqsgrad 

ZA 
a cbe d SB OS FS EK 

1! 
"1** * * * ~ * 1 1 6 1 
12 10 B 4 2 

0/o Vr ( hori z.) des Deckung91rades 

Abb. 2: Laubdeckungsgrad (oben) und Variationskoeffizient des Laubdeckungsgrades (unten) für 5 Wälder des Luzulo-Fagetums (L.-F.) Im 
Nordsteigerwald und 5 Wälder des Galio·Carpinetum luzuletosum (G.-CI.) Im Südsteigerwald. Beschreibung der Meßmethode siehe Text. % 
Laubdeckungsgrad gibt an, wie groß der Anteil der Beobachtungen mit Laub Irr der Summe Ober 10 Schichten im Verhältnis zum maximal mög­
lichen Wert ist. Der Variationskoeffizient (Vr) gibt die Variabilität des Laubdeckungsgrades zwischen den Meßpunkten eines Gebietes wieder. 
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Abb. 3: Linyphliden-Artenzahl in 5 Rotbuchenwäldern des Nordstei-
gerwaldes in Abhängigkeit von der Laubdichte, beschrieben durch a) 
Baumdichte x Baumumfang, b) Laubdeckungsgrad, c) Dicke der 
Streuauflage. Beschreibung der Meßmethoden siehe Text. 

wird deutlich, daß es einerseits strukturelle Unterschiede 
zwischen den beiden Waldarten gibt. Andererseits ist auch 
erkennbar, daß die Meßmethode in der Lage ist, Unterschie­
de innerhalb einer Pflanzenassoziation aufzudecken. 

4 Zusammenhang mit Parametern der Tiercommunity 

Am Beispiel der Spinnenfamilie Linyphiidae möchten wir 
aufzeigen, welcher Art Beziehungen zwischen Habitatstruk­
tur und Tiergemeinschaft sein können. 

In der Abbildung 3 a-c ist für die 5 Waldflächen des Nord­
steigerwaldes die Linyphiiden-Artenzahl aufgetragen gegen 
jeweils einzelne Habitat-Parameter, die in verschiedener 
Weise die Laubdichte erfassen. Keiner der drei Parameter 
zeigt für sich genommen eine deutliche Korrelation zur Liny­
phiiden-Artenzahl. 

Um den gemeinsamen Einfluß der gemessenen Größen zu 
erfassen, standardisierten wir die Meßwerte, indem wir sie 
ins Verhält nis zum jeweiligen Mittelwert der 5 Wälder setz­
ten und multiplizierten sie miteinander. Abbildung 4 zeigt, 
daß ein deutlicher Zusammenhang zwischen diesem inte­
grierten Maß für die Laub-Dichte al lgemein und der Linyphii­
den-Artenzah l in den untersuchten Wäldern besteht. (Auch 
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bei additiver Verknüpfung der 3 Habitat-Parameter ändert 
sich das Ergebnis nicht.) 

Für den Naturschützer ist es von besonderer Wichtigkeit, 
den Anteil an seltenen Arten in einem Biotop einschätzen zu 
können. Mi t einer stark vereinfachten Form eines für orni­
tho logische Kartierungen verwendeten Verfahrens (siehe 
z. B. BEZZEL 1980) versuchten wir, die Linyphiiden-com­
munity der 5 Waldgebiete unter diesem Aspekt zu betrach­
ten (Tab. 2): Für jede vorkommende Art bekommt ein Gebiet 
eine gewisse Anzahl Punkte zugesprochen. Die Höhe der 
Punktzahl bemißt sich daran, i n wieviel anderen Gebieten 
die Art noch angetroffen wurde. Die maximale Punktzah l 
wird vergeben, wenn die Art in keinem anderen Gebiet vor­
kommt. Der Singularitätsindex eines Gebietes errechnet 
sich dann aus der Punktsumme, dividiert durch die Anzahl 
der im Gebiet vorkommenden Arten. Im Beispiel der 5 unter­
suchten Waldf lächen kann der Index zwischen 4 (al le Arten 
eines Gebietes nur dort) und Null (nur Arten, die in allen Ge­
bieten vorkommen) liegen . 

Aus Abbildung 5 ist zu entnehmen, daß ein Zusammenhang 
zwischen der Variabi l ität der Laubdichte-Parameter - aus­
gedrückt als Variationskoeffizient der 3 Meßgrößen von 
Abb. 3 - und dem Singularitätsindex eines Gebietes wahr­
scheinlich ist. Der Wald SB erscheint in diesem Zusammen­
hang als Ausreißer. Das könnte seine Ursache darin haben, 
daß dieser Wald mit 370 m üNN am tiefsten von allen Unter­
suchungsflächen (bis 460 m üNN) liegt und damit die Ver­
breitungsgrenzen der Arten eine Rolle spielen können. Im 
Wald SB fehlt die in den übrigen 4 Wäldern dominante Art 
Centromerus sylvaticus. 

Probefläche FS OS SB EK ZA 

Centromerus aequalis 
C. serratus 3 3 
C. sylvaticus 1 1 
C. spec. 4 
Ceratinella brevis 4 
Diplocephalus latifrons 4 
D. picinus 1 1 
Drapetisca social is 4 
Lepthyphantes flav ipes 1 1 
L. mengei 3 3 
L. pallidus 4 
L. pisai 4 
L. tenebricola 
L. tenuis 1 
L. spec. 4 
Macrargus rufus 1 1 
Maso sundevalli 4 
Micrargus herbigradus 3 3 
Microneta viaria 
Prosopot heca corniculans 2 2 2 
Tapinocyba pallens 2 2 2 
Tapinocyboides pygmaea 4 
Walckenaera cucul lata 2 2 2 
W. obtusa 3 3 

Summe 30 17 19 13 19 
Singularitäts-lndex 1,88 1,55 1,58 1,44 1,46 

Tab.2: Linyphiidae-Arten in 5 Waldgebieten des Nordsteigerwaldes 
mit Punktwerten zur Berechnung des »Singularitätsindexu für die ein-
zeinen Gebiete. Punktbewertung und Berechnung des Index siehe 
Text. 
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Abb. 4: Linyphiiden-Artenzahl in 5 Rotbuchwäldern des Nordstei· 
gerwaldes in Abhängigkeit von einem kombinierten Index der Laub­
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Abb. 5: »Singularitätswerte« (»Sg·Wert«, Ordinate) von 5 Rotbuchen­
wäldern des Nordsteigerwaldes bezüglich der Linyphiiden-Besied­
lung in Abhängigkeit von einem kombinierten Index der Laubdichten­
Variabilität. Der Index (auf der Abszisse) Ist das Produkt der relativen 
Werte der Variationskoeffizienten der 3 Habitat-Parameter aus 
Abb.3. 

5 Anwendbarkeit von Habitatmessungen für den 
Naturschutz 

Zu Beginn seien noch einmal die Vorteile der quantifizieren­
den Erfassung in Ergänzung zu der pflanzensoziologlschen 
Charakterisierung aufgezählt: 

- Feine Unterschiede können erfaßt werden, die pflanzen­
soziologisch oft nicht oder nur schwer erkennbar sind, 
oder gewöhnlich nicht beschrieben werden. 

- Standardisierte Meßverfah ren erlauben den Einsatz von 
Nicht-Biologen. 

- Es werden Berechnungen möglich, die u. a. die Best im­
mung von Belastungs-Grenzwerten erlauben können. 

Das Mehr an Informat ion muß al lerdings mit einem erhöhten 
Zeitaufwand erkauft werden . 

Die Charakterisierung eines Untersuchungsgebietes von 60 
x 100 m2 durch 40 Stichproben in 10 Schichten zum Laub­
deckungsgrad und 10 Meßpunkte zur Bestimmung von 
Baumdichte und -umfang dauerte z. B. 5 Stunden. Das 
macht Habitatmessungen für flächendeckende Kart ierungs­
verfahren ungeeignet. 

Für die Überwachung möglicher Veränderungen in gefährde­
ten Biotopen, sowie zur Kontro lle bei Maßnahmen des Bio­
top-Managements könnten sich standardisierte Messungen 
bestimmter Habitat-Parameter jedoch als nützlich erweisen. 
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Hans Joachim Mader 

Größe von Schutzgebieten unter Berücksichtigung des lsolationseffektes 

Die moderne Industriegesellschaft wirkt mit stet ig wachsen­
den Flächenansprüchen auf die Reste naturnaher Lebens­
räume ein. Um die wertvol lsten Biotope diesen Ansprüchen 
zu entziehen, wurde ein Schutzgebietssystem entwickelt, 
das In qualitativer wie quantitativer Abstufung nach unter­
schiedlichen Schutzgebietskategorien durch gesetzliche 
Verordnung den Zielen von Naturschutz und Landschafts­
pflege dienen soll. Eine Serie von Problembereichen wird im 
Zusammenhang mit dem Schutzgebiete-Konzept diskutiert, 
so beispielsweise die Fragen von Nutzungsüberlappungen, 
von einheitlichen Auswahlkriterien, von Pf lege und Entwick­
lung der Gebiete oder auch von Mindestgröße, Vernetzung 
und Isolation. 

Der letztgenannte Themenkreis soll Gegenstand der folgen­
den Erörterung sein. Wenn im folgenden die funktionalen, 
ökosystemaren Aspekte der Schutzgebiete in vereinfachen­
der und unrealistischer Weise als gelöst vorausgesetzt wer­
den, so nicht mit dem Ziel der Verharmlosung oder Ver­
schleierung offener Fragestellungen, sondern einzig in der 
Absicht, die zentralen Parameter Größe und Isolation in ana-

Fa > F1 + F2 > F1 + F21 + F 22 

Ra< R1 + R2 < R1 + R21 + R 22 

Fa (F1 + F2) {F1 + F21 + F22) - »--»----­
Pc (R1+R2l (R1+R21 +R22) 

Abb. 1: Das Verhältnis von Kernzone zu Randzone bei zunehmender 
Flächenzerschneidung, hier am Beispiel des Straßenbaus 
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lytischer Betrachtungsweise, frei von sonstigen komplizier­
ten Verknüpfungen, ins Blickfeld zu rücken. Dabe i muß von 
vorneherein betont werden, daß verallgemeinernde Aussa­
gen nur auf induktivem Wege gewonnen werden können und 
die damit verbundenen Argumentationsschwächen erkannt 
und als Herausforderung positiv interpretiert werden. 

Größe von Schutzgebieten 

Die Größe eines Schutzgebietes ist nicht die im Verord­
nungstext ausgewiesene Fläche, sondern soll hier als Sum­
me all derjeniger Teilflächen verstanden werden, die unter 
funktiona len Kriterien den Schutzzielen entsprechen. Im 
Hinblick auf den Artenschutz bedeutet d ies im allgemeinen, 
daß von der schriftlich fixierten Gebietsfläche ein mehr oder 
minder hoher Prozentsatz von Randzonen abzuziehen ist, 
wobei zwischen anthropogenen und natü rl ichen Randzonen 
unterschieden werden muß. Die Untersch iede zwischen den 
beiden genannten Randzonentypen liegen, ungeachtet der 
Möglichkeit verschiedener Übergangsformen, vor allem in 
ihrer Genese, im Grad der anthropogenen Beeinflussung 
und in der Steilheit der abiotischen und struktu rellen Gra· 
dienten (vgl. MADER 1979). Mi t linienartigen Zerschnei­
dungs- und lsolationsmaßnahmen verändert sich das Ver­
hältnis Randzone/Kernzone zu Ungunsten der letztgenann­
ten (Abb. 1). 

Unter günstigen Voraussetzungen kann die wirksame 
Schutzgebietsfläche auch größer sein als die im Verord­
nungstext fixierte geschützte Fläche. So beispielsweise, 
wenn naturnahe und ungestörte Übergangs· und Randbioto­
pe unmittelbar an das Schutzgebiet angrenzen. In diesem 
Sinne sind auch die von HEYDEMANN (1981) vorgesch lage­
nen Pufferzonen zu interpretieren. 

Aus der Theorie der Biogeographie der Inseln (MAC 
ARTHUR & WILSON, 1967) wissen wir, daß zwischen der Flä­
chengröße von Inseln und der Zah l der dort vorkommenden 
Arten eine Beziehu ng besteht, die mit der Flächen-Arten­
Kurve S = c x Az angenähert werden kann. Experimentelle 
Befunde bestätigen diese Aussage nicht nur fü r Meeresin­
seln, sondern auch für isol ierte Landlebensräume (Abb. 2). 

Zwischen Meeresinseln und Inselbiotopen des Fest landes 
besteht jedoch der wesent liche Unterschied, daß das Um­
feld von Meeresinseln für Tier- und Pf lanzenarten nahezu 
keine Überlebensmöglichkeit bietet, während das Hinter· 
land sogenannter Habitatinseln bei unterschied lichem Grad 
an Lebensfeindlichkeit doch oft ein kurzfristiges Verweilen 
oder eine räumliche Überbrückung ermöglicht. Während al­
so Zuwanderer zu Meeresinseln immer aus großer Entfer­
nung und nur sporad isch eintreffen, dringen insbesondere 
in den Randzonenbereich von Habitatinseln permanent und 
In großer Arten- und lndviduenzahl Besiedler aus dem unmit­
telbaren Umfeld ein. 

Um die Flächen-Arten-Beziehung für Inselbiotope des Fest­
landes, also beisp ielsweise für isolierte Naturschutzgebie­
te, anwenden zu können, müßten zwei Voraussetzungen er­
füllt werden: 

• Kenntnis der fun kt ionalen Flächeng röße 
(Abzug von Ran dzonen - Flächenergänzung durch Puf­
ferzonen) 
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Abb. 2: Das Gleichgewichtsmodell der Arten bei unterschiedl icher 
Inselgröße (verändert nach MAC ARTHUR & WILSON 1967) 

• Herausfiltern aller biotopfremden Arten, die als Zuwan­
derer aus dem Umfeld erkannt wurden. 

Ein hoher Prozentanteil der Arten, die als Zuwanderer des 
Umfeldes in den Randzonen auftreten, sind eurytope, kultur­
begünstigte oder Pionier-Arten. 

Isolation 

Der lsolationsgrad, mit dem eine Insel vom Festland, eine 
Habitatinsel vom großflächigen Ursprungsgebiet abge­
schnitten ist, wird im wesentlichen durch vier Faktoren be­
st immt. Dies sind: 

1. die Entfernung zwischen Insel und Festland bzw. zwi­
schen den einzelnen Schutzgebieten, 

2. die mittlere Verbreitungsdistanz der Inselbewohner bzw. 
potentieller Besiedler und deren Verbreitungstypus, 

3. der Grad der Lebens feindlichkeit des Umfeldes für Insel­
bewohner und Zuwanderer, 

4. Anzahl, Größe und Lage von sog. Trittsteinen (stepping 
stones), Kleinstrukturen, Refugien u.ä. Vernetzungsele­
menten. 

Während die Faktoren 1. und 2. vorgegebene Größen sind, 
die sich unserer Einflußnahme entziehen, sind die Faktoren 
3. und 4. möglicherweise auf lange Sicht und im zähen Rin­
gen um anders gelagerte sozio-ökonomische Interessen in 
Ausrichtung auf ein integriertes Schutzgebietssystem be­
einflußbar. So könnte der Grad der Lebensfeindlichkeit des 
Umfeldes durch sorgsamen und reduzierten Einsatz chemi-

scher Mittel zum Pflanzenschutz und zur Schädlingsbe­
kämpfung oder durch Veränderung der Verfahren landwirt­
schaftlichen Anbaus gemildert werden. 

Die Vernetzung durch Trittsteinbiotope könnte über raum­
planerische Maßnahmen oder auch veränderte Zielvorgaben 
in der Flurbereinigung Berücksichtigung finden. Allerdings 
scheinen, wie gleich dargelegt wird, die Hoffnungen in Lö­
sungsansätze über das Trittstei nmodell unrealistisch zu 
sein und oft überbewertet zu werden. 

Ein weiterer Ansatz zur Verminderung des lsolat ionsgrades 
ist in der stufenweisen Rückführung anthropogener Randzo­
nen in natürliche Saumbiozönosen wie sie JAKUCS (1972) 
beschreibt zu sehen , wodurch diese Randbereic he ihre Puf­
ferungskapazität zurückgewinnen wo rden. Dies wird fü r Tie­
re im Blick auf eine Stabilisierung durch Risikoverbreiterung 
von SLOBODKIN & SANDERS (1968) dargestellt. 

Theorie und experimentelle Befunde 

Ein zentrales Ziel des Naturschutzes ist die langfristige Si­
cherung des Bestandes an Pflanzen- und Tierarten. Daß die­
ses Ziel nur über Maßnahmen des Biotopschutzes erreicht 
werden kann, ist unbestritten. Unklar ist vielerorts, daß Bio­
topschutz neben der qualitativen Forderung, möglichst alle 
Biotoptypen repräsentativ zu erfassen, auch den quantitati­
ven Aspekt impliziert, daß diese Biotope in einer Größenord­
nung erhalten werden müssen, die jenseits eines bestimm­
ten Schwellenwertes liegen, der Minimalgröße oder dem Mi­
nimalareal. Beim Umgang mit dem Begriff Minimalareal 
muß sorgfältig unterschieden werden, ob es sich um das Mi­
nimum an Lebensraum für eine einzelne Population handelt 
- die Wahl des tierökologischen Terminus »Arealcc weist 
auf diesen Bezug hin - oder um die Minimalfläche, die ein 
Lebensraum haben muß, um noch aus funktionaler, ökosy­
stemarer Sicht die Kriterien für ein bestimmtes Biotop zu er­
füllen (vgl. HEYDEMANN 1981). Das wichtigste Kriterium 
lautet dabei: langfristiger Erhalt eines typischen Tierarten­
und Pflanzenartenspektrums. In aller Regel wird die Mini­
malfläche als »Überlappungssumme« aller Minimalareale 
der frag lichen Pflanzen- und Tierarten weitaus größer sei n 
als der Durchschnittswert aller Minimalareale der einze lnen 
Populationen. Insbesondere, wenn man berücksichti gt , daß 
einzelne Tier- und Pflanzenarten eine Überlappung ihrer Are­
ale nur in begrenztem Umfang dulden. 

In der Diskussion um die Größe von Schutzgebieten unter 
Berücksichtigung des lsolat ionseffektes gilt es unter vorge­
gebenen Randbedingungen eine Opti mierungsaufgabe zu 
lösen mit der Ziel ri chtung : maximale Fläche bei geringst­
möglicher lsolationswirkung. Da aber der Möglichkeit von 
Flächenvergrößerungen, etwa durch Neuerwerb von Schutz­
gebieten oder durch Erweiterung bestehender Gebiete, 
Grenzen gesetzt sind, die häufig genug in bedrohlicher Nähe 
des unteren Schwellenwertes (Minimalfläche) liegen, lohnt 
es, zu überlegen, ob durch deutliche Verringerung der lsola­
tionseffekte, beispielsweise über St rukturan reicherung oder 
Einrichtung von Trittste inbiotopen, das Problem ausster­
bender oder abwandernder Tierarten zu entschärfen ist. 

In einer Freilandversuchsanordnung wurden in sechs unter­
schiedlich großen isolierten Waldbio topen (Inse lbiotopen) 
das Artenspektrum sowie Diversitäts indices und Dom inanz· 
struktur der Spinnen- und Carabidenfauna bestimmt (MA­
DER, 1981). 

Die Versuchsflächen l iegen zwischen dem Kottenforst im 
Norden und dem Ringener Wald und den Waldgebieten der 
Rheineifel bei Neuenahr im Süden. Sie sind als Eichen-Hain­
buchen-Wälder mit unterschiedlich hohem Rotbuchen- bzw. 
Birkenanteil zu charakterisieren, die Größenordnungen be­
laufen sich zwischen 0,5 ha beim kleinsten Gebiet und 63 ha 
bei der größten Waldfläche. 
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Die Auswertungen der Versuchsergebnisse lassen sich in 
den folgenden Abbildungen (Abb. 3- 4) zusammenfassend 
darstellen. 

Der Divers itätsindex steigt mit Verringerung der Flächengrö­
ße an (Carabidae) bzw. bleibt annähernd konstant (Araneae). 
Der Anteil der Feldarten bzw. der Pionierarten sowie von Ar­
ten der offenen Landschaft , die für die Eichen-Hainbuchen­
Lebensräume standortfremd sind, nimmt mit der Isolation 
und der Flächenverringerung zu. Aus der hier gewählten Ver­
suchsanordnung läßt sich nicht mit Bestimmtheit nachwei­
sen, we lchem der beiden Parameter dabei die entscheiden­
de Rolle zukommt. Das Verhältnis von Artenzahl zu Aktivi-
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Abb. 3: Das Verhältnis von Artenzahl zu lndividuenzahl (N 8/N ;) in 

tätsdichte (lndividuenzah l) erhöht sich um 100 % bis 200 %, 
d. h„ die kleineren, isolierten Tri ttsteine beherbergen mehr 
Arten bei geringerer lndividuendichte. Allerdings handelt es 
sich dabei überwiegend um standortfremde Arten. 

Der Ähnlichkeitsquotient (Q 5) nach S0RENSEN 1948, be­
rechnet für die beiden Artengruppen, zeigt eine deutliche 
Staffelung und eine zunehmende Überfremdung im Arten­
spektrum bei den kle inen isolierten, abgesplitterten Ver­
gleichsflächen. 

Wenn man mit SCHWERDTFEGER (1975) ein Minimalareal 
als diejenige Fläche anspricht , die noch die charakteristi­
sche oder kennzeichnende Artenverbindung aufweist und 
als Maßstab hierfür einen Ähnlichkeitsquot ienten von min­
destens 60 % im Verg leich mit dem Artenspektrum eines Ur­
sprungsgebietes bzw. eines großflächigen Vergleichsgebie­
tes akzeptiert, dann ergeben sich aus dieser Versuchsanord­
nung Min imalareale für Spinnenarten zwischen 2,5 und 20 
ha, für Carabiden zwischen 0,5 und 2,5 ha. 

Tiergruppenspezifische Minimalareale können nur in der 
Synthese aller Minimalarealberechnungen und im Hinblick 
auf die Zielvorstellung des Naturschutzes eine Minimalflä­
chenbestimmung für Schutzgebiete ergeben. lsolationsgrad 
und Flächengröße im Sinne einer biotoptypischen Minimal­
fläche sind dabei für lmmigrationsprozesse und dauerhafte 
Besiedlung durch Tierarten der ursprünglichen Flächen 
gleichgerichtete Parameter. Je höher der lsolationsgrad ei­
nes Inselbiotops, desto größer muß die zu schützende und 
unter ökosystemar funktionalen Aspekten zu sichernde Bio­
topfläche sein. 

Die qualitativen Verhä lt nisse werden aus Abb. 5 deutlich. 

Abhängigkeit von der Flächengröße (F) in logarithmischer Auftragung 10, 
für Spinnen und Carabiden 

Laufkäfer Spinnen e 
UF28 

~~ () ~ 

~J~(} 
· : Feldarten: 

(:Eurytope-Arten:>. L,_,_. 
1 2 Hs 

L-..-,._. H 
1 2 3 s 

Abb. 4: Diversitätsindizes (H 5), Ähnlichkeitsquotient (Q 5) und Anteil 
von Feldarten (gepunktet) und Waldarten (schraffiert) der Spinnen 
und Laufkäfer der sechs Untersuchungsgebiete 
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Abb. 5: Der lsolationsgrad (1) in Abhängigkeit von der Flächengröße 
(F} und dem Verhältn is Entfernung zu mittlerer Verbrei tungsdistanz 
dl/Ll 

Geht man von der bei MAC ARTHUR & WILSON (1967) vorge­
stellten Formel aus, die die Abhängigkeit der Zuwande­
rungsrate von Verbreitungsdistanz a, der Entfern ung der 
Biotope zueinander (d 1) und der Biotopfläche (Wi2) ver­
knüpft, 

N1 = a ; • c • W;2 • exp(-d;ILl) 

so läßt sich darauf eine Abhängigkeit zwischen Fläche, lso­
lationsgrad und Entfernung formal bestimmen. Die Zuwan­
derungsrate ist umgekehrt proportional zum lsolat ions-
grad (1) 1 = k . 1-

NI 

Daraus ergibt sich durch Umformen 

1 = K • exp (dJLl) 
F 



wobei K eine tiergruppenspezifische, den biogeographi· 
sehen Bezug berücksichtigende Konstante ist, und F (= 
Wi 2) die Fläche des zu besiedelnden Gebietes bedeutet. 

Der lsolationsgrad ist demnach exponentiell abhängig vom 
Quotienten d/Ll, dem Verhältnis der Biotopentfernung zur 
mittleren Verbreitungsdistanz und negativ proportional zur 
Flächengröße. 

Bei einer genaueren Betrachtung der zu schützenden Tierar­
ten müßten entsprechend den unterschiedlichen Verbrei­
tungstypen (exponentiell, normal, linear) weitere Korrektur­
faktoren berücksichtigt werden. 

Das Vorhandensein einer Art in einem Biotop ist nicht nur 
von der Chance einer zufälligen Neu- oder Wiederbesiede· 
lung, sondern gleichermaßen von der Umweltkapazität K 
des Gebietes für diese Art abhängig. Die Umweltkapazität 
wird von vielerlei Faktoren beeinflußt, vor allem aber von 
dem vorhandenen Nahrungsangebot und darüber hinaus 
von verschiedenen anderen Ressourcen, die zur Aufrechter­
haltung einer minimalen, stabilen Population nötig sind. 

Es leuchtet unmittelbar ein, daß K damit ganz wesentlich 
von der Fläche eines Biotopes abhängt. Ist K niedrig für eine 
Art, so wird die entsprechende Population klein bleiben und 
die Wahrscheinlichkit des Aussterbens hoch sein. 

Naturschutz 

Das Aussterben einer kleinen Population kann durch ein 
konstantes Zuwandern, das durch Populationsüberschuß 
aus anderen Biotopen und Migration subadulter Tiere ge­
speist wird, befristet ausgeglichen werden. 

Diese Feststellung zwingt zu Maßnahmen in zweierlei Rich­
tungen: 

Abbau der lsolationsfaktoren bzw. Einrichtung von Land­
schafts· und Strukturelementen zur Überbrückung der 
lsolationsbarrieren (Trittsteine, Hecken, Knicks, Feucht· 
stellen); 

Erhalt oder Ausbau großer naturnaher Restlebensräume 
zur Existenzsicherung individuenstarker Populationen 
(Populationsüberschuß, Migration). 

Eine Gruppe von Tierarten versteht es, die derzeit vorherr­
schende Situation zufallsverteilter kleiner und kleinster na­
turnaher Restflächen zu besiedeln und durch eine hohe Ar­
tenvielfalt bei geringer lndividuendichte das subjektive Emp­
finden einer intakten, räumlich begrenzten Lebensgemein­
schaft zu vermitteln. 

Zu dieser Gruppe von Tier- (und Pflanzen-) Arten gehören 

• r-Strategen, die unabhängig von den K-Werten, den Res­
sourcen des Biotops, als Opportunisten eine Chance zur 
Massenvermehrung nutzen können 

• Arten mit hoher Migrationsfähigkeit und gezielter Ver­
breitung über große Entfernungen 

• Ubiquisten und eurytope Arten mit breitem Anpassungs­
spektrum 

• kulturfolgende Arten, die besondere anthropogene Res-
sourcenqualitäten zu nutzen wissen. 

Der Naturschutz bemüht sich um eine Bestandssicherung 
aller Arten und nicht nur einer Gruppe von Arten. Die Anlage 
von Schutzgebieten muß sich diesem Ziel unterordnen. 

Dabei rücken zwangsläufig jene Artengruppen ins Blickfeld, 
die nicht unter die vier erstgenannten Gruppen fallen, die 

• K-Strategen, deren Populationsgröße unmittelbar von 
der ncarrying capacityu eines Biotops abhängt. Viele die­
ser Arten haben große Fläc henansprüche bei relativ ge­
ringer Abundanz 

• stenotope Arten, mit enger Anpassungsfähigkeit 

• Arten mit geringer Migrationsfähigkeit 

• Kulturflüchter, Arten mit großer Fluchtdistanz oder be-
sonders hoher Störempfindlichkeit. 

Es muß nicht eingehend darauf hingewiesen werden, daß 
einzelne Tierarten möglicherweise Übergangsformen zwi­
schen den einzelnen Gruppen zuzuordnen sind oder für ein­
zelne Arten mehrere Merkmale zutreffen. 

Als Konsequenz aus dem Gesagten bieten sich für den Auf· 
bau von Schutzgebietssystemen drei alternative Denkmo· 
delle an. 

1. Schutzgebiete sind nach Größe und Vernetzungsgrad 
entsprechend den regionalen Schutzerfordernissen, den 
Schwerpunkten und Zielobjekten des Naturschutzes zu 
planen. Dies setzt eine eingehende Analyse der Bestän· 
de der gefährdeten Tierarten, ihrer Biologie, insbesonde­
re auch ihres Migrationsverhaltens und ihrer Gefährdung 
durch anthropogene Eingriffe voraus (Integration der Ar· 
ten in den Raum). 

2. Das Schutzgebietssystem berücksichtigt von vornherein 
die beiden hier gegenübergestellten Tiergruppen und 
zielt ab auf eine gewichtete Verteilung beider Aspekte, 
nämlich auf optimale Vernetzung mit Verminderung der 
lsolationseffekte einerseits und maximale Flächengröße 
andererseits. Dabei können die von HEYDEMANN (1981) 
vorgegebenen biotoptypbezogenen Minimalflächenan­
gaben als Zielvorgabe gelten. 

3. Besonders geringe Realisationschancen bestehen wohl 
für die dritte Alternative, obschon gerade dieses Denk­
modell am ehesten geeignet wäre aus der Sackgasse 
Isolation - Flächenvergrößerung herauszuführen: 
Die großräumige Entflechtung von Nutzungen und plane­
rische Neuordnung von verfügbaren Flächenressourcen 
mit Einrichtung einiger weniger wirklich großflächiger 
Schutzgebiete. 
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Ernst Preising 

Stand und Auswertung der Roten Liste der Pflanzengesellschaften 
in Niedersachsen 

1 Pflanzengesellschaften als Gegenstand und Hilfsmittel 
des Naturschutzes 

In den folgenden Ausführungen wird davon ausgegangen, 
daß die Pflanzengesellschaften zu den wichtigen und leicht 
zugänglichen Grundformen und Bausteinen höherer sozialer 
Strukturen von Organismen verschiedener Rangstufen ge­
hören, denen alle Lebewesen mehr oder weniger zugeordnet 
sind, und daß sie bestimmten Gesetzmäßigkeiten im Auf­
bau, im inneren und äußeren Wirkungsgefüge, in räumlicher 
und zeitlicher Ordnung, im Stoff- und Energieumsatz, in ihrer 
Produktivität und ihrer biologischen und gestaltlichen Har­
monie unterliegen (TÜXEN 1965). 

Damit nehmen die Pf lanzengesellschaften als Gegenstand 
und Hilfsmittel eine hohe Rangstellung im wissenschaftli­
chen und angewandten Naturschutz ein. 

Sie werden noch größere Bedeutung durch die Ausweitung 
der pflanzensoziologischen Forschung auf die Vergesell­
schaftung von Pflanzengesellschaften, d. h. auf bestimmte, 
gesetzmäßige Kombinationen von Pflanzengesellschaften, 
gewinnen (TÜXEN 1978). Aus den Ergebnissen dieser For­
schungsrichtung darf man ausgezeichnete Grundlagen er­
warten für die Inhaltsbestimmung, Abgrenzung, Bewertung 
und Nutzung von Gese llschaftskomplexen, Ökosystemen 
und naturräumlichen Einheiten und für die Planung und Be­
handlung von Schutzgebietssystemen (TÜXEN 1979). 

Wir haben uns daher in den vergangenen Jahren eingehen­
der mit der Entwicklung und dem Stand der Bestandssitua­
tion der Pflanzengesellschaften in Niedersachsen beschäf­
tigt. Als erstes Arbeitsergebnis konnte 1978 ein erster Be­
richt über verschollene und gefährdete Pflanzengesellschaf­
ten in Niedersachsen oder eine Rote Liste der Pflanzenge­
sellschaften im Auftrage der obersten Landesfachstelle für 
Naturschutz erstellt und vorgelegt werden (PREISING 1978). 

2 Grundlagen zur Ermittlung der Gefährdung der 
Pflanzengesellschaften 

Nordwestdeutschland gehört zu den Landstrichen der Erde, 
in denen sehr früh, etwa ab 1928 und gleichzeitig mit der 
schwungvollen Entwicklung der Pflanzensoziologie in Euro­
pa, die Pflanzengesellschaften systematisch erforscht und 
auch kartiert wurden (TÜXEN 1937). Die Inangriffnahme und 
Durchführung dieser Aufgabe ist das große Verdienst von R. 
TÜXEN, dem damaligen Geschäftsführer der Provinzialstelle 
für Naturschutz in Hannover und späterem Leiter der von 
ihm gegründeten Reichsstelle und späteren Bundesanstalt 
für Vegetationskartierung, und seinen zahlreichen Schülern 
und Mitarbeitern. Auf diese Weise sind nach dem jeweiligen 
Stand der Kenntnisse und Arbeitsmethoden große Teile 
Nordwestdeutschlands pflanzensoziologisch durchforscht 
und kartiert worden, so daß im Vergleich zu vielen anderen 
Ländern verhältnismäßig gute Grundlagen für die Beurtei­
lung der Veränderungen der Pflanzengesellschaften in ih­
rem Artengefüge, ihrer Verbreitung und Häufigkeit der Vor­
kommen im niedersächsischen Raum über eine Zeitspanne 
von etwa 50 Jahren vorliegen. 
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Eine umfassende, das gesamte Land deckende Kartierung 
konnte damals allerdings noch nicht durchgeführt werden, 
zumal die Pflanzengesellschaften selbst erst laufend er­
kannt und beschrieben werden mußten. Selbst dies ist eine 
Aufgabe, die auch heute noch nicht gänzlich abgeschlossen 
ist. Auch liegen Vergleichskartierungen aus jüngerer Zeit 
nur für Teilgebiete vor (z.B. MEISEL & v. HÜBSCHMANN 
1976). Somit können das Ausmaß der Veränderungen im Be­
stand unserer Pflanzengesellschaften und daraus folgende 
Gefährdungsgrade zunächst nur geschätzt werden. 

Wir glauben jedoch, auf Grund der langjährigen pflanzen so­
ziologischen Arbeiten in Niedersachsen und der dabei ge­
wonnenen recht eingehenden Kenntnisse über die pflanzen­
soziologischen Verhältnisse, daß unsere Ergebnisse weitge­
hend den tatsächlichen Gegebenheiten gerecht werden. 

3 Zweck der Roten Liste der Pflanzengesellschaften 

Die Ziele, d ie mit der Aufstellung der Roten Liste der gefähr­
deten Pflanzengesellschaften verfolgt werden, entsprechen 
im Grundsätzlichen den Roten Listen der gefährdeten Pflan­
zen- und Tierarten (HAEUPLER & al. 1976, BLAB & al. 1977). 
Diese lassen sich deshalb in etwas abgewandelter, auf die 
Pflanzengesellschaften bezogene Form übernehmen. Da­
nach soll auch die Rote Liste der Pflanzengesellschaften vor 
allem dienen 

- der Unterrichtung der Öffentlichkeit, Behörden und Par­
lamente über die Gefährdung der Pflanzengesellschaf­
ten und damit der Lebensgemeinschaften als wichtige 
komplexe Bausteine unserer lebenden Umwelt ; 

- dem wirksamen Schutz und geeigneten Pflege- und 
Steuerungsmaßnahmen gefährdeter Pflanzengesell­
schaften; 

- als Entscheidungshilfe für Naturschutzbehörden und de­
ren Fachstellen bei der Planung und Au sweisung von 
Schutzgebieten für gefährdete Pflanzengesellschaften, 
für die Aufstellung von Schutzprogrammen und zur Ab­
wendung von Schäden in bestehenden und potentiellen 
Schutzgebieten; 

- allen sonstigen Behörden, Fachstellen, Instituten bis zu 
Privaten als Grundlage bei der Planung und Durchfüh­
rung von Eingriffen in die Landschaft; 

- als Grundlage für die Aufstellung und Durchführung von 
biosoziologischen und ökologischen Forschungspro­
grammen zur Erweiterung und Vertiefung der Kenntni sse 
für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege; 

- als Aufruf und Aufforderung an alle Fachleute, vor allem 
die gefährdeten Pflanzengesellschaften zu erfassen und 
zu erforschen, sich für den Schutz geeigneter Bestände 
einzusetzen und den Veränderungen im Inventar der 
Pflanzengesellschaften unseres Landes erhöhte Auf­
merksamkeit zu widmen. 



4 Aufbau und Inhalt der Roten Listen der 
Pflanzengesellschaften 

Die vorliegende Rote Liste der Pflanzengesellschaften ent· 
hält die nach dem heutigen Stande bekannten Pflanzenge· 
sellschaften Niedersachsens mit ihren wissenschaftlichen 
und deutschen Namen unter Berücksi chtigung ihrer Organi· 
sationshöhe nach Klassen, Ordnungen, Verbänden, Asso· 
ziationen und meist auch Subassoziationen geordnet. 

Da allgemein die Pflanzengesellschaften unseres Landes 
weit weniger bekannt sind als viele Pflanzenarten und Tier· 
arten, haben wir es für zweckmäßig erachtet, in der Roten Li· 
ste nicht nur die gefährdeten, sondern auch alle übrigen 
Pflanzengesellschaften Niedersachsens aufzuführen, auch 
wenn ihr Bestand sich im Beobachtungszeitraum nach un· 
seren bisherigen Kenntnissen nicht oder nur unwesentlich 
verringert hat oder sie sich sogar auf Grund günstigerer Le· 
bensbedingungen ausgebreitet haben oder sich noch aus· 
breiten. 

Gesellschaftsstadien oder Gesellschaftsfragmente sowie 
Gesellschaften kurzlebiger landwirtschaftlicher und forst· 
wirtschaftlicher Kulturen wie Kunstforste und Grünlandein· 
saaten, die sich nur noch höheren Einheiten des pflanzenso· 
ziologischen Systems zuordnen lassen, sind in der Roten Li· 
ste nicht berücksichtigt worden. Sie sind auch praktisch 
nicht gefährdet, viele befinden sich eher in Ausbreitung, und 
ihre Fü lle würde auch unsere Rote Liste nur belasten. Aller­
dings werden wir bei der Überarbeitung dieser 1. Fassung 
prüfen, ob der Vollständigkeit halber nicht doch manche die· 
ser Gesellschaften in die Liste aufgenommen werden soll· 
ten. Das gilt vor allem für Forstgesellschaften. 

In der Liste sind neben den Namen der Pflanzengesellschaf· 
ten die Merkmale, deren Betrachtung im Rahmen dieser er· 
sten Darstellung der Roten Liste der Pflanzengesellschaften 
besonders wichtig erschien, aufgeführt und nach einer 
mehrstufigen Zahlenskala bewertet worden, in der vorlie· 
genden Fassung allerdings zunächst nur für die Gesell· 
schatten im Range von Assoziationen. Die Ausweitung der 
Bewertung auf Subassoziationen, die eine wünschenswerte 
Verbesserung der Roten Liste darstellen würde, ist einer 
weiteren Bearbeitung vorbehalten. 

Neben dem wichtigsten Merkmal, 

der Bestandessituation und dem Gefährdungsgrad, 

s ind als weitere Merkmale 

die Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit 

sowie 

der gegenwärtige Stand des Schutzes in bestehenden 
Naturschutzgebieten und flächen haften Naturdenkmä· 
lern 

betrachtet und bewertet worden. 

Gesellschaftsbestände in Landschaftsschutzgebieten kön· 
nen nicht als ausreichend gesichert gelten, da die Rechtsbe· 
stimmungen für einen intensiven, auf die jeweilig schutzbe· 
dürftigen Gesellschaften abgestimmten Schutz nur in selte· 
nen Fällen ausreichen und entsprechend angewandt wer· 
den. 

Hinsichtlich der Definition des Gefährdungsgrades und der 
Bestandessituation haben wir uns der Empfehlung von 
HAUPLER und Mitarbeitern (1976) angeschlossen und aus 
Gründen der Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit mit ande­
ren Roten Listen für Flora und Fauna soweit wie möglich die 
von ihnen verwendeten 5 Kategorien zur Kennzeichnung des 
Gefährdungsgrades übernommen. 

Wir haben allerdings die Wertstufen für die Gefährdung und 
Bestandessituation um 2 Stufen erweitert, und zwar um eine 
Stufe für solche Gesellschaften, die durch Entartung gefähr­
det sind und um eine weitere, die alle Pflanzengesellschaf· 
ten umfaßt, die nicht als gefährdet eingeschätzt worden 
sind. Diese Ergänzung haben wir deshalb für sinnvoll gehal­
ten, damit für jedermann ersichtlich und nachprüfbar ist, 
wieviele und welche Gesellschaften gegenwärtig in Nieder­
sachsen vorkommen bzw. bekannt und für die Aufstellung 
der Roten Liste herangezogen worden sind. 

Im übrigen werden mit Sicherheit noch einige weitere Ge· 
sellschaften vom Range von Assoziationen oder Subasso­
ziationen in unserem lande gefunden werden, die jeweils 
bei einer Fortschreibung der Roten Liste zu berücksichtigen 
sind, wie sich auch Änderungen in der Bewertung ergeben 
dürften. 

5 Definition der Kategorien der Gefährdung, der 
Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit und 
der Schutzsituation 

Nachstehend werden die in unserer Roten Liste der Pflan­
zengesellschaften bewerteten Merkmale und die für sie an· 
gewandten Wertstufen im einzelnen erläutert. Sie beschrän­
ken sich ausschließlich auf die Pflanzengesellschaften des 
Landes Niedersachsen. 

A Gefährdungsgrad und Bestandessituation 

In Angleichung an die Rote Liste der Pflanzenarten er· 
gibt sich der Gefährdungsgrad aus der rückläuf igen 
Entwicklung der Arealgrenzen, dem Rückgang in der 
Größe und Anzahl der Gesellschaftsbestände (Bestan· 
desdichte) sowie den Veränderungen im Artengefüge 
der Bestände. 

A 1 Ausgestorbene oder verschollene Pflanzengesellschaf· 
ten 
Gesellschaften, deren ehemals bekannte Bestände 
nachweisbar ausgestorben sind oder vernichtet wurden 
oder die f rü her im Gebiet nachweislich vorhanden wa­
ren, aber seit mehreren, mindestens 5 Jahren nicht 
mehr nachgewiesen werden konnten. Es Ist mit großer 
Sicherheit zu vermuten, daß das Vorkommen dieser Ge­
sellschaften im l ande erloschen ist. 

A 2 Akut vom Aussterben bedrohte Pflanzengese llschaften 
Gesellschaften, die In ihren Beständen anhaltend und 
außerordentlich stark schrumpfen oder in kurzer Zeit 
ungewöhnlich schnel l zurückgegangen sind. Die Gesell· 
schatten sind heute nur noch in wenigen Beständen 
und tei lweise nur noch in Fragmenten vorhanden. Häu· 
fig sind es nur noch isolierte Vorkommen an der Grenze 
ihrer Lebensbedi ngungen. In weiten Landesteilen kön­
nen die Vorkommen dieser Gesellschaften schon erlo­
schen sein. 

A 3 Stark gefährdete Pflanzengesel lschaften 

Gesellschaften von ehemals häufigerem Vorkommen, 
deren Verbreitungsgebiet jedoch deutlich abn immt und 
die gebietsweise schon verschwunden sind, oder die in 
der Häufigkeit ihrer Bestände stark zurückgehen. 

A 4 Gefährdete Gesellschaften mit allgemeiner Rückgangs­
tendenz 
Gesellschaften, deren Bestände in großen Teilen ihres 
Verbreitungsgebietes gefährdet sind. Sie lassen im 
laufe der letzten Jah re eine merkliche und anha ltende 
Rückentwicklung an Häufi gkeit und Verbreitung erken-
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nen. Sie können in einzelnen Gebieten noch ziemlich re­
gelmäßig vorhanden sein, in anderen aber sind sie 
schon mehr oder weniger stark gefährdet oder nur in ge­
ringen oder sehr geringen Beständen vorhanden. 

A 5 Durch Entartung gefährdete Gesellschaften 

Gesellschaften, die insbesondere durch bestimmte Be­
wirtschaftungsformen des Menschen (z. B. Anwendung 
von Herbiziden) in der Weise einem Wandel unterliegen, 
als aus ihrem Artenbestand charakteristische oder ste­
te Arten ausscheiden. Die Gesellschaften verarmen im 
Arteninventar, ohne daß neue Arten einwandern. 

A 6 Potentiell gefährdete Pflanzengesel lschaften 
Gesellschaften, die im Gebiet von jeher nur in wenigen 
Beständen vorkommen und Gesellschaften, die in klei­
nen Beständen am Rande ihres Verbreitungsgebietes 
wachsen, sofern sie nicht bereits zu den Gruppen 2-3 
gehören. Auch wenn gegenwärtig eine akute Gefähr­
dung nicht erkennbar ist, so lehrt doch die Erfahrung, 
daß solche Bestände durch unvorhersehbare Maßnah­
men des Menschen unmittelbar oder mittelbar bedroht 
und zerstört werden können. 

A 7 Nicht gefährdete Pflanzengesellschaften 

Gesellschaften, die in ihrer Bestandesdichte und Ver­
breitung keine merkliche und stete rückläufige Entwick­
lung erkennen lassen oder die in ihrer Bestandesdichte 
zunehmen oder ihr Verbreitungsgebiet ausdehnen. 

B Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit 

Auf Grund der Erfahrungen in der praktischen und ver­
waltenden ·Naturschutzarbeit erschien es zweckmäßig, 
auch die Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit der 
einzelnen Gesellschaften zu betrachten und zu bewer­
ten. Nicht allen Pflanzengesellschaften derselben Ge­
fährdungskategorie braucht derselbe Wert der Schutz­
würdigkeit und Schutzbedürftigkeit beigemessen zu 
werden. Die Schutzwürdigkeit kennzeichnet in erster Li­
nie den grundsätzlichen Wert der Gesellschaft aus na­
turschützerischer Sicht, die Schutzbedürftigkeit wird 
vornehmlich durch Richtung und Stärke der Gefähr­
dung bestimmt. 

B 1 Hochgradig schutzwürdige und höchst schutzbedürfti­
ge Pflanzengesellschaften 
Aus der Sicht des Naturschutzes, besonders aus wis­
senschaftlichen und biologisch-ökologischen Gründen 
besonders wertvolle Gesellschaften, vor allem der Ge­
fährdungskategorien 1-3 und 6. Alle wiederentdeckten 
Bestände verschollener Gesellschaften und alle noch 
vorhandenen, vor allem die noch vollkommen entwickel­
ten Bestände der Gesellschaften dieser Gruppe, sind zu 
erhalten und zu sichern. Auch hervorragend ausgebilde­
te Bestände der Schutzkategorien 4 und 5 können im 
Einzelfall in diese Gruppe aufgenommen werden. 

B 2 Schutzwürdige und schutzbedürftige Pflanzengesell­
schaften 

Pflanzengesellschaften, die aus der Sicht des Natur­
schutzes wertvoll sind und vorwiegend den Gefähr­
dungskategorien 3 und 4 angehören. Bestände dieser 
Gesellschaften sind in ihrem gesamten Verbreitungsge­
biet möglichst zahlreich zu erhalten. 

B 3 Schutzwürdige, in ausgewählten Beständen schutzbe­
dürftige Pflanzengesellschaften 
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Gesellschaften vorwiegend der Schutzkategorien 4 und 
5, die sich durch allgemeinen Rückgang oder Entartung 
auszeichnen und aus wissenschaftlichen, biologisch-

ökologischen oder dokumentarischen Gründen in aus­
gewählten Beständen aus der Sicht des Naturschutzes 
geschützt und erhalten bleiben sollen. 1 m Einzelfall 
auch Bestände von örtlich hohem landschaftsökoiogi­
schen oder landschaftsgestaiterischen Wert von Ge­
sellschaften der Schutzkategorie 7. 

B 4 Schutzwürdige, jedoch noch nicht schutzbedürft ige 
Pflanzengesellschaften 
Gesellschaften, die noch in ausreichenden Beständen 
vorhanden sind und noch keine merklich anhaltende 
Schrumpfung ihrer Bestandesdichte und ihrer Verbrei­
tungsgebiete erkennen lassen, aber allgemein aus der 
Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege er­
halten zu werden verdienen. 

B 5 Nicht oder noch nicht schutzwürdige Pflanzengesell­
schaften 

Gesellschaften, d ie in ihrem Bestand, ihren Verbrei­
tungstendenzen und ihrer Bestandesdichte nicht ge­
fährdet sind oder gar Ausbreitungstendenzen zeigen. 

C Gegenwärtiger Stand des Schutzes der Pflanzengesell­
schaften in bestehenden Naturschutzgebieten und flä­
chenhaften Naturdenkmälern 

C 1 Pflanzengesellschaften, die nicht in Naturschutzgebie­
ten vertreten sind 

Gesellschaften, deren Schutzbedürftigkeit und Schutz­
würdigkeit bisher nicht erkannt worden sind oder denen 
eine Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit bisher 
nicht zuerkannt worden ist oder die aus anderen Grün­
den noch nicht in Schutzgebieten aufgenommen wor­
den sind. 

C 2 In Naturschutzgebieten vorhandene, jedoch durch die 
Schutzbestimmungen nicht oder nicht ausreichend ge­
schützte Pflanzengesellschaften 

Gesellschaften, deren Bestände in ausreichender Zah l 
oder in Beispielsbeständen in Naturschutzgebieten ent­
halten sind, die innerhalb von Schutzgebieten jedoch 
von den strengen Schutzbestimmungen ausgenommen 
und dadurch gefährdet si nd und beeinträchtigt und zer­
stört werden können. 

C 3 In Naturschutzgebieten nicht in ausreichenden Bestän­
den vertretene Pflanzengesellschaften 
Gesellschaften, d ie aus der Sicht des Naturschutzes 
schutzwürdig und schutzbedürftig sind, jedoch noch 
nicht in ausreichenden Beständen in bestehenden Na­
turschutzgebieten und flächen haften Naturdenkmälern 
vorhanden sind, aber durch Ausweisung geeigneter Na­
turschutzgebiete gesichert werden sollten. 

C 4 In Naturschutzgebieten vorhandene, aber wegen man­
gelnder Pflege gefährdete Gesellschaften 

Gesellschaften der Schutzkategorien 1-6, die aus der 
Sicht des Naturschutzes schutzwürdig und schutzbe­
dürftig und in einzelnen Beständen in Naturschutzge­
bieten enthalten sind, aber wegen mangelnder oder un­
angepaßter Pflegemaßnahmen entarten oder ver­
schwinden. 

C 5 In Naturschutzgebieten ausreichend geschützte und 
gesicherte Pflanzengesel lschaften 

Pflanzengesellschafte n, die aus der Sicht des Natur­
schutzes schutzwürdig und schutzbedürftig und in aus­
reichenden Beständen in Naturschutzgebieten vorhan­
den und gesichert sind. 



Die nachstehende Liste ist ein Auszug aus der 1. Fassung 
der Roten Liste der Pflanzengesellschaften in Niedersach­
sen (PREISING 1978) und möge die Art und Darstellung und 
Anwendung der oben aufgeführten Kriterien veranschauli­
chen. 

37. Borstgrasrasen und Zwergstrauchheiden 
Nardo-Callunetea Prsg. 49 

Borstgras-Rasen 
Nardetalia (Oberd. 49) Prsg. 49 

Atlantische Borstgras-Rasen 
Narde-Galion saxatilis Schwick. 41 em. 
Prsg. 49 

37.1 Borstgras-Lungenenzian-Rasen 
Nardo-Gentianetum pneumonanthes Prsg. 50 
- Subass. v. Agrostis tenuis (Rotstraußgras) 
- Subass. v. Eriophorum angustifolium 

(Schmalblattwollgras) 

37.2 Waldhyazinthen-Borstgras-Rasen 
Platanthero bifoliae-Nardetum strictae 
Prsg. 50 
- Subass. v. Polygala vulgaris (Gemeine 

Kreuzblume) 
- Subass. v. Molina coerulea (Pfei fengras) 

37.3 Hartheu-Kreuzblumen-Rasen 
Hyperico maculati-Polygaletum vulgaris 
Prsg. 50 

37.4 Mondrauten-Kreuzblumen-Rasen 
Botrychio lunariae-Polygaletum vulgaris 
Prsg. 50 
- Subass. v. Dicranum scoparium (Gabel­

zahnmoos) 
- Subass. v. Parnassia palustris (Sumpf­

herzblatt) 

37.5 Flockenblumen-Bärwurz-Rasen 
Centaureo pseudophrygiae-Meetum atha­
mantici Mskr. R. Tx. 75 

37.6 Torfbinsen-Borstgras-Rasen 
Nardo-Juncetum squarrosi Büker 42 

37.7 Zwergsauerampfer-Borstgras-Rasen 
Rumex acetosella-Nardus stricta­
Gesellschaft (R. Tx. 37) 

Atlantische Zwergstrauchheiden 
Calluno-Ulicetalia (Quantin 35) R. Tx. 37 

Ginster-Sandheiden 
Genisto-Callunion Duvign. 44 

37.8 Ginster-Sandheide 
Genisto-Callunetum R. Tx. (28) 37 
- Subass. v. Danthonia decumbens 

(Dreizahn) 
- Subass. v. Cladonia (Flechten) 

37.9 Katzenpfötchen-Heide 
Antennario-Callunetum R. Tx. 37 
- Typ. Subass. 
- Subass. v. Nardus stricta (Borstgras) 
- Subass. v. Polytrichum piliferum 

(Haarmützenmoos) 

37.10 Beerkraut-Sandheide 
Vaccinio-Callunetum Büker 42 
- Subass. v. Festuca ovina 

(Schafschwi ngel) 
- Subass. v. Vaccinium myrtillus 

(Heidelbeere) 

37.11 Drahtschmielen-Heide 
Deschampsio-Callunetum R. Tx. 68 

Krähenbeer-Heiden 
Empetrion borealis Böcher 43 

A B C 

2 3 

6 

3 3 

6 

3 3 

5 5 3 

5 5 5 

3 3 

2 

2 3 

4 3 

37.12 Sandseggen-Krähenbeer-Helde 
Carici-Empetretum R. Tx. 55 
- Typ. Suass. 
- Subass. v. Polypodium vulgare 

(Tüpfelfarn) 
- Subass. v. Erica tetralix (Glockenheide) 
- Subass. v. Cladonia (Flechten) 
Besenginster-Heiden 
Sarothamnion scopariae R. Tx. 45 ap. 
Prsg. 49 

3 3 

37.13 Besenginster-Heide 3 3 3 
Calluno-Sarothamnetum Male. 29 

6 Auswertung und Anwendung der Roten Liste der 
Pflanzengesellschaften 

Die Aussagekraft und die Anwendungsmöglichkeiten der 
Roten Liste der Pflanzengesellschaften seien an den Asso­
ziationen einiger Gesellschaftsklassen näher erläutert: 

In Niedersachsen sind aus der Klasse der Birken-Eichen­
Wälder (Quercetea robori-petraeae) 5 Assoziationen be­
kannt. Davon gelten 1 Assoziation als verschollen, 2 Asso­
ziationen als akut vom Aussterben bedroht, die 2 übrigen als 
mehr oder weniger gefährdet. Es handelt sich um Waldge­
sellschaften, die gegen Störungen sehr empfindlich s ind, zu 
den wi rtschaftlich sehr leistungsschwachen Waldtypen ge­
hören, aber Charaktergesellschaften im norddeutschen Tief­
land darstellen. Ihre Gefährdung besteht vor allem darin, 
daß sie in Nadelholzforste umgewandelt werden, von denen 
man sich höhere Erträge verspricht. 

Aus der Klasse der Wirtschaftswiesen und -weiden (Moli nio­
Arrhenatheretea) sind insgesamt 43 Assoziat ionen bekannt. 
Von diesen gelten vor allem die Feuchtwiesen wie Sumpf­
dotterblumen-Wiesen (Calthion palustris), Pfeifengras-Wie· 
sen (Molinion) und Hochstauden-Wiesen (Fi lipendulion ul­
mariae) mit 21 Assoziationen als mehr oder weniger gefähr­
det, einige sogar als vom Aussterben bedroht wie alle Pfei­
fengras-Wiesen. 

Glatthafer-Wiesen und Weidelgras-Weißklee-Weiden (Arrhe­
natheretalia) gehören vorwiegend zur Gruppe der durch Ent­
artung gefährdeten Gesellschaften. Trockenlegung der 
Standorte, Aufdüngung und Behandlung mit Herbiziden, 
gleichartige Nutzung als Mähweide und häufiges Umbre­
chen und Neueinsaat sind die Hauptgefahrenquellen für die­
se Gesellschaften. 

Aus der Klasse der Strandlingsgesellschaften (Litorelletea) 
leben nach unserer Kenntn is 6 Assoziationen in unserem 
lande. Von d iesen sind 5 akut vom Aussterben bedroht, die 
restlichen 2 Gesel lschaften stark gefährdet. Damit sind alle 
noch vorhandenen Bestände in hohem Grade schutzbedürf­
tig. 

Die Laichkraut-Wassergesellschaften (Potamogetea) leben 
mit 17 Assoziationen in Niedersachsen. 1 Assoziation, die 
Haarlaichkraut-Gesellschaft (Potamogenetum trich ioides) 
gilt als vom Aussterben bedroht. 7 Assoziat ionen, vorwie­
gend aus oligotrophen bis mesotrophen Gewässern, z. B. 
d ie Wasserstern-Tausendblatt-Gesellschaft (Callitricho­
Myriophylletum alterniflori) unserer Heidebäche oder die 
Krebsscheren-Gesel lschaft in Stillgewässern sind stark ge­
fährdet. 9 weitere Assoziationen gelten als gefährdet mit all­
gemeiner Rückgangstendenz oder beeinträchtigt durch Ent­
artung. 

Die Ursachen für die Gefährdung der Wasserpflanzen-Ge­
sellschaften liegen vorwiegend bei Eingriffen in die Wasser­
führung, beim Eintrag von .Nährstoffen, Schadstoffen und 
Giften, bei Maßnahmen zum Gewässerausbau und zur Ge-
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wässerunterhaltung, bei fischereilichen Maßnahmen und 
bei thermischen Belastungen, aber auch in der Benutzung 
von Gewässern für den Wassersport. 

Einen Überblick Ober die Gesamtsituation der Pf lanzenge­
sellschaften vermittelt nachstehende Tabelle: 

Übersicht 

über Gefährdu ng, Schutzwürdigkeit und Schutzstand der 
357 bekannten Pflanzengesellschaften (Assoziationen) in 
Niedersachsen 

Gefährdungsstufen, Schutzwürdigkeit, Schutzstand 

A Gefährdungsgrad und Bestandessituation 

A1 Ausgestorbene oder verschollene Pflanzen-
gesel lschaften 

A2 Akut vom Aussterben bedrohte Pflanzenge-
sellschaften 

A3 Stark gefährdete Pflanzengesellschaften 
A4 Gefährdete Gesellschaften mit allgem. 

Rückgangstendenz 
A5 Durch Entartung gefährdete Gesellschaften 
A6 Potentiell gefährdete Pflanzengesellschaf-

ten 
A7 Nicht gefährdete Pflanzengesellschaften 

Insgesamt 

B SchutzwOrdigkeit und SchutzbedOrftlgkeit 

B1 Hochgradig schutzwürdige und höchst 
schutzbedürftige Pflanzengesellschaften 

B2 SchutzwDrdige und schutzbedürftige Pflan-
zengesellschatten 

B3 Schutzwürdige, in ausgewählten Beständen 
schutzbedDrttige Pflanzengesellschaften 

B4 Schutzwürdige, jedoch noch nicht schutz-
bedürftige Pflanzengesellschaften 

B5 Nicht oder noch nicht schutzwürdige Pflan-
zengesellschaften 

Insgesamt 

c Gegenwärtiger Stand des Schutzes durch 
bestehende Naturschutzgebiete und f/ä-
chenhafte Naturdenkmäler 

c 1 Pflanzengesellschaften, die nicht in Natur-
schutzgebieten vertreten sind 

C2 In Naturschutzgebieten vorhandene, jedoch 
von den Schutzbestimmungen völlig oder 
teilweise ausgenommene Pflanzengesell-
schatten 

C3 In Naturschutzgebieten nicht In ausreichen-
den Beständen vertretene Pflanzengesell-
schatten 

C4 In Naturschutzgebieten vorhandene, aber 
wegen mangelnder Pflege gefährdete Ge-
sel lschaften 

C5 In Naturschutzgebieten ausreichend ge-
schützte und gesicherte Pflanzengesell-
schatten 

Insgesamt 
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Anteil der 
Gesellschaften 

Zahl % 

8 2,2 

50 14,0 
67 18,8 

91 25,5 
30 8,4 

36 10,1 
75 21 ,0 

357 100,0 

85 23,8 

74 20,7 

120 33,6 

14 3,9 

64 18,0 

57 100,0 

155 43,4 

31 8,7 

124 34,7 

15 4,2 

32 9,0 

57 100,0 

Demnach sind in Niedersachsen von 357 bekannten Pflan­
zenassoziationen aus insgesamt 46 Gesellschaftsklassen 

Anzahl Anteil 
in% 

A Ausgestorben 8 2,5 
Mehr oder weniger stark gefährdet 274 76,5 
Nicht gefährdet 75 21,0 

B Schutzwordlg und/oder schutzbedDrftig in 
allen oder ausgewählten Beständen 293 82,1 
Nicht schutzwürdig und schutzbedOrftig 64 17,9 

c In Schutzgebieten ausreichend geschützt 32 9,0 
Nicht oder noch nicht ausreichend In Na-
turschutzgebieten, geschützt 325 91 ,0 

So vermittelt die Kenntnis von der Bestandessituation und 
den Entwicklungstendenzen unserer Pflanzengesellschaf­
ten dem Vegetationskundler und Landschaftsökologen Ober 
die Roten Listen der Pf lanzen und Tiere hinaus wichtige er­
gänzende und vertiefte Ei nblicke in die sich vollziehenden 
Wandlungen unserer Umwelt. Auch hier erweisen sich die 
Pflanzengesellschaften als ein ausgezeichnetes Hilfsmittel 
zur Bewertung von naturräumlichen Einheiten oder Ökosy­
stemen unterschiedlicher Rangordnung, ebenso als ein vor­
züglicher Maßstab zur Beurteilung der Tätigkeit des wirt­
schaftenden Menschen in der Landschaft , wie sie se1bst 
auch wichtiger Gegenstand des Naturschutzes sein sollten. 

7 Fortsetzung des Arbeitsprogramms zur Verbesserung 
und Vervollständigung der Roten Liste der 
Pflanzengesellschaften 

Wir sind gegenwärtig dabei, die Rote Liste der Pflanzenge­
sellschaften in einer 2. Fassung zu erweitern durch 

- Einbeziehung der Subassoziationen in die Bewertung, 

- Auswertung der Liste zu einer Gesamtbllanz der Bestan-
dessituat ion, 

Erläuterungen in Kurzfassung zu den einzelnen Gesell­
schaften hinsichtlich 

a) Artengefüge (Kennarten und stete und wichtige Be­
gleiter) 

b) Standortbedingungen 

c) Verbreitung in Niedersachsen und Bestandesent­
wicklung 

d) Wirtschaftlicher, kultureller, wlssenschaftlicher Be­
deutung 

e) Naturschützeri schem Wert ei nschließlich Gehalt an 
gefährdeten Pflanzen- und Tierarten 

f) Gefährdungsquellen und ihren Ursachen 

g) Schutz- und Pflegemaßnahmen 

h) Lichtbildern möglichst von jeder Pflanzengesell­
schaft. 

Es besteht die Absicht, in einer 3. Fassung auch auf die Ver­
gesellschaftung der Pflanzengesellschaften einzugehen, 
die in best immten Gesellschaftskomplexen, deren Grund­
einheiten als Sigmaassoziat ionen bezeichnet werden, zum 
Ausdruck kommt. Wir hoffen, dann schon ein möglichst voll­
kommenes Gerüst der in Niedersachsen vertretenen Gesell­
schaftskomplexe darstellen zu können. Die Erfassung und 
der Schutz von Gesellschaftskomplexen dürfte eines der 
wichtigsten und für den Naturschutz erfolgversprec henden 
Ziele eines Schutzgebietssystems sein. 
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Werner Trautmann, Gotthard Wolf 

Die Bedeutung der Naturwaldreservate für Schutzgebietssysteme 

Ziele und Aufgaben der Naturwaldreservate - in einzelnen 
Bundesländern auch Naturwaldzellen, Naturwaldparzellen 
oder Bannwälder genannt - sind bisher vor allem von forst­
licher Seite umrissen und näher beschrieben worden, was 
nicht weiter verwunderlich ist, liegen doch Auswahl und Ein­
richtung solcher Reservate fast ausschließlich in den Hän­
den der Staatlichen Forstverwaltung. In diesem Beitrag soll 
die Bedeutung der Naturwaldreservate für die Entwicklung 
von nationalen und internationalen Schutzgebietssyste­
men herausgestellt werden. Mit dem Ziel, ein repräsentati­
ves Netz von Waldreservaten zu schaffen, hat das in der 
Bundesrepublik Deutschland laufende Projekt der Ausschei­
dung von Naturwaldreservaten Modellcharakter für andere 
Schutzgebietssysteme und deren planmäßigen Aufbau. 

Seit langem wird von Fachleuten beklagt, daß die Natur­
schutzgebiete, so wertvoll sie im einzelnen auch sein mö­
gen, bislang nicht systematisch und nach einheitlichen 
Kriterien ausgewiesen werden. Im 1979 veröffentlichten 
»Katalog der Naturschutzgebiete in der Bundesrepublik 
Deutschland«, der 1262 Naturschutzgebiete umfaßt - in­
zwischen sind es 1499 (Stand 1. 4. 1982) -, wird dargelegt, 
daß bei der Ausscheidung »subjektiv getönte, al lgemeine, 
oft nicht bewertbare Gründe und das Argumentationsge­
schick des Antragstellers eine große Rolle spielen« (ERZ et 
al., 1979). Ebenso fehlt es an einer einheitlichen Bestands­
und Zustandserfassung mit entsprechender Bewertung. Da­
her ist auch nicht bekannt, wie groß Zahl und Umfang der 
Naturschutzgebiete sein müssen, um alle geschützten und 
gefährdeten Arten in ihren Lebensgemeinschaften, soweit 
sie durch Biotopschutz herkömmlicher Art erhalten werden 
können, zu sichern. Auch die Probleme der Behandlung der 
Schutzgebiete (Management), die oftmals nicht sich selbst 
überlassen bleiben können, wenn der Schutzzweck erfüllt 
werden soll, bedürfen noch vielfach der Klärung. 

Demgegenüber besteht bei der Auswahl der Naturwaldreser­
vate eine klare Vorstellung, welche Anforderungen an die 
einzelnen Waldbestände zu stellen sind, die in das Reser­
vatssystem aufgenommen werden sollen. 

Verlangt werden vor allem 

1) hoher Natürlichkeitsgrad der Bestockung (möglichst aus 
Nat urverj üngu ng hervorgegangen), 

2) bestimmte Minimalgröße (bei standorthomogenen Flä­
chen mindestens 5 ha), 

3) Einstellung jeglicher Nutzung (totaler Schutz, Einrich­
tung einer Pufferzone zur Ausschaltung von Randwirkun­
gen und anderen Störfaktoren), 

4) ausgewogene Repräsentation gebietstypischer Wald­
ökosysteme. 

Freilich erfüllen in der Praxis viele der bis lang ausgewählten 
Reservate diese Bedingungen infolge der starken und lang 
andauernden Einwirkungen des Menschen auf den Wald nur 
mit Einschränkungen. So kann nach den gründlichen Erhe­
bungen zur Bestandsgeschichte als »naturnahe« nur ein 
kleiner Tei l der 37 bisher beschriebenen Naturwaldzellen 
Nordrhein-Westfalens angesehen werden, wogegen die gro­
ße Mehrzahl der Bestände aus Mittel- und Niederwäldern 
hervorgegangen ist oder durch Einbringung nicht autoch-
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thoner Baumarten beeinflußt wurde (BUTZKE et al., 1975; 
BOHN et al., 1978; BUTZKE et a l., 1981). 

Ebensowenig kann die verlangte Minimalgröße immer einge­
halten werden, was nicht nur für die von Natur aus klein flä­
chigen Wälder auf Sonderstandorten, z. B. bachbegleitende 
Feuchtwälder, sondern auch für landschaftsbestimmende 
Waldtypen gilt. In einigen Wuchsgebieten sind Repräsen­
tanten regionaltypischer Waldgesellschaften nur in Bruch­
stücken erhalten, sofern sie nicht überhaupt fehlen. Auch 
bedeutet die Einstellung der forst l ichen Nutzung noch nicht 
den gewünschten Tota lschutz; störende Einwirkungen wie 
Immissionen, überhöhte Wildbestände, Erholungsverkehr, 
widerrechtliche Entnahme von Leseholz u. a., lassen sich 
nicht ganz ausschalten. Schließlich bestehen noch größere 
Gebietslücken, die derzeit geschlossen werden (Rheinland­
Pfalz) oder in jüngster Zeit geschlossen worden sind 
(Schleswig-Holstein, EGGERT brfl.). Dagegen beteiligt sich 
das Land Hessen nicht an dem bundesweiten Projekt, 
hauptsächlich, weil von dem Begriff Naturwaldreservate 
»keine unmittelbare Rechtswirkung ausgeht und eine weite­
re ,Anreicherung' der Schutzbegriffe vermieden werden sollcc 
(Hessische Landesanstalt für Umwelt 1980), was die ande­
ren Bundesländer indes nicht hindert, durch gesetz liche 
oder andere Regelungen die ausgeschiedenen Waldreserva­
te zu sichern. 

Gese tzl ic hen Schutz genießen die Naturwaldreservate in 
Baden-Württemberg, in Nordrhein-Westfalen und im Saar­
land, wogegen die anderen Bundesländer Regelungen durch 
Richtlinien oder Runderlasse gewählt haben. Auch die Aus­
scheidung und gesonderte Behandlung der Flächen in den 
Forsteinrichtungswerken ist eine Maßnahme zu ihrer Sicher­
stellung. Wie die Tabelle 1 zeigt, sind zahlreiche Naturwald­
reservate gleichzeitig Naturschutzgebiete. Diese Sicherung 
über das Naturschutzgesetz wird von einigen Bundeslän­
dern angestrebt, von anderen Ländern aber abgelehnt. Aus 
Bundessicht ist das Verfahren zur Erhaltung der Naturwald­
reservate von untergeordneter Bedeutung, solange eine 
langfristige Flächensicherung überhaupt gewährleistet ist. 

Im April 1981 wurde unter der Federführung von Professor 
LAMPRECHT (Universität Göttingen) ein Programm zur wis­
senschaf tlichen Erforschung der Naturwaldreservate in der 
Bundesrepublik Deutschland von Vertretern aller derzeit mit 
der Naturwaldforschung befaßten Länder und Institutionen 
aufgestellt. Damit ist eine einheitliche Vorgehensweise bei 
der Erfassung der Grunddaten gewährleistet, die eine ·bun­
desweite Vergleichbarkeit der Ergebnisse ermöglicht. 

Auch wenn mit dem derzeitigen Stand die weitverbreiteten 
Waldgesellschaften des Bundesgebietes erfaßt sind, wird in 
Zukunft die Ausweisung weiterer Naturwaldreservate in bis­
her zu wenig berücksichtigten Naturräumen sowie von klein­
räumig verbreiteten Waldgesellschaften auf Sonderstandor­
ten zur Schließung noch bestehender Lücken im System er­
forderlich sein. 

Ohne Zweifel ist ein repräsentatives System von Natur­
schutzgebieten wegen der vielfältigen und weitergespann­
ten Anforderungen an ein solches System schwieriger zu 
schaffen als ein System von Naturwaldreservaten. 



Tabelle 1: Naturwaldreservate in der Bundesrepublik Deutschland 

Bundesland Verteilung nach Größenklassen (ha) Gesamt- Natur- Gesamt-
zahl schutz- fläche 

< 10 > 10- 20 > 20-30 > 30-50 > 50- 100 > 100 gebiete (ha)l l 

Baden-Württemberg 5 18 

Bayern 16 39 
Niedersachsen 19 25 
Nordrhein-Westfalen 15 26 
Rheinland-Pfalz2 l 19 3 
Saarland3) 5 
Schleswig-Holstein4l 

Bundesgebiet 75 116 

1) ohne umgebende Schutzzone 

2 lbisher nur im Regierungsbezirk Rheinhessen-Pfalz 

3 )4 Naturwaldreservate eingerichtet, 8 in Planung 

4 

36 

15 

8 

2 

2 

67 

6 4 4 41 25 1470 

21 21 2 135 35 4417 

3 63 9 1009 

2 51 6 903 

25 4 245 

3 12 286 

39 

35 28 6 366 79 8330 

41 Liste der Naturwald-Parzellen ohne Größenangaben lt. briefl. Mitteilung des MELF 

Trotz der ungünstigeren Ausgangslage sind aber auch für 
die Naturschutzgebiete Auswahl- und Bewertungskriterien 
zu ermitteln, ohne die die Entwicklung eines nationalen 
Schutzsystems nicht möglich ist. Das Vorgehen beim Pro­
jekt »Naturwaldreservate« könnte dafür hilfreich sein. 

Auch für das Projekt »Biotopkartierung«, das derzeit in den 
meisten Bundesländern im Gange und teilweise schon ab­
geschlossen ist, liefert das Naturwaldreservatprogramm ei­
nen wichtigen Beitrag zur Ausweisung der Waldbiotope. Be­
kanntlich werden bei dieser Kartierung biologisch wertvolle 
oder schutzwürdige Gebiete nach mehr oder weniger ein­
heitlichen Kriterien ausgeschieden und abgegrenzt. Dabei 
reicht die bisherige Erfassung wertvoller Waldbiotope in ein­
zelnen Bundesländern nicht aus. Vor allem fehlt es an einer 
systematischen Durchmusterung der Wälder und Klassifi­
zierung schutzwürd iger Waldbestände. Hier können die Na­
turwaldreservate zur Lösung des Problems beitragen. Ein 
a usg ewogenes Sys t em von Naturwaldreservaten 
zunächst auf Landesebene, dann auf Bundesebene, liefern 
die Standardflächen, an denen s ich die im Rahmen der Bio­
topkartierung als wertvoll auszuscheidenden Waldflächen 
zu orientieren haben. Das gilt insbesondere für die land­
schaftstypischen Wälder ohne Besonderheiten, für deren 
Auswahl Kriterien wie Vielfalt, Seltenheit oder Artengefähr­
dung kaum eine Rolle spielen, die also mit den Kartieranlei­
tungen kaum erfaßbar si nd, wogegen Auswahl und Bewer­
tung der Wälder auf Sonderstandorten, z. B. Blockwälder, 
Xerothermwälder, Moorwälder, Bruchwälder, keine Schwie­
rigkeiten bereiten. 

Weiter sei auf die internationa le Bedeutung eines Na­
t u rw a 1 d reservat sy st e ms hingewiesen. In der Resolu­
tion 76 (17) hat das Ministerkomitee des Europarats 1976 be­
schlossen, ein »Europäisches Netz biogenetischer Reserva­
te« zu schaffen; in einem Anhang sind Konzept ion und Ziel 
eines solchen Netzwerks erläutert. Zwei weitere Resolutio­
nen 79 (9) und 79 (10) befassen sich mit den Richtlinien zur 
Verwirklichung des Vorhabens und nennen diejenigen Bioto­
pe und Artengruppen, die Bestandteil d ieses europäischen 
Schutzgebietssystems werden sollen. 

Wenn auch die meisten Länder des Europarats zur Ausfül­
lung der Absichtserklärung des Ministerkomitees bislang 
erst wenig getan haben, so besteht kei n Zweifel, daß ein 
bundesdeutsches Naturwaldreservatsystem ein grundle­
gender Beitrag zu einem so lchen internat ionalen Sch utzge-

bietssystem ist. Während für Heiden, Feuchtgebiete und an­
dere Nichtwaldbiozönosen und -ökosysteme Listen geeigne­
ter Flächen bereits in Vorbereitung sind, stehen die Arbeiten 
für ein Netz von Waldreservaten erst am Anfang. Hier hat die 
Bundesrepublik Deutschland einen erheblichen Arbeits- und 
Forschungsvor lauf gegenüber anderen Ländern des Europa­
rats, den sie zur Förderung des Projekts nutzen sollte. 

Eng verknüpft damit ist ein weiteres Projekt des Europarats, 
die westeuropäische Vegetationskarte 1 : 3 Mill., die in einer 
ersten Fassung veröffent lich t wurde (OZENDA et al., 1979). 
In der Kartenerläuterung sind Beispielbestände (»loci 
typici«) für jede Kartierungseinheit - in der Regel Waldge­
sellschaften - aufgeführt bzw. sollen in der nächsten Text­
fassung genannt werden. Hierfür kommen, soweit das Bun­
desgebiet betroffen ist, vorwiegend Naturwaldreservate in 
Betracht. Die »loci typici« der westeuropäischen Vegeta­
tionskarte sind nach der Resolution 78 (10) ausdrücklich Be­
standteil des Europäischen Netzes biogenetischer Reserva­
te. 

Von besonderem Interesse ist, daß in den Resolutionen des 
Europarats nat ionale und internationale Untersuchungspro­
gramme mit interdisziplinärer Geländearbeit für die bioge­
netischen Reservate gefordert werden, eine Forderung, die 
ebenso für die westdeutschen Naturwaldreservate gilt, weil 
es mit der Auswahl und Einrichtung der Flächen nicht getan 
ist. 

Die Ausscheidung von Waldreservaten gehört auch zum Pro­
gramm der »Internationalen Union of Forest Research Orga­
nizations« und wurde auf dem 16. IUFRO Weltkongreß 1976 
in Oslo behandelt. Mit der Federführung ist H. MAYER 
(Wien), der Vorsitzende der IUFRO-Gruppe »Ökosysteme« 
betraut, der zur Vorbereitung »Richtlinien für die Schaffung 
von Waldreservaten« veröffentlicht hat (MAYER, 1976). 

Die nationalen und internationalen Aspekte eines Natur­
waldreservatprogramms s ind in diesem Beitrag besonders 
hervorgehoben worden, weil sie aus der Sicht eines einzel­
nen Bundeslandes oder eines eng begrenzten Fachbereichs 
begreiflicherweise kC!UIJl gesehen werden. Diese Gesichts­
punkte sind es aber, die die Mitarbeit einer Bundesfor­
schungsanstalt an· einem solchen Projekt rechtfertigen, ja 
geradezu verlangen, um ein einheitliches, abgestimmtes 
Vorgehen auf Bundesebene zu erreichen und einen in sich 
geschlossenen nationalen Beitrag für ein europäisches Pro­
gramm liefern zu können. 
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Bannwald und Naturschutzgebiet Hirschfelsen im westlichen Feldbergge­
biet (Forstbezirk Kirchzarten). Bis an die Oberkante der steilen Felswände 
reicht die Tannen-Buchen-Fichten-Bestockung mit einzelnen alten Eber­
eschen. Foto: Pretscher 
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Berndt Heydemann 

Vorschlag für ein Biotopschutzzon~n-Konzept am Beispiel Schleswig-Holsteins -
Ausweisung von schutzwürdigen Okosystemen und Fragen ihrer Vernetzung 

1 Einführung 

Die Erlassung der noch vorhandenen schutzwürdigen Bio­
tope im Rahmen von Kartierungen hat erneut ins Bewußtsein 
gerückt, was man schon wußte: die Reste fast aller mitteleu­
ropäischen Biotop- oder Ökosystemtypen sind fetzenartig in 
der Kultur-, Siedlungs- und Industrielandschaft zerrissen 
und verstreut - ihre ursprünglichen ökologischen zusam­
menhänge sind aufgelöst. Statt netzförmig in Gestalt von 
Waldrändern oder Gebüschsäumen oder von Stauden- und 
Grasfluren an Ufern von Flüssen und Bächen miteinander 
verbunden zu sein, sind heute die Mehrheit aller natürlichen 
oder naturnahen Landschaftsteile von versiegelten Strän­
gen der Verkehrswege durchzogen und gegeneinander 
isoliert. Die Verkehrswege sind in der heutigen Kulturland­
schaft (neben den Gewässersystemen) topographisch sogar 
zu den eigentlichen Netzsystemen geworden, ohne ökolo­
gisch diese Funktion übernehmen zu können. Allerdings läßt 
sich durch Naturschutzmaßnahmen erreichen, daß den 
Randbiotopen an Verkehrssystemen ein Teil ihrer Vernet­
zungsfunktion wieder zurückgegeben wird. 

Die aus natürlichen Biotopbeständen umgewandelten land­
und forstwirtschaftlichen lntensivku/turen haben ihrerseits 
nicht nur den meisten natürlichen Biotopen die Flächen 
entzogen, sondern sie entfalten auch aufgrund ihrer heuti­
gen intensiven Bewirtschaftungsweise eine „ökologische 
Barrriere-Wirkung" großen Ausmaßes auf den Rest der 
Landschaft. Gewaltige Ackerfluren - meist ohne jede 
Begleitflora und ohne den hier vorher vorhandenen Blüten­
anteil - s ind „Ausbreitungshemmer" für die Mehrheit der 
Fauna. Es fehlt auch fast überall die mikroklimatisch gün­
stige bodennahe Schicht unterhalb der Begleitflora -
gerade dies ist eine entscheidende negative Veränderung 
für die Fauna. Ackerfluren wirken in diesem Sinne durch ihre 
Großflächigkeit mindestens so negativ wie Straßensysteme. 
Dasselbe gilt für monotone, dichtbepflanzte, sonnenarme, 
strauchschichtfreie Forstkulturen. 

Wenn besonders gefährdete Biotope in dieser Kulturland­
schaft schon früher unter Schutz gestellt wurden, so sind 
diesen (meist ohnehin zu kleinen Schutzgebieten) zusätzlich 
ihre früher vorhandenen „Übergangszonen" (Pufferzonen) 
zu anderen Biotoptypen genommen worden. Natürliche 
Biotope wurden damit in der Regel chancenlos den ökolo­
gisch zunehmend negativen Veränderungen durch Außen­
einflüsse ausgesetzt. 

Das ökologische Wissen um die Existenzvoraussetzungen 
für Artenvielfalt und Netzgefüge in und zwischen Ökosyste­
men ist heute groß genug, um klar sagen zu können, daß die 
- bei herkömmlicher Praxis der Unterschutzstellung - in 
einigen Jahren erreichten 1 % unter Naturschutz gestellten 
Flächen (gemessen an der Gesamtfläche der Bundesrepu­
blik Deutschland) in gar keiner Weise ausreicht, um die Ziele 
des Bundesnaturschutzgesetzes und der entsprechenden 
Ländernaturschutzgesetze wenigstens in ihren Rahmenan­
sätzen mit der notwendigen Effizienz zu vollziehen. 

Auf 3 % ungenutzter Restfläche der Bundesrepublik 
Deutschland können nicht die minimalen Existenzbedürf­
nisse von etwa 100 gefährdeten Ökosystemtypen mit rund 
40000 gefährdeten Tier- und Pflanzenarten (von insgesamt 
etwa 60 000 Tierarten und 16 000 Pflanzenarten und ande-

ren Organismengruppen) gesichert werden. Das ist genauso 
unmöglich wie eine eventuelle Absicht, die Sicherstellung 
der Ernährung der Menschen in Mitteleuropa durch landwirt­
schaftl iche lntensivkulturen auf etwa demselben 3 %igen 
Flächenanteil zu erreichen. Trotzdem hängt ein Teil der 
Öffentlichkeit und der pol itischen Entscheidungsträger 
immer wieder dem Silde an, als könnten vielleicht mit Hilfe 
eines intensivierten Schutzes einer kleinen Restfläche -
wie man heute so bemerkenswert zu sagen pflegt - „durch 
Entwicklungsmaßnahmen" die gefährdeten Arten und Bio­
tope in natürlicher Artenvielfalt erhalten werden. Dies müßte 
dann schon - das wissen Ökologen - mit extremer „Kompri­
mierung von Arten" - also in Form von Arten „in dichter 
Packung" geschehen. Natürlich ist dieses eine ökologische 
Fiktion. Samen- und Genbanken sind ebenfalls ein Extrem 
der „Komprimierungs-Vorstellung " von Artenvielfalt. Unter 
natürlichen Bedingungen sind auch sie kein realistisches 
Arterhaltungskonzept. Samenbanken können in erster Linie 
der Lösung von Problemen in der Pflanzenzucht dienlich 
sein. 

Der in diesem Konzept geforderte flächenhafte Artenschutz 
kann nur über einen umfangreich ausgeweiteten Biotop­
schutz realisiert werden. Dieses Konzept basiert vor allen 
Dingen auch auf der Tatsache, daß Artenvielfalt nicht nur die 
Voraussetzung für den Fortgang der biologischen Evolution 
ist, sondern auch eine Fülle „ökologischer Aufgaben" für 
den Menschen erledigt. 

2 Typen der ökologischen Vernetzung 

Alle Organismen sind in der Natur untereinander und mit 
ihrer unbelebten Umwelt durch eine Fülle von Beziehungsfä­
den (Funktionen) verbunden. Diese Verflechtungen sind in 
der Regel zu einem so vielseitigen Maschenwerk entwickelt, 
daß von „Vernetzung" als Ausdruck der Teil - und Gesamt­
Funktion eines Ökosystems gesprochen wird. 

Die ökologischen Vernetzungen spielen sich auf verschiede­
nen ökologischen Ebenen ab: 

1. Direkte Vernetzung (mit unmittelbarem Kontakt) 
1 .1. Vernetzung zwischen Arten 
1 .1 .1. Vernetzung innerhalb der Population einer Art 

Dabei sprechen wir von intraspezifischer - intrapopulärer 
Vernetzung. 
Die ökologischen Effekte dieser Vernetzung bestehen bei­
spielsweise in: 
intraspezifischer Konkurrenz um Nahrung, sozialen 
Ansammlungen (Aggregationen), Ermöglichung der Repro­
duktion bei bisexueller Fortpflanzungsweise durch z usam­
mentreffen der sexuellen Partner (Wahrscheinlichkeit der 
Koinzidenz) usw. 

2.1.2. Vernetzung zwischen verschiedenen Populationen 
derselben Art 

Wir sprechen hier von intraspezifischer - interpopulärer 
Vernetzung. 
Die ökologischen Effekte bestehen beispielsweise in geneti­
schem Austausch zwischen verschiedenen Teilpopulatio­
nen in unterschiedlichen Biotopbeständen. 
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2.1.3. Vernetzung zwischen verschiedenen Arten dersel-
ben Lebensformtypen im selben Biotopbestand 

Eine solche Vernetzung kommt beispielsweise innerhalb 
des Lebensformtyps der räuberischen (carnivoren) Arten 
mit dem gleichen Nahrungsspektrum (gleicher Lebens­
weise, Typ oder Lebensformtyp) in Frage oder sie beziehen 
sich auf den Lebensformtyp der Parasiten oder auf pflanzen­
verzehrende (phytophage) Arten mit derselben Wirtspflan­
zenwahl. 
Die ökologischen Effekte dieser Art von Vernetzung beste­
hen z.B. in: interspezifischer Konkurrenz innerhalb dersel­
ben „ökologischen Nische" zwischen verschiedenen Arten. 
Dabei entsteht meist keine Verdrängung von anderen Arten, 
so daß im Ergebnis mit einer Erhöhung der Artenvielfalt zu 
rechnen ist. 

2.1.4. Vernetzung zwischen verschiedenen Arten verschie-
dener Lebensformtypen im selben Biotop 

Solche Vernetzungen gelten beispielsweise zwischen Räu­
ber- und Beute-Art oder zwischen Parasit- und Wirtsart oder 
zwischen pflanzenverzehrenden Tierarten und ihren Wirts­
pflanzen-Arten. 

Die ökologischen Effekte dieser Vernetzung bestehen bei 
den jeweiligen Beute- bzw. Wirtsarten-Komplexen in der 
Regulation ihrer Dichte und bei den jeweiligen Feind- oder 
Parasitenarten-Komplexen in der Erhaltung ihrer Nahrungs­
ressourcen. Bei den Beziehungen Pflanze/Tier können wei­
terhin die Übertragung von Pollen oder die Verbreitung von 
Samen eine lebenserhaltende Rolle für die Pflanzen als 
Partner-Arten spielen. 

2.1 .5. Vernetzung zwischen verschiedenen Arten in 
Beständen verschiedener Biotoptypen 

Solche Vernetzung kann sich beispielsweise abspielen beim 
Blütenbesuch von Wildbienen (Apidae) aus dem Brutbiotop 
A), die ihre Wirtspflanzen am Waldrand (Biotop B)) oder am 
Feldrain (Biotop C)) aufsuchen. 

Die ökologischen Effekte dieser Vernetzung bestehen in 
dem Kontakt zwischen Tierarten und Pflanzenarten in ver­
schiedenen Biotoptypen, z.B. durch Nahrungseintrag in 
Biotop A) aus dem Herkunftsbiotop B) oder C) und in der 
Bestäubung von Blüten in Biotop B) und C) durch Arten aus 
dem Herkunftsbiotop A). 

2.2. Vernetzung zwischen Ökosystemen 

2.2.1 . Vernetzung in räumlich teilisolierten Beständen des-
selben ökologischen Ökosystemtyps 

Solche Vernetzung spielt sich beispielsweise ab bei räumli­
chem Verbund zwischen zwei verschiedenen Waldsäumen 
durch Neuaufbau von ökologisch ähnlichen Hecken 
(Gebüschformationen). 

Der ökologische Effekt dieser Vernetzung besteht in der 
Vergrößerung des für die Arten verfügbaren Biotopraumes 
(Aktionsraumes). 

2.2.2. Vernetzung zwischen Ökosystemen, die in Sukzes-
sionszusammenhang stehen 

Dieser Typ von Vernetzung liegt beispielsweise im räumli­
chen Verbund von Röhrichtzonen, feuchten Hochstauden­
fluren und Bruchwaldbereichen vor. Ein weiteres Beispiel 
dafür ist der Verbund von Flachmooren mit Großseggenried 
und Feuchtwiesenbereich. Ein weiteres Beispiel ist die 
Vernetzung von Trockenrasen mit Eiche-Zitterpappel­
Gebüschformationen und anschließendem Eichen-Birken­
wald. 
Der ökologische Effekt dieser Vernetzung besteht in einer 
natürlichen Gliederung der Zonenfolge, aufgrund derer eine 
größere Anzahl von Arten - je nach klimatischem Wechsel 
- in den einzelnen Jahren von einer Zone in die andere 
überwechseln können, um hier ihre jeweils an bestimmte 
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quantitative absolute Ansprüche gebundenen Existenzvor­
aussetzungen durch periodische und aperiodische Wande­
rungen zu erlangen. 

2.2.3. Vernetzung von Ökosystemen, die nicht unbedingt in 
Sukzessionszusammenhang stehen müssen, aber 
wenigstens in bezug auf wesentliche Faktoren ökolo­
gisch verwandt sind 

Solche Vernetzung spielt sich beispielsweise ab im Verbund 
von Halbtrockenrasen-Ökosystemen mit Trockenheiden­
Ökosystemen oder im Verbund von Hochmoor-Ökosyste­
men mit Zwischenmoor-Ökosystemen oder von Eichen-Bir­
kenwald-Ökosystemen mit Buchenwald-Ökosystemen auf 
trockenen Böden (Buchenwald auf Grenzstandorten). Diese 
Form der Vernetzung liegt auch beim Kontakt von humosen, 
feuchten Wiesen-Biotopen mit humosen Acker-Biotopen 
oder bei Kontakt von Acker-Ökosystemen auf Lehmboden 
mit Feldrainen auf Lehmboden vor. 
Der ökologische Effekt dieses Vernetzungstyps beruht für 
einen größeren Anteil des jeweiligen Artenbestandes eines 
Ökosystems darauf, daß ein Tei l dieser Arten nicht auf einen 
einzelnen Biotoptyp spezialisiert ist. Für diesen Anteil der 
Arten ergibt sich durch die Form des hier dargestellten 
Verbunds eine Erweiterung des Gesamt-Lebensraumes. 

2.2.4. Vernetzung zwischen Ökosystemen, die unter räum­
lichem Kontakt stehen (entweder geomorphologisch 
oder anthropogen bedingt), aber ökologisch nicht 
miteinander verwandt sind 

Eine solche Form der Vernetzung liegt beispielsweise vor, 
wenn ein Wald- oder Wiesen-Biotop direkt an eine Steilkü­
sten-Formation angrenzt, wenn ein Hanggebüsch einen 
Bachlauf oder wenn ein Heckensaum einen Ackerbiotop 
begrenzt oder ein Fichtenwald an eine Wiese anschließt. 
Obwohl die hier gekennzeichneten Biotop-Typen ökologisch 
miteinander nicht in besonders starkem Zusammenhang 
stehen, kann solche Vernetzung doch für die Erhaltung von 
Arten von Bedeutung sein. Das gilt insbesondere beim 
Zusammenwirken von Nahrungs- und Brutbiotop, z.B. bei 
Vogel-Arten, die im Fichtenwald brüten und auf der Wiese 
Nahrung suchen. Das gilt auch für die Kombination von 
Sommer- und Überwinterungsbiotop, also etwa für Arten der 
Ackerbiotope, die an Hecken überwintern. Das gilt aber 
auch für die Kombination von Larval- und Erwachsenen­
(Adult-)Biotop, wie etwa das Auftreten wasserlebender 
Insekten (Libellen, Steinflügler, Eintagsflügler) , die a ls Lar­
ven im Bachlauf aufwachsen und als Erwachsene die 
angrenzenden Gebüschformationen bevorzugen. Hier wer­
den zwei verschiedene Ökosystem-Typen du rch Population 
derselben Arten vernetzt, die aber in ihren verschiedenen 
Entwicklungsstadien zu unterschiedlichen Lebensformtypen 
gehören. 

3 Indirekte Vernetzung 

Die indirekte Vernetzung beruht in der Regel auf der Annä­
herung der Wohnareale für Arten oder für Einzelbestände 
von Ökosystemen, ohne daß diese Wohnareale oder Ökosy­
stem-Bestände im direkten räumlichen Kontakt zueinander 
(räumlichen Verbund) stehen. 

Der ökologische Effekt dieser indirekten Vernetzung geht 
auf die Annäherung der Einzelareale zurück, die damit bei 
Arten mit Flug- oder Laufausbreitung durch Überwande­
rungs-Mobilität gegenseitig erreichbar werden. Das gilt 
sowohl für Großflächen-Biotope als auch für Klein-Biotope. 
Der sogenannte „ Trittstellen-Effekt" entsteht vor allen Din­
gen bei gegenseitiger räumlicher Annäherung von Klein­
Biotopen in der Kulturlandschaft. 

Die Klein-Biotope ermöglichen zwar in der Regel nur weni­
gen Arten eine ständige, an Ort und Stelle ablaufende 



(indigene) Entwicklung. Dafür kommen aber für viele Arten 
diese Klein-Biotope als „Überwanderungshilfe" bei Flug­
oder Laufausbreitung in Frage. Für den „Trittstellen-Effekt" 
genügen Biotope mit gewisser ökologischer Verwandt­
schaft, die wenigstens ein ähnliches Mikroklima oder eine 
ähnliche Raumstruktur besitzen, um einen kurzfristigen 
Aufenthalt bes::mmter mobiler Tierarten zu ermöglichen. 
Diese Biotope bieten aber in der Regel für überwandernde 
Arten keinen dauerhaften Lebensraum. 

3. 1. Indirekte Vernetzung von Populationen verschiedener 
Bestände 

Solche Vernetzung wirkt sich beispielsweise durch räumli­
che Annäherung von Populationen derselben Art aus. 
Der ökologische Effekt besteht vor allen Dingen in der 
Vergrößerung der Chance des Populationsaustausches 
(genetischen Austausches) als Grundvoraussetzung für 
ständig ablaufende Anpassungserscheinungen an ein sich 
wandelndes Milieu. 

3.2. Indirekte Vernetzung von Beständen desselben Öko-
systemtyps 

Diese Vernetzung beruht auf der räumlichen Annäherung 
von ökologisch gleichartigen Beständen. 

Der ökologische Effekt besteht im ständigen Austausch von 
Populationsanteilen verschiedener Arten und dem dadurch 
beiderseitigen Stabilisieren eines bestimmten Arteninven­
tars. 

3.3. Indirekte Vernetzung von Beständen verschiedenarti-
ger, ökologisch nicht verwandter Ökosystem- Typen 

Diese Vernetzung beruht auf der Ausweitung von Lebens­
raum-Möglichkeiten für euryöke Arten. 

Der ökologische Effekt dieser Form der Vernetzung besteht 
in den Austauschmöglichkeiten für die weniger spezialisier­
ten Arten, die in verschiedenen Ökosystem-Typen auch 
sehr unterschiedlicher ökologischer Struktur leben können. 
Zwar sind diese euryöken Arten in der Regel nicht als so 
gefährdet anzusehen wie die spezialisierten Arten. Sie stel­
len aber vielfach ein wichtiges Nahrungsreservoir für carni­
vore spezialisierte Arten dar, so daß sie in einem Schutzkon­
zept - auch als häufige Arten - die gleiche Rolle spielen 
müssen wie die infolge ihrer Seltenheit bereits gefährdeten 
Arten. 

4. Strategien der natürlichen oder naturnahen Vernet-
zung 

Strategien zur Wiederherstellung oder Verbesserung der 
natürlichen oder naturnahen Vernetzung - also zur Rena­
turierung von Ökosystemen und deren Artenbeständen -
müssen dann einsetzen , wenn diese Vernetzung in 
bestimmten Landschaftsbereichen stark dezimiert worden 
ist. Die Gefährdung der Vernetzungsstruktur von Ökosyste­
men wird vor allen Dingen am Mangel an Saumbiotopen, an 
naturnahen Unienbiotopen, die verschiedene Flächenbio­
tope verbinden, und am Mangel an Kleinbiotopen, die in die 
Kulturlandschaft eingestreut sind, sichtbar. Ein weiteres 
Indiz für die Gefährdung von Ökosystemen ist die Über­
schreitung der tolerierbaren Minimalgröße, die ein wesentli­
cher Bestandteil des natürlichen Vernetzungsprinzips dar­
stellt. 

Die Strategien der Vernetzung basieren auf 5 Grundprinzi­
pien der Pflege von Vernetzungsstrukturen oder deren 
Wiederentwicklung (Renaturierung - Regeneration). 

4. 1. Erweiterung der für ein Ökosystem 
oder für eine gefährdete Art bzw. Artengruppe (z.B. Gattung 
oder Familie) oder für eine Lebensformtypen-Gruppe bzw. 
Lebensweisetypen-Gruppe (z.B. lauf aktive Bodentiere, blü­
tenbesuchende Insekten oder insektenverzehrende Vögel) 

notwendigen Arealgröße ihres jeweiligen Biotops durch 
Aufbau und Ausbau von Kontaktzonen zu einem zweiten 
oder zu mehreren ökologisch oder auch räuml ich isoliert 
gelegenen Arealen gleichen Biotoptyps. Zu diesem Zweck 
wird die ökologische Renaturierung von Umgebungsberei­
chen im Flächenverband oder durch strangartige Linienbio­
tope herbeigeführt. 

4.2. Aufbau ökologisch ähnlicher Biotope 
in unmittelbarer Nähe. 

4.3. Förderung von Folgeentwicklungen (Sukzessionen) 
gesamter Ökosystemketten, zum Zwecke des Aufbaus öko­
logischer Zonierung. 

4.4. Schaffung von naturnahen Kleinbiotopen 
- ohne räumlichen Kontakt - aber in größerer Punktdichte, 
insbesondere in stärker anthropogen beeinflußten Gebieten. 

4.5. Schaffung von Pufferzonen, 
die einerseits eine möglichst große Hemmwirkung auf nega­
tive anthropogene Einflüsse haben müssen, andererseits 
aber die „ökologische Barriere-Wirkung" gegenüber dem 
Kerngebiet und in der Nähe befindlicher ähnlicher Ökosy­
steme nicht zu stark anheben dürfen. 

5 Schaffung von Kombinations-Biotopen 

Für bestimmte Tierarten müssen Bestände von zwei oder 
mehreren verschiedenen Biotoptypen in räumlicher Nähe 
vorhanden sein oder entwickelt werden. Es handelt sich 
dabei um Arten mit Doppel-Biotop-Ansprüchen oder Mehr­
fach-Biotop-Ansprüchen. Beispielsweise kommen für die­
sen Typ der Vernetzung durch Kombinations-Biotope fol­
gende Biotopkombinationen in Frage: 

5. 1. Brutbiotop und Nahrungsbiotop (z. B . für viele Vogel­
arten) 

5.2. Sommerbiotop und Überwinterungsbiotop (z.B. für 
viele Gliederfüßler-Arten) 

5.3. Jugendbiotop und Erwachsenenbiotop (z.B. für viele 
wasserbewohnende Insekten-Arten) 

5.4. Trockenphase-Biotop und Nässephase-Biotop 
(dies gilt für die Wanderung von Arten bei sehr unterschiedli­
chen Witterungsverläufen innerhalb eines Jahres. Beispiels­
weise müssen die Tierarten der Sumpfwiese bei Über­
schwemmung in die Bereiche der trockeneren Wiesen aus­
wandern, um nach Abklingen der Übernässung wieder in 
den Ausgangsbiotop zurückzukehren. Wenn diese Biotop­
kombinationen fehlen, sind solche Arten nicht in der Lage, 
dauerhaft Uferbiotope zu besiedeln. 

Weitere Beispiele für a): außer Greifvögeln z.B. Wildbienen 
(Apidae), Faltenwespen (Vespidae) oder Grabwespen 
(Sphecidae); 
weitere Beispiele für b): viele Vogelarten des Waldes, die im 
Laute des Winters in Gebüschformationen und anderen 
Waldbiotopen umherstreifen; Insekten aus offenen Bio­
topen, die in Waldbiotopen überwintern; Reptil ien-Arten mit 
ähnlichem Verhalten; 

weitere Beispiele für c): Amphibien, viele Fisch-Arten, Libel­
len (Odonata), Eintagsflügler (Ephemeroptera), Steinflügler 
(Plecoptera), Schlammflügler (Megaloptera), einige wasser­
lebende Netzflügler (Neuroptera), wie die Arten der Gattun­
gen Sisyra und Osmylus. 

Die Mehrheit der Strategien zur Vernetzung oder zur Wie­
dervernetzung sollen die Mechanismen der anthropogenen 
Isolation aufheben bzw. den negativen Effekt der geringen 
Einzelareal-Größe von schutzwürdigen Biotopen durch 
Anbindung sekundär mindern. 
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6 Grad der Vernetzbarkeit der verschiedenen Biotopty-
pen 

6. 1. Typus der leicht vernetzbaren Ökosysteme 
6.1.1. Natürliche Ökosysteme 
Zu den leicht vernetzbaren natürlichen Ökosystemen gehö­
ren die folgenden Biotoptypen: 

Waldsaumbiotope; 
Ufersaumbiotope des Meeres (Litoralbiotope - vor allen 
Dingen das Wattenmeer-Eulitoral und -Sublitoral, Sand­
strand-Biotope (Supral itoral) und die Dünen-Biotope 
(Epilitoral} sowie Salzwiesen (Supralitoral}; 
Litoralbiotope der Fließgewässer 
flußbegleitende Grünland-Ökosysteme (z.B. Auwiesen) 
Meeresküsten-begleitende Grünlandsysteme des Süß­
wiesenbereiches (z.B. die ausgesüßte Marsch-Region) 
Randsysteme von größeren Stehgewässern, also Seen 
(meist Verlandungszonen). 

Zu den leicht vernetzbaren Sekundär-Biotopen (anthropo­
genen Biotopen) gehören beispielsweise die folgenden 
Biotoptypen: 

Hecken-Biotope 
extensiv bewirtschaftete Wiesen der großflächigen Grün­
landbereiche (z.B. Marschen) 
die extensiv bewirtschafteten Niederungswiesen größe­
rer Flußsysteme 

die Straßenrand-begleitenden Gras- und Hochstauden­
fluren 
die Ackerrand- und Wiesenrand-begleitenden Ökosy­
steme (Feld- und Wiesenraine) . 

Den Biotoptypen, die als leicht vernetzbar gelten müssen, ist 
es gemeinsam, daß sie aufgrund von geomorpholog ischen 
oder kulturbedingten Einflüssen miteinander durch große 
lückenarme Grenzsäume (Ekotone) in Kontakt stehen. Bei 
den natürlichen Ökosystemen sind dieses meist Meer-Land­
Grenzsysteme oder Süßwasser-Land-Grenzsysteme, die 
aus der Vernetzung der Wasserökosysteme herrühren. 

Bei den Sekundärbiotopen handelt es sich - am Beispiel 
der Hecken und Knicks - um lückenlose Systeme an den 
landwirtschaftlichen Flurgrenzen oder - am Beispiel des 
Gründlands - um Wiesenflächen von ursprünglich miteinan­
der in Zusammenhang stehenden grundwassernahen 
Gebieten. 
Sekundär ist durch den Aufbau eines Straßennetzes und 
dessen Begleit-Ökosystemen eine neuartige Vernetzungs­
möglichkeit entstanden . Dasselbe gilt auch für Feldraine 
und Wiesenraine am landwirtschaftlichen Wegesystem in 
derKultu~andschaft. 

6.2. Der Typus der schwer vernetzbaren Ökosysteme 
gliedert sich in zwei Untertypen auf: 

6.2.1. Großflächenbiotope 
Zum Typus der schwer vernetzbaren Ökosysteme gehören 
vor allem Großflächen-Biotope. Darunter finden sich so 
gefährdete Lebensgemeinschaften wie die Trocken- und 
Feuchtheiden, die Sandtrockenrasen und Kalktrockenrasen, 
die Reste natürlicher Waldbiotope und die naturnahen 
Feucht- und Trockenwaldparzellen , auch die verschiedenen 
Moortypen. Diese Biotope haben so spezialisierte ökologi­
sche Charaktere, daß man sie in den meisten Landschafts­
räumen untereinander nicht mit ökologisch passenden 
Saumbiotopen verbinden kann. Hier kann als einz ige 
Methode nur der Wiederaufbau von ähnlichen Ökosystemen 
in räumlicher Nähe erfolgen, um die Punktdichte des Auftre­
tens dieser Biotoptypen zu vergrößern. 
Zwar können beispielsweise Trockenrasen und Heiden auch 
auf kleinen Flächen in typischer Vegetationsstruktur auftre­
ten. Anders als bei der Flora, - bei der die typische Artenviel-
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fall - wegen der Standort-Sessilität von Pflanzen - schon 
auf kleinen Flächen dieser Biotoptyp erreicht werden kann, 
gilt dies nicht für die Fauna. Charakteristisch für Heiden und 
Trockenrasen und andere Großflächenbiotope ist gerade 
die hohe Mobilität eines großen Teils ihrer Fauna. Das 
bedingt größere Minimalräume für den Faunenanteil von 
Trockenrasen und Heiden als für die Vegetation. infolgedes­
sen kommt man seitens der Vegetationskunde oft zu 
geringeren Minimalraumangaben. 

6 .2.2. Der zweite Typus der schwer vernetzbaren Ökosy-
steme gehört zu den Kleinbiotopen. 

Im Charakter der Kleinbiotope liegt es bereits, daß sie 
schwer vernetzbar sind, denn Kleinbiotope sind in der Regel 
nicht aus Großflächenbiotopen entstanden. Kleinbiotope 
haben auch schon vom Artenbestand her die Charakteristik 
kleiner Minima/räume mit geringerer Vernetzung. Dafür muß 
bei Kleinbiotopen aber die Punktdichte des Vorkommens 
größer sein, um durch Austausch ihrer Artenbestände eine 
möglichst hohe Artenvielfalt im Einzelbiotop zu erreichen. 
Das gilt sowohl für die aquatischen und semiterrestrischen 
Kleinbiotope (wie Tümpel, Weiher, Quellen und Sümpfe) wie 
für die terrestrischen Kleinbiotope (wie Feldgehölze oder 
Baumgruppen). 

7 Minderung von ökologischen Barriere-Wirkungen 

7. 1. Minderung der ökologischen Barriere-Wirkung von 
landwirtschaftlichen lntensivkulturen 

Ein notwendiges Begleitprogramm für ein ,,Integriertes Bio­
topschutz-Konzept" muß auf die Herabsetzung der „ökologi­
schen Barriere-Wirkung" der Agrarflächen hinwirken. Diese 
Barriere-Wirkung ist in der Regel um so größer, desto 
stärker die Bewirtschaftungsintensität dieser Flächen ist. 
Ackerkulturen haben für die Mehrheit der Tiergruppen eine 
stärkere lsolationswirkung als Grünland. Innerhalb des 
Grünlandes wirken lntensivweiden stärker isolierend als 
normal genutzte Mähwiesen. Andererseits haben die einar­
t igen, häufig (zu Silage-Zwecken) genutzten Mähwiesen 
eine noch höhere lsolationswirkung als Viehweiden, z.B. 
auf angrenzende, naturnahe Feuchtgebiete. 

7.1.1. Ursache der ökologischen Barriere-Wirkung von 
landwirtsch. Kulturen 

Die ökologische Barriere-Wi rkung kommt vor allen Dingen 
durch folgende Faktoren zustande: 
a) Homogenität der Raumstruktur infolge Monokulturen 

(z.B. Hemmwirkung auf flugverbreitende Insektenarten 
durch Getreide, da die Mehrheit der Insekten-Arten bei 
Flugdispersion Sitzpositionen auf breitblättrigen Pflan­
zen (Dicotyledonen) benötigt, um Ruhephasen einlegen 
zu können. 

b) Aufgerissene, wenig gebundene Bodenoberfläche 
(Laufhemmung für Bodenoberflächentiere - Epigaion) 

c) Fehlen von Begleitflora (Mangel der Attraktivität e ines 
Blütenhorizonts und Fehlen einer mikrokl imatisch begün­
stigten bodennahen Zone höherer relativer Luftfeuchtig­
keit, in der die Aktivität der Bodenoberflächenfauna liegt 
(„Tunnel-Effekt" fehlt). 

d} langfris tige Perioden im Jahresablauf ohne bzw. mit nur 
geringer Vegegationsbedeckung (fehlender Ausbrei­
tungsschutz, hohe Windwirkung, hohe Sonneneinstrah­
lung, vergrößerter Feindfaktor). 

7 .1 .2. Prinzipien für die Herabsetzung der ökologischen 
Barriere-Wirkung der landwirtschaftlichen Kultur 

Der Verminderung der ökologischen Barriere-Wirkung 
gegenüber anderen Systemen kann im Rahmen eines Ver­
netzungskonzeptes durch folgende Strategien entgegenge­
wirkt werden : 



(vgl. auch HEYDEMANN, 1982: Auswirkungen landwirt­
schaftlicher l ntensivkulturen auf die Fauna, Vortrag vor dem 
Deutschen Rat für Landespflege) 

Verminderung der Schlaggröße 

Aufnahme von naturnahen Kleinbiotopen (z. B. Tümpeln, 
Weihern, Feldgehölzen, Halbtrockenrasen) 
Erhaltung der Kleinbiotope in dichten Punktmustern 

Erhaltung und Aufbau von Acker- und Grünland-beglei­
tenden Feldrainen, Gebüschen, Hecken und Waldsäu­
men 

Verhinderung der chemischen und mechanischen Einwir­
kung auf kleine Saumbiotope durch Dünger, Schädlings­
bekämpfungsmittel oder Großmaschinen 

Verminderung des Einsatzes chemischer' Mittel durch 
Entwicklung von Methoden des Integrierten Pflanzen­
schutzes, vor allen Dingen der biologischen Schädlings­
bekämpfung 

vermehrter Aufbau von nicht chemisch behandelten 
„ Extensivkulturen" im Acker- und Grünlandbereich als 
netzartige Streifen neben den Feldrainen und Hecken in 
Gestalt von Übergangszonen der naturnahen Saumbio­
tope zu den lntensivkulturen 

Verringerung der Mahd-Intensivität und der Mahdfolge 
der Feld- und Wiesenraine (Entwicklung eines neuen 
Pflegekonzeptes für diese Bereiche) 

7.2. Minderung der ökologischen Barriere-Wirkung von 
forstwirtschaftlichen Kulturen 

7.2.1. Ursachen der ökologischen Barriere-Wirkung 
Forsten wirken vor allen Dingen durch folgende 
Eigenarten der ökologischen Vernetzung entgegen : 

Bei dichtem Kronenstand starke Schattenwirkung. Die 
Mehrheit der Tier- und Pflanzenarten ist nicht schatten­
verträglich. Bei den Ausbreitungswanderungen sind Dun­
kelräume in der Regel für Tierarten ein Ausbreitungs­
hemmnis. 

Ermangelung einer Krautschicht, die bei langsamem 
Durchwandern von Forsten für die Fauna ein notwendi­
ges Nahrungssubstrat darstellt. 

Mangelnde Ausbildung einer Strauchschicht, die 
namentlich für flugaktive Formen die geeignete Raum­
struktur für sukzessive Wanderungen durch Forstbiotope 
darstellt, daneben aber auch als Nahrungssubstrat bei 
langfristigen Durchwanderungen dient. 

Geringe Vielseitigkeit in bezug auf die Diversität der 
abiotischen Faktoren (geringe Mischung feuchter und 
trockener Zonen, besonnter und beschatteter Bereiche, 
offener Flächen und Durchgangsschneisen) 

7.2.2. Strategien der Minderung der ökologischen Barriere­
Wirkung von forstlichen Monokulturen: 

Diese Minderung kann durch folgende Maßnahmen erreicht 
werden: 

Aufbau von durchlaufenden, besonnten Waldschneisen 
als Waldwiesen und als Begleitareale von Forst- und 
Wirtschaftswegen; 

Aufbau eines Netzes nicht beweideter, trockener und 
feuchter Gras- und Krautfluren, mit Übergängen zum 
Wald in Form von Gebüschformationen; 

Aufbau eines Netzes von Altholz- und Totholzbeständen 
(ohne forstwirtschaftliche Bewirtschaftung); 

Aufbau von artenreichen Beständen sowohl im Bereich 
der Bäume als auch der Strauch- und Krautschicht (unter 
Verringerung der Nadelholz-Anteile), dabei lichterer 
Baumstand mit höherem Lichteinfall bis zur Streuschicht; 

Einführung des Plenterwald- und Femelwald-Betriebes 
mit natürlicher Verjüngung. 

7.3. Minderung der ökologischen und mechanischen Bar­
riere-Wirkung von Verkehrswegen (Kraftfahrzeug- un d 
Schienenwege): 

Zum Abbau der ökologischen lsolationswirkung auf angren­
zende Biotope durch Verkehrswege ist der Bau von Wildtun­
neln, Wildbrücken und Amphibientunneln nicht ausreichend, 
da diese Hilfsstrategien als Tei le von Artenschutzprogram­
men nur Bruchteile der isolierten Artenbestände umfassen. 

7.3.1. Strategien zum Abbau der Barriere-Wirkung von 
Verkehrswegen: 

Anlage von breiten, grünen, Pflanzenarten-reichen 
Straßrenrandbereichen mit höchstens ein- bis zwei 
Mahd-Eingriffen pro Jahr in der 1-m-Zone neben dem 
versiegelten Straßenrand. Die daneben liegenden Stra­
ßenrand-Bereiche sollen in unterschiedlichen zeitlichen 
Abständen gemäht werden, die zwischen einmal pro Jahr 
und einmal alle 3 - 4 Jahre vari ieren. Die Mahdtermine 
werden jahresperiodisch in den einzelnen Arealen unter­
schiedlich gestuft (je nach Straßenabschnitt). Das bedeu­
tet zum Beispiel: ein Straßenabschnitt hat seine Mahdpe­
riode durch mehrere Jahre hindurch im Juni, ein zweiter 
Straßenabschnitt im Juli, ein dritter Abschnitt im August 
und ein vierter Abschnitt im September. 

Dabei sollte der Mahdtermin für die einzelnen Straßenab­
schnitte mehrere Jahre hindurch deswegen gleichblei­
bend innegehalten werden, um die Einstellung des für 
diese Jahresperiode charakteristischen Arteninventars 
auf diese Mahdperiodik zu ermöglichen. Es gibt für die 
Mahd nicht den günstigsten Zeitabschnitt innerhalb einer 
Jahresperiodik, da die einzelnen Tier- und Pflanzen­
Arten sehr verschieden auf unterschiedlich im Jahr erfol­
gende Mahdeingriffe reagieren. Es bedarf also verschie­
dener ständig fortgeschriebener Pflegekonzepte für ein­
zelne Straßenabschnitte. 

Anlage von höheren Gebüschformationen in den Stra­
ßenrandbereichen im Anschluß an die jährlich und an die 
mehrjährig gemähten Zonen zur Erreichung höherer 
Überflugshorizonte von Vögeln, Fledermäusen und 
Insekten über die .Straßenfläche hinweg (Verminderung 
der Tötungseffekte). 

8 Berücksichtigung der Minimalraumansprüche von Öko-
systemen und Arten 

Die Beachtung der Minimalraum-Ansprüche der verschiede­
nen Ökosystem-Typen (Biotoptypen) verschiedener Arten 
bzw. Artengruppen (oder Lebensformgruppen) ist beson­
ders bedeutsam für d ie Effizienz eines „ Integrierten Biotop­
schutz-Konzeptes". Es fehlen zwar noch umfangreiche For­
schungen über Art-Minimalareale für viele Tiergruppen und 
auch für Ökosystem-Minimalareale fü r viele Ökosystemty­
pen. Die Minimalareale für Ökosysteme sollen in der Regel 
nicht nur nach einer Organismengruppe (wie z.B. nach 
„Wild-Arten", nach „ Vegetation" oder nach „Bodentieren") 
ausgerichtet sein. Trotzdem s ind jetzt schon die systemati­
schen Grundsatz-Überlegungen zu diesem Themenkreis 
und einige Grundsatzergebnisse in das Konzept einzufügen. 

8.1. Anforderungen an Minima/räume für ein Biotop-
schutz-Konzept: 

8.1.1. Die Minimalareale für Ökosystem-Typen 
müssen sich vor allem nach den Art-Minimalarealen der 
„Spitzen-Arten" in den Nahrungspyramiden richten. Dies 
sind in Mitteleuropa neben wenigen Greiftieren z. B. Fuchs, 
Fischotter , vor allem Greifvögel. Deren Populations- oder 
Brutpaar-Minimalareal liegt zumeist zwischen 200 ha und 
10000 ha Flächengröße (maximal 20000 ha, z.B. beim 
Fischotter) (vgl. Tab. 1 ). 
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Tabelle 1 a Populations-Minimalareale von verschiedenen 
Größengruppen der Fauna (Anhaltswerte) 
(nach HEYDEMANN, 1981) 

Organismentypen Untergruppen Minimalareale 

1. Mikrofauna, Boden 1 ha 
(< 0,3mm) 

2. Mesofauna, Boden 1- 5 ha 
(< 0,3- 1 mm) 

3. MakrofaunaA 5-10 ha 
(Evertebraten, 
10-50 mm Körperlänge) 

4. Makrofauna B sessile Arten 5-10 ha 
(Evertebraten, lauffähige Arten 10-20 ha 
10-50 mm Körperlänge) flugfähige Arten 50-100 ha 

5. MegafaunaA Kleinsäuger 10-20 ha 
(Fische) - Amphibien, Reptilien 20-100 ha 
Reptilien, Kleinsäuger Kleinvögel 20-100 ha 
Kleinvögel 

6. MegafaunaB 100-10000 ha 
(Großvögel -
Großsäuger) 

8.1.2. Die Minimalareale für Ökosystem-Typen 
richten sich nicht nur nach Flächengrößen, sondern auch 
nach möglichen Durchmessern von Aktionsstrecken, die im 
gleichen Lebensraum für die Aktivität bestimmter Tierarten 
zugrunde gelegt werden können. Solche Aktionsstrecken 
sind z.B. Flugstrecken für schnellfliegende Insekten, Lauf­
strecken für laufaktive Gliederfüßler, die zum Teil mehrere 
Kilometer Minimalstrecke in einem Biotopbestand in einer 
bestimmten Ausrichtung umfassen müssen. Entscheidend 
ist für den Bestand von Populationen solcher Arten, die eine 
hohe Lauf- oder Flugaktivität haben, daß sie in der Regel nur 
ein sehr beschränktes Heimfinde-Vermögen besitzen. Wäh­
rend Säugetiere und Vögel bei einem Hinaustreten aus 
ihrem typischen Biotop in relativ kurzer Zeit ein Rückfinden 
in ihren Lebensraum erreichen, ist dieses in der Regel nur 
bei solchen Insekten der Fall, die Bruthöhlen bewohnen. Alle 
übrigen Insektenarten haben in der Regel kein spezifisches 
Rückfinde-Vermögen in bezug auf ihren typischen Lebens­
raum und bleiben oft in ihrem Lebensraum nur durch den 
Zufall. Je größer also der Lebensraum ist, desto größer ist 
auch für die einzelnen Tierindividuen die Wahrscheinlich­
keit, daß sie in dem ökologisch für sie optimalen Biotop 
verbleiben. 

8.1.3. Die absoluten Minimal-Areale von Ökosystembe-
ständen sind von Biotoptyp zu Biotoptyp verschieden. 

Bestimmend sind dafür die charakteristischen topographi­
schen Gesamtcharaktere des jeweiligen Biotoptyps. Die 
unterschiedlichen Minimalarealgrößen richten sich nach 
den drei topographischen Hauptkategorien von Biotopty­
pen: 
a) Saumbiotope (Waldränder, Hecken, Uferstreifen , Röh­

richte, Feldraine, Wiesenraine). 
Diese Biotope sollen in der Regel eine Minimalbreite von 
3 - 50 m haben. Sie lassen sich indessen besser durch 
den Minimalanspruch an ihre Längenausdehnung defi­
nieren. Die Minimalareale dürften hier in der Regel 
5- 1 O km Strecke eines hinreichend ähnlichen Bes tan­
des nicht unterschreiten, um etwa 50 % des typischen 
Artenbestandes des jeweiligen Biotoptyps enthalten zu 
können. 

b) Großflächenbiotope: 
Zu diesem Typ gehören Trockenrasen„ Waldbiotope, 
Heiden, Niedermoore, Hochmoore. Diese Biotoptypen 
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Tabelle 1 b Minimal-Areale von Greifvogelarten 
(Brutpaar-Minimalareale) 
(nach BRÜLL 1980, verändert) 

Art Brutpaar- Ökosystemtypen 
Minimalraum 

Steinadler 10000-14000 ha alpine Biotype an der oberen 
Waldgrenze 

Seeadler 6000-10000 ha große Wald- und Seenbiotop-
Komplexe 

Uhu 6 000- 8 000 ha große Laubwald· und Nadelwald· 
Biotope 

Wander- 4000- 5000 ha lichte Waldbiotope, vernetzt 
falke besonders mit Felshabltaten 

Rohrweihe 1 500- 3 000 ha Sumpf- und Moorbiotope, 
Röhrichtzonen 

Wiesen- 500- 700 ha Feuchtwiesen, Sumpfbiotope 
weihe 

Sumpfohr- 100- 400 ha Moor-, Sumpf-, Feuchtwiesen-
eule Biotope 

benötigen in der Regel Minimalareale von 2 - 800 ha. 
Wenn auch heute kaum noch Einzelbestände von diesen 
Biotoptypen in dieser Größenordnung vorhanden sind 
(mit Ausnahme von Waldbiotopen und einigen Mooren 
und Heiden) so ist doch deutlich, daß alle kleineren 
Areale einen weitaus geringeren Anteil als 50 % der 
typischen Arten dieses Ökosystemtyps in einer bestimm­
ten biogeographischen Region aufweisen. 
Der Begriff „ Minimalareal" heißt also nicht, daß bei 
Unterschreitung dieser Flächengröße keine Schutzwür­
digkeit vorliegt. Das bedeutet nur, daß ein bestimmtes 
Maß der Artendiversität eines Ökosystembestandes bei 
Unterschreiten des Minimalraumes nicht mehr vorhan­
den ist. Daher müssen d ie Gesamtbestrebungen auch 
bei den Großflächenbiotopen darauf hinauslaufen, 
wenigstens mehrere Areale in einem bestimmten 
Umkreis miteinander durch Vernetzungsbiotope zu ver­
binden, so daß dabei die entsprechenden Minimalareale 
wenigstens durch Vernetzungsstränge entstehen. 
Die baumarmen Ökosysteme, wie die subatlantischen 
Hochmoore, die subatlantischen Flachmoore, die subat­
lantischen Heiden, die Küstensalzwiesen usw. benötigen 
größere Minimalareale, etwa 500-1200 ha . Hier ist vor 
allen Dingen die Sensibilität vieler Vogelarten entschei­
dend, die infolge der strukturellen „Offenheit" dieser 
Biotope mit geringer Sichtdeckung (also größerem Beun­
ruhigungsfaktor) namentlich für Brut- und Rastvögel, zu 
großen Fluchtdistanzen führen. Außerdem wirkt hier der 
Windfaktor in der Regel „austre ibend" gegenüber weni­
ger flugfäh igen Kleininsekten (beispielsweise s ich aero­
nautisch verbreitenden Gliederfüßlern [Arthropoden] aus 
ihren angestammten Biotopbeständen) . 

Die größten Minimalareale für Großoberflächenbiotope 
finden wir bei den aquatischen Systemen. Dabei haben 
namentlich die Meeres-Ökosysteme noch größere 
Ansprüche an die Ausdehnung als die Süßwasser-Öko­
systeme. Im Eulitoral und Sublitoral des Watts müssen 
wir mit Minimalarealen von mindestens 1000 bis 20000 
ha und mehr für einen einzelnen Ökosystem-Bestand 
rechnen. 

c) Kleinbiotope 

Kleinbiotope kommen ihrer Definition nach oder wegen 
der anthropogen bewirkten Flächeneinschränkung in 



Mitteleuropa zumeist nur in kleinen Arealgrößen vor. 
Dazu rechnen Tümpel, Weiher, Quellen, Wasserfälle, 
Bäche, Pfützen, Wildpfade, Binnendünen, Binnenland­
salzstellen. Das Minimalareal von Kleinbiotopen -
namentlich von vergänglichen Kleinbiotop-Typen (wie 
etwa Pfützen) oder sich schnel l ändernden Kleinbiotop­
Typen (wie etwa Tümpel) - wird weniger durch eine 
minimale Fläche als vielmehr durch die gerade noch 
typische, zeitlich hinreichend lange, gleichmäßig vorhan­
dene (meist abiotische) Faktorenkombination geprägt. 

Das gilt beispielsweise auch für den Kleinbiotop-Typ 
„ Wildpfad" mit seiner spezialisierten Kleinfauna. Der 
Wildpfad erhält seinen ökologischen Charakter vom häu­
figen Gebrauch (incl. Ablage von Exkrementen) durch 
die entsprechende Tierart, die diesen Wildpfad angelegt 
hat. Er erhält eine weitere Charakteristik durch seinen 
streifenförmigen Vegetationseinschnitt infolge der Wild­
passage und durch die Verdichtung der Bodenoberfläche 
(Vertritt-Effekt}. Diese drei Fakoren (Benutzung, Struk­
tureinschnitt, Verdichtung der Bodenoberfläche) prägen 
also die Existenzfähigkeit eines solchen Kleinbiotops. 

Oie durchschnittliche Minimalgröße eines Kleinbiotops 
sollte in der Regel aber 10-50 m2 nicht unterschreiten 
(es sei denn, es handelt sich um linienartige Strukturen 
wie Wildpfade). 

8.2. Minimalareal für Ökosystem-Typen 
Von dem Minimalareal eines Ökosystem-Bestandes muß 
das Minimalareal eines Ökosystem-Typs unterschieden 
werden. 

Das Minimalareal von Ökosystem-Typen entspricht nicht 
dem Minimalareal eines einzelnen Ökosystem-Bestandes 
dieses Typs, sondern umfaßt mehrere Bestände desselben 
Ökosystem-Typs. Dies beruht auf der Differenzierung der 
Arteninventare der verschiedenen Ökosystembestände 
desselben Typs. Alle charakteristischen Hochmoorarten im 
subatlantischen Bereich werden beispielsweise allenfalls in 
zusammen 10- 20 einzelnen Ökosystembeständen eines 
Hochmoors repräsentiert, nicht aber in einem einzelnen 
Bestand. Ermittelt man also, daß in einer bestimmten Region 
der Bundesrepublik Deutschland erst 10 Ökosystembe­
stände oberhalb der Minimalgröße von 200 ha das gesamte 
spezialisierte Arteninventar von Hochmooren enthält, müs­
sen in dieser biogeographischen Region mindestens ebenso 
viele derartig große Einzelbestände geschützt bzw. wieder­
hergestellt (renaturiert) werden. Dieses muß wiederum in 
einem vernetzten System geschehen, um die gesamte 
typische Artenvielfalt des Hochmoor-Ökosystemtyps zu 
erhalten. 

Für Schleswig-Holstein kann man sicher sagen, daß bei­
spielsweise nur bei Erhaltung sämtlicher Hochmoorbe­
stände und der notwendigen Regeneration des augenbl ick­
lich noch vorhandenen Hochmoorbestandes der typische 
Hochmoor-Artenbestand dauerhaft gesichert werden kann. 
Hier ist es also nicht möglich, in einem bestimmten Bereich 
Schleswig-Holsteins mit einem Hochmoorbestand, der die 
typische Minimalraumgröße überschreitet, den typischen 
Artenbestand des Ökosystemtyps „ Hochmoor" dauerhaft zu 
sichern. 

Dasselbe gilt in entsprechender Weise für die Heideberei­
che Norddeutschlands, bei denen schon jetzt deutlich wird, 
daß nur noch bei Sicherung der insgesamt vorhandenen 
Fläche so viel Minimalräume von Einzelbeständen zusam­
menkommen, daß dadurch das typische und spezifische 
Arteninventar des Heide-Typs dauerhaft gesichert werden 
kann. Diese Sicherung ist aber nur noch solange und inso­
weit möglich, als die Arten noch in genügend starken Rest­
beständen vorhanden und nicht zu Seltenheitsstufen herab­
gesunken sind, die eine dauerhafte Reproduktion ihrer 
Populationen ausschließen. 

9 Bedeutung von Doppelbiotop-Ansprüchen 

Eine größere Anzahl von Tierarten beansprucht für ihren 
Lebensablauf mehr als ein Biotop, zeitweise zwei und meh­
rere verschiedene Biotoptypen. Bei einem Biotopschutz­
Konzept muß man solche verschiedenen Biotoptypen in 
räumlicher Nähe zueinander bieten. 

Neben den bereits vorher genannten Funktionen von Kombi­
nations-Biotopbeständen verschiedener Biotoptypen haben 
die Doppel-Biotope eine gegenseitige Ausgleichsfunktion, 
wenn sie ökologisch verwandt sind. Die ökologischen Aus­
gleichsfunktionen treten in verschiedenen ökologischen 
Bereichen auf. 

Der zweite Biotoptyp kann in der angesprochenen Doppel­
kombination z. B. folgende Effekte haben: 

Lebensraum für Teilpopulationen einer Art 
vorübergehender Nahrungsbiotop 
Ruhe- und Schlafbiotop 
Aktionsraum für luftverbreitete , wasserverbreitete oder 
bodenverbreitete Tierarten, der aber nicht dauerhaft 
besiedelt wird 
ständiger oder temporärer Wanderweg für den Popula­
tionsaustausch zwischen räumlich getrennten Ökosyste­
men des gleichen Typs 
Wanderungszone zwischen Erwachsenenbiotop und 
Brutbiotop (z.B. Wegbiotope zwischen Laichgewässer 
und Nahrungsbiotop bei Amphibien) 
erweiterter Flug-Aktivitätsraum für Arten, die in der übri­
gen Entwicklung an den Kern eines Biotops gebunden 
sind. 

Für ein Biotopschutz-Konzept ist es außerdem wichtig zu 
berücksichtigen, daß beispielsweise für bestimmte Arten 
weniger gefährdete Ökosystem-Typen eine unbedingt not­
wendige Existenzgrundlage sind, die sonst in Teilabschnit­
ten ihrer Entwicklung in hochgefährdeten Lebensräumen 
vorkommen. Es bedarf für diese gefährdeten Arten auch des 
Schutzes von weniger g efährdeten Biotopen, um eine 
dauerhafte Fortentwicklung der betreffenden Populationen 
zu gewährleisten. 

10 Die Bedeutung von Pufferzonen 

Es bedarf in der Regel in einer natürlich gestalteten Land­
schaft nicht der Existenz von Pufferzonen-Bereichen für die 
verschiedenen Biotoptypen, da die notwendige Ausgleichs­
funktion zwischen verschiedenen Biotopen durch die ver­
schiedene Zonierung von Ökosystemteilen in Gestalt der 
Übergangsbiotope (Ekotone) vorhanden ist. Die Pufferzo­
nen sind also nichts anderes als künstlich wiedereinge­
führte „Ekotone" mit einer ökologischen Ausgleichswirkung. 
Sie spielen deswegen ökologisch eine besondere Rolle, weil 
durch die Landschaftsgestaltung in der Regel sehr harte 
Grenzen zwischen schutzwürdigen Biotopen und Intensiv­
gebieten entstanden sind. Die scharfen ökologischen Gren­
zen entwickeln eine besonders starke ökologische lsola­
tionswirkung, so daß namentlich die empfindlichen Biotop­
Typen an den Randzonen ungünstig beeinflußt werden. 

Pufferzonen müssen bei Kleinbiotopen in der Regel wenig ­
stens 20 - 30 m breit sei, bei größeren Flächenbiotopen 
100 - 200 m, teilweise bis 500 m breit sein, namentlich wenn 
diese Biotope in landwirtschaftlichen lntensivgebieten lie­
gen. Saumbiotope sind in der Regel schon selber als Puffer­
zonen ausgebildet. Sie vertragen von sich aus höhere 
Randeffekte, so daß bei ihnen Pufferzonen in der Regel 
nicht ausgebildet sein müssen. 

Als Pufferzonen sind vor allen Dingen Gebüschformationen, 
Gehölze und Waldformationen geeignet. Gegenüber aquati­
schen Systemen wie Bachläufen, Flußläufen, eutrophen 
Weihern und Seen können auch extensiv genutzte Grün-
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landformationen als Pufferzonen in Fragen kommen. Die 
Pufferzonen müssen um so breiter ausgebildet sein, desto 
größere ökologische Differenzen zwischen dem zu schüt­
zenden Biotop und der ökologisch umgebenden Fläche 
bestehen. Besonders starke Auswirkungen haben auf die 
angrenzenden Ökosysteme die ökologischen Differenzen 
im Nährstoffgehalt, in der Bodenstruktur und in der Wasser­
führung. 

11 Flächenbedarf für ein „Integriertes-Biotopschutz-Kon­
zept" 

Nach der Darstellung der Grundprinzipien der Vernetzung -
namentlich auch im Hinblick auf den zusätzlichen Anspruch 
der Fauna - wird im folgenden ein Vorschlag für ein „ Inte­
griertes Biotopschutz-Konzept" gemacht, das die Sicherung 
von Gebieten mit möglichst großer Annäherung an die 
Minimalraumansprüche versucht und dabei die Vernetzung 
der wichtigsten Ökosystem-Typen (am Beispiel Schleswig­
Holsteins) vorsieht. 

Zunächst wird der entsprechende Flächenbedarf für die 
Naturschutz-Vorranggebiete und die Ausgleichsflächen am 
Beispiel der gesamten Bundesrepublik Deutschlan.d darge­
stellt und anschließend von Schleswig-Holstein unter 
Angabe der einzelnen dafür vorgesehenen Ökosystem­
Typen. 

11. 1. Flächenbedarf für ein „Integriertes Biotopschutz-
Konzept" in der Bundesrepublik Deutschland 

Zunächst ist es sinnvoll , den allgemeinen Flächenbedarf für 
ein „Integriertes Biotopschutz-Konzept" wieder „ integriert" 
in der Bundesrepublik Deutschland als Rahmen-Konzept 
vorzustellen (vgl. Tab. 2). 

Jetzige Flächennutzung in Schleswig-Holstein 
(in Prozent der Gesamtfläche) 

1. landwirtschaftliche Nutzung 
(1 .1. Ackerflächen 
(1.2. Weiden 
(1 .3. Wiesen 
(1.4. andere landwirtschaftliche Nutzungsarten 

2. Gärten und gartenähnliche Bereiche (Parks) 
3. Forsten, Wälder 
4. Gewässer 
5. Wallhecken 
6. Städte, Siedlungen, Industrieanlagen, 

Straßen, Wege 
7. ungenutzte Flächen incl. der für den 

Naturschutz genutzten Flächen 

74% 

41 %) 
20%) 

8 %) 
5%) 

(74%) 

1,5% 

8,8% 
1,9% 

1,0 % 

10,0% 

2,8% 

Die Gesamtfauna Schleswig-Holsteins beläuft sich auf etwa 
28 000-30 000 Tierarten (incl. Mikrofauna) und die gesamte 
Flora umfaßt etwa 1O000 Arten (incl. Mikroalgen und Mikro­
pilze, Moose und Flechten). In den 2,8 % terrestrischen 
Naturflächen (Nr. 7.) Schleswig-Holsteins drängen sich 
etwa 16 000 Tierarten in 18 Ökosystem-Typen zusammen. 
Alle naturnahen und natürlichen terrestrischen Ökosystem­
Typen existieren zusammen nur noch auf 37 000 ha des 
Landes Schleswig-Holstein. 

11.2. „Integriertes Biotopschutz-Konzept" am Beispiel 
Schleswig-Holsteins 

Für die Zusammenstellung des Flächenbedarfs für ein „Inte­
griertes Biotopschutz-Konzept" am Beispiel Schleswig-Hol­
ste ins wird so vorgegangen, daß zunächst die noch vorhan­
denen Flächen in b esonders gefährdeten und seltenen 
Ökosystem-Typen (nach Schätzwerten) zusammengestellt 
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Tabelle 2 Flächenbedarf für ein „ Integriertes Biotopschutz­
Konzept" in der Bundesrepubl ik Deutschland 

Herkunft der Flächen 

A) Vorranggebiete für den Naturschutz 

1 . Bisher ungenutz1e terrestrische Flächen (incl. 
eines Teils der abgebauten Rohstoff-Ent-

Prozentsatz bezogen 
auf die Gesamtfläche 
der BRD 

nahmestellen) ca. 3,2% 

2. Brachland Uetzt schon vorhandene Flächen 
und in den nächsten Jahren im landwirtschaft­
l ichen Bereich voraussichtlich anfallende 
Fläche ca. 4,0 % 

3. 1 O % der Waldflächen, die im Besitz der öf­
fentlichen Hand sind ; sie sind zu naturnahen 
Waldökosystemtypen zu entwickeln ca. 1,6 % 

4. a) 50 % der Gewässerfläche 
(incl. der Weiher und Tümpel) ca. 0, 7 % 

b) Uferränder ca. 0,5 % 

ca. 1,2 % 

5. 75 % der Wattenmeeroberfläche und eines 
Teils des flachen Ostseestrandes ca. 1,4 % 

Zusammen: 

B) Ausgleichsflächen 

1. Saumbiotope (Hecken, Straßenränder, Weg­
ränder, Böschungen von Bahnlinien und Kanä­
len); sie sollen u. a. als „Geschützte Land­
schaftsbestandteile" ausgewiesen werden 

2. Vernetzungsflächen und Kleinbiotope im land­
wirtschaftlichen Raum und extensiv genutzte 
Areale in diesem Bereich= 6-10% der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche 

3. Ausgleichsflächen im urban-industriellen 

ca. 11,4% 

ca. 1,2% 

ca. 3- 5% 
(durchschnittlich 4 %) 

Raum (Parkanlagen, Grünflächen u.a.) ca. 2,0% 

Zusammen: ca. 7,2% 

werden. Von diesem Biotoptyp A müssen alle noch vorhan­
denen Restflächen sichergestellt werden. Die endgültigen 
Flächendaten dieser Biotoptypen werden sich erst in einigen 
Jahren nach Abschluß der Biotop-Kartierung in Schleswig­
Holstein mit letzter Sicherheit angeben lassen. Zunächst 
ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tab. 3 A). 

Von einem zweiten Biotop-Typ (Biotop -Typ B), zu dem vor 
allem naturnahe und extensiv genutzte Biotope gehören, 
muß wenigstens ein bestimmter Prozentsatz unter Schutz 
gestellt werden. Vielfach kann dies unter dem Rechtsstatus 
der „Geschützten Landschaftsbestandteile" geschehen! 
Der jewei lige Prozentsatz richtet sich nach dem Grad der 
noch vorhandenen Restflächen dieser Biotoptypen. Saum­
und Linien-Biotope müssen dabei vor allem unter dem 
Gesichtspunkt der Streckenlängen (für ein Netzstrang­
System) geschützt werden, die Flächenbiotope unter dem 
Gesichtspunkt der jeweiligen Einzel- und Gesamtflächen­
größen (Frage des Minimalraums für ein Verbundsystem 
der Flächen) und die Kleinbiotope vor allem nach ihrer Zahl 
(wichtig für die Punktdichte, z.B. bei Kiesgruben und Rude­
ralstellen) geschützt werden. 

Die naturnahen Biotope und extensiv genutzten Flächen 
sind zum Tei l in Privathand, zum Tei l im öffentlichen Besitz. 
Insgesamt ergibt sich folgender prozentualer und absoluter 
Flächenbedarf (Tab. 3 B). · 



Tabelle 3 A. Biotoptypen, die eine erste Priorität für die 
Ausweisung als Naturschutzgebiete haben 
sollen (Biotop-Typ A) 

Von diesen seltenen und besonders gefährde­
ten Biotoptypen (Ökosystem-Typen) muß die 
Sicherung aller Restflächen erfolgen {in der 
Regel als Naturschutzgebiete) 

Biotop-Typ A Besitz- geschätzte noch vorhan-
verhältnisse dene Flächen der betref-

!enden Biotoptypen (auf 
Schl.-Holst. bezogen) 
in Hektar 

Hochmoore meist privat 5600 

Flachmoore (incl. renaturier-
bare Areale) meist privat 13000 

Trockenrasen meist privat 1000 

Heiden u. Binnendünen meist in 
öffentl. Hand 1000 

Meeresdünen inöffentl. 
(incl. Strandwälle) Hand, selten 

privat 6000 

Salzwiesen (Salzrasen) öffentl. Hand 6000 

Sandufer und Schlamm- privat und 
ränder an Binnengewässern öffentl. Hand 100 

Hochstaudenfluren und privat und 
Brackwasserried öffentl. Hand 4000 

Sumpf- und Bruchwälder privat und 
öffentl. Hand 3000 

Kratts (Niederwald) und 
Bauernwälder meist privat 6000 

Ungenutzte oder wenig 
genutzte Feuchtwiesen (vor 
allem auch Großseggen-
wiesen) meist privat 13000 

Steilküsten und Steilufer 
(an Meeresküsten, Fluß- und 
Bachufern) öffentl. Hand 130 km 

Zusammen ca.: 4 % der Fläche von Schleswig-Holstein (bei 2,8 % un-
genutzter Fläche, d. h. es sind zur Zeit 1,2 % der Fläche 
Schl.-H. genutzt, die zum Biotoptyp A gehören) 

Tabelle 3 B. Biotoptypen, von denen mindestens die 
nachstehend genannten Flächenanteile 
naturschutzrechtlich gesichert werden 
sollen (diese Sicherung muß, soweit diese 
Flächen nicht im Besitz der öffentlichen Hand 
liegen, in der Regel durch Ankauf erfolgen) 

Biotop-Typ B Besitz- geschätzte Flächen-

a) Terrestrische Biotope 

Verschiedene Waldtypen; 
1 O % des öffentl. Wald-

verhältnisse angaben (auf Schlesw.­
Holst. bezogen) 
in Hektar 

besitzes öffentl. Hand 8000 

Sandiger Meeresstrand 
SO km 
Strandlage in ca. 25 Ab­
schnitten an Nord- und Ost­
see (incl. Inseln) = 10 % der 
Strandfläche öffentl. Hand 700 

Wallhecken ca. 5000 km in 
etwa 50-1 00 Abschnitten 
(vor allem im Zusammen-
hang mit jeweils geschützten 
Waldkomplexen, ehemaligen 
Kiesgruben, Feuchtwiesen, 
Magerwiesen/Magerweiden, 
Brachland und Ruderal-
stellen = 1 O % der Strecken- privat 2500 
länge (bei 5 m Breite) 

Magerwiesen/Magerweiden: 
20% privat 8000 

Brachland (Grenzertrags- 35000 
böden)80% privat (möglicherweise 

65000) 

Ruderalstellen: 80 % der öffentl. Hand 
Einzelbestände und privat 8000 

Kiesgruben: zunächst 40 % 
der Einzelbestände (der 
Prozentsatz muß sukzessive 
erhöht werden) meist privat 1000 

Feldraine, Wegränder, 
Straßen und Kanalböschun-
gen: ca. 1500 km (nament-
lieh im Zusammenhang mit 
geschützten Waldsäumen, 
Wallhecken, Magerweiden, 
Magerrasen, Feuchtwiesen, 
Brachland, Ruderalstellen) 
= 5 % (dieser Prozentsatz 
soll sukzessive erhöht wer- öffentl. Hand 
den) der Streckenlänge und privat 1500 

Benötigte Gesamtfläche: 
4,3 % der Fläche von 
Schleswig-Holstein (mög- ca. 64000 
licherweise 6,3 ~~ der Fläche (möglicherweise 
von Schleswig-Holstein) ca. 94000) 

b) Aquatische Biotope 

Felsküste (Helgoländer 
Felswatt und Umgebung) öffentl. Hand 5000 

Seen, Teiche, Flüsse, Ufer- privat und 
ränder: ca. 50 % öffentl. Hand 14000 

Tümpel, Weiher, Wehlen 
(100 % der Einzelbestände) privat 1000 

Flachwasserbereich am 
Ostseestrand (ausge-
wählte Areale) öffentl. Hand 10000 

Benötigte aquatische Ge-
samtfläche, die unter Schutz 
gestellt werden muß: 2 % der 
Fläche von Schleswig- zusammen 
Holstein 30000 

Zusätzlich zu dem Biotop-Typ A und dem Biotop-Typ B 
werden für ein „Integriertes Biotopschutz-Konzept" noch 
Ausgleichs- und Vernetzungsflächen in Gestalt von Saum­
biotopen und Kleinbiotopen intensiv landwirtschaftlich und 
im urban-industriell genutzten Raum benötigt (Biotop­
Typ C). Dazu gehören beispielsweise im landwirtschaftli­
chen Raum die Feldraine, Feldgehölze, Weiher und Tümpel, 
soweit sie noch nicht unter Biotop-Typ B erfaßt sind. Dazu 
gehören im urban-industriellen Raum Parkanlagen, Grünflä­
chen, Baumgruppen und Ruderalstellen, ebenfalls soweit 
sie noch nicht unter Biotop-Typ B erfaßt sind. 

Aus dem Flächenbedarf für die Biotop-Typen A, B und C 
ergibt sich folgende Gesamtbilanz des Flächenanspruchs 
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für ein „ Integriertes Biotopschutz-Konzept" am Beispiel 
Schleswig-Holsteins (Tab. 4). 

Tabelle 4 Gesamtbilanz des benötigten Flächenanteils für 
ein „ Integriertes Biotopschutz-Konzept" am 
Beispiel Schleswig-Holsteins 

Biotop-Typen 

A. Biotoptypen mit 
1. Priorität 

Benötigte Fläche in 
Hektar (geschätzt) 

60000 

(werden mit allen Rest­
flächen geschützt) 

B. Biotoptypen mit 94000 (möglicher-
2. Priorität weise 124000, falls 
(werden mit einem mehr Grenzertrags-
bestimmten Anteil böden anfallen) 
der Restflächen 
geschützt) 

A+ B Vorranggebiete 154000 
für den Natur- (möglicherweise 
schutz 184000) 
zusammen: 

Ergänzende Schutz- 75 % der vorgelagerten 
flächen Wattenmeerfläche von 

Schleswig-Holstein 
= 187000 

C. Ausgleichs- und a) Ausgleichsflächen 
Vernetzungsbiotope im landwirtschaftlichen 
in iandwirtschaft- Raum (als extensiv 
liehen Intensiv- genutzte Areale) 
gebieten und im (Feldraine, Feld-
urban-industriellen gehölze, Tümpel) 
Raum 

b) Ausgleichsflächen 
im urban-industriellen 
Raum (Parkanlagen, 
Grünflächen u.a.) 

Prozentualer Flächen­
anteil, bezogen auf 
Schleswig-Holstein 

= 4 % der Fläche 
Schleswig-Holsteins 

= 6,3 % der Fläche 
Schleswig-Holsteins 
(möglicherweise 8,3 % 
der Fläche von 
Schleswig-Holstein) 

= 10,3% der Fläche 
Schleswig-Holsteins 
(möglicherweise 12,3 % 
der Fläche von SH) 

wird - w egen des hohen 
Meeresanteils - nicht 
prozentual bezogen auf 
die Gesamtfläche 
Schleswig-Holsteins 
berechnet 

=3-5% 

= ca. 2% 

Fußnote: Etwa 30000 ha anfallender Grenzertragsböden können auch im 
Rahmen eX1ensiv bewirtschafteter landwirtschaftlicher Flächen 
als Ausgleichsflächen im Agrarraum in das Biotop-Vernetzungs­
Konzept einbezogen werden. Bei den benötigten Ausgleichsflä­
chen im landwirtschaftlich genutzten Raum handelt es sich um 
etwa 70 000 ha insgesamt. Zu dieser Fläche werden ca. 30 000 ha 
Grenzertragsböden, ca. 30000 ha eX1ensiv bewirtschaftetes 
Grünland und ca. 1O000 ha extensiv bewirtschaftete Ackerflächen 
betragen. 

12 Finanzierung eines „ Integrierten Biotopschutz-Kon-
zeptes" am Beispiel Schleswig-Holsteins 

Bei einer angenommenen Gesamtfläche von 1 O % des 
Bundeslandes Schleswig-Holstein, die als Vorranggebiet für 
den Naturschutz ausgewiesen wurde, entfal len davon ca. 
75 000 ha auf den Besitz der öffentlichen Hand und rund 
80000 ha m üssen aus Privatbesitz erworben werden. Bei 
der kommenden Finanzierungsrechnung wird zunächst 
davon ausgegangen, daß hier ein Ankauf stattfindet und 
keine Pacht. 
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Bei einem Flächenkaufpreis von 20 000, - DM/ha müssen 
insgesamt 1,6 Milliarden DM aufgebracht werden. Bei einer 
Gesamtlaufzeit von 20 Jahren ergäben sich daraus 80 
Mill ionen DM/Jahr. 

Dieses Konzept zur Sicherung der biologischen Funktionsfä­
higkeit der menschlichen Umwelt - im Zusammenhang mit 
der Notwendigkeit der Artenschutz- und Biotopschutz-Pro­
gramme und im Zusammenhang mit der Gesundheit unserer 
Umwelt für die kommenden Generationen - ist finanzierbar. 
Der Umfang der Finanzierungsnotwendigkeit entspricht 
nicht einmal annähernd den jährlichen Aufwendungen für 
den Küstenschutz im lande, also Mitteln, die für 150 000 
küstennah wohnende Menschen und einen Teil der landwirt­
schaftlichen Produktionsflächen der Marsch aufgewendet 
werden. Ebenfalls liegt diese Finanzierung etwa in der 
Größenordnung der jährlichen Flurbereinigungskosten. Die 
80 Millionen DM jährlich werden durch eine gewisse Aufstok­
kung im Rahmen von Schutz- und Pflegekonzepten eine 
größere Anzahl von Arbeitsplätzen im Bereiche des Umwelt­
und Naturschutzes einbringen. 

Die Schritte für ein „ Integriertes Biotopschutzzonen-Kon­
zept'' sollten schnellstens in einem „Generalplan Natur­
schutz-Landschaftspflege" (GNL) nicht nur der Landesre­
g ierung Schleswig-Holstein, sondern aller übrigen Landes­
regierungen der Bundesrepublik Deutschland eingebracht 
werden. Der jeweilige GNL ist die notwendige Konsequenz 
der Landschaftspflegegesetze der Bundesländer. Ohne 
einen solchen Generalplan wird die Mehrheit der Ziele 
dieser Gesetze nicht in der Praxis vollzogen werden. Die 
einzelnen Landtage sollten unverzüglich die finanziellen 
Grundlagen für die einzelnen Generalpläne und die dazuge­
hörigen „ Integrierten Biotopschutz-Konzepte" in die Haus­
haltsplanung einbeziehen. Schon in wenigen Jahren weite­
ren Verzugs in d ieser Planung ist es mit Sicherheit für viele 
Regenerations-, Renaturierungs- und Vernetzungsmaßnah­
men zu spät. 

Übertragen auf die Bundesrepubl ik Deutschland würde es 
sich etwa jährlich um einen Betrag von 1,3 Mil liarden DM 
handeln, der ebenfalls 20 Jahre aufgebracht werden müßte. 
Das entspricht noch nicht einmal 7,6 % der jährlichen 
Kosten, die die Bundesrepublik Deutschland jährlich lür die 
EG-Agrarpolitik zuschießen muß. 
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Dietrich Lüderwaldt 

Vorarbeiten des Landes Niedersachsen für ein Schutzgebietssystem 

1 Ziele des Naturschutzes 

Alle Maßnahmen des Naturschutzes haben sich an den Zie­
len des Naturschutzes zu orientieren. Ein Hauptziel des Na­
turschutzes ist - zusammenfassend formuliert - die Erhal­
tung bzw. Entwicklung einer biologisch und ästhetisch viel· 
fältigen Landschaft mit einem möglichst hohen Anteil an 
natürlichen und naturnahen Ökosystemen. 

Ein wesentliches Mittel zur Verwirklichung dieses Zieles ist 
die Einrichtung von miteinander vernetzten Schutzzonen, 
die als Gesamtheit die Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten re­
präsent ieren, sich an den Lebensgewohnheiten der zu 
schützenden Pf lanzen und Tiere orientieren und die räum­
lich so verteilt sein sollen, daß die Erhaltung regenerations­
fähiger Tier- und Pflanzenpopulationen zur Stabilität des 
Naturschutzhaushalts und als Ausdruck von Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit von Natur und Landschaft gemäß§ 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes gewährleistet ist. Eine solche 
Landschaft hat auch gleichzeitig hohen Erholungswert. 

Hieraus läßt sich die zentrale Aufgabe des Naturschutzes 
begründen, für alle Arten - insbesondere für die gefährde­
ten - Erhaltungs-, Rückzugs- und Ausbreitungsgebiete zu 
erhalten bzw. zu schaffen. Es ist heute allgemein bekannt, 
daß mit der herkömmlichen Anzahl, Größe und Verteilung 
von isolierten Schutzgebieten dieses Ziel nicht erreicht wer­
den kann. Über die notwendige Einrichtung von Schutzge­
bietssystemen ist in letzter Zeit vermehrt gearbeitet worden. 
Ich verweise hier auf einschlägige Arbeiten von HEYDE­
MANN, KAULE, SUKOPP und SCHNEIDER u. a. 

Die Naturschutzstrategie muß demnach darauf ausgerichtet 
sein, einen möglichst hohen Anteil an natürlichen und natur­
nahen Ökosystemen zu sichern als Grundlage für ein 
Schutzgebietssystem, das - nach Auswertung der bisheri­
gen Untersuchungen - zusammengefaßt folgende Voraus­
setzungen erfüllen muß: 

es müssen grundsätzlich alle natürlichen und naturna­
hen Ökosystemtypen naturraumbezogen in geogra­
phisch diverser Anordnung erhalten werden, da vernich­
tete Typen unersetzbar sind; 

diese Ökosystemtypen müssen in ausreichender Größe 
(Minimalflächen) gesichert werden, auch unter Berück­
sichtigung von Tei llebensräumen wandernder Arten , von 
lsolationsproblemen u. a.; 

diese Ökosystemtypen müssen in einem Verbundsystem 
so vernetzt sein, daß bei Störungen ein Ausgleich aus ei­
gener Kraft erfolgen kann und eine Ausstrahlung auf in­
tensiv genutzte Bereiche erreicht wird; 

es müssen neben der Sicherung bestehender Biotope er­
gänzend alle Möglichkeiten zur Neuschaffung von ent­
sprechenden Ökosystemtypen als Ersatz für verlorenge­
gangene Lebensräume genutzt werden, d. h. daß auch al­
le potentiellen Schutzbereiche in das System mit einge­
führt werden müssen, da sonst die erforderlichen Flä­
chenanteile nicht mehr zu erreichen sind. 

HEYDEMANN spricht von einem nBioschutzzonen-System«, 
das, um Wirksamkeit entfalten können, z.B. für Schleswig­
Holstein etwa 10 % der Landesfläche erfassen müßte. Erste 
Hochrechn ungen für Niedersachsen kommen auf ähnliche 
Größenordnungen. 

2 Niedersächsische Vorarbeiten 

Die erste Grundlage zur Verwirklichung so verstandener Na­
turschutzziele ist zunächst die Kenntnis Ober Bestand und 
Entwicklung von Tier- und Pflanzenarten sowie von biolo­
gisch-ökologisch und anderweitig naturwissenschaftlich 
wertvollen Flächen. Ein großer Mangel in der Effektiv ität der 
Naturschutzarbeit liegt u. a. darin, daß nharteu ökologische 
Grundlagendaten nicht vorhanden sind bzw. nicht ausrei­
chend aufbereitet und somit nicht verfügbar sind. Um die­
sem Mangel möglichst kurzfristig abzuhelfen, sind von der 
Fachbehörde für Naturschutz des Landes Niedersachsen 
als derzeitige Schwerpunktaufgaben eine Reihe von landes­
weiten Erfassungsprogrammen aufgelegt: 

für Pflanzenarten und Pflanzengesellschaften, 
für Tierarten, 
der für den Naturschutz wertvollen Flächen und 
Sonderprogramme der für das Land Niedersachsen be­
sonders wichtigen und repräsentativen Landschaftsbe­
reiche (z. B. Hochmoore, Wattenmeer). 

Die in Niedersachsen laufenden Erfassungsprogramme für 
Pflanzen- und Tierarten werden unter Mithilfe von über 1000 
ehrenamtlichen Meldern durchgeführt; sie sollen zum einen 
Informationen über Vorkommen, über die historische und 
aktuelle Verbreitung sowie Bestandsentwicklungen von ein­
zelnen Tier- und Pflanzenarten als Grundlage z. B. für die Er­
stellung von nRoten Listenu, des Artenschutzprogrammes 
des Landes, von gesetzlichen Artenschutzbestimmungen, 
von Hilfsprogrammen u.ä. geben und zum anderen aber 
auch Daten zur Bewertung von Flächen liefern. 

2.1 Erfassungsprogramm Flora 

Seit 1967 wird vom Systematisch-Geobotanischen Institut 
der Universität Göttingen in Zusammenarbeit mit dem Nie­
dersächsischen Landesverwaltungsamt - Naturschutz, 
Landschaftspflege, Vogelschutz - unter Beteiligung der 
Niedersächsischen Regionalstellen der floristischen Kartie­
rung, zahlreicher lokaler Kenner und mit finanzieller Unter­
stützung der Deutschen Forschungsgemeinschaft ein lan­
desweites Erfassungsprogramm für Pflanzenarten durchge­
führt. 

Bisherige Ergebnisse für die praktische Naturschutzarbeit 
s ind: 

- Der »Atlas zur Flora von Südniedersachsen« (HAEUPLER 
1976); 
(ein Florenatlas für den Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland wird voraussichtlich 1982 erscheinen), 
Rote Liste »Verschollene und gefährdete Gefäßpflanzen 
in Niedersachsen« 
(HAEUPLER, MONTAG, WÖLDECKE 1976), 

- Zahlreiche Kartierer konnten wertvolle Hinweise geben, 
die wesentliche Grundlage für die jetzt laufende »Erfas­
sung der für den Naturschutz wertvollen Bereiche« bil· 
den 
(über den Bereich Pflanzengesellschaften hat PREISING 
berichtet). 

Es ist vorgesehen, nach Auslaufen des Forschu ngsprogram­
mes, die Florenkartierung mit den bisherigen Meldern von 
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der Fachbehörde aus weiterzuführen, sofern die personal­
mäßigen Voraussetzungen hierzu geschaffen werden kön­
nen. 

2.2 Erfassungsprogramm Fauna 

Mit dem Tierartenerfassungsprogramm des Niedersächsi 
sehen Landesverwaltungsamtes (Merkblatt Nr. 5) ist mit de1 
flächendeckenden Erfassung von Tierarten im Land Nieder 
sachsen unter Mitarbeit von über 1 000 Meldern vor einiger 
Jahren systematisch begonnen worden. 

Von der Vielzahl der in Niedersachsen heimischen Tierarten 
mußte eine Auswahl fü r das Erfassungsprogramm getroffen 
werden u. a. deshalb, weil aus Personalgründen nur eine be­
grenzte Datenmenge bearbeitet werden kann. Aufgenom­
men in das Erfassungsprogramm wurden vor allem im Be­
stand gefährdete Tierarten (»Rote-Liste«-Arten), gefährdet 
erscheinende Tierarten und auch Tierarten, die als mögliche 
1 nd ikatorarten eine Bedeutung haben. 

Kartierungsmethoden bei der Erfassung von Tierarten sind 
Rasterkartierung, Punktkartierung und/oder Flächenkartie­
rung. 

Die Punkt- bzw. Flächenkartierung ist aufgrund ihrer Genau­
igkeit und Überprüfbarkeit sowie aufgrund der Verwendbar­
keit der Daten für die Gebietsbewert ung in letzter Zeit für 
fast alle Kartierungen gewählt worden. 

Die Herausgabe der Daten der Artenerfassungsprogramme 
erfolgt als Floren- bzw. als Faunenatlas. Die über diese Pro­
gramme ermittelten floristisch oder faunistisch wertvol len 
Flächen gehen unmittelbar ein in das Programm: 

2.3 Erfassung der für den Naturschutz wertvollen Bereiche 
(Biotopkartierung) 

Es ist z. B. für den Bereich Fauna ein Kriterienkatalog ent­
wickelt worden, aufgrund dessen - im wesentlichen an­
hand von nRote-Liste«·Arten - ein Gebiet als nfür die Fauna 
wertvoll« eingestuft wird. So werden die erfaßten faunisti­
schen Daten sofort für den Gebietsschutz ausgewertet und 
umgesetzt. Eine flächenbezogene Angabe und Bewertung 
ist notwendig, um eine umgehende Integration der Daten 
der Arten-Erfassungsprogramme in die Biotopkartierung zu 
ermöglichen und somit in die Praxis umzusetzen. Alle flä· 
chenbezogenen Daten erscheinen dann in einem Karten­
werk. 

Für das Programm »Erfassung der für den Naturschutz wert­
vollen Bereiche in Niedersachsen«, das als zusammenfas­
sendes flächenbezogenes Flächenkataster als wichtigstes 
Programm anzusehen ist, ist ein Verfahren entwickelt wor­
den, das aufgrund des dringenden Bedarfs an ökologischen 
Daten eine möglichst schnelle aber auch weitgehend flä­
chendeckende Erfassung aller für den Naturschutz wertvol­
len Bereiche ermöglicht. Das Verfahren wurde 1977 einge­
führt und wurde 1981 im ersten Durchgang mit den Feldar­
beiten abgeschlossen. 1982 sollen alle Blätter Niedersach­
sens im Maßstab 1 : 50000 herausgabebereit vorliegen. 

Dieses Programm bildet die wichtigste Grundlage für die 
Entwicklung eines Schutzgebietssystems. Mit der Erfas­
sung der für den Naturschutz wertvollen Bereiche werden 
unter Zugrundelegung landesweiter Maßstäbe primär die für 
den Flächenschutz bedeutsamen, meist naturnahen Gebie­
te einschließlich der geogenen Erscheinungsformen über 
definierte Erfassungseinheiten - 83 an der Zahl - in Karte 
und Text zur Darstellung gebracht. Außer den naturnahen 
Bereichen - wie bestimmten Waldtypen, Fließgewässern, 
Wattflächen u. a. - werden auch mehr oder weniger stark 
anthropogen beeinflußte oder auch potentielle schutzwürdi­
ge Gebiete - wie Feuchtgrünland, Heiden, regenerierbare 
Moore - erfaßt (POHL, D., 1979). Methodisch lehnt sich die 
Kartierung an die BAYERISCHE BIOTOPKARTIERUNG 
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(KAULE 1977) an , ist jedoch weiterentwicke lt worden durch 
zusätzliche Aufnahme geowissenschaftlich wertvoller Be­
reiche und vor allem durch text lich mit Erläuterungen und 
wertbestimmenden Gesichtspunkten aus dem Bereich des 
Tier- und Pflanzenartenschutzes - als Auswertung der o. g. 
Artenerfassungsprogramme - versehene Erfassungsein· 
heiten. Eine Abstimmung mit Schleswig-Holstein hat hierbei 
stattgefunden. 

Auf ein wichtiges Merkmal der niedersächsischen Biotop· 
kartierung muß besonders hingewiesen werden. Den Feld­
untersuchungen vorausgegangen sind umfangreiche Arbei­
ten zur Auswertung und Einordnung aller bisher bekannten 
Daten und Hinweise über für den Naturschutz wertvolle Be­
reiche in Niedersachsen, als Vorinformation bezeichnet. 
Hierbei wurden alle Angaben nach einem Quellenschlüssel 
auf der Grundlage der in der Kartieran leitung beschriebenen 
Erfassungseinheiten ausgewertet und aufbereitet. Als wich­
tigste Quellen sind hier anzuführen: 

- frühere Bestandsaufnahmen des Nieders. Landesverwal­
tungsamtes; 

das ausgewertete Ergebnis einer in den Jahren 1976/77 
gemeinsam mit dem Institut für Landschaftspflege und 
Naturschutz der Universität Hannover durchgeführten 
landesweiten Expertenbefragung über »ökologisch und 
naturwissenschaftlich wertvolle Gebiete in Niedersach­
sen« (BIERHALS, E., 1975), die sich als wichtigste Vorin­
formationsquelle erwiesen hat; 

ausgewertete Ergebnisse der Arten-Erfassungsprogram­
me (s. o.) mit flächenbezogenen Angaben (einsch l. 
Feuchtgebiete von internat ionaler, nationaler und regio­
naler Bedeutung) und Auswertung der »Roten Listen« für 
Pflanzenarten, einzelne Tierartengruppen und Pflanzen­
gesellschaften in Niedersachsen; 

die Landschaftsteile von geologischer Bedeutung nach 
Untersuchungen des Nieders. Landesamtes für Boden­
forschung; 

die Vorschläge für die Ausweisung von Naturwaldreser­
vaten in Niedersachsen ; 

das Naturschutz-Archiv Niedersachsen (in die Bewer­
tung einbezogen werden auch vorhandene Naturschutz· 
gebiete) und sonstige Kataster; 

Sonderprogramme des Landes, insbesondere das Moor­
schutzprogramm und das Wattenmeerprogramm (über 
letzteres wird WESEMÜLLER berichten). 

Über ein Informationskataster erfolgt die laufende Aktuali­
sierung aller Daten für die Fortschreibung der Kartierung. 
Als Ergebnis der Vorinformation werden Karten und Erhe­
bungsbögen erstellt, die dem Kartierer als wichtigste Vorga­
ben an die Hand gegeben werden. 

Die Kartierung selbst - d. i. die feldmäßige Überprüfung der 
Angaben der Vorinformation und die zusätzliche Erfassung 
von in der Vorinformation nicht enthaltenen schutzwürdigen 
Flächen - wird von 4-5 erfahrenen Kartierern durchge­
führt, wodurch eine weitgehende Homogenität der Kartierer· 
gebnisse gewährleistet ist. 

Erfaßt werden alle aus Landessicht für den Naturschutz 
wertvollen Bereiche, und zwar zunächst nur die »Kernflä· 
chen« ohne die zur Sicherung des Gebiets notwendigen Puf­
ferzonen. Die landesweite Erfassung ist zu ergänzen um die 
»Pufferzonen« und durch lnventarisierung gebietstypischer 
und regional oder lokal bedeutsamer Bereiche für den Arten­
und Biotopschutz auf Kreis- und Gemeindeebene als not· 
wendige feine Maschen und Trittsteine zur Ausfüllung des 
landesweiten Schutzgebietssystems. 

Als Ergebnis des ersten Durchganges wird die Karte der für 
den Natursch utz wertvollen Bereiche in Niedersachsen i. M. 



1 : 50000 vorgelegt, in die - wie ausgeführt - alle bekann­
ten Daten in aufbereiteter Form eingehen. Die feldmäßige 
Kartierung war 1981 abgeschlossen, so daß im laufe des 
Jahres 1982 alle Blätter herausgabebereit vorl iegen werden. 
Fertige Blätter werden unmittelbar nach Fertigstellung suk­
zessive nach einem bestimmten Verteilerschlüssel heraus­
gegeben; das Kartenwerk ist als fortschreibungsfähiges Ka­
taster (Biotopkataster) aufgebaut. Mit Abschluß der Kartie­
rung werden erstmals Angaben über Art, Anzahl, Lage und 
Größe der für den Naturschutz wertvollen Bereiche landes­
weit zur Verfügung stehen. Daraus wird sich zeigen, welche 
Ökosystemtypen bereits geschützt sind und welche auf­
grund ihrer Seltenheit bzw. starken Gefährdung besonders 
schutzbedürftig sind. Das Programm ist so aufgebaut, daß 
eine EDV-mäßige Auswertung möglich ist. Somit ergibt sich 
die Möglichkeit, aus landesweiter Sicht steuernd auf die 
Ausweisung von Schutzgebieten einzuwirken mit dem Ziel, 
langfristig ein »repräsentatives Schutzgebietssystem« zu 
entwickeln. 

Es muß ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß es 
sich bei den so ermittelten Flächen um Vorrangflächen für 
den Naturschutz handelt; d. h. nicht etwa, daß sich der Na­
turschutz in seiner Tätigkit nur auf diese Flächen be­
schränkt. Die allgemeinen Forderungen des Naturschutzes, 
bei sämtlichen Nutzungen Naturschutzziele zu berücksichti­
gen, bleiben selbstverständlich bestehen und müssen paral­
lel hierzu verstärkt werden. Die Naturschutzpraxis zeigt 
aber, daß aus Naturschutz-strategischen Gründen auch Vor­
rangflächen für den Naturschutz gefordert werden müssen. 

3 Umsetzung der Erfassungsprogramme 

MIOTK hat zu den ersten Auswertungsergebnissen zur Ent­
wicklung eines Schutzgebietssystems referiert ; ich möchte 
auf sonstige Umsetzungsmöglichkeiten des Erfassungs­
programmes hinweisen. Daß ein wirksames Schutzgebiets­
system, das ca. 8-10 % der Landesfläche erfaßt, nicht nur 
durch natursch utzrechtlichen Schutz - z. B. Ausweisung 
der schutzwürdigen Bereiche als Naturschutzgebiete - er­
reicht werden kann, wird schon aus der Hochrechnung deut­
l ich, daß bei einer Zuwachsrate von ca. 2000 halpro Jahr 
NSG-Fläche (d. i. etwa die Größenordnung der letzten 2 Jah­
re in Niedersachsen, die im übrigen weit über dem Bundes­
durchschnitt liegt) es 25 Jahre bedarf, um den NSG-Anteil in 
Niedersachsen, der derzeit bei 1,2 % der Landesfläche liegt, 
nur zu verdoppeln. 

Es ist bekannt , daß die Kapazitäten der Bezirksregierungen 
derzeit restlos erschöpft sind und hier bereits heute einige 
100 NSG-Verfahren anhängig sind. Das bedeutet, daß nach 
zusätzlichen Wegen gesucht werden muß, um ein wirksa­
mes Schutzgebietssystem zu verwirklichen. Die Ergebnisse 
des Programms »Erfassung der für den Naturschutz wertvol­
len Bereiche« mit den hierin integrierten Daten sonst iger 
oben erwähnter Erfassungen bilden wichtige ökologische 
Grundlagendaten : 

a) Für die räumliche Gesamtentwicklung (Raumordnung, 
Bauleitplanung) 

In Niedersachsen finden die Daten z. B. Eingang in das Lan­
desraumordnungsprogramm als »Vorranggebiete für Erhal­
tung von Natur und Landschaft« gemäß Entwurf des Lan­
desraumordnungsprogramms Niedersachsen 1980 (ange­
strebt wi rd der Begriff »Vorranggebiete für Naturschutz«) 
und in die Regionalen Raumordnungsprogramme als »für 
den Naturschutz besonders wertvolle Bereiche«, gemäß Ver­
ordnung über das Verfahren zur Aufstellung sowie über die 
Art der Darstellung der Regionalen Raumordnungsprogram­
me vom 26. 1. 76 (Nieders. GVOBI S. 15). 

Die so ermittelten Flächen können ferner von den Natur­
schutzbehörden als Träger öffentlicher Belange in die Bau-

leitplanung der Gemeinden als zu berücksichtigende Vorga­
ben eingegeben werden. 

Die Aussagen erhalten so bereits Wirksamkeit, ohne daß ein 
formeller Flächenschutz besteht. 

b) Eingriffsregelungen 

Das sind die Daten, die in der täglichen Naturschutzarbeit 
als Argumentationshilfe für die Beurteilung von Eingriffen 
aller Art dringend benötigt werden. Im Rahmen der Durch­
führung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und für Fest­
setzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach 
dem neuen Naturschutzrecht kann auf entsprechende Be­
wertungen aus Naturschutzsicht nicht verzichtet werden. 
Hierbei ergeben sich Möglichkeiten zur Neuschaffung von 
Ersatzlebensräumen, die in ein Schutzgebietssystem mit­
eingeführt werden können (s.o.). 

Wichtig ist, daß diese Daten auch den einschlägigen Fach­
behörden und den nach § 29 BNatSchG anerkannten Ver­
bänden zugänglich sind. 

c) Für Planungen anderer Fachbereiche, 

z. B. Einbringung in Verkehrskonzepte, Agrarstrukturelle 
Vorplanungen, Forstplanungen u. ä. 

d) Für die eigenen Fachaufgaben des Naturschutzes, z. B.: 

für Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne als 
landesweite Vorgaben mit dem Auftrag zur Ergänzung, 

für Hilfs- und Sonderprogramme für den Arten- und Bio­
topschutz, 
für Schutzgebietsausweisungen, 
für Ankaufsprogramme, 

für das Landschaftsprogramm Niedersachsen, in dem 
gern. Nieders. NatschG Aussagen über schutzwürdige 
Flächen enthalten sein sollen, 

für besondere Biotopschutzmaßnahmen oder Schutz­
anordnu ngen für bestimmte Gebiete mit u. U. zeitl icher 
Begrenzung. 

Hierdurch ergeben sich vielfältige Möglichkeiten, Vorgaben 
zur Verwirkli chung von Schutzgebietssystemen zu liefern. 

Abschließend sei nochmals bemerkt, daß die erst e Voraus­
setzung für die Durchsetzung von Naturschutzzielen die Ver­
fügbarkeit über zuverlässige ökologische Grundlagendaten 
ist, d. h., daß nach einheitlichen Kriterien erhobene, aktuelle 
und flächenbezogene Arten- und Biotopdaten aufbereitet 
und jederzeit herausgabebereit vorliegen müssen. Erst auf 
der Grundlage ausgewerteter Daten können gezielt weitere 
Schritte unternommen und begründete Naturschutzkonzep­
te einschl. Schutzgebietssysteme entwickelt werden. 

Zusammenfassung 

1. Alle Maßnahmen des Naturschutzes haben sich an klar 
formulierten Zielen des Naturschutzes zu orientieren. 

2. Ein Schutzgebietssystem muß eine Reihe von Vorausset­
zungen erfüllen und etwa 8- 10 % der Landesfläche er­
fassen. 

3. Als Niedersächsische Vorarbeiten sind landesweite Er­
fassungsprogramme aufgelegt: 

- für Pflanzenarten und Pflanzengesellschaften 
- für Tierarten 
- für Sonderprogramme 

und als wichtigstes das Programm »Erfassung der für 
den Naturschutz wertvollen Bereiche« mit den hierin in­
tegrierten Daten sonstiger Erfassungen. 
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4. Die Erfassungsprogramme sind so aufgebaut, daß die 
Daten flächenbezogen, aktuell, ständig herausgabebe­
reit und damit für die Praxis unmittelbar verwendbar 
sind. 

5. Die entsprechend aufbereiteten Daten sind wichtige öko­
logische Grundlagendaten für 

- die räumliche Gesamtentwicklung (Raumordnung 
und Städtebau) 

- für Eingriffsregelungen 
- für andere Fachprogramme und 
- für eigene Fachaufgaben des Naturschutzes 

und auch für die Entwicklung eines landesweiten Schutzge­
bietssystems. 
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Holger Wesemüller 

Das Wattenmeer als System integrierter Schutz als Notwendigkeit 
(am Beispiel Niedersachsens) 

Naturschutz und Schutzgebietssystem 

Die geringe Qualität des Naturschutzes auch im engeren 
Sinne ist in der Bundesrepublik Deutschland allerorten au­
genfällig, so auch im Wattenmeer. Beispiele dafür sind die 
erst kürzlich in Kraft getretene, löchrige Naturschutzverord­
nung für den deutschen Dollartteil der Emsmündung, die Er­
richtung von Sportboothäfen in Naturschutzgebieten und 
empfindlichen Bereichen (Tümlauer Bucht und Leybucht) 
oder die Gas- und Ölexploration in Schutzgebieten sowie die 
Aufhebung von Naturschutzgebieten für einen auf Flächen­
gewinn ausgelegten Küstenschutz (etwa bei Rodenäs oder 
auch bei der Nordstrander Bucht). 

Das Abdrängen des Naturschutzes auf Restflächen, an de­
nen kein anderer (mehr) interessiert ist und seine Beschrän­
kung in der Fläche auf wenige, oft sehr kleine Gebiete (z. B. 
Naturschutzgebiete) sowie mangelnde Schutzeffektivität 
selbst in diesen Gebieten kennzeichnen den Trend (vgl. für 
Niedersachsen u. a. POHL 1975, WESEMÜLLER 1975). Meh­
rere Naturschutzgebiete sind wegen des realen, ungenügen­
den Schutzes nicht zu dieser Schutzkategorie zu rechnen 
(HEYDEMANN 1980a). Die schleppende Ausweisung von 
Naturschutzgebieten, »begünstigt« durch das (schon oft be­
klagte) Personaldefizit , ist ein weiterer Hinweis für die 
schwierige Situation des Naturschutzes. Unter diesem 
Blickwinkel ist allein in den Flächenprozenten, die unter 
Schutz stehen (gut 1 % der Landesfläche) oder die im Rah­
men eines integrierten Schutzgebietssystems unter Schutz 
gestellt werden sollten (genannt werden rund 10 % der Lan­
desfläche), nur ein gradueller, aber kein prinzipieller Unter­
schied zu sehen. 

Die scheinbare Notwendigkeit oder Zwangsläufigkeit des 
Naturschutzes, sich nur auf (einige) bestimmte Gebiete zu­
rückzuziehen, ist nicht einsichtig. Beispiele in afrikanischen 
Nationalparken, die flächenmäßig zusammenhängend z. T. 
sogar noch größere Dimensionen aufweisen als die hier lm 
Gespräch befindliche 10%-Marke, zeigen dennoch einen 
weiteren, wenn auch deutlich verlangsamten Artenrückgang 
(Aussterberate) an (vgl. SOULE, WILCOX & HOLTBY 1979). 
Stichworte wie wechselseitige Abhängigkei ten und »Vernet­
zungcc von Ökosystemen verdeutlichen, daß auch geschützte 
Gebiete keine geschlossenen Systeme darstellen. Sie ste­
hen immer in mehr oder weniger enger Beziehung zur weite­
ren (genutzten) Umgebung. Sie sollen ja auch keine lsolate 
darstellen, denen dann lediglich die Aufgabe etwas großge­
ratener zoologischer und Botanischer Gärten zufiele, die 
nun - sozusagen als Freilandmuseen - uheile« Naturreste 
und das Artenreservoir der Nachwelt zu überliefern hätten. 
Um die Natur funktionsfähig zu erhalten, reicht es nicht aus 
sich auf eine ausschnitthafte Betrachtung und Umsetzung 
zu beschränken, auf die der heutige Naturschutz abge­
drängt zu sein scheint. 

Die Diskussion Ober ein geeignetes Schutzgebietssystem 
muß deshalb die von diesem nicht abgedeckten uübrigen« 
90 % der Landesfläche mit einschließen. Denn es ist der un­
günstige Fall denkbar, daß der nicht mit einem Schutzstatus 
belegte Flächenanteil ollne klare ökologische Orientierung 
voll ständig und intensiv genutzt wird, etwa durch Landwirt­
schaft oder Industrie. Mit erheblichen negativen Einflüssen 
von außen auf die Schutzgebiete ist daher zur rechnen - zu-

sätz lich zu den Beeinträchtigungen, die von den innerhalb 
der Gebiete in der Regel erlaubten diversen Nutzungen aus­
gehen. 

Es drängen sich darum einige Fragen auf, z.B.: 

- Sind in dem für ein Schutzgebietssystem diskut ierten 
10% igen Flächenanteil schon ausreichende Pufferzonen 
enthalten? 

- Wie sollen (mit den zur Verfügung stehenden Mitteln) ne­
gative Einflußgrößen, auch global wirkende - z.B. die 
Luft- und Wasserverschmutzung - ferngehalten wer­
den? 

Diese Fragen sind nicht neu, sollten allerdings auch in die­
sem Rahmen gestellt und nicht verdrängt werden. Die Dring­
lichkeit solcher Forderung wird gerade vor dem Hintergrund 
eines effektiven Wattenmeerschutzes offensichtlich, der 
umfassender als der Schutz terrestrischer Systeme sein 
muß - wie noch gezeigt wird. 

Reicht ein Schutzgebietssystem aus? 

Ein Schutzgebietssystem allein würde angesichts der heuti­
gen Realität kaum eine entscheidende Verbesserung der ge­
genwärtigen Lage für Natur und Naturschutz bedeuten. Die­
ses System allein könnte - wenn Oberhaupt - kaum im 
Sinne von Ober das bloße Überleben bestimmter Arten und 
Ökosysteme hinausgehenden ökologischen Erfordernissen 
voll wirksam werden, wie sie etwa im Bundesnaturschutzge­
setz mit der nachhaltigen Sicherung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes als Lebensgrundla­
ge des Menschen angesprochen sind. 

Davon ausgehend, daß die vielfältigen, z. T. intensiven Nut­
zungen die Hauptursache sind für Artenrückgang und Le­
bensraumvernichtung, die letztlich in der Zerstörung der Le­
bensgrundlagen auch des Menschen münden können, darf 
sich der Naturschutz im Grunde nicht allein auf ausgewähl­
te Flächen beschränken (im statischen Sinn) - so notwen­
dig diese auch sind (Vorrangflächenkonzept!) -, sondern 
muß auch vor al lem bei den Nutzungen ansetzen, wil l er 
wirksam werden (und bleiben). 

Aus dieser Sicht müßte jede Nutzung dann neben ihren eige­
nen Lei stungen auch die anderer Nutzungen berücksich ti­
gen und die ökologischen Funktionen mit erbri ngen. Oder 
vereinfacht ausgedrückt: Ökologische Funktionen müssen 
Bestandteil der Nutzungen werden. 

Der traditionelle, auf begrenzte Sicherungsaufgaben (Flä­
chen-, Artenschutz) eingeengte Naturschutz würde damit 
zur umfassenden ökologischen Planungsaufgabe erweitert, 
die auf allen Planungsebenen wirksam werden müßte (vgl. 
LANGER 1974). 

Auch wenn BAUM (1979) »die Verknüpfung aller Maßnahmen 
durch einen ökologisch fundierten Planungsrahmen« fordert 
und damit auf der politischen Ebene ein behutsames Um­
denken andeutet, so sind wir In dieser Hinsicht doch immer 
noch (oder erst) bei den Anfangssch ri tten. Es bleibt also die 
Frage offen, wie der »heutige« Naturschutz Nutzungskon­
flikte In Bereichen ohne gesetzl ichen Schutzstatus aushal­
ten will, wenn er sich noch nicht einmal in Schutzgebieten 
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Abb. 1: Lage des Wattenmeeres. 

ausreichend bemerkbar machen kann (vgl. u. a. SPANIER 
1980, WESEMÜLLER 1975). 

Der RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRA­
GEN (1978) kommt z. B. in bezug auf die Ziele von Natur­
schutz und Landschaftspflege zu dem Schluß, daß »die öko· 
logisch optimale Kombination von Nutzungen ... bei den 
derzeitigen Gegebenheiten nur begrenzt zu erreichen (ist) 
... Das erfordert in Zukunft ein Konzept ökologisch differen­
zierter Landnutzung«. Daraus ist zu folgern, daß in jeglicher 
Landnutzung Biotopschutzfunktionen impliziert sein müß­
ten. In dieses Konzept eingebettet, würde ein Schutzgebiets­
system seinen eigentlichen Stellenwert bekommen und sei­
ne Aufgaben erfüllen können. 

'!.II!!!!~-------- - - ---------
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Strukturen und Grundfunktionen des Wattenmeeres• 

Die Abbildungen (1, 2 und 3) vermitteln eine Übersicht über 
Lage, Dimension und Lebensräume des Naturraum-Kom­
plexes Wattenmeer, dem amphibischen, besonders ausge­
dehnten und allmählichen Übergang vom Land zum Meer. 
Flächenmäßig besitzt das namensgebende Watt (Eulitoral) 
mit fast 60 % den größten, die durch forcierte Eindeichun­
gen sehr selten gewordene Salzwiese (Supralitoral) mit we­
niger als 5 % den geringsten Anteil an dieser Landschaft 
(vgl. Abb. 3). 

In den Grundmodellen »Abiotische Grundfunktionen« (Abb. 
4) und »Biotische Grundfunktionen« (Abb. 5) sind grundsätz­
l iche Bedingungen, wesentliche Naturzusammenhänge und 
Funktionen des »internationalen« Wattenmeersystems dar­
gestellt. Einige wichtige Teilaspekte werden an Abb. 6-12 
näher erläutert. 

Es ist erkennbar, daß das Wattenmeer entscheidend durch 
die rhythmisch auftretenden Gezeiten geprägt wird. Sie sind 
der beherrschende Faktor, der »Motor« vielfältiger Prozesse 
im Wattenmeer. Die wesentlich mit den Gezeiten zusam­
menhängende erhebliche Dynamik des Naturraumes, die 
ständige (und in vergangenen Jahrhunderten teilweise groß­
räumige) Veränderungen bewirkt(e), beeinflußt u. a. sowohl 
andere Ökofaktoren als auch die Verbreitung, Ausprägung, 
Abfolge und Spezialisation von Organismen und Lebensge­
meinschaften. Dadurch sind auch die Subsysteme unterein­
ander eng verflochten (Abb. 6). Subsystem, das Watt und 
seine Morphologie »leben« von der dauernden Ab- und Umla­
gerung sowie dem Transport der Sedimente (AUGST & WE­
SEMÜLLER 1979). 

Nach HEYDEMANN (1980b) bewirkt die starke Dynamik des 
Wattenmeeres, daß die organische Produkt ion auch im be-

• Im Vortrag wurden anhand von hier nicht abgebildetem Bild- und 
Kartenmaterial verschiedene Funktionen und besondere ökologi­
sche Eigenschaften der unterschiedenen Lebensräume bzw. Sub­
systeme des Wattenmeeres sowie deren Verzahnung weiterge­
hend erläutert als hier dargestellt. 

V".„ Dell• 

f. 

t------1„„1-----t-------WalletU•'4er hn •nttt•n Sinne -----l 

t------------------Well•1t~••r-------------------I 

Abb. 2: Schematischer Querschnitt durch das niedersächsische Wattenmeer mit Insel : Morphologie und Gliederung in Lebensräume 
(nach AUGST & WESEMÜLLER 1979, verändert). 
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Abb. 5: Wattenmeer - biotische Grundfunktionen. Die hohe Bio­
produktion des Wattenmeeres beruht wesentlich auf der »ZufOtte­
rung« mit organischen Parti keln (Plankton und organischer Detritus, 
vgl. Abb. 4) von der Nordsee her. Die hier zur Verfügung stehende gro­
ße Biomasse, zugleich Nahrungsangebot, is t Grundlage für die Funk­
tion des Wattenmeeres als lebensnotwendiger, unersetzbarer Teille­
bensraum im Lebenszyklus einer Reihe von Tierarten (Fische und Vö­
gel) eines riesigen Einzugsgebietes. Zu den typischen Wattenmeer­
bewohnern (wattenmeer-interne Komponente) zählen nach HEYDE­
MANN (1980 b) auch etwa 500 endemische Arten, Rassen und Ökoty­
pen des Subsystems Salzwiese. 
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Abb. 4: Wattenmeer - abiotische Grundfunktionen. Das Medium 
Wasser ist wesentlicher Vernetzungsfaktor für den flächenmäßig 
größten Teil des Wattenmeeres. Die Gezeiten sind der diesen Großle­
bensraum beherrschende Faktor. Entstehung und die hohe Dynamik 
des Wattenmeeres oder die verschiedenartigen Transportfunktionen, 
aber selbst biotische Funktionen hängen entscheidend davon ab. Der 
vom Gezeitenstrom geförderte allochthone Stoffeintrag kennzeich­
net es als subsidiäres System (vgl. Abb. 7). Als bevorzugter Ablage­
rungsraum für Sedimente erfüllt es eine besondere Säuberungsfunk­
tion für das Nordseewasser, die durch Reakt ivitäten der Bodenorga­
nismen erheblich verstärkt wird. 

tdirekte Abhängi gkeit (obligatorisch) 

- - - 4:rakul.tat ive Seein!lu.ssUDg 

Abb. 6: Wattenmeer - Wichtige Beziehungen zwischen seinen öko­
logischen Subsystemen (nach AUGST & WESEMÜLLER 1979). 

sonderen Umfang in biologische Prozesse umgesetzt wird 
und damit immer wieder neu Leben in besonderem Umfang 
erzeugen hilft. Die hohe Bioproduktion bestimmter Bereiche 
des Eulitorals und der Salzwiese erreicht »Spitzenwerte der 
Ökoproduktion in Ökosystemen überhaupt« (HEYDEMANN 
1980b). Die allochthone Versorgung mit Nährstoffen und 
Plankton ist dafür ein wesentlicher Faktor (vgl. HICKEL 
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Abb. 7: Schema des küstennahen Sedimenttransportes in der südli­
chen Nordsee (nach GROOT 1973, verändert). Die küstenparallele, 
nordostwärts gerichtete nRestströmung„ verfrachtet u. a. im Zusam­
menspiel mit den Gezeitenströmungen vor allem feinste Partikel in 
weit entfernt liegende Wattenmeerbereiche. Aus dem Rhein stam· 
mende Partikel gelangen bis in die Sedimente des Dollarts in der 
Emsmündung (vgl. HICKEL 1979). 

1979). Darüber hinaus ist das Wattenmeer z.B. der wichtig­
ste Teil der Nordsee im Hinblick auf Sammlung, Festlegung 
und Mineralisation des organischen Detritus (POSTMA 
1978) und erfüllt somit eine bemerkenswerte natürliche Säu­
berungsfunktion für das Nordseewasser (vgl. DANKERS 
1979). Der Vorgang der Partikelanreicherung im Wattenmeer 
mahnt allerdings zu großer Wachsamkeit (vgl. Abb. 7), denn 
an Partikeln gebundene Schadstoffe werden so auch in den 
Wattenmeersedimenten angereichert. 

Abb. 8-11 erläutern die besondere Stellung des Watten­
meeres im (globalen) Migrationsgeschehen zahlreicher Vo­
gelarten (vgl. u. a. AUGST & WESEMÜLLER 1979, SWENNEN 
1976, THIESSEN 1977). Lebensbereiche verschiedener typi­
scher Brut· und Gastvogelarten im niedersächsischen Wat­
tenmeer werden aufgezeigt und ihre Verzahnung verdeut­
licht (Abb. 10, 11). Das Wattenmeer wird von den Vögeln 
ganzflächig genutzt. 

Ebenso ist es für die Nordseepopulationen einer Reihe von 
Fischarten, insbesondere für Scholle, Seezunge, Hering und 
Sprotte ein bestandsbestimmender Faktor (Abb. 12). Mitei­
ner küstenparallelen Strömung (vgl. Abb. 7) driften Fischeier 
und/oder -larven zum Wattenmeer, in dem die Jugendsta­
dien ein ideales Aufwuchsgebiet vorfinden (vgl. ZIJLSTRA 
1976). 

Die Modelle und Schemata über wesentliche abiotische und 
biotische Faktoren des offenen Systems Wattenmeer skiz­
zieren funktionale zusammenhänge und sowohl eine enge 
Verzahnung der Subsysteme innerhalb des Wattenmeeres 
als auch eine Vernetzung mit anderen, außerhalb liegenden 
Ökosystemen. Das gesamte Wattenmeer besitzt eine 
Schlüsselstellung für benachbarte sowie auch für sehr weit 
entfernt liegende Ökosysteme und steht mit diesen in Wech­
selwirkung. Kein anderes Ökosystem könnte diese Funktio­
nen in vollem Umfange übernehmen. Als untrennbarer Be­
standteil der Nordsee stellt es ökologisch gesehen eine Ein­
heit dar. Dabei ist das Wattenmeer »mehr noch als terrestri­
sche Systeme auf den totalen Zusammenhang seiner zahl­
reichen Subsysteme angewiesen" (HEYDEMANN 1980a). 
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Abb. 8: Wattenmeer - international bedeutender, zentraler Brenn­
punkt zahlreicher wandernder Vogelarten und Dimension ihres Ein­
zugsgebietes (nach SWENNEN 1976, verändert). 
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Abb. 9: Funktionen des niedersächsischen Wattenmeeres im Jah· 
reszyklus der Vögel (auf der Grundlage von AUGST & WESEMÜLLER 
1979). 
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Abb. 10: Charakteristische und typische Brutvögel des niedersächsischen Wattenmeeres - differenzierte Verbreitung ihrer Brut- und Nah­
rungsgebiete (nach AUGST & WESEMÜLLER 1979). 

Die besondere Schutzwü rdigkeit des in dieser Form auf der 
Welt einzigartigen Wattenmeeres mit zahlreichen gefährde­
ten, z. T. hochspezialisierten und endemischen Arten, Ras­
sen und Ökotypen, seiner hohen produktionsbiologischen 
Bedeutung nebst anderen bedeutenden ökologischen Funk­
tionen steht außer Zwei fel (vgl. u. a. AUGST & WESEMÜL­
LER 1979, HEYDEMANN 1979, WESEMÜLLER & AUGST 
1979 a). Es ist in seiner Gesamtfläche nicht vermehrbar, und 
es gibt keinen Ersatz für das Wattenmeer (vgl. RAT VON 
SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1980). Es ist 
in seiner Gesamtheit schutzwürdig. 

Nutzungsfunktionen 

Die Darstellung der funktionalen zusammenhänge wäre un­
vol lständig, ohne die speziellen Funktionen des Raumes für 
den Menschen anzusprechen. Er bringt in seiner Gesamtheit 
und durch bestimmte Teilkomplexe besondere Leistungen 
für die menschliche Gesellschaft hervor, z.B. hinsichtlich 
Erholung / Fremdenverkehr, F ischerei, Küstenschutz, For­
schung und Lehre. Der Wattenmeerraum wird jedoch noch 
durch weitere vielfält ige Nutzungen teilweise intens iv bean­
sprucht. 
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Abb. 11: Wichtige Gastvogelarten des niedersächsischen Wattenmeeres - enge Verzahnung ihrer Nahrungs- und Rastgebiete (nach 
AUGST & WESEMÜLLER 1979). 

Das Modell in Abb. 13 verdeutlicht, daß die verschiedenen 
Nutzungsarten - ökologisch gesehen - in der Regel auf 
Elemente des Wattenmeer-Systems negativ rückwirken. Die­
se uNebenwirkungenu verursachen wirksame Potentialände­
rungen, die wiederum Systemfunktionen beeinträchtigen 
(vgl. LANGER 1978). Solche Nebenwirkungen lassen sich 
durch »Veränderung der Lebensbedingungen« (z.B. durch 
Verschmutzung von Wasser, Boden und Luft, Einbringen 
technisch-konstruktiver Elemente, Ausbaggerungen und 
Vertiefung von Rinnen, punktuelle und flächenhafte Störun­
gen als Folge diverser Nutzungen), »Arealver/ustu (z. B. 
durch Eindeichungen, Aufspülungen, Mülldeponie, Indu­
strieansiedlung) und »Veränderung des Biospektrums« (als 
Veränderung des Arteninventars und/oder der Individuen­
dichte durch Verlust, Einbringen oder Massierung von Orga-
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nismen - z. B. hervorgerufen durch jagdliche, fischereili· 
ehe, landwirtschaftliche und touristische Aktivitäten , aber 
auch durch verschiedene Küstenschutzmaßnahmen ... ) 
beschreiben (vgl. WESEMÜLLER & AUGST 1979 b). Insbe­
sondere Fortführung und Intensivierung flächenbeanspru­
chender Nutzungen und Maßnahmen (z.B. weitere Industria­
lis ierung, Eindeichungen, Tourismus) tendieren zu irrepara­
blen, ökologischen »Schäden« des Ökosystems Watten­
meer. Betroffen sind schließlich nicht nur einzelne Teile des 
Sys tems, sondern es wird in seiner Gesamtheit beeinträch­
tigt und gefährdet. Es ist somit als Ganzes schutzbedürftig. 
Vor dem Hintergrund von Natursch utz in der Aufgabe, das 
gesamtökologische System Wattenmeer langfrist ig zu er­
halten, steht seine derzeitige vielfältige Nutzung diesem Ziel 
entgegen. 
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Abb. 12: Spezielle Funktion des Wattenmeeres im Wandersystem 
bestimmter Fischarten der Nordsee - ein besonderes System in der 
Populationsbiologie (nach HEMPEL 1978, NELLEN 1978, ZIJLSTRA 
1976). 
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• Bau~ und Rohst offgewinnung 

Abb. 13: Nutzungsbedingte Einflüsse auf das Wattenmeer - Natur· 
schutz als Aufgabe, das gesamlökologische System zu erhalten. 

Festzuhalten ist: 
Die Nutzung des länder- und staatenübergreifenden Watten­
meeres birgt zugleich seine Gefährdung: Sie geht insbeson­
dere von allen intensiv betriebenen Nutzungen und ihrer 
ökologisch nachteiligen Kombinat ion aus, die nicht nur 
obengenannte Nutzungsfunktionen teilweise zielwidrig be­
einträchtigen, sondern auch das Naturpotential z. T. erheb­
lich belasten und verändern. Selbst bestehende Schutzge­
biete und internationale Schutzabkommen sind in dieser 
Hinsicht oft wenig wirkungsvoll (z.B. durch Überwachungs­
und Vollzugsdefizit; vgl. RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN 
FÜR UMWELTFRAGEN 1978, 1980; s. auch Verschmut­
zungsproblematik). Das Wattenmeer ist daher in seiner Ge­
samtheit sc hutzbedürftig. 

Einzelne Subsysteme, insbesondere Salzwiesen, Seehund­
liegeplätze, Brut-, Rast- und Mausergebiete sowie Areale im 
Ästuarbereich und der Dünen bedürfen dringend sofortiger 
Schutzmaßnahmen (vgl. WESEMÜLLER & AUGST 1979 a, b). 

Integrierter Schutz als Notwendigkeit 

Aus den skizzierten Grundüberlegungen ist zu folgern: 

Der Ansatz zur Erhaltung der Naturlandschaft Wattenmeer 
liegt in erster Linie in der Nutzungsregelung. Gerade vor 
dem Hintergrund der großflächig noch naturbelassenen 
ökologischen Einheit Wattenmeer und seiner vielfältigen 
Nutzung zeigt sich, daß die zunehmende Belastung dieser 
staatenübergreifenden Landschaft vor allem ein Problemei­
ner unzureichenden Gesamtplanung ist (vgl. MUDRA 1977). 

Nur ein für alle Ebenen durchgängiges (Landschafts-)Kon­
zept, das auch für »Starke« Fachplanungen einen bindenden 
Rahmen setzt, kann auf lange Sicht die Gewähr bieten, das 
Wattenmeer zu erhalten und Beeinträchtigungen abzuwen­
den oder auf ein ökologisch vertretbares Maß zu reduzieren . 

Marin geprägte Ökosysteme erfordern im Vergleich zu terri­
strischen einen weitreichenden Schutz. Ein bestimmtes Ter­
rain einfach mit einem Zaun abzugrenzen, ist schon allein 
aufgrund des Faktors Wasser weniger effektiv als auf dem 
Festland. 

Die Frage nach Schutzgebietssystemen als möglichem In­
strument der Naturschutzplanung stellt sich im Wattenmeer 
also in einer anderen Art und Dimension als auf dem Fest­
land, nicht zuletzt anges ichts einer alle Flächen umgreifen­
den Forderung nach Nutzungsregelung und Schutzmanage­
ment. Der funktional-ökosystemare Zusammenhang erfor­
dert eine Sicherung der Landschaft in ihrer Gesamtheit. 

Der traditionelle Naturschutz als Sicherungsaufgabe (mit 
Rechtsstat us) würde hier nicht überflüssig, sondern gerade 
er erhielte seinen Stellenwert als sichtbarer Garant für die 
Erhaltung wichtiger (biogener) Leistungsträger und/oder für 
die Dokumentation eines besonderen Bestandteiles des 
menschlichen Lebensraumes. Die Realisierung einer Kombi­
nation ökologisch d ifferenzierter Nutzung des Raumes mit 
abgestuftem großzügigem Flächenschutz böte gute Voraus­
setzungen zur nachhalt igen Sicherung der Großlandschaft 
Wattenmeer (s. u.). 

Aspekte zu Raumordnung und Landesplanung 
in Niedersachsen 

Inzwischen will das Land Niedersachsen seinen Watten­
meeranteil mit Ausnahme der in den Ästuarien liegenden 
Seeschiffahrtstraßen als ökologisches Vorranggebiet aus­
weisen (Entwurf des Landesraumordnungsprogramms 
1980). 

Doch zeigt die bisherige Praxis, daß Raumordnungspolit ik 
bzw. Raumordnung (als sozialräumliches Leitprinzip zur Ge­
staltung unserer Zukunft im räumlichen Bereich) sich auch 
hier mehr von ökonomischen Interesse n leiten lassen als 
von ökologischen Zwängen (vgl. KAPPERT 1978a, b). Die für 
das niedersächsische Wattenmeer genannte Vorrangfunk­
tion st eht somit nur auf dem Papier, solange das, was ein 
»ökologisches Vorranggebiet« ausmacht, nicht klar definiert 
und verbindlich geklärt is t. 

Bedingt durch Naturpotential und Lage gebührt im Watten­
meer Naturschutz Vorrang, mit dem sich Küstenschutz, Er­
holung/Fremdenverkehr und Fischerei als neben- oder nach­
geordnete Nutzungen vereinbaren lassen. Das optimale 
räumliche Verteilungsmuster dieser sich - unter ökologi­
scher Orientierung - zu einem großen Teil nicht von vorn­
herein aussch ließenden Nutzungen muß dabei entspre-
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chend der Zielsetzung "Erhaltung des Wattenmeerescc for­
muliert und räumlich wie zeitlich in naher Zukunft durchge­
setzt werden. Alle weiteren raumrelevanten Nutzungsan­
sprüche stehen dem Schutzziel in der Regel grundsätzlich 
entgegen. 

Erkennt man also das Wattenmeer auf dieser Basis als ein 
ökologisches Vorranggebiet an (wie BUCHWALD 1980; vgl. 
WESEMÜLLER & AUGST 1979a, b; RAT VON SACHVER­
STÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1980), dann müssen 
die Widerstände, die der Umsetzung des damit verbundenen 
Leitbildes der räumlich-funktionalen Arbeitsteilung im Wege 
st ehen, auch endlich ausgeräumt werden. BUCHWALD 
(1980) nennt verschiedene Restriktionen*, deren schrittwei­
ser Abbau zu fordern ist (siehe dort; vgl. WESEMÜLLER & 
AUGST 1979a). Gelingt dies nicht umfassend auch im Hin­
blick auf die planerische Berücksichtigung gesamtland­
schaftlicher Funktionszusammenhänge, dürfte selbst ein 
großzügiger Flächenschutz im Wattenmeer, der mit der Qua­
lität des heutigen Naturschutzes auskommen muß, auch 
langfristig nur Makulatur bleiben. Insbesondere die weitere 
Konzen tration umweltbelastender Produktionen an der KO· 
ste im Sinne des bisherigen Trends, das beabsichtigte Ein­
bringen weiterer statischer Elemente in den Naturraum und 
die Intensivierung anderer Nutzungen belegen nicht die not­
wendige Integration ökologischer Erfordernisse in den 
raumordnerischen Planungsprozeß (vgl. MUDRA 1977). . 

Die genannte Aufgabe scheint am besten Ober ein differen­
ziertes Schutz- und Nutzungskonzept lösbar, das einen Nut­
zungsverbund unter ökologischen Gesichtspunkten be­
schreibt und in dem jeder Ökosystemtyp in ausreichender 
Flächengröße auch in Reservaten mit Totalschutz (ohne 
wirtschaftliche Nutzung) enthalten sein muß. 

Integrierter Schutz im hier verstandenen Sinne geht also 
Ober die bloße Anweisung bekannter flächenhafter Schutz­
kategorien hinaus und schl ießt eine ökologisch differenzier­
te Nutzungsregelung ein. Sie darf nicht auf einen bestimm­
ten Raum (z. B. dem Wattenmeer oder Flächeneineslandes­
weiten Schutzgebietssystems) beschränkt bleiben, sondern 
muß letztlich grenzüberschreitend wirksam werden. Ein Na­
tionalpark Wattenmeer, wie er jetzt auch für Niedersachsen 
im Gespräch ist, könnte dann im supranationalen Schutz­
Kontext optimal wirksam werden. 

Der Gedanke eines Gesamtkonzeptes - wie es für einen 
Nationalpark erforderlich ist - stellt einen entscheidenden 
Schritt für einen künftigen effektiven Wattenmeerschutz 
dar. Ein länderweises Vorgehen könnte dabei langfristig 
ebenso zu einem - mehr additiv - übergreifenden Gesamt· 
konzept führen wie eine von vornherein auf die Gesamtland· 
schaft Wattenmeer ausgerichtete länder- und staatenüber­
greifende Planung. 

Zonierungsmodell für das niedersächsiche Wattenmeer 

Dabei ist nicht zu verkennen: Von einem international durch­
setzbaren Schutzkonzept sind wir auf der politischen Ebene 
heute noch weit entfernt (vgl. APFELBACHER 1980). So muß 
die Erarbeitung eines ökologisch orientierten, differenzier­
ten Schutz- und Nutzungskonzeptes für den niedersächsi­
chen Wattenmeerbereich mittels eines abgestuften Zonie­
rungsmodells vor dem Hintergrund dessen erfolgen, was 
z. Z. machbar ist. Anders wären derzeit kaum positive Schrit· 
te in Richtung nachhaltiger Sicherung des Wattenmeeres er· 
reich bar. 

• z.B. Zersplitterung der Zuständigkeiten für raum- und umweltbezo­
gene Planungen, Planungskompetenz der Gemeinden oder Er· 
schwernls länderObergreitender Planungen und Entwicklungen 
durch den föderativen Aufbau der Bundesrepublik . . . 
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Im Blick darauf ist ein derartiges Zonierungsmodell (nur) in 
Verbindung mit dem heutigen Instrument des Flächenschut­
zes realistisch und sinnvoll, das auf der Ausweisung von 
Schutzzonen unterschiedlicher Schutzintensität beruht. Der 
Naturschutz muß dabei einerseits mit Rücksicht auf das be­
stehende Nutzungsmuster unter Abwägung aller raumwirk· 
samen Nutzungsansprüche vertretbare Kompromisse einge· 
hen und ökologisch orientierte Nutzungsweisen in weiten 
Bereichen zulassen. Andererseits müssen in mehreren Be­
reichen jedoch auch Nutzungen extensiviert oder langfristig 
aufgegeben werden, etwa in den Buchten und Salzwiesen­
bereichen. 

In der Zone mit dem strengsten Schutz müssen von jedem 
Systemtyp einschl. aller Subtypen Flächen in genügender 
Größe und in ihrem typischen Zusammenhang an mehreren 
Stellen gesichert werden, dringlich insbesondere die stark 
bedrohten Festland-Salzwiesenareale mit vorgelagerten 
Schlickwatten, unbedeichte Gebiete mit dem Übergang von 
Geest über Salzwiese zu Watt sowie die raren brackwasser­
geprägten Ufersysteme der Ästuarien. 

Darüber hinaus müssen aber die gesamte Wattenmeerflä· 
ehe (Dänemark, BR Deutschland und Niederlande) sowie 
eng benachbarte und weiter entfernte Ökosysteme (Fest· 
land und Meer) langfristig mit betrachtet werden, möglichst 
durch ein wirksames staatenObergreifendes Schutzgebiets­
system. Die Ausweisung der Feuchtgebiete internationaler 
Bedeutung im niedersächsischen Wattenmeeranteil kann 
bereits als ein erster Schritt in diese Richtung aufgefaßt 
werden. Insbesondere im Hinblick auf den Schmutz- und 
Schadstoffeintrag von außen bedarf es jedoch eines effekti­
ven staatenübergreifenden Handelns, das nicht nur die drei 
Wattenmeeranrainerstaaten betrifft, sondern einen Großteil 
des übrigen Europa einschließt (vgl. RAT VON SACHVER­
STÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1980.) 

Der am Niedersächsischen Landesverwaltungsamt In Han­
nover vorgelegte Entwurf eines Schutz· und Entwicklungs­
konzeptes für den niedersächsischen Wattenmeerbereich 
fußt auf folgenden weiteren Erkenntnissen und Rahmenbe­
dingungen (nach WESEMÜLLER & AUGST 1979 a): 

Das Wattenmeer in all seinen Erscheinungsformen und 
Funktionen ist langfristig nur großräumig in seiner Ge­
samtheit existenzfähig und somit auch als Ganzes 
schutzwürdig sowie schutzbedOrftig. "Eingriffe in Teile 
bedingen Veränderungen im ganzen System« (RAT VON 
SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1980). 

- Trotz erkennbarer Beeinträchtigungen scheint das au­
genblickliche Nutzungsmuster, bis auf einige Ausnah­
men, für die weitere natürliche Entwicklung und Erhal­
tung des Wattenmeeres eben noch tragbar. Vollzieht 
sich aber die Raumentwicklung weiterhin nur unter unzu­
reichender Berücksichtigung ökologischer Erfordernisse 
und in dem Tempo vergangener Jahre, so wird die Bela· 
stung des Wattenmeeres bald Ausmaße annehmen, die 
zu nachhaltigen Beeinträchtigungen führen und den Be­
stand dieser einmaligen Naturlandschaft aufs schwerste 
gefährden dürften. Weitere Substanzverluste können ir­
reversible ökologische »Schädencc bewirken (vgl. HEYDE· 
MANN 1979). 

Für die weitere gesicherte natürliche Entwicklung des 
Wattenmeeres ist ein länder· und staatenObergreifendes 
Gesamtkonzept erforderlich. Die räumliche Gesamtent· 
wlcklung im Wattenmeer müßte sich dabei über den bzw. 
mit dem Naturschutz vollziehen. 

Das heißt in erster Linie: 
Die mit der ökologischen Orientierung verbundenen qua· 
litatlven Maßstäbe müssen durchgehend verbindlich zu 
integrierende Leitlinie für alle in diesem Raum anstehen­
den Maßnahmen sein (Nutzungsverbund nach ökologi· 
sehen Gesichtspunkten). Eine staatenübergreifende, 
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Quelle: AUGST und WESEMÜLLER (1979) 

Abb. 14: Wattenmeer - ZonierungsmodeJI. 

ökologisch orientierte, effektive Raumordnung kann als 
Ansatzpunkt für eine notwendige kooperative Grund­
struktur im Sinne eines Mindestschutzes begriffen wer­
den, die in eine international abgestimmte, ggf. länder­
weise wirksame und etablierte Schutzkonvention und 
-verwaltung münden sollte (Kontrollfunktion, s. u.). 
Die Nutzung des Wattenmeeres muß sich an seiner Er­
haltung orientieren. Als eine erste Sofortmaßnahme 
müßten die herrschenden Verhältnisse für einen Großteil 
der Nutzungen festgeschrieben werden, um zunächst 
einmal den Vorlauf zu bremsen, den die teilweise massi­
ven Eingriffe in den Naturzusammenhang vor dem Ver­
ständnis ihrer Folgen zur Zeit haben. Ein nach ökologi­
schen Gesichtspunkten ausgerichteter optimaler ,Nut­
zungsverbund kann dann in einem allmählichen Prozeß 
verwirklicht werden. Er schließt auch eine Einschrän­
kung und in einigen Bereichen d ie Aufgabe von Nutzun­
gen mit ein. Eine Ausweisung von großflächigen Schutz­
gebieten nach dem Naturschutzrecht ist gleichzeitig vor­
zunehmen. 

Eine differenzierte Zonierung bietet sich an wegen unter­
schiedlicher natürlicher Gegebenheiten (z. B. Gebiets­
struktur und -funktionen, Empfindlichkeit bestimmter Be­
reiche und Arten) und der verschiedenen Nutzungsan­
sprüche, die unterschied liche Schutzmaßnahmen und 
-intensitäten bedingen (vgl. ERZ 1974). 

Eine Zoneneinteilung, kombiniert als Flächenschutz und 
Nutzu ngsregelung, erleichtert darüber hinaus die Kon­
trolle der Aktivitäten sowohl des Naturschutzes (For­
schung, Führung, Schutz- und Pflegemaßnahmen) als 
auch der weiteren in den einzelnen Zonen zugelassenen 
Nutzungen. 
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»Ein derart differenziertes Schutz- und Nutzungskonzept 
erfordert ein leistungsfähiges Schutz- und Pflegeamt« 
(RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRA­
GEN 1980) als eigenständige Verwaltungsstelle. Wahrzu­
nehmende wichtige Aufgabe ist besonders die Kontrolle 
aller Aktivitäten: u. a. Durchführungen von Planungen 
und ggf. Pflegemaßnahmen , Aufbau eines Informations­
dienstes, Anregung und Durchführung wissenschaft li­
cher Forschung, Besucherlenkung, Bewachung beson­
ders empfindlicher Bereiche, Überwachung der zugelas­
senen Nutzungen etc. (vgl. ERZ 1974). Viele der genann­
ten Aufgaben sprechen sicherlich für eine Nationalpark 
(ähnliche) - Verwaltung. 

Die Grundzüge für den langfristigen Schutz des Wattenmee­
res (einschl. der Nutzungsregelung) sind im Zonierungsmo­
dell (lagemäßige Darstellung in Abb. 14) für den niedersäch­
sischen Bereiche entwickelt*: 

Es versteht sich, daß die Konzipierung des Zonierungsmodells 
auf einer eingehenden Erfassung der natürlichen Strukturen so­
wie der Natur- und Nutzungszusammenhänge fußt. Anhand von 
Bild- und Kartenmaterial wurden einige Schritte dazu beispielhaft 
erklärt, etwa die Ermittlung empfind! icher Räume. Sie zeigen z. B. 
in der Überlagerung, daß ein Großteil des niedersächsischen 
Wattenmeeres eines dringenden Schutzes bedarf (Schutzbedürf­
tigkeit). Eine mögliche Präzisierung des Modells für eine Nut­
zungsform wurde am Beispiel der Schiffahrt kartenmäßig erläu­
tert. In dieser Art müßten pro Nutzung räumlich genaue Vorstel­
lungen entwickelt werden und in ein Gesamt-(landschafts)-Kon­
zept abgestimmt eingehen. 

Zur Ausgestaltung der Zonen, zu den Nutzungen, zu den Lebens­
räumen und zur Prioritätensetzung bei Maßnahmen sind WESE­
MÜLLER & AUGST (1979 a, b) Einzelheiten zu entnehmen. 
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Es sieht vier Zonen mit abgestufter Schutzintensität und 
Nutzungsbeschränkung vor. Pro Zone werden dazu je Nut­
zung detaillierte Aussagen gemacht (näheres s. WESEMÜL­
LER & AUGST 1979 a), wobei Zone 1 nutzungsfrei bleiben 
soll (Vollnaturschutz). Zone 1 und 2 soll auf jeden Fall der 
Status eines Naturschutzgebietes eingeräumt werden. Der 
mit Zone 4 vorgesehene Restschutz (nicht unbedingt Flä­
chenschutz im Sinne der Naturschutzgesetze) ist auf dem 
Hintergrund der Nutzungen notwendig, weil auch hier be­
sonders auf den funktionalen Zusammenhang geachtet wer­
den muß. 

So hätte beispielsweise eine weiter fortschreitende Ver­
schmutzung der Flüsse und der Nordsee langfristig gravie­
rende Auswirkungen auf das Wattenmeer zur Folge (vgl. 
Abb. 5). 

In einem Schutzgebietssystem, das das Wattenmeer ein­
schließt, würde also neben eine spezielle Sicherung der 
Grundsubstanz des Wattenmeeres durch einen großzügigen 
Flächenschutz eine Lenkung der räumlichen Entwicklung 
durch eine differenzierte Regelung der verschiedenen Nut­
zungen treten. Dazu bietet sich eine abgestufte Zonierung 
und ein spezielles Management dieser ausgedehnten Wat­
ten landschaft an; eine eigene (Schutz-)Verwaltung ist der Er­
füllung der vielfältigen Aufgaben in besonderem Maße dien­
lich. 

Dem Nationalparkgedanken sind dabei viele Anregungen für 
ein künftiges Gesamtkonzept zu entnehmen. 

Eine entsprechende »Schutzverwaltung« sollte nicht erst 
nach Erarbeitung aller weiteren Grundlagen und Durchfüh­
rung notwendiger Maßnahmen sozusagen in einem »ferti­
gen Nest« eingerichtet werden, sondern schon frühzeitig an 
der Entwicklung beteiligt sein. Ein die Entwicklung beglei­
tendes, mitbestimmendes und gewachsenes Amt kann spä­
ter besser und sofort die gestellten Aufgaben übernehmen, 
wie Erfahrungen bei anderen ähnlichen Einrichtungen zei­
gen (JUNGIUS mdl. 1980). 

Eine solche Stelle könnte zugleich eine Koordinierungsfunk­
tion zwischen den Küstenländern und -staaten zur grenz­
überschreitenden Abstimmung von Maßnahmen und zur 
Überwachung int ernaionaler Übereinkommen und Regelun­
gen wahrnehmen. 

Entsprechend den aufgezeigten zusammenhängen wird ein 
großzügiger Flächenschutz, eingebettet in ein Schutzge­
bietssystem, nur dann voll wirksam sein und somit Struktu­
ren und Funktionen der niedersächsischen Wattenland­
schaft nachhaltig sichern helfen, wenn es auch zu einem 
koordinierten, staaienübergreifenden Handeln vor allem der 
drei Wattenmeer-Anliegerstaaten und der norddeutschen 
Küstenländer kommt. 

Die Voraussetzungen für einen integrierten Schutz im Wat­
tenmeer und ein übergreifendes Schutzgebietssystem sind 
skizziert. Ihre zur langfristigen Sicherung dieses einmaligen, 
internationalen Naturraumes notwendige Umsetzung aber 
erfordert eine politische Entscheidung. 

Der Erhalt des Wattenmeeres hängt von dieser Entschei­
dung ab, die letztlich in der Frage mündet, ob es uns (und 
den Niederländern und Dänen) das wert ist oder nicht. Sie 
muß bald fallen, sonst kommt sie womöglich zu spät. 
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Die noch naturnahen Ufer der Unterelbe mit ihren Feuchtstandorten, ihrer Vegetation und ihren Strandflächen als Übergang und Verbund zum 
Watt der Küste erfüllen eine wesentliche Funktion des integrierten Schutzgebietssystems; sie sollten daher nicht durch Einrichtungen des Er­
holungsverkehrs belastet werden. Foto: Olschowy 
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